
Gemeinde Heidgraben

Beschlussvorlage

Digital Pakt - Medienentwicklungskonzept der Grundschule Heidgraben

Sachverhalt:
Der Schulträger ist gemäß § 48 Absatz 1 Nr. 5 Schleswig-Holsteinisches
Schulgesetz –SchulG- für die Ausstattung an den Schulen verantwortlich.

Im Mai 2019 wurde zwischen Bund und Länder die Verwaltungsvereinbarung zur
Förderung der digitalen Ausstattung an den Schulen geschlossen.
Die Richtlinie zur Vergabe der Finanzhilfen aus dem Digital Pakt Schule 2019 bis
2024 an die Träger der öffentlichen Schulen –Landesprogramm Digital Pakt SH-
Öffentliche Schule wurde am 18. September 2019 veröffentlich und trat rückwirkend
zum 17. Mai 2019 in Kraft. Sie hat eine Laufzeit bis zum 16. Mai 2024.

Es haben in der Vergangenheit Treffen mit den Bürgermeistern, Schulleitern, IT-
Betreuern und Verwaltung stattgefunden. Diese wurden durch das IQSH –Institut für
Qualitätsentwicklung Schleswig-Holstein- begleitet. Im Rahmen dieser Treffen wurde
sich dahingehend verständigt, dass die Umsetzung des Digital Pakts gemeinsam
erfolgen soll. An den Schulen im Amtsbereich soll grundsätzlich eine einheitliche
Ausstattung angeschafft werden.

Für die Beantragung der Fördermittel ist ein Medienentwicklungsplan notwendig,
welcher als Anlage 1 beigefügt ist. Dieser ist mit der Schulleitung und dem IT-
Dienstleiter abgestimmt worden.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Ziele des Digital Pakts sind u.a. die
 Schaffung der Infrastruktur zur digitalen Nutzung,
 Ausstattung der Schulen mit Präsentationsgeräten und Endgeräten für den

digitalen Unterricht,
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 Umsetzung der medienpädagogischen Anforderungen der Schulen und
 Planungssicherheit für Schulträger, Schulen und Politik durch mittelfristige

Finanz- und Organisationsplanung.

Im Frühjahr 2019 wurde zur Vorbereitung eine Bestandsaufnahme der IT-
Ausstattung erfasst.
Die Ergebnisse aus diesem Verfahren sind mit in den Medienentwicklungsplan
eingeflossen. Weiterhin das pädagogische Konzept & das Fortbildungskonzept
der Schule sowie das Supportkonzept. Aus diesen Konzepten wurde das
Finanzierungskonzept erstellt.

Finanzierung:
Für die Umsetzung des Digital Pakts fallen geschätzte Kosten von 95.040 € an.

Für das Jahr 2022 wurden 60.000 € eingeplant. Weiterhin wurden 53.000 € für die
Fördermittel eingeplant.

Im Rahmen der Sofortprogramme wurden 33 Schüler-Endgeräte angeschafft. Hierfür
sind Ausgaben von 12.599,96 € entstanden. Fördermittel sind in Höhe von 11.993,10
€ gezahlt worden.

Die Mittel der laufenden Kosten für den Support, Kosten für Drucker und Software
sind bereit zu stellen.

Um die Folgeförderung Administration während der Laufzeit bis 2024 in Anspruch
nehmen zu können, ist eine Antragstellung des Förderantrages bis 30. Juni 2022
notwendig. Hierfür ist der Förderantrag zum Digital Pakt oder einer der
Sofortprogramme als Grundlage heran zu ziehen, um den Bedarf darzulegen.

Fördermittel durch Dritte:
Aus der Förderung des Digital Paktes steht eine Budgetsumme von 53.073,42 € zur
Verfügung.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personalwesen empfiehlt / Die
Gemeindevertretung beschließt, den Medienentwicklungsplan der
Grundschule Heidgraben. Die Verwaltung wird mit der Umsetzung beauftragt.
Die Mittel sind bereit zu stellen.

__________________
Jürgensen

Bürgermeister

Anlagen:
Medienentwicklungsplan der Grundschule Heidgraben.
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I. Präambel 
 

In diesem Medienentwicklungsplan (MEP) soll das Konzept der pädagogischen IT-Aus-

stattung an der Grundschule in Heidgraben vorgestellt werden.  

 

In diesem Medienentwicklungsplan soll erläutert werden, wie der computerunterstützte 

Unterricht umgesetzt werden soll. Für die Erstellung wird sich am Profil der Schule orien-

tiert, damit die pädagogisch sinnvolle Umsetzung erfolgt. 

 

In vielen Bereichen des täglichen beruflichen und privaten Lebens haben die digitalen Me-

dien, wie Smartphones & Tablets oder Convertibles mit breiter Verfügbarkeit des Internets, 

bereits ihren Einzug gefunden und sind oftmals nicht mehr wegzudenken. Mit der Medien-

kompetenz soll der zielgerichtete Einsatz ermöglicht und der verantwortungsvolle Umgang 

nähergebracht werden. 

 

Ein zielgerichteter Einsatz stellt sich nicht mehr nur mit dem Informations- und Computer-

unterricht dar. Die technische Unterstützung wird in vielen Fächern eingesetzt. Möglich-

keiten hierfür gibt es viele, wie z.B. Internet-Recherche, Bildbearbeitung, Videoerstellung, 

Erstellen von Präsentationen.  

Durch die digitalen Medien verändern sich die Arbeitsabläufe und Kommunikationsmög-

lichkeiten. 

 

Für den Bildungsbereich sind durch die Schulträger die Rahmenbedingungen zu schaf-

fen1. Diese beinhalten unter anderen die Infrastruktur und technischen Ausstattung der 

Schulen, um die Möglichkeiten zu schaffen, die Schülerinnen und Schüler auf das digitale 

Leben vorzubereiten.  

Mit Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 08. Dezember 2016 wurde die Strategie 

„Bildung in der digitalen Welt“2 erstellt. 

Weiterhin ist die Fortbildung der Lehrkräfte und der Support der IT sicherzustellen.  

 

In der Gemeinde Heidgraben gibt es eine Grundschule mit aktuell 152 Schülerinnen und 

Schülern und 13 Lehrkräften. Die Schule ist knapp zweizügig. Die außerschulische Be-

treuung findet in der Offenen Ganztagsschule statt. Weiterhin gibt es eine Gemeindebü-

cherei auf dem Schulgelände.  

                                                           
1 Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz -SchulG- vom 24. Januar 2007, GVOBL 2007 S. 276 in der Zurzeit gültigen 

Fassung 
2 https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2016/2016_12_08-Bildung-in-der-

digitalen-Welt.pdf 

  letzter Zugriff 17.03.2022 
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In der Medienentwicklungsplanung sind das pädagogische Medienkonzept der Grund-

schule, das technische Ausstattungsprofil, das Supportkonzept und das Fortbildungskon-

zept eingeflossen. Aufgrund dieser Ausführungen ist das Finanzierungskonzept erstellt 

worden. 

 

 

Abbildung 1: Der Medienentwicklungsplan – Aufbau 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch die höheren pädagogischen, technischen Anforderungen sind Modernisierungs-

maßnahmen an der Grundschule durchzuführen. Die elektrischen Leitungen sind zu er-

neuern, die LAN-/WLAN-Verfügbarkeit ist sicherzustellen, Präsentations- und Endgeräte 

sind anzuschaffen. Ebenso sind Server, Software und Lizenzen zu beschaffen und zu 

warten. Dahingehend ist ein mehrstufiges Supportkonzept zu erstellen, um eine zuver-

lässige Nutzung zu ermöglichen.  
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II. Rechtsgrundlagen 

 
Vom Schulträger ist gemäß § 48 Absatz 1 Nr. 5 SchulG3 für die Deckung des Sachbedarfes 

zu sorgen. Neben der Bewirtschaftung, Unterhaltung und Ausstattung des Gebäudes ge-

hört die IT-Ausstattung und Wartung inklusive der Verkabelung und Vernetzung des Ge-

bäues dazu. 

 

III. Der Medienentwicklungsplan -MEP- 

 
Mithilfe des Medienentwicklungsplanes werden die einzelnen Planungsschritte im Rah-

men des Projektes DigitalPakt dargestellt. Die notwendigen Maßnahmen der Schaffung 

der Infrastruktur, die benötigten Anschaffungen sowie ein Supportkonzept werden erläu-

tert.  

Als Folge der notwendigen Maßnahmen wird die mittelfristige Finanzplanung ermittelt. 

 

Ziel des Medienentwicklungsplanes soll die Planungssicherheit für den Schulträger, die 

Schule und politische Vertreter sein.  

 

Der Medienentwicklungsplan setzt sich aus vier Bereichen zusammen: 

 

a. Pädagogisches Medienkonzept 

 
Damit die unterrichtliche Mediennutzung und der Aufbau von Medienkompetenz bei 
den Schülerinnen und Schülern nicht dem Zufall überlassen bleiben, sollten 
die zu vermittelnden Inhalte und Kompetenzen in einem pädagogischen Medien-
konzept zusammengetragen und systematisiert werden. Je nach der Schulart, den 
baulichen Voraussetzungen und der pädagogischen Ausrichtung 
der jeweiligen Schule können Medienkonzepte sehr unterschiedlich ausfallen. 
 
Das Lernen mit und über (digitale) Medien ist aufgrund technologischer Entwick-
lungen, wie Digitalisierung, Internet und breiter Verfügbarkeit mobiler Endgeräte 
und daraus resultierender gesellschaftlicher Veränderungen, zu einer wichtigen 
schulischen Aufgabe geworden.  
 
Gemäß dem entsprechenden KMK-Beschluss, versteht man unter schulischer Me-
dienbildung einen dauerhaften, pädagogisch strukturierten und begleiteten Prozess 
der konstruktiven und kritischen Auseinandersetzung mit der Medienwelt. „Sie zielt 

                                                           
3 Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz -SchulG- vom 24. Januar 2007, GVOBL 2007 S. 276 in der Zurzeit gültigen 

Fassung 
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auf den Erwerb und die fortlaufende Erweiterung der Medienkompetenz ...“. Auch 
in den Bildungsstandards und den neuen Fachanforderungen nehmen Medien eine 
wichtige Rolle ein.  
 
Dazu zählt zum einen der Bereich „Lernen über Medien“, der die Erfahrungen der 
Schülerinnen und Schüler in einer medial geprägten Welt aufgreift. Dabei werden 
Teilnahme-, Reflexions- und Urteilskompetenzen erworben, die für eine selbstbe-
stimmte gesellschaftliche Teilhabe unverzichtbar sind.  
Der zweite wichtige Bereich ist das „Lernen mit Medien“. Dabei wirken Medien 
„durch ihr vielfältiges didaktisch-methodisches Potenzial, das Anschaulichkeit, in-
haltliche Attraktivität und formale Qualität ebenso miteinschließt wie die Möglich-
keit, eigene mediale Produkte kreativ zu gestalten, als Motor und Motivator für das 
Lehren und Lernen in der Schule“. 
 
Neben den digitalen Medien spielen auch die „klassischen“ Medien weiterhin eine 
wichtige Rolle. Dabei sollte jedoch berücksichtigt werden, dass im Rahmen der zu-
nehmenden Digitalisierung vieler Bereiche Medien zunehmend verschmelzen und 
digital abrufbar sind. 4  
 
 

b. Technisches Ausstattungskonzept 

 
Aus den pädagogischen Überlegungen können die notwendigen Schlussfolgerun-
gen für die mediale Ausstattung gezogen werden. Diese wird in einem technischen 
Ausstattungskonzept festgeschrieben, welches neben der 
endgültigen Festlegung der Endgeräteausstattung auch konkrete Überlegungen 
zur deren Administration und der Verwaltung der schulischen Infrastruktur enthal-
ten sollte. Schulen benötigen professionelle Lösungen, welche 
die notwendigen pädagogischen, administrativen, (datenschutz-)rechtlichen und 
organisatorischen Fragestellungen ausreichend klären. Vorschläge zur Gestaltung 
schulischer Netzwerke lassen sich den Ausstattungsempfehlungen 
des Landes5 entnehmen. 
 

Auch für das technische Konzept sollte eine umfassende Bestandsaufnahme der 
vorhandenen Infrastruktur, Endgeräte und Software erfolgen. Dieses dient unter 
anderem dazu festzustellen, welche Geräte veraltet und erneuerungsbedürftig 
sind und wo durch Standardisierung eine effizientere Beschaffung und Wartung er-
möglicht werden kann. Es erfolgt idealerweise auch schulübergreifend 
auf Schulträgerebene. 

                                                           
4 Themenpapier Medienentwicklungsplanung IQSH 2015, Seite 4 ff. 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Publikationen/Links/Shop/themenpapierMedien-

entwicklungsplanung.pdf?__blob=publicationFile&v=2 
5 Ministerium für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Holstein (Hrsg.): Empfehlungen für die schuli-

sche IT- und Medienausstattung. Kiel 2015  abrufbar unter: https://medienberatung.iqsh.de/ausstattungsemp-

fehlungen.html 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Publikationen/Links/Shop/themenpapierMedienentwicklungsplanung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Publikationen/Links/Shop/themenpapierMedienentwicklungsplanung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://medienberatung.iqsh.de/ausstattungsempfehlungen.html
https://medienberatung.iqsh.de/ausstattungsempfehlungen.html
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Im Rahmen der technischen Konzeption müssen die notwendigen datenschutz-
rechtlichen Fragestellungen beantwortet werden, wenn personenbezogene Daten 
verarbeitet werden. Dazu gehört, dass mit externen 
Dienstleistern Vereinbarungen zur Auftragsdatenverarbeitung abgeschlossen wer-
den.6 
 
 

c. Supportkonzept 

 
Mit dem zunehmenden Einsatz von IT-Lösungen im Unterricht nimmt auch die Ab-
hängigkeit von der Technik zu, sodass es nicht nur um einen möglichst reibungslo-
sen Tagesbetrieb, sondern zunehmend auch um eine möglichst 
schnelle Wiederherstellung ausgefallener Technik, Programme und Daten geht. 
 
Auf Basis des technischen Konzeptes wird daher auch ein Supportkonzept erstellt, 
das festlegt, von wem die im laufenden Betrieb anfallenden Wartungs- und Repa-
raturaufgaben ausgeführt werden. Dabei sollten auch Abläufe für 
Problemmeldungen definiert werden, damit diese schnell und effizient bearbeitet 
werden. Für den Aufbau von Supportsystemen ist die enge Zusammenarbeit von 
Schule, Schulträger und gegebenenfalls externen Dienstleistern  
unerlässlich, wenn sich die Arbeitsteilung von First-Level und Second-Level-Sup-
port im Alltag bewähren soll. 6 
  

d. Finanzierungskonzept  

 

Abgestimmt auf die anderen Konzepte sollte ein Finanzierungskonzept aufgestellt 

werden, in dem der notwendige Finanzbedarf sowohl für die Anschaffung und die 

wiederkehrende Erneuerung der Hard- und Software als auch die Einrichtung, Ad-

ministration und Wartung des gesamten Systems durch einen IT-Dienstleister oder 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Schulträgers zu berücksichtigen ist. Dabei sind 

die finanziellen Spielräume des Schulhaushaltes beziehungsweise des Schulträ-

gers einzubeziehen.6 

 

 

 

                                                           
6 Themenpapier Medienentwicklungsplanung IQSH 2015, Seite 4 ff. 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Publikationen/Links/Shop/themenpapierMedien-

entwicklungsplanung.pdf?__blob=publicationFile&v=2 

 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Publikationen/Links/Shop/themenpapierMedienentwicklungsplanung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Publikationen/Links/Shop/themenpapierMedienentwicklungsplanung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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IV. Aktuelle Situation 

 
In der Gemeinde Heidgraben befindet sich eine Grundschule. Derzeit werden dort 152 

Schülerinnen und Schüler unterrichtet. 13 Lehrkräfte unterrichten an der Grundschule. 

Kräfte des Förderzentrums unterstützen die Lehrkräfte. Die Schule ist knapp zweizügig 

und das Gebäude größtenteils eingeschossig. Ein Klassenraum befindet sich im Ober-

geschoss. Weiterhin ist in dem Gebäude der Offene Ganztag untergebracht.  

  

Im Frühjahr 2019 wurde zur Vorbereitung des Digital-Paktes eine Bestandsaufnahme 

der IT-Ausstattung erfasst: 

 

Im Gebäude befinden sich 7 Klassenräume, 5 Nebenräume, sowie 6 andere Räume.  

Von diesen Räumen verfügen 15 über eine WLAN-Abdeckung. Ebenso sind 15 Räume 

mit einer LAN-Verkabelung (Cat 5e und neuer) ausgestattet.  

 

Für die Präsentationstechnik ist in einem Klassenraum ein interaktives Whiteboard (> 

als 4 Jahre), in zwei Räumen interaktive Displays > als 4 Jahre) und in einem Raum 

ein interaktives Display (< als 4 Jahre) verbaut. Die drei Räume verfügen über jeweils 

eine Dokumentenkamera (> als 4 Jahre). Weiterhin ist ein mobiler Beamer vorhanden.  

  

An der Grundschule sind 63 Edubooks < als 4 Jahre) vorhanden. 33 wurden aus dem 

Sofortprogramm, 30 vom Schulverein angeschafft.  Der Kopierer und ein Farbdrucker 

können von den Geräten angesteuert werden. 

Ebenso wurden weitere Access Points für die WLAN-Versorgung angeschafft. 

Im Lehrerzimmer und Schulleitungsbüro stehen ein Farbdrucker, im Sekretariat ein 

Schwarz-Weißdrucker zur Verfügung. 

 

Für die Nutzung der digitalen Medien ist eine schnelle Internetverbindung Vorausset-

zung, um den Datenaustausch mit Lernplattformen und den Zugriff auf Medienange-

bote gewähren zu können.  

 

Der Support erfolgt zurzeit durch einen externen EDV-Berater. 

 

Im Rahmen des Haushaltes der Gemeinde Heidgraben werden der Schule Mittel für 

die Ausstattung und Unterhaltung zur Verfügung gestellt.  

 

Aktuell befindet sich die Gemeinde in den Planungen für einen Neubau der Grund-

schule. Zukünftig wird es dann an der Schule 8 Klassenräume geben.  
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V. Pädagogisches Medienkonzept 
 

Von Seiten der Grundschule Heidgraben wurde das pädagogische Medienkonzept 

(Stand: März 2022) erstellt. Die Inhalte wurden aus dem Konzept der Schule übernom-

men. 

 

Vorüberlegungen  

Im privaten Alltag unserer Kinder spielen digitale Medien längst eine entscheidende 

Rolle (siehe KMK-Strategie 20167). Auch die Schülerinnen und Schüler der Grund-

schule Heidgraben leben in einer mediatisierten Lebenswelt. PC, Internetzugang, Tab-

let und Smartphone sind für viele Kinder ständig präsent. Ziel unseres gegenwärtigen 

und zukünftigen Unterrichts ist deshalb auch die Vorbereitung unserer Kinder auf eine 

digitale Welt, das selbstständige digitale Arbeiten und somit die Teilhabe an der Wis-

sensgesellschaft. Daher ist es ein fester Bestandteil im Rahmen der Medienbildung der 

Grundschule Heidgraben, die Kinder auf die Chancen, aber auch auf die damit verbun-

denen Gefahren und Risiken aufmerksam zu machen. Die Schülerinnen und Schüler 

müssen hierzu bereits in der Grundschule ausreichende Informations- und Medien-

kompetenzen erlangen, um in grundlegenden Bereichen unserer heutigen Gesellschaft 

teilhaben zu können.  

 

Der Erwerb dieser Kompetenzen darf nicht nur Aufgabe der Eltern sein, wenn Bildungs-

gerechtigkeit in allen Bereichen erfolgen soll. Als gesamtes Grundschulkollegium stel-

len wir uns dieser Aufgabe, indem wir uns dazu regelmäßig fortbilden. Wir sehen im 

Unterricht viele Möglichkeiten sowohl für das Lernen mit digitalen Medien als auch für 

das Lernen über digitale Medien. Der Umgang mit den digitalen Medien stellt deshalb 

eine sinnvolle und notwendige Ergänzung und Erweiterung des herkömmlichen Unter-

richts in allen Klassen unserer Grundschule dar.  

 

Der Umgang mit digitalen Medien an der Grundschule Heidgraben soll sich zukünftig 

besonders durch den flexiblen Einsatz mobiler Endgeräte und die kontinuierliche In-

tegration in den alltäglichen Unterricht durch elektronische Präsentations- und Aufnah-

megeräte auszeichnen. Wenn die Grundschule an die Lebens- und zukünftige Arbeits-

welt der Kinder anknüpfen soll, müssen die Chancen der neuen digitalen Medien früh-

zeitig aufgegriffen und in den Schulalltag implementiert werden. Das „Lernen mit und 

über (digitale) Medien“ wird selbstverständlich auch weiterhin die bisher verwendeten 

Medien (CD-/MP3-Player, Overheadprojektoren, Easy Speaker etc.) im Sinne der Me-

dienintegration sinnvoll berücksichtigen. 

                                                           
7  https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2018/Digitalstrategie_2017_mit_Weiterbildung.pdf  
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Die Medienentwicklung an der Grundschule Heidgraben ist ein kontinuierlicher Pro-

zess. Es werden stetig weitere Schritte geplant und durchgeführt. Das Ziel des Unter-

richts ist immer der verantwortungsbewusste Umgang mit digitalen Medien. Das Ler-

nen über und das Lernen mit Medien soll in allen Unterrichtsfächern stattfinden. 

 

Lernen über Medien: 

 Das verantwortliche Handeln mit digitalen Medien wird im Unterricht fokussiert. 

 

Lernen mit Medien: 

 Die neuen Medien sind wichtig für den inklusiven Unterricht: Die Kinder können 

durch Anpassungsmöglichkeiten individueller gefördert und gefordert werden. 

Die Schülerinnen und Schüler 

 beschaffen Informationen. 

 festigen ihre Kenntnisse und üben Fertigkeiten ein. 

 gewinnen Erkenntnisse. 

 schaffen kreative Lernprodukte. 

 präsentieren ihre Ergebnisse. 

 

Die Grundschule Heidgraben besitzt seit 2018 zwei E-Screens sowie ein Interactive 

Board, welches seit sechs Jahren in einem Klassenraum steht. Alle drei interaktiven 

Tafeln verfügen über eine Dokumentenkamera. Auf allen drei Rechner wird die Soft-

ware Smartnote genutzt. Die Lehrkräfte haben diese Software mit Lizenz auch zu 

Hause auf ihren Computern, so dass sie ihren Unterricht vorbereiten können. Ein wei-

teres Interactive Board wurde 2020 angeschafft. 

 

Zukünftig sollen die Klassen mit Edubooks ausgestattet werden. Derzeit teilen sich alle 

Klassen die vorhandenen Geräte. Auf diesen ist das Lernprogramm Lernwerkstatt in-

stalliert. Die Schülerinnen und Schüler können Mathematik-, Deutsch- und Englischü-

bungen ausführen. Es gibt auch Übungen zur Logik und Wahrnehmung. 

Alle Schülerinnen und Schüler verfügen darüber hinaus über einen Antolin-, Zahlenz-

orro- und Antonzugang, der von der Schule finanziert wird. 

 

Damit auch DVDs sowie CDs abgespielt werden können, besitzen die Klassenräumen 

mit den E-Screens auch externe Laufwerke. Eine Tastatur sowie eine dazugehörige 

aus befinden sich ebenfalls in den Klassenräumen.  

Für das 2020 angeschaffte Board gibt es keine Tastatur und kein externes Laufwerk. 
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Die neu angeschafften Lehrkräfteendgeräte sollen eine Tastatur ersetzen. Ein externes 

Laufwerk wird noch angeschafft. 

 

Bestehendes Fortbildungskonzept für das Kollegium  

 

 Externe Fortbildungen durch das IQSH  

 Interne Fortbildungen durch das Kollegium  

 

Mediencurriculum  

 

Der folgende Stoffverteilungsplan zeigt die Kompetenzen aus der KMK-Strategie „Bil-

dung in der digitalen Welt“8, welche die Schülerinnen und Schüler am Ende der vierten 

Klassen erreicht haben sollen. Die Kompetenzen sind in folgende sechs Bereiche auf-

geteilt:  

1. Suchen, Verarbeiten, Aufbewahren  

2. Kommunizieren und Kooperieren  

3. Produzieren und Präsentieren  

4. Schützen und sicher agieren  

5. Problemlösen und Handeln  

6. Analysieren und Reflektieren  

 

In der IQSH-Broschüre „Digitale Medien im Fachunterricht“9 wird in Kapitel 5 die „Pro-

gression der Medienkompetenz“ beschrieben. Die zu erreichenden Kompetenzberei-

che werden dabei für die Jahrgangstufe vier sowie für das Ende der Sekundarstufe I 

festgehalten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
8  https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2016/2016_12_08-Bildung-in-der-di-

gitalen-Welt.pdf 

9 https://publikationen.iqsh.de/pdf-downloads-lernen-mit-digitalen-medien.html 

https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2016/2016_12_08-Bildung-in-der-digitalen-Welt.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2016/2016_12_08-Bildung-in-der-digitalen-Welt.pdf
https://publikationen.iqsh.de/pdf-downloads-lernen-mit-digitalen-medien.html
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Kompetenz 1: Suchen, Verarbeiten und Aufbewahren 

1.1 Browsen, Suchen, Filtern Jahrgangsstufe 1-4 Beispiele 

1.1.1 Arbeits- und Suchinteres-
sen klären und festlegen 

1.1.2 Suchstrategien nutzen 
und weiterentwickeln 

1.1.3 In verschiedenen digitalen 
Umgebungen suchen 

1.1.4 Relevante Quellen identifi-
zieren und zusammenfüh-
ren 

 mit Unterstützung aufga-
benbezogene Suchinte-
ressen klären und diese 
festlegen 

 einfache Suchstrategien 
nutzen und entwickeln und 
diese unter Anleitung wei-
terentwickeln 

 für ihre Suche im Internet 
angeleitet einen Internet-
browser, die Funktion von 
Links und Internetadres-
sen (URL) nutzen 

 altersgerechten digitalen 
Medien gezielt Informatio-
nen entnehmen und diese 
verwenden 

 mithilfe vorgegebener In-
formations- und Lernpor-
talen lernen 

 Informationen zu einem 
bestimmten Thema zu-
sammenstellen 

 Suchergebnisse kopieren 
und diese in eigene Da-
teien einfügen und das Er-
gebnis ausdrucken 

 

 bspw. Lernwerkstatt, Anto-
lin und Zahlenzorro nutzen 

 Referate halten mit vorheri-
ger Recherche über Kinder-
suchmaschinen wie 
www.fragfinn.de und 
www.blinke-kuh.de 

 Texte und Bilder kopieren, 
das Copyright beachten und 
thematisieren 

 Bilder von der Seite www.pi-
xabay.de nutzen! 

 Vorbereitete Links öffnen 
und Aufgaben dort bearbei-
ten 

 Orientierung auf einer 
Website 

 Im Englischunterricht: soge-
nannte Webunits bearbei-
ten (Internetaufgaben) 

 

   

   

1.2 Auswerten und Bewerten 

1.2.1 Informationen und Daten  
         analysieren, interpretieren    
         und kritisch bewerten 
1.2.2 Informationsquellen  
         analysieren und kritisch  
         bewerten 
 

 Suchergebnisse aus ver-
schiedenen Quellen zu-
sammenführen und diese 
darstellen 

 Zwischen Informations- 
und Werbebeiträgen un-
terscheiden 

 

   

1.3 Speichern und Abrufen 

1.3.1 Informationen und Daten  
         sicher speichern, wieder-  

finden und von verschiede-
nen Orten abrufen 

 

 Dokumente an einem vor-
gegebenen Ort speichern 
und diese wiederfinden 

 

   

 

 

 

 

http://www.fragfinn.de/
http://www.blinke-kuh.de/
http://www.pixabay.de/
http://www.pixabay.de/
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Kompetenz 2: Kommunizieren und Kooperieren 

2.1 Interagieren Jahrgangsstufe 1-4 Beispiele 

2.1.1 Mithilfe verschiedener  
         Kommunikationsmöglich-  
         keiten kommunizieren 
2.1.2 Digitale Kommunikations- 
         möglichkeiten zielgerichtet  
         und situationsgerecht  
         auswählen 

 Altersgemäße Möglichkei-
ten der digitalen Kommu-
nikation anwenden 

 Digitale Medien und Netz-
werke nutzen, um beste-
hende Kontakte zu pfle-
gen 

 Englischunterricht: Video-
Telefonat mit der Brief-
freundschaftsklasse im Aus-
land 

2.2 Teilen 

2.2.1 Dateien, Informationen und  
         Links teilen 
 

 Mit Unterstützung Da-
teien, Inhalte und Internet-
adressen (URL) mittels 
vorgegebener Kommuni-
kationsprogramme aus-
tauschen 

 

   

2.3 Zusammenarbeiten 

2.3.1 Digitale Werkzeuge für die  
         Zusammenarbeit bei der  
         Zusammenführung von  
         Informationen, Daten und  
         Ressourcen nutzen 
 

 Mit Unterstützung alters-
gemäße Medien zur Zu-
sammenarbeit bei schuli-
schen Arbeitsaufträgen o-
der Projekten nutzen 

 

   

2.4 Umgangsregeln kennen und einhalten 

2.4.1 Verhaltensregeln bei  
         digitaler Interaktion und  
         Kooperation kennen und  
         anwenden (Netiquette) 
2.4.2 Kommunikation der jeweili-    
         gen Umgebung anpassen 
 

 Einfache Regeln der Kom-
munikation bei Nutzung di-
gitaler Medien angeleitet 
einhalten 

 Wie schreibe ich eine E-
Mail? 

 Englischunterricht: Wie 
kommuniziere ich in dem 
Land? Wie begrüße/verab-
schiede ich mich? 

   

2.5 An der Gesellschaft aktiv teilhaben 

2.5.2 Medienerfahrung  
         weitergeben und in  
         kommunikative  
         Prozesse einbringen 
 

 Ihre Medienerfahrungen 
weitergeben 
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Kompetenz 3: Produzieren und Präsentieren 

3.1 Entwickeln und Produzieren Jahrgangsstufe 1-4 Beispiele 

3.1.1 Mehrere technische  

         Bearbeitungswerkzeuge  

          kennen und anwenden 

3.1.2 Eine Produktion planen und     

         in verschiedenen Formaten  

         gestalten, präsentieren,  

   veröffentlichen oder teilen 

 Basisfunktionen digitaler 
Medien anwenden 

 Mit grundlegenden Ele-
menten von Bedienungs-
oberflächen umgehen 

 Die Grundfunktionen von 
Geräten und Program-
men zur Erstellung und 
Bearbeitung von Texten 
und Bildern anwenden 

 „Interaktives-Whiteboard-
Dienst“, die SuS können ab 
der 1. Klasse die interaktiven 
Whiteboards an- und aus-
schalten. Sie kennen die 
Windows-Oberfläche. 

 Word anwenden, minibooks 
erstellen mit bspw. Der Seite 
www.minibooks.ch  

   

3.2 Weiterverarbeiten und Integrieren 

3.2.1 Inhalte in verschiedenen  

         Formaten bearbeiten,  

         zusammenführen,  

         präsentieren und veröffentli-                   

         chen oder teilen 

3.2.2 Informationen, Inhalte und  

         vorhandene digitale  

         Produkte weiterverarbeiten  

         und in bestehendes  

         Wissen integrieren 

 Einfache digitale Medi-
enprodukte in mindes-
tens einem Format mit-
tels digitaler Werkzeuge 
produzieren 

 Vor- und Nachteile unter-
schiedlicher Medienpro-
dukte benennen 

 

   

3.3 Rechtliche Vorgaben beachten 

3.3.1 Bedeutung von Urheber- 

         recht und geistigem Eigen- 

         tum kennen 

 Mit Unterstützung ele-
mentare rechtliche 
Grundlagen im Umgang 
mit digitalen Medien ein-
halten (z.B. Persönlich-
keitsschutz) 

 AWO-Projekt (Suchtpräven-
tion) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.minibooks.ch/
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Kompetenz 4: Schützen und sicher agieren 

4.1 In digitalen Umgebungen 
agieren 

Jahrgangsstufe 1-4 Beispiele 

4.1.1 Risiken und Gefahren in  

         digitalen Umgebungen  

         kennen, reflektieren und  

         berücksichtigen 

4.1.2 Strategien zum Schutz  

         entwickeln und anwenden 

 Risiken und Gefahren 
von Schadsoftware be-
nennen (Trojaner, Viren) 

 Angeleitet Geräte und 
Produkte vor Schadsoft-
ware schützen 

 

   

4.2 Persönliche Daten und Privatsphäre schützen 

4.2.1 Maßnahmen für  

         Datensicherheit und  

         Datenmissbrauch  

         Berücksichtigen 

4.2.2 Privatsphäre in digitalen  

         Umgebunden durch  

         geeignete Maßnahmen  

         schützen 

4.2.3 Ständige Aktualisierung von  

         Sicherheitsrisiken vorneh-   

         men 

 Angeleitet Gefahren von 
Datenmissbrauch und -
verlust vermeiden 

 Angeleitet die Bedeutung 
von Passwörtern und 
Pseudonymen erläutern 
und diese nutzen 

 Angeleitet grundlegende 
Sicherheitsregeln in der 
Nutzung von Netzwerken 
beachten 

 Anhand von Antolin/Zahlenz-
orro die Passworteingabe er-
klären, am Interaktiven White-
board für die ganze Klasse 
zeigen 

   

4.3 Gesundheit schützen 

4.3.1 Suchtgefahren vermeiden,  

         sich selbst und andere vor  

         möglichen Gefahren  

         schützen 

4.3.2 Digitale Technologien  
         gesundheitsbewusst nutzen 

 Angeleitet ihre eigene 
Mediennutzung be-
obachten und reflektieren 

 Bei sich selbst und in ih-
rer sozialen Umgebung 
schädliche Entwicklun-
gen im Umgang mit digi-
talen Medien erkennen 
und darauf aufmerksam 
machen (Sucht, Cyber-
bullying) 

 AWO Projekt 
 Cyberbullying besprechen 

und thematisieren 

   

4.4 Natur und Umwelt schützen 

4.4.1 Umweltauswirkungen  

         digitaler Technologien  

         berücksichtigen 

 Beispiele für einen res-
sourcensparenden Bei-
trag bei der Nutzung digi-
taler Medien benennen 
(Papier sparen beim Ver-
zicht von ausdrucken, di-
gitale Steuerung der 
Raumtemperatur)  

 „digitale Technologien und 
ihre Umweltauswirkungen“ 
als Thema in HWS 

 Relevant für das Thema Zu-
kunftsschule 
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Kompetenz 5: Problemlösen und Handeln 

5.1 Technische Probleme lösen Jahrgangsstufe 1-4 Beispiele 

5.1.1 Anforderungen an digitale  

         Umgebungen formulieren 

5.1.3 Bedarfe für Lösungen ermit-  
 teln und Lösungen finden   
 beziehungsweise Lösungs-
strategien entwickeln 

 Ihren Unterstützungsbe-
darf bei technischen 
Problemen beschreiben 

 Einfache, wiederkeh-
rende technische Prob-
leme lösen 

 

   

5.2 Werkzeuge bedarfsgerecht einsetzen 

5.2.1 Eine Vielzahl von digitalen  

         Werkzeugen kennen und  

         kreativ anwenden 

5.2.4 Digitale Umgebungen und  

         Werkzeuge zum  

         persönlichen Gebrauch        

         anpassen 

 Gezielt Werkzeuge für 
die Bearbeitung von Tex-
ten und Bildern sowie die 
Nutzung des Internets 
benennen und auswäh-
len 

 Angeleitet grundlegende 
Einstellungen von Pro-
grammen für ihren Ge-
brauchen anpassen 
(Schrift, Farbe etc.) 

 Die Schülerinnen und Schüler 
können Word/Paint benutzen 

   

5.3 Eigene Defizite ermitteln und nach Lösungen suchen 

5.3.1  Eigene Defizite bei der Nut-  
 zung digitaler Werkzeuge  
 erkennen und Strategien zur  
 Beseitigung entwickeln 

5.3.2  Eigene Strategien zur  
 Problemlösung mit anderen       
 teilen 

 Bedarfe zur Weiterent-
wicklung bei der Nutzung 
digitaler Werkzeuge er-
kennen und nach Lösun-
gen suchen 

 Lösungen anderen mit-
teilen 

 

   

5.4 Digitale Werkzeuge und Medien zum Lernen, Arbeiten und Problemlösungen nutzen 

5.4.1  Effektive digitale  
          Lernmöglichkeiten finden,    
          bewerten und nutzen 

 Effektive, digitale Ler-
numgebungen zur Unter-
stützung ihres schuli-
schen Lernens auswäh-
len und diese nutzen (E-
Book, Rechentrainer) 

 Antolin und Zahlenzorro in 
der Schule und zu Hause nut-
zen 

   

5.5 Algorithmen erkennen und formulieren 

5.5.1 Funktionsweisen und  
 grundlegende Prinzipien der  

        digitalen Welt kennen und   

        verstehen 

5.5.3 Eine strukturierte, algorith- 

         mische Sequenz zur Lösung  

         eines Problems planen und  

         verwenden 

 Angeleitet formale Ab-
läufe erkennen (beim 
Handy etc.) 

 Sich mit einfachen Abläu-
fen und Systematiken 
auseinandersetzen (z.B. 
durch Veranschauli-
chung des Programmie-
rens) 

 Im Mathematikunterricht: Pro-
grammieren mit dem Pro-
gramm „Scratch“ (bspw. Im 
Matheclub) 
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Kompetenz 6: Analysieren und Reflektieren 

6.1 Medien analysieren und be-
werten 

Jahrgangsstufe 1-4 Beispiele 

6.1.1 Gestaltungsmittel von  

         digitalen Medienangeboten    

         kennen und bewerten 

6.1.2 Interessengeleitete Setzung,  
         Verbreitung und Dominanz  
         von Themen in digitalen  
         Umgebungen erkennen und  
         Beurteilen 

6.1.3 Wirkungen von Medien in  
         der digitalen Welt (z.B.  
         mediale Konstrukte, Stars,  
         Idole, Computerspiele,  
         mediale etc.) analysieren  
         und konstruktiv damit  
         umgehen 

 Beschreiben, was ihnen 
an genutzten digitalen 
Medien gefällt oder miss-
fällt 

 Erkennen, dass mediale 
und virtuelle Konstrukte 
und Umgebungen nicht 
eins zu eins in die Reali-
tät umsetzbar sind 

 Erklären, wie Wirkungen 
von digitalen Medien ihre 
eigene Mediennutzung 
beeinflussen (z.B. digi-
tale Spiele) 

 

   

6.2 Medien in der digitalen Welt verstehen und reflektieren 

6.2.1 Vielfalt der digitalen  

         Medienlandschaft kennen 

6.2.2 Chancen und Risiken des  

         Mediengebrauchs in  

         unterschiedlichen  

         Lebensbereichen erkennen,  

         eigenen Mediengebrauch  

         reflektieren und gegebenen- 

         falls modifizieren 

 Ihre Medienerfahrungen 
sowie Erfahrungen in vir-
tuellen Lebensräumen 
darstellen 

 Reale Folgen medialer 
und virtueller Handlun-
gen (z.B. Social Media, 
Cybermobbing) benen-
nen und ggf. mit Unter-
stützung modifizieren 

 Über den eigenen Medi-
engebrauch berichten 
und diesen einschätzen 
(z.B. Medientagebuch) 

 In HWS: ein Medientagebuch 
erstellen und dieses reflektie-
ren und einschätzen können 
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a. Technische Ausstattungskonzept – Mindestanforderung  

 

Die technische Ausstattung an der Grundschule Heidgraben soll nach der Musterlö-

sung des IQSH umgesetzt werden.10  

Von Seiten der Grundschule werden die Mindestanforderungen der technischen Aus-

stattung und der Angaben des Ausstattungsprofils der Grundschule wie nachstehend 

dargestellt und um die Empfehlungen des IQSH ergänzt. 

 

Ergänzend ist auszuführen, dass für die Schulen besonderen Datenschutzregelungen 

gelten. Es ist sicherzustellen, dass das pädagogische Unterrichtsnetzwerk und das 

schulinterne Verwaltungsnetzwerk getrennt sind.  

 

Vernetzung / Ausstattung der Räume 

Der Standard sollte bei einer Neuverkabelung mindestens Cat. 6 betragen. WLAN ist 

in den pädagogisch genutzten Räumen der Grundschule vorhanden. 

  

 mit LAN / WLAN Anschlüssen, Stromversorgung, Server-/Netzwerkschrank, Daten-

ablage 

 

Empfehlungen des IQSH: 

 An einer zentralen Stelle im Gebäude sollte für das Unterrichtsnetz ein Netzwerk-

schrank (inkl. Patchfeld und ausreichend Stromanschlüssen, mind. 20 Höhenein-

heiten, 19 Zoll, Tiefe 60 cm) installiert werden. Ggf. wird ein zweiter Netzwerk-

schrank zur Unterverteilung benötigt.  

 

 Im Zuge der Erweiterung des Netzes mit WLAN sollte der vorhandene Switch durch 

ein neues Gerät mit folgenden Eigenschaften ersetzt werden: Gigabit-LAN, ma-

nagebar, VLAN, POE (für späteres WLAN). Auch weitere Switche sollten diese Ei-

genschaften mitbringen. 

 

 Alle Klassen- und Fachräume sollten über LAN-Kabel (Cat. 7) ans Unterrichtsnetz 

angebunden werden und mindestens jeweils einen LAN-Anschluss (Cat. 6 a) in 

Bodennähe (Doppeldose in Tafelnähe z.B. für späteren Präsentationsrechner) und 

einen LAN-Anschluss (Cat. 6 a) in Deckennähe (Accesspoint für späteres WLAN) 

erhalten. 

 

 Für die langfristig angestrebte Ausstattung mit Präsentationsmedien werden zu-

sätzliche Stromanschlüsse in Tafelnähe und ggf. in Deckennähe benötigt. 

                                                           
10 https://medienberatung.iqsh.de/musterloesung-grundschule-sh.html, letzter Zugriff 17.03.2022 
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WLAN 

 Der Einsatz mobiler Endgeräte (Notebooks, Tablets oder Convertibles) setzt ein 

WLAN voraus, damit auf das interne Schülernetz mit der Datenablage und auf das 

Internet zugegriffen werden kann. Dies kann am sinnvollsten über fest installierte 

Accesspoints in allen Klassenräumen bereitgestellt werden. 

 

 Bei der Anschaffung von festen Accesspoints sollten diese in Deckennähe mon-

tiert werden und über eine LAN-Dose ans Schülernetz angebunden werden. Die 

Accesspoints sollten VLANs, mehrere SSIDs, und WPA2-Enterprise unterstützen 

sowie managebar sein. Die Stromversorgung der Accesspoints sollte per LAN er-

folgen (POE=. Dazu wird im Netzwerkschrank ein Switch mit POE-Unterstützung 

benötigt. 

 

 Das Management der Accesspoints sollte über einen Hardware-Controller im 

Netzwerkschrank realisiert werden. 

 

Zentrale Dienste 

 Der vorhandene Internetfilter sollte aus Altersgründen durch ein neues Gerät aus-

getauscht werden und fest im neuen Netzwerkschrank untergebracht werden. 

 die vorhandene Datenablage zum Speichern und Austauschen von Dokumenten 

und zur gemeinsamen Nutzung von Lernprogrammen sollte durch eine neue Da-

tenablage ausgetauscht werden. Das neue Gerät sollte mit zwei 1-TB-Festplatten 

ausgestattet werden (z.B. QNAP-NAS). Daten werden gespiegelt und sind dadurch 

auch bei einem Festplattenfehler noch auf der anderen Festplatte vorhanden. 

 Um ein automatisiertes Backup zu nutzen, kann auch eine externe Festplatte (2 

TB) an die Datenablage angeschlossen werden. 

 Auch neue Geräte sollten für Wartungsarbeiten im Schülernetz in die vorhandenen 

Softwareverteilung DKS-Install eingebunden werden, da Softwareinstallationen 

und Änderungen im System für die Windows-Notebooks von einem zentralen Ort 

aus gesteuert werden können.  Standardupdates (Browser, Virensignaturen, 

Windows usw.) sind dabei kostenlos. Wenn weitere Software verteilt werden soll, 

wird eine Jahresgebühr fällig. 

 Um von einem zentralen Gerät z.B. auf die Softwareverteilung zugreifen zu können, 

wird ein Wartungsrechner (z.B. der Lehrerrechner im PC-Raum) benötigt.  

 

Präsentationsgeräte 

In den Schulen können verschiedene Geräte zur Präsentation genutzt werden. Dies 

kann mit einem Beamer, Whiteboard, interaktivem Whiteboard, Display oder einem in-

teraktiven Display erfolgen.  
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Die Schule hat sich für die Variante der interaktiven Displays entschieden: 

 Anschaffung von vier bzw. fünf weiteren interaktiven Displays. 

 

Empfehlungen des IQSH: 

 Die angedachte feste Präsentationsmöglichkeit in den Klassenräumen wäre z.B. 

über eine Display-Lösung mit interaktiven Whiteboards realisierbar, bei der fol-

gende Mindestanforderungen mitbedacht werden sollten: 

Display: 

 Auflösung Ultra-HD 

 Mind. 2 x HDMI 

 1 x LAN 

 2 x USB (Touch) 

 Lautsprecherleistung 20 W RMS (bzw. 2 x 10 W RMS) 

 Audio-Line-Out 

 gehärtetes Glas 

 mattes Display 

 Helligkeit 350 cd/m² 

 15 Berührungspunkte 

 

 An den Displays sollte ein Notebook bzw. Rechner (installiert nach dem IQSH-Stan-

dard) fest angeschlossen werden: 

 je Präsentationsgerät:  

 bei der Lösung mit Beamer & Board ein fest angeschlossenes Notebook 

nach IQSH-Standard mit einem abschließbaren Notebookschrank (Aus-

stattung siehe Lehrergeräte) Diese Variante kommt zukünftig nicht mehr 

infrage. Das Board wird zeitnah ausgetauscht.  

 bei der Anschaffung von Displays können die Lehrergeräte zu Präsen-

tationszwecken genutzt werden. 

 je Klassenraum eine Dokumentenkamera, eine Digitalkamera, ein digitaler Vor-

lesestift „Anybook Reader“ (Franklin) 

 

Drucker 

Im Lehrerzimmer ist ein Drucker vorhanden. Weiterhin stehen der Kopierer und ein 

Farbdrucker zur Verfügung, die von den Edubooks angesteuert werden können. 

 

Schülergeräte / Endgeräte  

Auch bei den Endgeräten gibt es verschiedene Varianten, wie z.B. feste PC´s, Laptops, 

Convertibles, Tablets, iPads, Smartphones auf Windows- oder iOS-Basis 
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Die Grundschule hat sich für die Variante auf Windows-Basis ausgesprochen und 

möchte die Klassen mit Edubooks ausstatten: 

 Edubook-Ausstattung für alle Klassen 

Aktuell besuchen 152 Schülerinnen und Schüler die Grundschule und 63 Geräte 

sind vorhanden.   

 Convertible (Mindestanforderungen nach Musterlösung Grundschule) 

 2 GB RAM / besser 4 GB RAM, 64 GB SSD/eMMC, mind. 10 Zoll, Ein-

richtung nach IQSH-Anleitung: Windows 10 Professional, PC-Wächter-

Schutz 

 extern anschließbare Computermäuse sind teilweise vorhanden 

 Aufbewahrungsmöglichkeit: Tablet-/Notebookschrank 

 Programme:  

 Office Paket: Word, Excel und PowerPoint (voraussichtlich benö-

tigtes Paket: MS Office Standard) ist nicht auf allen Geräten vor-

handen.  

 Lernwerkstatt 

 weitere Lizenzen für Programme und Apps nach Bedarf 

 Headsets  

 

Empfehlungen des IQSH: 

 Bei der Anschaffung von neuen Rechnern, Notebooks bzw. Tablets oder Conver-

tibles sollte darauf geachtet werden, dass diese nach IQSH-Standard (Windows 10 

Professional, Einrichtung nach Anleitung des IQSH) installiert worden sind. Dazu 

gehört auch der PC-Wächter-Schutz. Um eine Einheitlichkeit bezüglich Hard- und 

Software zu erreichen, sollte die Ausstattung in einem Schritt erfolgen. 

 Bei der Anschaffung mobiler Geräte sollte eine Lade- und ggf. eine Transportmög-

lichkeit mitbedacht werden: Notebook-/Tabletwagen (inkl. Ladeeinheit), ein leichte-

res und kleineres Trolley System oder aufgrund der Treppen im Gebäude ein fester 

Ladeschrank. 

 

Als Endgeräte sollen ebenfalls Windows-Laptops mit Tastatur angeschafft werden. 

Hierfür sind ca. 90 Geräte im Gerätekoffer/-wagen favorisiert.  

Weiterhin werden ca. 3 zusätzliche Tablet/Notebookschränke zur Aufbewahrung benö-

tigt. 

 

Lehrergeräte 

Auch hier gibt es wie bei den Schülerendgeräten die verschiedenen Möglichkeiten. 
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Im Rahmen des Förderprogrammes Leihgeräte für Lehrkräfte wurden für die Grund-

schule in Heidgraben Geräte beim Land bestellt. 

 

Regelung zur regelmäßigen Wartung aller Geräte 

Die technische Ausstattung wird von einem externen Dienstleister regelmäßig gewar-

tet und an die neuesten Anforderungen angepasst. 

 

Empfehlungen des IQSH: 

 die weitere Betreuung, Pflege und Administration des Schülernetzes vor Ort sollte 

dauerhaft durch einen IT-Dienstleister bzw. durch den Schulträger übernommen wer-

den. 

 Mindestens 1 x pro Schulhalbjahr sollte der Dienstleister/Schulträger eine Wartung 

des Schülernetzes (Updates Rechner, Datenablage, Internetfilter usw.) durchführen.  

 

b. Fortbildungskonzept der Lehrkräfte 

Mit Beschlussfassung vom 27.05.2019 in der Lehrerkonferenz wurde folgendes Kon-

zept für die Fortbildung der Lehrkräfte erstellt. 

 

In den vergangenen Jahren wurden diverse Fortbildungen und Veranstaltungen be-

sucht und durchgeführt: 

 

 Netzwerktreffen 

 Vorstellung der Hardware durch verschiedene Hersteller 

 Didacta 

 Microfortbildungen im Kollegium 

 Lego Education 

 Medienwerkstatt des IQSH 

 

Für die zukünftige Fortbildung der Lehrkräfte ist folgendes geplant: 

 

1. Externe Fortbildung durch das IQSH 

2. Interne Fortbildung und Austausch durch das Kollegium 
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VI. Handlungsfelder 

 
Aus den vorangegangenen Ausführungen des pädagogischen Konzeptes ergeben sich 

nachfolgende Handlungsfelder: 

 

a. IT-Basisinfrastruktur 

Die derzeitige Verkabelung ist im weiterhin bestehenden Gebäudeteil auf die Band-

breite zu prüfen und ggf. zu erneuern, um den Schülerinnen und Schülern sowie 

den Lehrkräften die Möglichkeiten der gleichzeitigen Nutzung zu geben.  

 

Bei den Ausführungen der Installation für LAN / WLAN sind wichtige Punkte zu 

beachten. Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik hat hier Vorga-

ben zum IT-Grundschutz zusammengetragen.11 

Im WLAN-Bereich sollte darauf geachtet werden, dass die Frequenzbereiche 2,4 

GHz und 5 GHz zur Verfügung stehen. 

 

Der Anschluss an das Glasfasernetz des Landes ist vorhanden. 

 

b. Ausstattung der Endgeräte 

Der derzeitige Ausstattungsschlüssel (Computer-Schüler-Relation) liegt aktuell bei 

1 zu 2, d.h. auf ein vorhandenes Endgerät kommen 2 Schülerinnen und Schüler. 

Der landesweite Schnitt über alle Schularten liegt bei 1 zu 8.12  

Durch die gewünschte Anschaffung der Endgeräte für alle Schülerinnen und Schü-

ler würde sich dieser auf 1 zu 1 verbessern.  

 

c. NAS-Laufwerk & Wartungsrechner 

Durch die Digitalisierung werden die IT-Strukturen immer komplexer, so dass diese 

nicht mehr ohne NAS-Laufwerke wirtschaftlich verwaltet werden können. Ebenso 

wird für die zentrale Administration ein Wartungsrechner notwendig. 

 

d. Wartung und Pflege 

Durch den immer komplexer werdenden Support, können die Schulen diese Auf-

gabe nicht selber bewerkstelligen. Es sind hierfür externe Dienstleister hinzuzuzie-

hen.  

                                                           
11 https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/IT-

Grundschutz/IT-Grundschutz-Kompendium/Umsetzungshinweise/umsetzungshinweise_node.html , letzter Zugriff 

17.03.2022 
12 https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/umdrucke/01900/umdruck-19-01921.pdf, Seite 15 

https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/IT-Grundschutz/IT-Grundschutz-Kompendium/Umsetzungshinweise/umsetzungshinweise_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/IT-Grundschutz/IT-Grundschutz-Kompendium/Umsetzungshinweise/umsetzungshinweise_node.html
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/umdrucke/01900/umdruck-19-01921.pdf
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Von Seiten der Amtsverwaltung kann diese Aufgabe nicht mit übernommen wer-

den, da diese selber die IT-Betreuung an einen externen Dienstleister ab Sommer 

2020 vergeben hat. 

 

Diese Punkte haben einen direkten Einfluss auf das Support- und Finanzierungskonzept.  

     

VII. Ziele 

 
Es haben in der Vergangenheit Gespräche mit den Schulträgern, Schulleitern und IT-

Betreuern stattgefunden. In diesen Gesprächen wurde sich dahingehend geeinigt, 

dass an den Schulen eine einheitliche Ausstattung erfolgen soll, um so den Konkur-

renzgedanken zu verringern. Teilweise wurde an den Schulen in den letzten Jahren 

bereits Ausstattungen angeschafft, so dass es hierbei zu Abweichungen kommen 

kann.  

 

Bei der Umsetzung der Schaffung der IT-Infrastruktur sind die einzelnen Gegebenhei-

ten zu betrachten, um einen Standard zu schaffen. Die Schaffung einer funktionsfähi-

gen Verkabelung, einer vollständigen WLAN-Ausleuchtung der schulischen Räumlich-

keiten und eine schnelle Internetanbindung ist Voraussetzung dafür, dass die digitalen 

Medien in den Unterrichtsfächern umgesetzt und angewandt werden können. 

 

Die interne Verkabelung soll entsprechen den Normen vorgenommen werden. Der 

Brandschutz ist hierbei zu beachten. Bei einer Neuverkabelung sollte darauf geachtet 

werden, dass die aktuellen Standards (Cat 7) verbaut werden. Es sollen zwei LAN-

Anschlüsse pro Klassenraum angebracht werden. 

Bei der externen Verkabelung ist zu beachten, dass eine hohe Bandbreite vorhanden 

ist. Seiten des Landes wird geraten, dass 0,5 Mbit/s / pro aktiver Schülerin und pro 

aktivem Schüler als zukunftsorientierten Leistungswert (Bandbreite) im Downloadbe-

reich an.13 Für das Erreichen größere Bandbreiten empfehlen sich Anbindungen über 

Glasfaseranschlüsse.  

 

Die Schaffung der vollständigen WLAN-Ausleuchtung soll durch einen Access-Point 

pro Klassenraum erreicht werden. Der Anbau von weiteren Access-Points ist den ent-

sprechenden Notwendigen anzupassen. Die Montage sollte in Deckennähe bzw. direkt 

                                                           
13 https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/umdrucke/01900/umdruck-19-01921.pdf,  Seite 12 

https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/umdrucke/01900/umdruck-19-01921.pdf
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an der Decke erfolgen. Bei der Auswahl der Geräte sollte bedacht werden, dass ver-

schiedene Benutzergruppen (Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler und ggf. Gäste) 

eingerichtet werden können. 

Die Stromversorgung sämtlicher Geräte ist in den Räumen sicherzustellen und die Ad-

ministration sollte zentral möglich sein. 

 

Die Anschaffungen der Geräte sollen zentral erfolgen. Bei den Schülerendgeräten be-

steht der Wunsch nach mobilen Klassensätzen mit Windows-Oberfläche.  

 

Für den Supportbereich ist ein Konzept zur erstellen. Die Zuständigkeiten und Kom-

munikationswege sind klar zu definieren.  

 

Weiterhin sind die Folgekosten, wie z.B. laufende Betriebskosten, Neuanschaffungen 

nach evtl. 5 Jahren etc. zu beachten. 

 

Nachstehend sind die Empfehlung des IQSH zur Schaffung einer grundlegenden Inf-

rastruktur für die Musterlösung Grundschule Schleswig-Holstein dargestellt: 

 

 Realisierung einer Internetanbindung von mindestens 50 Mbit/s für jeden Schul-

standort: Dies ist z.B. über den Breitbandzugang des Landes (Internetfilterung plus 

bis zu 100 Mbit/s kostenlos) möglich. Wann die einzelnen Standorte angeschlossen 

werden, kann man in der monatlichen aktualisierten Liste nachsehen:  

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Glasfaser/Schulen/schulen_node.html.  

 

Wenn ein kurzfristiger Anschluss nicht zu erwarten ist, sollte eine Übergangslösung 

für die Schulen geschaffen werden. 

 

 Anbindung Unterrichtsnetz an den Breitbandanschluss des Landes:  

Dazu muss eine Verbindung vom Cisco-Switch im Landesnetzschrank zum Router 

des Unterrichtsnetzes hergestellt werden. 

 

Im Amtsbereich wurde sich für den Anschluss an das Glasfasernetz des Zweckverband 

Breitband Marsch und Geest entschieden, da dieser kostengünstiger ist. 

 

 Erstellung eines Netzwerkplanes inklusive Messprotokoll:  

Die vorhandene LAN-Verkabelung sollte mit Hilfe eines Messprotokolls auf Taug-

lichkeit überprüft werden und bei Bedarf ausgetauscht werden. Die vorhandene 

LAN-Verkabelung sollte dabei mindestens dem Standard Cat. 5e entsprechen, eine 

Neuverkabelung mindestens dem Standard Cat. 7. 
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LAN-Anschlüsse: 

 Jeder Klassen- und Fachraum sollte mindestens 2 LAN-Anschlüsse (1x 

in Lehrerpultnähe, 1x in Deckennähe für das spätere WLAN) erhalten. 

 Darüber hinaus sollte jeder weitere Raum, der zukünftig einen WLAN-

Accesspoint erhalten soll (Gruppenräume, Aula, Mensa usw.), mit min-

destens 1 LAN-Anschluss in Deckennähe ausgestattet werden. 

 Das Lehrerzimmer sollte sowohl einen LAN-Anschluss in Deckennähe 

als auch Anschlüsse in Bodennähe erhalten. 

 Am zukünftigen zentralen Druckerstandort wird 1 LAN-Anschluss in Bo-

dennähe benötigt. 

 

Netzwerkschränke: 

 Der zentrale Netzwerkschrank sollte folgende Voraussetzungen erfüllen:  

mind. 12 Höheneinheiten, 19 Zoll, Tiefe 60 cm, ausreichend Stroman-

schlüsse.  

Der Schrank sollte in einem Extra-Raum (möglichst mit Lüftungsmög-

lichkeit) an zentraler Stelle im Gebäude untergebracht werden. 

 Je nach Gebäudegröße werden ggf. zusätzlich noch weitere Netzwerk-

schränke für die Unterverteilung benötigt. 

 

 

Austausch aller vorhandenen Netzwerkgeräte:  

Die vorhandenen Geräte (Switch, Router, Controller, Accesspoint) sollten durch die 

innerhalb der Musterlösung verwendeten Geräte ausgetauscht werden sowie zusätzli-

che Netzwerkschränke und Unterverteilungen mit weiteren Switches des gleichen Her-

stellers versehen werden. 

 

Stromanschlüsse:  

Für die Realisierung einer festen Präsentationsmöglichkeit sollten in den Klassenräu-

men mindestens 3 Stromanschlüsse in Nähe des zukünftigen Präsentationsgerätes 

geschaffen werden. 
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VIII. Datensicherheit 
 

Vereinbarungen 

Bezüglich der Nutzung des WLAN-Netzes durch die Schülerinnen und Schüler ist eine 

Nutzungsordnung zu erstellen. Hierin werden die Vorgaben für die schulische Internetnut-

zung geregelt. Die Eltern müssen der Nutzung zustimmen.   

 

Ebenso sind Dienstvereinbarungen für die Nutzung durch Lehrkräfte zu erlassen.  

Jugendschutz 

Über geeignete Lösungen ist durch die Schule mit einem vertretbaren Aufwand sicherzu-

stellen, dass minderjährige Schülerinnen und Schüler möglichst keinen Zugriff auf jugend-

gefährdende Inhalte (Gewaltverherrlichung, Pornografie etc.) bekommen.  

Sie können entweder über den Router, das WLAN-Management, einen bestehenden 

Schulserver oder über ein separates Gerät integriert werden. In den Ausstattungsempfeh-

lungen gibt es hierzu weitere Hinweise. Beachtet werden muss, dass weitere einmalige 

und jährliche Kosten entstehen können.14  

 

Firewall 

Eine Firewall ist ein Sicherungssystem, das ein Rechnernetz oder einen einzelnen Com-

puter vor unerwünschten Netzwerkzugriffen schützt.  

Jedes Firewall-Sicherungssystem basiert auf einer Softwarekomponente. Die Firewall-

Software dient dazu, den Netzwerkzugriff zu beschränken, basierend auf Absender oder 

Ziel und genutzten Diensten. Sie überwacht den durch die Firewall laufenden Datenver-

kehr und entscheidet anhand festgelegter Regeln, ob bestimmte Netzwerkpakete durch-

gelassen werden oder nicht. Auf diese Weise versucht sie, unerlaubte Netzwerkzugriffe zu 

unterbinden. 

Abhängig davon, wo die Firewall-Software installiert ist, wird unterschieden zwischen ei-

ner Personal Firewall (auch Desktop Firewall) und einer externen Firewall (auch Netz-

werk- oder Hardware-Firewall genannt).  

In Abgrenzung zur Personal Firewall arbeitet die Software einer externen Firewall nicht auf 

dem zu schützenden System selbst, sondern auf einem separaten Gerät, das Netzwerke 

oder Netzsegmente miteinander verbindet und dank der Firewall-Software gleichzeitig den 

                                                           
14 IT-Ausstattungsempfehlungen für Schulen in Schleswig-Holstein des IQSH: Themenpapier Internetnutzung in 

Schulen, Seite 5+6, abrufbar unter: https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Arbeitsfel-

der/ITMedien/Material/Downloads/themenpapierInternetnutzung.pdf?__blob=publicationFile&v=4, letzter Zu-

griff 17.03.2022 

https://de.wikipedia.org/wiki/Rechnernetz
https://de.wikipedia.org/wiki/Firewall#Hardware-Firewall
https://de.wikipedia.org/wiki/Netzwerkdienst
https://de.wikipedia.org/wiki/Firewall-Regelwerk
https://de.wikipedia.org/wiki/Datenpaket
https://de.wikipedia.org/wiki/Firewall#Personal_Firewall_(auch_Desktop_Firewall)
https://de.wikipedia.org/wiki/Firewall#Externe_Firewall_(auch_Netzwerk-_oder_Hardware-Firewall)
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Zugriff zwischen den Netzen beschränkt. In diesem Fall kann „Firewall“ auch als Bezeich-

nung für das Gesamtsystem stehen (ein Gerät mit der beschriebenen Funktion). Bauart-

bedingt gibt es große konzeptionelle Unterschiede zwischen den beiden Arten. 

Die Funktion einer Firewall besteht nicht darin, Angriffe zu erkennen. Sie soll ausschließ-

lich Regeln für die Netzwerkkommunikation umsetzen. Für das Aufspüren von Angriffen 

sind sogenannte IDS-Module zuständig, die durchaus auf einer Firewall aufsetzen und Be-

standteil des Produkts sein können. Sie gehören jedoch nicht zum Firewall-Modul.15 

 

Dokumentation 

Um die Sicherheit, die Erweiterbarkeit und die Wartbarkeit des schulischen Netzwerkes 

sicherzustellen, sind die grundlegende Einrichtung und alle fortlaufenden Änderungen 

durch die ausführenden Personen bzw. Firmen schriftlich zu dokumentieren. Die jeweils 

aktuelle Fassung dieser Dokumentation sollte stets in der Schule abgelegt sein.16 

 

IX. Ausstattung an den Schulen 
 

a. Endgeräte 

Für die Geräteausstattung an den Schulen gibt es, wie schon im Vorfeld dargestellt, ver-

schiedene Möglichkeiten. 

 

Im Ausstattungskonzept der Schule wird die Ausstattung mit Windows-Laptops favorisiert. 

Der Vorteil der mobilen Geräte ist, dass sie flexibel in den Unterricht eingebunden werden 

können. Die Lehrkräfte können Ihre Geräte zur Vorbereitung flexibel mitnehmen.    

 

Die Beschaffung der Schülerendgeräte kann über den Schulträger erfolgen. Dieser stellt 

den Schülerinnen und Schülern diese für den Unterricht zur Nutzung zur Verfügung.  

 

Ebenso könnten vordefinierte Geräte bereitgestellt werden. Von den Eltern würden die 

Geräte bezahlt (auch evtl. im Leasing möglich) werden.  

 

                                                           
15 https://de.wikipedia.org/wiki/Firewall, letzter Zugriff: 17.03.2022 
16 IT-Ausstattungsempfehlungen für Schulen in Schleswig-Holstein des IQSH: Themenpapier Internetnutzung in 

Schulen,  

Seite 6, abrufbar unter: https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Arbeitsfelder/IT-

Medien/Material/Downloads/themenpapierInternetnutzung.pdf?__blob=publicationFile&v=4, letzter Zugriff 

17.03.2022 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Firewall#Unterschiede_zwischen_Personal_Firewalls_und_externen_Firewalls
https://de.wikipedia.org/wiki/Intrusion_Detection_System
https://de.wikipedia.org/wiki/Firewall
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Arbeitsfelder/ITMedien/Material/Downloads/themenpapierInternetnutzung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IQSH/Arbeitsfelder/ITMedien/Material/Downloads/themenpapierInternetnutzung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Für die Endgeräte der Schülerinnen und Schüler gibt es weiterhin die Variante BYOD -

Bring Your Own Device-. Dies bedeutet, dass die Schülerinnen und Schüler ihr eigenes 

Endgerät mit in den Unterricht bringen. Der Schule entstehen dadurch keine Anschaf-

fungs- und Wartungskosten. Der Nachteil dabei ist, dass es keine einheitlichen Geräte 

sind. Es können verschiedene Betriebssysteme installiert, diverse verschiedene Modelle 

etc. sein. Dadurch gestaltet sich die einheitliche Gestaltung des Unterrichtes komplizierter.  

Auch wird von Seiten der Schule die Ausstattung mit Windows-Laptops bevorzugt. Es sol-

len alle Klassen ausgestattet werden. 

 

b. Präsentationsgeräte 

Bei den Präsentationsgeräten gibt es die Möglichkeiten der Nutzung von Displays bzw. 

interaktiven Displays. 

Die Whiteboards dienen nicht der Präsentation der Ergebnisse. Sie sind auch nicht für 

die audiovisuelle Darstellung geeignet. Sie können auch ergänzend zum interaktiven Dis-

play hinzugenommen werden. 

Die interaktiven Displays ersetzten die bisherige Tafel vollumfänglich. Sie können dahin-

gehend als Tafel genutzt werden. Weiterhin sind eine Reihe von technischen Möglichkei-

ten wie z.B. Nutzung von Lernportalen, Apps etc. dadurch möglich.  

Je nach Ausstattung können die auf dem Gerät erstellten Dokumente gespeichert werden 

und in der nächsten Unterrichtsstunde wieder geladen werden. Ebenso kann ggf. ein Aus-

tausch mit den Schülergeräten stattfinden. 

 

Bevorzugt wird die Anschaffung von Interaktiven Displays. 

 

c. Drucker 

Vom IQSH wird die Nutzung von Netzwerkdruckern empfohlen, welche den Benutzern gut 

zugänglich sein sollen. Z.B. einer pro Etage oder Schultrakt, mindestens jedoch 2 pro 

Schule. Weiterhin wird empfohlen Laserdrucker zu benutzen.  

 

Nach den Ausführungen der Schule ist ein Netzwerkdrucker installiert. Es soll aktuell keine 

weitere bzw. Neuanschaffung erfolgen.  

 

 Dies bedeutet für die Grundschule in Heidgraben eine Anschaffung von 4 bzw. 5 

interaktiven Displays für die Klassenräume. Für alle Schülerinnen und Schüler sol-

len Endgeräte mit Gerätekoffer/-wagen oder -schrank angeschafft werden.  
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a. NAS-Laufwerk / Wartungsrechner 

Für die Datenspeicherung ist ein NAS-Laufwerk anzuschaffen. Weiterhin sind die Admi-

nistration der Wartungen, Updates sowie die Steuerung der Zugangsberechtigungen über 

den Wartungsrechner zu leisten.  

 

b. Verzeichnisdienst 

Für die zentrale Verwaltung der Berechtigungen und Zugriffe ist ein Verzeichnisdienst zu 

nutzen. Hierbei können die Verwaltung der Nutzungen zentral betreut werden. Die Rechte 

der einzelnen Gruppen und Benutzer werden hierüber gesteuert und vergeben.  

 

c. DHCP-Server 

DHCP ermöglicht es, angeschlossene Clients ohne manuelle Konfiguration der Netz-

schnittstelle in ein bestehendes Netz einzubinden. Nötige Informationen wie IP-Adresse, 

Netzmaske, Gatewas, Name Server (DNS) und ggf. weitere Einstellungen werden auto-

matisch vergeben, sofern das Betriebssystem des jeweiligen Clients dies unterstützt. 

DHCP ist eine Erweiterung des Bootstrap-Protokolls (BOOTP), das für Arbeitsplatz-Com-

puter ohne eigene Festplatte (Diskless-Workstation) notwendig war, wo sich der Computer 

beim Startvorgang zunächst vom BOOTP-Server eine IP-Adresse zuweisen ließ, um da-

nach das Betriebssystem aus dem Netz zu laden. DHCP ist weitgehend kompatibel zu 

BOOTP und kann entsprechend mit BOOTP-Clients und -Servern (eingeschränkt) zusam-

menarbeiten.17 

 

d. DNS-Server 

Das Domain Name System (DNS) ist einer der wichtigsten Dienste in vielen IP-basier-

ten Netzwerken. Seine Hauptaufgabe ist die Beantwortung von Anfragen zur Namensauf-

lösung. 

Das DNS funktioniert ähnlich wie eine Telefonauskunft. Der Benutzer kennt die Do-

main (den für Menschen merkbaren Namen eines Rechners im Internet) – zum Bei-

spiel example.org . Diese sendet er als Anfrage in das Internet. Die Domain wird dann dort 

vom DNS in die zugehörige IP-Adresse (die „Anschlussnummer“ im Internet) umgewan-

delt – zum Beispiel eine IPv4-Adresse der Form 192.0.2.42  oder eine IPv6-Adresse 

wie 2001:db8:85a3:8d3:1319:8a2e:370:7347  – und führt so zum richtigen Rechner.18 

 

                                                           
17 https://de.wikipedia.org/wiki/Dynamic_Host_Configuration_Protocol#Der_DHCP-Server, letzter Zugriff: 17.03.2022 
18 https://de.wikipedia.org/wiki/Domain_Name_System#Nameserver, letzter Zugriff: 17.03.2022 

https://de.wikipedia.org/wiki/Rechnernetz
https://de.wikipedia.org/wiki/Betriebssystem
https://de.wikipedia.org/wiki/Bootstrap_Protocol
https://de.wikipedia.org/wiki/Diskless-Workstation
https://de.wikipedia.org/wiki/Internet_Protocol
https://de.wikipedia.org/wiki/Rechnernetz
https://de.wikipedia.org/wiki/Namensaufl%C3%B6sung
https://de.wikipedia.org/wiki/Namensaufl%C3%B6sung
https://de.wikipedia.org/wiki/Domain_(Internet)
https://de.wikipedia.org/wiki/Domain_(Internet)
https://de.wikipedia.org/wiki/IP-Adresse
https://de.wikipedia.org/wiki/IPv4
https://de.wikipedia.org/wiki/IPv6
https://de.wikipedia.org/wiki/Dynamic_Host_Configuration_Protocol#Der_DHCP-Server
https://de.wikipedia.org/wiki/Domain_Name_System#Nameserver
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e. E-Mails 

Alle Lehrkräfte sind mit dienstlichen E-Mailadressen ausgestattet. Diese sind über das 

Schulportal abrufbar. 

 

f. Webanwendungen 

Eine Webanwendung (auch Online-Anwendung, Webapplikation oder kurz Web-App) ist 

ein Anwendungsprogramm nach dem Client-Server-Modell. Anders als klassische Desk-

topanwendungen werden Webanwendungen nicht lokal auf dem Rechner des Benutzers 

installiert. Die Datenverarbeitung findet teilweise auf einem entfernten Webserver statt.  

Anders als Desktopanwendungen erfordern Webanwendungen kein spezielles Betriebs-

system auf dem Rechner des Benutzers. Manche Web-Apps benötigen jedoch aktuelle 

Webbrowser oder spezielle Laufzeitumgebungen, wie z. B. JavaScript oder Flash. 

Webanwendungen weisen den Vorteil auf, dass sie auf beliebigen Endgeräten betrieben 

werden können. Das Endgerät benötigt einen Webbrowser, der die erforderlichen Web-

standards (wie HTML5 oder JavaScript) unterstützt. Im Bereich von mobilen Anwendun-

gen existieren Plattform-spezifische Schnittstellen zur Anwendungsentwicklung. Hierbei 

muss für jede Zielplattform eine eigene Implementierung umgesetzt werden. Solche Um-

setzungen werden als native App bezeichnet. Webanwendungen können hingegen auf 

allen Plattformen ausgeführt werden. Sie werden als mobile Web-App bezeichnet.19 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
19 https://de.wikipedia.org/wiki/Webanwendung, letzter Zugriff: 17.03.2022 

https://de.wikipedia.org/wiki/Anwendungsprogramm
https://de.wikipedia.org/wiki/Client-Server-Modell
https://de.wikipedia.org/wiki/Desktopanwendung
https://de.wikipedia.org/wiki/Desktopanwendung
https://de.wikipedia.org/wiki/Webserver
https://de.wikipedia.org/wiki/Desktopanwendung
https://de.wikipedia.org/wiki/Betriebssystem
https://de.wikipedia.org/wiki/Betriebssystem
https://de.wikipedia.org/wiki/Laufzeitumgebung
https://de.wikipedia.org/wiki/JavaScript
https://de.wikipedia.org/wiki/Adobe_Flash
https://de.wikipedia.org/wiki/HTML5
https://de.wikipedia.org/wiki/JavaScript
https://de.wikipedia.org/wiki/Webanwendung
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X. Supportkonzept 
 

Aus den vorher dargestellten Sachverhalten ist für den leistungsfähigen Ablauf ein Sup-

portkonzept zu erstellen. Die Zuständigkeiten der Problembehebung sowie die Wege der 

Kommunikationen sind klar zu definieren.  

 

Das Supportkonzept wird in drei Level eingeteilt: 

 

Level 1: Lösung von Standardproblemen, Problemannahme und qualifizierte  

              Fehlermeldung 

Von der Schule sollte eine Person benannt werden, die für diesen Level 1 die Annahme 

entgegennimmt und ggf. weiterleitet, wenn die Probleme nicht eigenständig vor Ort gelöst 

werden können. 

 

Bei der Benennung der Störung ist das Problem ggf. die Fehlermeldung darzustellen. Die 

Dringlichkeit ist mit anzugeben. Beispiele hierfür sind Anzahl der betroffenen Nutzer, Aus-

fall der Technik eines Raumes, zeitlicher Druck wegen Terminarbeiten bei fehlender Mög-

lichkeit zur Nutzung der IT.  

 

In diesem Level sollte versucht werden, einfache Problem vor Ort zu lösen (z.B. Kontrolle, 

ob ein Gerät eingeschaltet ist, Stecker sicher gesteckt sind, Papierstau am Drucker lässt 

sich nicht beseitigen). Sollte dies nicht möglich sein, ist dem Dienstleister -Level 2- eine 

Störungsmeldung weiterzuleiten. Diese Meldungen sollten zentral über die oben benannte 

Person laufen, um auch Mehrfachmeldungen zu vermeiden. Weiterhin ist zu klären, ob für 

diese Meldungen ein Ticketsystem eingeführt werden soll.  

 

Aufgaben des/der Beauftragten der Schule könnten sein20: 

 

1. Wartungsdienste  
 
 Pflege der Geräte (z. B. Reinigung der Bildschirmoberfläche, Tastatur, ent-

stauben, etc.) 
 Nachfüllen und Wechsel von Verbrauchsmaterial (z. B. Druckerpatronen, 

Toner, Papier, etc.) 
 Austausch von Tastaturen und Mäusen 

                                                           
20 https://www.braunschweig.de/schulservice/mep/MEP_Braunschweig_2019-2023.pdf, letzter Zugriff: 17.03.2022 
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 Inventarisierung der Hardware (Eingabe und Pflege von Gerätedaten über 
z.B. eine Online-Datenbank) 

 Systemcheck und Funktionstest Allgemeine Fehlerprüfung (d. h. i. d. R. Ge-
rät einschalten und sehen ob es geht, Fehlermeldung aufschreiben) 

 Funktion des Computers (PC hochfahren und überprüfen ob Fehlermeldun-
gen im Gerätemanager oder der Ereignisanzeige vorhanden sind) 

 Funktion der Peripherie (Einschalten, Funktionstest, Fehlermeldung auf-
schreiben) 

 Erstellen eines Fehlerprotokolls (Welches Gerät [Hersteller, Modell, Inven-
tarnummer], was geht nicht/passiert, welche Fehlermeldung wird ausgege-
ben) 
 

2. Installationsaufgaben 
 
 Anschließen und Einrichten zusätzlicher Hardware (z.B. Digitalkamera, 

USB-Geräte, etc.) 
 Kabelverbindungen überprüfen und ggf. wiederherstellen (Was für An-

schlüsse gibt es, für welche Geräte sind die Anschlüsse, etc.) 

 

3. Systemadministration 
 
 lokalen Drucker anschließen und Treiber installieren 
 Druckerzugriffe vergeben 
 Verbrauchsmaterial nachbestellen 
 Webfilter Einrichtung und Verwaltung des Webfilters; Anlegen einer Nega-

tivliste 
 Löschen von nicht mehr benötigten Verzeichnissen und Dateien, zuvor Da-

tensicherung ggf. wichtiger Daten (z.B. Reste die nach Deinstallation von 
Software trotzdem noch im Ordner Programme zurückbleiben) 

 Erstellung einer Mängelliste: Wie muss man Fehler beschreiben, damit sie 
schnell behoben werden können?  

 Fehlersuche in FAQ-Liste (z. B. Medienzentrum oder MS Knowledge-Base) 
und ggf. Behebung oder qualifizierte Meldung an 2nd-Level-Support 

 

4. Organisatorischer Support 

 

 Bedienungsanleitungen zentral aufbewahren und den Zugriff darauf kontrol-
lieren 

 Softwarelizenzen zentral aufbewahren 
 Prüfen ob auch nur die Software in der Menge installiert ist, für die auch 

Lizenzen vorhanden sind 
 Software in der Online-Datenbank eingeben 
 Dokumentation des LAN (Welcher PC hat welchen Namen und wo steht er?) 

 



 

 

32 

5. Weitere Aufgaben der Schule (außerhalb des Supports) 
 
 Benutzerordnungen ausgeben und verwalten 
 Einweisung des Kollegiums in die vorhandenen Systeme 
 Kleine Hard- und Softwareschulung im Bedarfsfall 
 Unterweisung durch den 2nd-Level-Support bei neuer Hard- oder Software 
 Vorbereitung der jährlichen Investitionsplanung / Bedarfsplanung 
 Werden noch zusätzliche Anforderungen gestellt? 
 Welche Software ist neu zu beschaffen? 
 Entwicklung des pädagogischen Konzepts 
 Wie kann die in der Schule angestrebte Pädagogik mit den Neuen Medien 

umgesetzt werden? 
 Konzept kommunizieren 
 Koordination der Unterrichtssoftware zwischen Fachschaften 
 Welche Software kann in unterschiedlichen Fächern genutzt werden? 
 Kontakt zu Beratungsstellen (z.B. Medienzentrum) 
 Gibt es neue Informationen, die für den Unterricht mit Neuen Medien rele-

vant sind? 
 

Level 2: Systemwartung und -pflege, Administration, Fehlerbeseitigung 

 

Durch den externen Dienstleister sind die in diesem Level 2 anfallenden Aufgaben zu er-
ledigen. 

 

Zu den Aufgaben gehören unter anderem: 

 

 Schulung und Unterstützung im Level 1 
 Pflege der Stammdaten (z.B. der Benutzerprofile) 
 Einspielen von Softwareupdates 
 Einspielen von Systemupdates (Sicherheitsupdates inkl. Service-Packs) 
 Pflege und ggf. Verbesserung der Technik 
 Pflege der Daten 
 Reparatur von Systemkomponenten 
 Austausch defekter Systemkomponenten 
 Einrichtung neuer Systemkomponenten 
 Lösen von PC- und Serverproblemen zur Wiederherstellung der Betriebs-

bereitschaft 
 Benutzerverwaltung (Neueinrichtung und Pflege) 
 Beseitigung von Störungen (Fernwartung / vor Ort Service) 
 Einrichtung und Aktualisierung Internetzugänge / -filter 
 Sicherstellung der Einhaltung und Dokumentation für den Jugend- und Da-

tenschutz und des Netzwerkes 
 Einrichtung der Negativliste 
 Systemabsicherung nach außen (Firewall, Virenschutz) 
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 Beratung bei Anschaffungen 
 Funktionskontrollen der Hard- und Software 
 Einrichten, Kontrolle und Durchführung der Datensicherung -Backup- 
 Ggf. Rücksicherung / Widerherstellung der Daten  
 Druckerverwaltung (Einrichtung, Verwaltung, Fehlerbehebung) 
 Einrichtung und Pflege der Inventarisierung 
 Verwaltung und Beschaffung von Lizenzen 
 Vertragsverwaltung 
 Pflege der Datenspeicherung 
 Verwalten und Pflege der E-Mail-Adressen 
 Pflege der Internetanbindung Standardinstallation von Software (d. h. CD 

einlegen, Dialog folgen, ggf. neu starten) 
 Deinstallation (z. B. über Systemsteuerung/Software) 
 Installation und Konfiguration neuer Software – Updates (sofern das nicht 

automatisch geschieht) 
 Updates einrichten (Einstellungen von automatischen Updates in der Soft-

ware) 
 

 

Für die Reaktionszeiten sollten zeitliche Vorgaben festgelegt werden: 

 

Reaktionszeit bis zur Problemanalyse/Annahme des Falls: 4 Stunden 
 

 

Level 3: Lösung spezieller Probleme, die den Eingriff in Programmen,  

              Betriebssysteme, Komponentensteuerungen und Datenbanken erfordern 

 

In diesem Level werden durch den externen Dienstleister bzw. Hersteller alle Probleme 
und Aufgaben erledigt, die nicht unter Level 1 und 2 fallen.  

Es beinhaltet spezielle Wartungsaufgaben, die von spezialisierten Fachkräften durchge-
führt werden.  

 

Die Aufzählungen der Level 1 und 2 sind nicht abschließend. 

 

Für die Durchführung der Wartung wurde vom IQSH eine Checkliste erstellt, worin die 
Aufgaben beschrieben wurden. 
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Schematische Darstellung einer Störungsmeldung: 

 

 

 

 

 

Wenn das Problem nicht im Level 1  

gelöst werden kann. Meldung an: 

 

 

 

 

 

Wenn das Problem nicht im Level 2  

gelöst werden kann. Meldung an: 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Personalaufwand für den Support der Endgeräte ist festzulegen. Von Seiten der Ber-

telsmann Stiftung wurde dieser mit 400 Geräten / Vollzeitstelle beziffert.21 Es werden 

hierzu auch Fallzahlen von 100 (IQSH) und 250 (Stadt Elmshorn) ausgegeben. 

                                                           
21 https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/it-ausstattung-an-schulen-kommunen-

brauchen-unterstuetzung-fuer-milliardenschwere-daueraufgabe, Seite 3 

Level 1:  

Aufnahme der Störung durch den Beauftrag-

ten der Schule 

Level 2: 

Meldung der Störung durch den Beauftragten 

der Schule mit konkreter Darstellung des Prob-

lems / Fehlermeldung und Konkretisierung 

Level 3: 

Meldung der Störung durch den Dienstleister 

Level 1: 

Beseitigung des Problems durch den 

Beauftragten der Schule 

√ 

Level 2: 

Beseitigung des Problems durch den 

Dienstleister 

√ 

Level 3: 

Beseitigung des Problems durch den 

Dienstleister ggf. unter Heranziehung 

von Garantieleistungen des Herstel-

lers 

√ 
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Derzeit werden die Supportleistungen an den Schulen von verschiedenen externen Dienst-

leistern ausgeführt.  

Eine Vernetzung der Dienstleistung wäre auf jeden Fall ratsam, um so auch bei identi-

schen Fehlern eine schnelle Lösung parat zu haben. Hierfür ist zu überlegen, die Meldun-

gen ggf. über ein Ticketsystem zu gewährleisten, worauf die Dienstleister einen zentralen 

Zugriff haben. Dies würde in Ausfallzeiten auch ggf. eine Vertretung ermöglichen. Ver-

tragsrechtlich wäre dies zu berücksichtigen.  

Weiterhin sind Supportzeiten festzulegen, um die Störungsmeldungen abgeben zu kön-

nen. Diese sind detailliert mit den Dienstleistern abzustimmen.  

 

XI. Finanzierung 
Im Rahmen der Medienentwicklungsplanung ist aus den gewonnenen Erkenntnissen der 

im Vorfeld erläuterten Teilkonzepte ein Finanzierungskonzept zu erstellen.  

Dies beinhaltet die laufenden wie die investiven Kosten. 

Für die Projektplanung sind die Investitionen der nächsten 5 Jahre darzustellen. Die lau-

fenden Kosten der Unterhaltung und Bewirtschaftung -hierunter fallen auch die Support-

leistungen- sind im Haushalt der Gemeinde bereit zu stellen.  

Kostenermittlung und Fördermittel zur Umsetzung des Digital Pakts an der Grund-

schule Heidgraben nach der Musterlösung Grundschule des IQSH 

Vorgreifend wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Kostenschätzungen/Kalkula-

tionen von den tatsächlich entstehenden Kosten abweichen können.  

Im Rahmen der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern22 sind die Vorgaben zur Ver-

wendung der Fördersummen geregelt worden. Durch das Land Schleswig-Holstein wurde 

die Richtlinie zur Vergabe der Förderungen erlassen.23  

In beiden Regelungen sind die Voraussetzungen der Verwendung der Fördermittel wie 

folgt geregelt: 

                                                           
22 https://www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/bekanntmachungen/de/2019/06/2487_bekanntmachung, letzter Zu-

griff: 17.03.2022 
23 Richtlinie zur Vergabe der Finanzhilfen aus dem DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 an die Träger der öffentlichen 

Schulen „Landesprogramm DigitalPakt SH – Öffentliche Schulen“, Amtsblatt Schleswig-Holstein 2019 Nr. 40, S. 928, 

ber. S. 1079 und Amtsblatt Schleswig-Holstein 2021, S. 1704 
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a) Aufbau, Erweiterung und Verbesserung der strukturierten Verkabelung in Schulge-

bäuden und auf dem Schulgelände für die Versorgung aller unterrichtlich und für 

sonstige pädagogische Zwecke genutzten Räume und Einrichtungen mit 

LAN/WLAN inklusive der passiven und aktiven Netzwerkkomponenten, 

b) Serverlösungen zu pädagogischen Zwecken, 

c) Anzeige- und Präsentationsgeräte zur pädagogischen Nutzung in der Schule und 

die damit verbundenen mobilen oder stationären Endgeräte als Steuerungsgeräte, 

d) digitale Arbeitsgeräte, insbesondere zur pädagogischen Nutzung im technisch-na-

turwissenschaftlichen Bereich oder für die berufliche Ausbildung, 

e) digitale Arbeitsgeräte zur sonderpädagogischen Förderung von Schülerinnen und 

Schülern bei der inklusiven Beschulung oder an Förderzentren einschließlich der 

dafür notwendigen Infrastruktur, 

f) schulgebundene mobile Endgeräte (Laptops, Notebooks und Tablets mit Aus-

nahme von Smartphones), wenn die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 6 der 

Verwaltungsvereinbarung erfüllt sind. 

Dies bedeutet für die Durchführung der Maßnahmen, dass zuerst die Infrastruktur geschaf-

fen werden muss. Erst danach können Präsentations- bzw. Endgeräte aus dem Fördertopf 

angeschafft werden.  

Bei der Anschaffung geförderter Endgeräte wurde jedoch eine betragliche Begrenzung 

festgelegt: 

§ 3 Absatz 1 Nr. 6 Buchstabe c der Verwaltungsvereinbarung DigitalPakt Schule 2019 – 2024 zwischen 

Bund und Länder: 

bei Anträgen für allgemeinbildende Schulen die Gesamtkosten für mobile Endgeräte für allgemeinbil-

dende Schulen am Ende der Laufzeit des Digital Pakts Schule entweder 

aa) 20 Prozent des Gesamtinvestitionsvolumens für alle allgemeinbildenden Schulen pro Schulträger o-

der  

bb) 25 000 Euro je einzelner Schule 

oder beides nicht überschreiten. 

Die Träger erhalten aus den zugewiesenen Bundesmittel pro Schülerin und Schüler -

Grundlage ist die Schulstatistik des Schuljahres 2018/2019- ihren Förderanteil.  
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Für die Grundschule Heidgraben bedeutet dies eine Schulträgerbudget von 53.073,42 € 

(Stand: 30.09.2019). Von Seiten des Landes wurde gemäß Ziffer 2.5 eine Nachsteue-

rungsreserve von 2 % bei der Verteilung der Mittel einbehalten.24 Hinzu kommt der Minde-

steigenanteil der Gemeinde Heidgraben von 15 % der Fördersumme in Höhe von 7.961,01 

€.  

Für die digitale Ausstattung an den Schulen erforderlichen Mitteln werden auf Grundlage 

des technisch-pädagogischen Konzeptes ermittelt.  

Im ersten Schritt ist die Netzinfrastruktur zu schaffen. Die vorhandene Verkabelung ist 

zu prüfen und ggf. zu erneuern. Aufgrund der Planungen des Teilneubaues sollten im Ge-

bäudeteil, der abgerissen werden soll, keine Kabel mehr verlegt werden. Im weiterhin be-

stehenden Gebäudeteil ist die LAN-Verkabelung vorhanden.  

Hinweis aus den Förderrichtlinien: 

Grundsätzlich sind Elektroarbeiten nicht förderfähig. Soweit sich die Maßnahme als inves-

tive Begleitmaßnahme zu Maßnahmen der förderfähigen Investitionen handelt, können sie 

förderfähig werden. Eine Voraussetzung hierfür wäre, der Einbau von stärkeren Leitungen, 

um die Maßnahmen umsetzen zu können. Der bloße Austausch der Leitungen genügt 

hierfür nicht.25 

Für die WLAN-Ausleuchtung der Grundschule ist für die Anschaffung und Einrichtung 

der WLAN-Accesspoints mit Kosten von ca. 200 € / Raum zu rechnen. Diese ist zwischen-

zeitlich ausgebaut worden. Die durchschnittliche Lebensdauer wird mit 5 Jahren angege-

ben, danach sollte die Accesspoints erneuert werden, so dass in 5 Jahren erneut Anschaf-

fungskosten anfallen.  

Für das NAS-Laufwerk, USV und den Wartungs-PC entstehen im Anschaffungsjahr 

Kosten von ca. 2.800 €. Hinzu kommen die Kosten von ca. 540 € für den POE-Switch. 

Für die Anschaffung der Präsentationsgeräte in den Klassenräumen fallen nachstehende 

Kosten an: 

- Whiteboard:   ca.    700 € 
- Interactives Display: ca. 6.500 € 
- Display:   ca. 4.600 € 
- Dokumentenkamera: ca.    630 € 
- Lehrergeräte mobil: ca. 1.000 € 
 

                                                           
24 Richtlinie zur Vergabe der Finanzhilfen aus dem DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 an die Träger der öffentlichen 

Schulen „Landesprogramm DigitalPakt SH – Öffentliche Schulen“, Amtsblatt Schleswig-Holstein 2019 Nr. 40, S. 928, 

ber. S. 1079 und Amtsblatt Schleswig-Holstein 2021, S. 1704 
25 https://dpaktfaq.schleswig-holstein.de/?view=portal&subView=question&questionID=2, Stand 17.03.2022 
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An der Grundschule in Heidgraben sollen interaktive Displays angeschafft werden.  
 
Für einen Netzwerkdrucker sind aktuell keine Kosten zu berücksichtigen, da der bisherige 
weiter genutzt werden soll. Mit dem derzeitigen Gerät entstehen Kosten von rund 2.500 € 
im Jahr. 
 
Bei den Schülerendgeräten ist mit Kosten von ca. 600 € pro Gerät zu kalkulieren. Wei-
terhin sind Kosten für die Aufbewahrung im Schrank bzw. Wagen von ca. 2.000 € zu be-
rücksichtigen.  
 

Für die angewandten Softwareprogramme fallen jährliche Kosten an. Aktuell belaufen 

sich diese auf ca. 1.000 €.  

Für den Support der Geräte erhöhen sich durch die angedachten Anschaffungen die Zei-

tanteile zum bisherigen Aufwand. Es ist mit Kosten von ca. 3.000 € zu rechnen. 

Zusammenfassung der Kostenkalkulation: 

 Kosten / pro Anzahl Gesamt Lebensdauer jährliche Kosten 

      

WLAN 200 € / Raum 8   1.600 € 5 Jahre  

NAS-Laufwer, USV, 
Wartungs-PC 

3.340 € 1   3.340 € 5 Jahre  

Interaktive Displays 6.500 € 5 32.500 €   

Schülerendgeräte 600 € 90 54.000 €* 5 Jahre  

Notebookschrank 1.200 € 3   3.600 €   

Kosten für Drucker     2.500 € 

Software/Lizenzen     1.500 € 

Support     3.000 € 

Gesamt:  95.040 €   

* maximale Förderung beachten  

Die Anschaffung der Geräte wie z.B. der Displays & Endgeräte ist ggf. auf mehrere Jahre 

zu verteilen. Dadurch entstehen jährlich geringere Kosten. Auch im Falle der Ersatzbe-

schaffungen werden die anfallenden Kosten pro Jahr verringert.  

Bei den Geräten ist die Lebensdauer zu berücksichtigen. In der Regel sollten die Geräte 

nach 5 Jahren getauscht werden, so dass erneut Anschaffungskosten entstehen. 

Unter der Berücksichtigung der Fördermittel aus dem DigitalPakt verbleibt für die Ge-

meinde Heidgraben bei Anerkennung aller Maßnahmen eine Summe von rund 41.966,58 

€ der Investitionskosten.  

Einen Teil der Kosten kann über die Schulkostenbeiträge der auswärtigen Schülerinnen 

und Schüler refinanziert werden.  
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Für das Haushaltsjahr 2022 sollen 60.000 € für die Umsetzung des Digitalpaktes bereitge-

stellt werden.  

 

XII. Investitionsplanung 2022 – 2027 
 

Unter der Berücksichtigung, dass bis zum Jahr 2024 die Klassenräume digital ausgestattet 

sind, ergibt sich nachstehende Investitionsplanung: 

Vorhaben 2022 2023 2024 2025* 2026* 2027* 

I. Infrastruktur       

b. WLAN          1.600 € 

c. Server          3.340 € 

IV. Displays 26.000 €   6.500 € 26.000 € 26.000 € 

V. Schülergeräte 
je 30 Geräte 

18.000 € 18.000 € 18.000 € 18.000 € 18.000 € 18.000 € 

VI. Notebook-

schrank 

  1.200 € 1.200 € 1.200 €  1.200 € 1.200 € 

       

Gesamt: 45.200 € 19.200 € 19.200 € 24.500 € 45.200 € 50.140 € 
* Eingeplant sind hier die Neuanschaffungen des Austausches der Geräte nach 5 Jahren. 
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XIII. Umsetzung  
Für die Umsetzung der Medienentwicklungsplanung sind auf sich aufeinander aufbauende 

Schritte notwendig: 

1. Schaffung der notwendigen Infrastruktur (Strom, LAN, WLAN) 

a. Bestandsaufnahme und Prüfen der vorhandenen Verkabelung 

-Erstellen eines Netzwerkplanes inkl. Messprotokollen- 

 

2. Schaffung der zentralen Dienste 

 

3. Anschaffung der Ausstattungsgeräte 

a. Anzeige- & Präsentationsgeräte 

b. Digitale Endgeräte für Schülerinnen und Schüler 

Im Rahmen von Gesprächen mit allen Schulträgern und -leitern wurde sich dahingehend 

geeinigt, die Anschaffung der Geräte gemeinsam vorzunehmen. 

XIV. Evaluation 
Für die Evaluation und Fortschreibung des Medienentwicklungsplanes ist der Austausch 

zwischen Schule und Schulträger von enormer Wichtigkeit. In den Jahren 2019 und 2020 

haben diese auf Amtsebene stattgefunden.  

Diese sollten weiterhin durchgeführt werden und zusätzlich in kleinerem Rahmen mit den 

einzelnen Schulleitern, -trägern und externen Dienstleistern der jeweiligen Schulen.  

Dies ist für die Aktualität der Ausstattung notwendig. In diesem Rahmen können die kon-

kreten Punkte der einzelnen Schulen genauer betrachtet werden und auf Mängel zu rea-

gieren. Es wird vorgeschlagen, diese Gespräche halbjährlich stattfinden zu lassen. 
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Gemeinde Heidgraben

Beschlussvorlage

Sirenenkonzept Kreis Pinneberg - Übernahme der gemeindlichen Sirenen

Sachverhalt:
Der Kreis Pinneberg arbeitet daran, die gemeindlichen Sirenen in sein Eigentum zu
nehmen, damit eine Vereinheitlichung des Betriebes, der Unterhaltung und der
Instandhaltung erfolgen kann. Dafür hat der Kreis eine öffentlich-rechtliche
Vereinbarung mit den jeweiligen Gemeinden ausgearbeitet.

Stellungnahme der Verwaltung:
In der Gemeinde Heidgraben bestehen zurzeit 4 Sirenenanlagen, 4 Funkmelder und
1 Feuermelder. Die Wartungskosten betragen für die Gemeinde Heidgraben jährlich
471,72 €. Für den Kreis Pinneberg fällt die gleiche Summe an. Dieser Betrag würde
mit Abschluss der Vereinbarung wegfallen. Der Kreis Pinneberg würde die Kosten
komplett tragen.

Finanzierung:
keine

Fördermittel durch Dritte:
keine

Beschlussvorschlag:
Die Gemeinde Heidgraben beschließt, eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit
dem Kreis Pinneberg zur Übernahme der Sirenen abzuschließen. Die weiteren
Modalitäten für den Abschluss und Umsetzung der Vereinbarung übernimmt der
Kreis Pinneberg.

Vorlage Nr.: 0968/2022/HD/BV

Fachbereich: Bürgerservice und Ordnung Datum: 19.05.2022

Bearbeiter: Thomsen AZ: FB2/131.6211

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus

Gemeindevertretung Heidgraben 27.06.2022 öffentlich
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__________________
Jürgensen

Anlagen:
Schreiben + Vermerk des Kreises Pinneberg
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Schleswig-Holstein

Der echte Norden
kreis (2) pinneberg

Kreis Pinneberg • Postfach • 25392 Elmshorn

Gemeinde Heidgraben 
Der Bürgermeister
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Die Landrätin 
Fachdienst Sicherheit 
und Verbraucherschütz 
Katastrophenschutz und 
Feuerwehrwesen
Ihr Ansprechpartner 
Lukas Fischer 
Tel.: 04121 4502-2241 
Fax: 04121 4502-92241 
l.fischer@kreis-pinneberg.de 
Kurt-Wagener-Straße 11 
25337 Elmshorn 
Zimmer 4.125

Elmshorn, 10.05.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie Ihnen bereits angekündigt wurde (s. beigefügtes Schreiben von Frau Landrätin Heesch), plant der 

Kreis Pinneberg mittelfristig die Erneuerung des Sirenennetzes. Der erste Schritt hierfür ist die Bündelung 

aller Sirenen im Eigentum des Kreises. Dies betrifft auch Sirenen, die bisher in ihrer Trägerschaft sind.

Im Anhang finden Sie das Eckpunktepapier, welches die zu schließende Vereinbarung umreißt. Wir bitten 

Sie, sich als Grundlage für den Abschluss der Vereinbarung über die aufgeführten Punkte zu beraten und 

uns spätestens bis zum 31.08.2022 eine Rückmeldung oder konkrete Klärungsbedarfe zu nennen.

Im Anschluss kommen wir mit den weiteren Modalitäten für den Abschluss und Umsetzung der 

Vereinbarung auf Sie zu.

Mit freundlichen Grüßen

Lukas FiS'

Wir lieben Fragen

Öffnungszeiten:
Montag - Freitag 8.30-12.00 Uhr Gläubiger-ID: DE64ZZZ00000166336
und nach Vereinbarung Sparkasse Südholstein • BIG: NOLADE21SHO • IBAN: DE03 23051030 00021012 51
Anfahrt unter: www.kreis-pinneberg.de. Postbank Hamburg • BIG: PBNKDEFF ■ IBAN: DE87 2001 0020 0009 0632 05
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Schleswig-Holstein
Der echte Norden

Kreis Pinneberg • Postfach • 25392 Elmshorn

An die Verwaltungsleitungen 
Im Kreis Pinneberg

Per E-Mail

Die Landrätin
Ihre Ansprechpartnerin 
Elfi Heesch 
Tel.; 04121 4502-0 
landraetin@kreis-pinneberg .de 
Kurt-Wagener-Straße 11 
25337 Elmshorn

Elmshorn, 28.04.2022

kreis (?) pinneberg

Sirenen im Kreis Pinneberg

Sehr geehrte Damen und Herren,

Auf dem Gebiet des Kreises Pinneberg befinden sich gegenwärtig 206 Sirenen in den Händen von 32 ver­
schiedenen Kommunen sowie dem Kreis Pinneberg.
Diese stammen aus den Beständen des Zivilschutzes und erreichen zunehmend das Ende ihrer Lebens­
dauer, hieraus resultieren teils immense Wartungs- und Reparaturkosten.
Auch sind diese Sirenen nicht mit einer Ersatzstromversorgung für den Fall eines Stromausfalles ausge­
stattet; eine Nachrüstung ist technisch nicht möglich.

Bei Aufstellung der Sirenen in den 1960er:Jahren standen computerbasierte Planungsverfahren nicht zur 
Verfügung, so dass die Sirenenstandorte nach dem damaligen Stand der Ingenieurskunst ausgewählt wur­
den. Diese Standorte werden wie oben erläutert bis heute erhalten und weiterbetrieben. Es konnte jedoch 
bisher nicht geprüft werden, ob diese Standorte adäquat zur Erreichung der gesamten Bevölkerung im 
Kreisgebiet sind. Faktoren sind zum einen möglicherweise nicht vorhandene Sirenen-Abdeckung durch 
das beständige Bevölkerungswachstum im Kreis Pinneberg, zum anderen aber auch die Fortschritte der 
Bautechnik. So könnten vorhandene Sirenen trotz einer relativen Nähe zu Gebäuden nicht laut genug 
sein, um wahrgenommen zu werden.

Im Nachgang der Hochwasserkatastrophe in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westphalen im Juli 2021 kon­
kretisierte das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) seine Bestrebungen, ein 
Warnkataster über alle bundesweiten Sirenen zu erstellen. Nach Ausrüstung mit moderner Empfangstech­
nik sollen alle Sirenen zentral über das Modulare Warnsystem (MoWas) des BBK angesteuert werden. 
Auch das Land Schleswig-Holstein hat im Rahmen seines 10-Punkte-Planes für den Katastrophenschutz 
die „Verbesserung der Warnung und Information der Bevölkerung“ als erstes der 10 Ziele genannt.
Zu den Lehren aus der Hochwasserkatastrophe gehört auch, dass eine Warnung auch bei Stromausfall 
möglich sein muss.

Um den vorgenannten Umständen Rechnung zu tragen und ein kohärentes und zukunftsträchtiges Sire­
nennetz überden gesamten Kreis Pinneberg spannen zu können, ist ein koordiniertes und strukturiertes 
Vorgehen essentiell und unumgänglich.
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Den ersten Schritt bildet hierbei eine kreisweite, umfassende Evaluation der Standorte und der Abdeckung 
durch ein Gutachten,
Auf Basis dieses Gutachtens können dann im zweiten Schritt die Sirenen zielgerichtet ausgetauscht und 
wo notwendig ergänzt werden.

Zur Sicherstellung eines flächendeckenden durchgängigen Sirenennetzes und zur Sicherstellung des Be­
völkerungsschutzes scheint es aus Sicht der Kreisverwaltung geboten, das Sirenennetz kreisweit zu ver­
einheitlichen. Dabei sollen Lücken geschlossen werden und der krisensichere Betrieb resilient geplant 
werden. Um die dafür notwendige finanzielle Last der Stärkung des Bevölkerungsschutzes von den einzel­
nen Kommunen zu nehmen und die Zuständigkeit damit in der Hand des Kreises Pinneberg zu bündeln, 
will die Kreisverwaltung alle Sirenen übernehmen. Dies ermöglicht - wie oben dargesteilt - eine ganzheitli­
che Planung und vor allem eine optimale Ausnutzung der Fördermittel von Bund und Land, Ebenfalls wird 
auch die langfristige Erhaltung des Sirenennetzes sichergestellt, da eine regelmäßige Pflege und Wartung 
für das gesamte Netz sichergestellt werden kann.

Eine entsprechende Vorlage wurde im Ausschuss für Umwelt, Sicherheit und Ordnung diskutiert und be­
schlossen und am 27.04.2022 durch den Kreistag bestätigt worden. Dieser umfasst neben der vorgenann­
ten Übernahme der Sirenen durch den Kreis Pinneberg auch die Finanzierung für das notwendige Gutach­
ten. Ein zügiges Vorankommen ist hiermit politisch abgesichert.

Mit freundlichen Grüßen

/%J'C /(

Elfi Heesch 
Landrätin



Vermerk
Fachbereich Ordnung 
-Justiziar-
Ihr Ansprechpartner 
Peter Rodermund

Tel.:04121 4502-4447 
Fax:04121 4502-94447

p.rodermund@kreis-pinneberg.de

Elmshorn, 25.02.2022

kreis 0 pinneberg

Sirenenkonzept - Übernahme der gemeindlichen Sirenen 
Grundzüge eines öffentlich-rechtlichen Vertrages zum Übergang des Eigentums von gemeindli­
chen Sirenen in Eigentum und Verantwortung des Kreises

Der Kreis Pinneberg als untere Katastrophenschutzbehörde arbeitet zum Zwecke der Vereinheitlichung 
des Betriebes, der Unterhaltung und der Instandhaltung einer erforderlichen Anzahl von Sirenen im Kreis­
gebiet daran, bislang gemeindliche Sirenen in sein Eigentum zu übernehmen. Angestrebt ist sämtliche 
bestehenden Sirenen zu übernehmen und in ein möglichst lückenloses Gesamtkonzept mit optimaler Ab­
deckung des Kreisgebietes zu integrieren.

Zum Zwecke der Übernahme gemeindlicher Sirenen sollen mit den Gemeinden (einschl. der Städte; § 59 
Abs. 1 GO)

öffentlich-rechtliche Vereinbarungen (örV) - §§ 121 LVwG ff. -

nach einheitlichem, vom Kreis gestellten Muster geschlossen werden, die der Kreis unter Beachtung nach­
folgend aufgestellter Grundsätze den Gemeinden anbietet, damit sichergestellt ist, dass keine Gemeinde 
schlechter als die andere behandelt wird.

Im Einzelnen:

'S Mit den örV geht das Eigentumsrecht an den Sirenen als technischer Gesamtanlage am zu ver­
einbarenden Stichtag (kurzfristig) unentgeltlich an den Kreis über.

S Eine Gewähr für den Zustand der Sirenen wird von den Gemeinden nicht übernommen; eventuell 
noch bestehende Gewährleistungsansprüche werden jedoch an den Kreis abgetreten. Auf den 
Gemeinden bekannte Besonderheiten weisen die Gemeinden den Kreis vor Vertragsabschluss 
schriftlich hin.

'S Der Eigentumsübergang sämtlicher Sirenen einer Gemeinde mit dem örV wird in einer Urkunde 
zusammengefasst.

'S Auf entgegenstehende Regelungen in Zuwendungsbescheiden des Kreises, namentlich auf noch 
nicht ausgelaufene Bindungsfristen, verzichtet der Kreis.

■S Auch auf andere aktuell möglicherweise entgegenstehende Vereinbarungen werden sich die Par­
teien nicht berufen bzw. diese aufheben, soweit dies rechtlich möglich ist.

mailto:p.rodermund@kreis-pinneberg.de
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'S Die Gemeinden versichern Alleineigentümer der Sirenen zu sein und dass keine fremden Rechte 
an den Sirenen bestehen. In Bezug auf die jeweilige Sirene gibt es keine laufenden Verwaltungs-, 
Widerspruchs- oder Klageverfahren, noch sind Klageverfahren angedroht.

'S Der aktuelle Aufstellort bleibt erhalten, soweit nichts anderes vereinbart wird. Auf die dingliche Ab­
sicherung desselben (Eintragung einer Dienstbarkeit im Grundbuch) wird aus Gründen der Kos­
tenersparnis regelmäßig verzichtet werden. Einen Anspruch auf Erhalt einer bestimmten Sirene an 
dem Aufstellort hat die Gemeinde nicht.

'S Soweit sich der Aufstellort nicht auf einem gemeindlichen Grundstück auf einem Mast oder auf ei­
ner gemeindlichen Immobilie befindet, wird der Kreis in die Vereinbarung mit Dritten an der Stelle 
der Gemeinde eintreten. Sollte eine Übertragung auf den Kreis - aus welchen Gründen auch im­
mer - scheitern, wird der Kreis die Gemeinde insoweit zukünftig von ihren Verpflichtungen aus der 
Vertragsbeziehung mit Dritten freihalten.

s Ansonsten vereinbaren die Parteien ausdrücklich, dass die Gemeinde den Aufstellort auf ge­
meindlichen Grundstücken oder gemeindlichen Immobilien dem Kreis kostenfrei zur Verfügung 
stellt und dauerhaft die Zugänglichkeit ermöglicht sowie erforderlichenfalls eine Einfriedung unter­
hält.

'S Über anstehende Veränderungen des Aufstellortes wird sich der Kreis mit der Gemeinde vorab ins 
Benehmen setzen. Sollte der Kreis für die anstehende Verlegung einer Sirene in der Gemeinde 
keine eigene Liegenschaft zur Verfügung haben, soll vorrangig die Gemeinde eine Ausweichflä­
che auf gemeindeeigener Liegenschaft kostenfrei zur Verfügung stellen. Die Kosten für Demonta­
ge der alten Sirene und Neuerrichtung trägt dann der Kreis. Vorstehendes gilt auch bei Verlegun­
gen von Sirenen im Rahmen eines noch vom Kreis zu erstellenden Gesamtkonzeptes für eine op­
timale Sirenenabdeckung.

'S Bei der Übernahme der (geringen) Kosten für die Stromversorgung tritt keine Änderung zur bisher 
gehandhabten Kostentragung ein.

S In der örV zu bezeichnende Sirenen können auch für die Alarmierung der gemeindlichen Feuer­
wehr eingesetzt werden. Die für diesen Zweck benötigten Sirenen werden die Gemeinden dem 
Kreis vor Vertragsschluss verbindlich mitteilen.

'S Vor Vertragsabschluss übergeben die Gemeinden die bei ihnen vorhandenen Unterlagen zu den 
Sirenen komplett an den Kreis, jedenfalls in Kopie und vorzugsweise elektronisch. Nur aus­
nahmsweise können die Unterlagen nachgereicht werden. Wenn vorhanden sind Lagepläne als 
Anlage zur örV zu nehmen.





Gemeinde Heidgraben

Beschlussvorlage

Übertragung der Schülerfahrkartenbeschaffung an den Kreis Pinneberg

Sachverhalt:

Der Kreis Pinneberg möchte zum 01.08.2022 einen Vertrag zur Übertragung der
Schülerfahrkartenbeschaffung mit der Gemeinde Heidgraben schließen (Anlage 1).
Hintergrund ist das neue Ticket-System „OLAV“. Weitere Informationen hierzu sind
auch unter www.Ticket-OLAV.de zu entnehmen.

Stellungnahme der Verwaltung:

In den letzten Jahren hatte die Grundschule Heidgraben kaum Fahrschüler, die
einen Anspruch auf eine Busfahrkarte hatten. Bei den wenigen Schülern lief es
bisher so, dass die Eltern die Busfahrkarte gekauft haben, und die Fahrkosten von
Seiten der Verwaltung erstattet wurden. Da es sich um Grundschüler
handelt, brauchte von den Eltern kein Eigenanteil gezahlt werden. Zum Jahresende
erfolgte eine Abrechnung mit dem Kreis Pinneberg, dieser hat 2/3 der Kosten
erstattet. Künftig wird es so laufen, dass die Eltern über das Portal die Fahrkarte
beantragen, die Schule erhält vom HVV die Karte übersandt, die Eltern holen die
Karte von der Schule ab und die Gemeinde zahlt lediglich 1/3 der Kosten der
Fahrkarte. Das Erstattungsverfahren fällt weg.
Im Rahmen des OZG und der Verwaltungsvereinfachung wird die Übertragung
der Schülerfahrkartenbeschaffung an den Kreis Pinneberg von Seiten der
Verwaltung befürwortet.
Für den Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Übertragung der
Schülerfahrkartenbeschaffung wird der Beschluss der Gemeindevertretung benötigt.

Vorlage Nr.: 0953/2022/HD/BV

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 11.04.2022

Bearbeiter: Jabs AZ: 4

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus

Ausschuss für Kultur und Bildungswesen der
Gemeinde Heidgraben

28.04.2022 öffentlich

Gemeindevertretung Heidgraben 27.06.2022 öffentlich
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Finanzierung:
- Entfällt -

Fördermittel durch Dritte: - entfällt -

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Kultur- und Bildungswesen empfiehlt/ die Gemeindevertretung
beschließt den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages über die
Übertragung der Schülerfahrkartenbeschaffung auf den Kreis Pinneberg.

__________________
Jürgensen

Anlagen:

Vertragsentwurf Kreis Pinneberg



Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

Gern. § 18 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit Schleswig-Holstein

(GkZ)

zwischen

dem Kreis Pinneberg, vertreten durch die Landrätin Elfi Heesch 

(nachfolgend „Kreis“ genannt)

und

der Gemeinde Heidgraben , vertreten durch den Bürgermeister Ernst-Heinrich 

Jürgensen (nachfolgend „Schulträger“ genannt)

zur Übertragung der Aufgabe des „Schülerfahrkartenverfahrens“

Präambel

(1) Die Kreise Herzogtum Lauenburg, Segeberg und Stormarn haben mit der 

Absicht, die interkommunale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 

Schülerbeförderung für den Teilbereich des Schülerfahrkartenverfahrens zu 

intensivieren, mit Wirkung zum Schuljahr 2021/2022 eine öffentlich-rechtliche 

Vereinbarung gern. § 19a GkZ geschlossen. Der Kreis Herzogtum Lauenburg 

übernimmt hierbei die Zuständigkeit für Durchführungsarbeiten des 

Schülerfahrkartenverfahrens für die beteiligten Kreise und deren Schulträger. 

Mit Wirkung zum Schuljahr 2022/2023 beteiligt sich auch der Kreis Pinneberg 

an dieser interkommunalen Zusammenarbeit.

(2) Die vorliegende öffentlich-rechtliche Vereinbarung soll durch Übertragung der 

Aufgabe des Schülerfahrkartenverfahrens von den kreisangehörigen 

Schulträgern auf den Kreis die Voraussetzungen für die angestrebte
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interkommunale Zusammenarbeit zwischen den o.g. Kreisen schaffen und auf 

diese Weise effiziente Strukturen im Bereich der Schülerbeförderung 
ermöglichen.

(3) § 136 Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (SchuIG SH) enthält im Hinblick

auf Schülerbeförderung und Schülerbeförderungskosten keine 

Rechtsanspruchsnormen für Bürgerinnen. Rechtsansprüche Dritter werden 

auch durch die vorliegende Vereinbarung nicht begründet.

§ 1 Aufgabe des Schülerfahrkartenverfahrens

(1) Träger der Aufgabe der Schülerbeförderung für Schülerinnen, die 

Grundschulen, Jahrgangsstufen fünf bis zehn der weiterführenden 

allgemeinbildenden Schulen oder Förderzentren besuchen, sind nach § 114 

Abs. 1 S. 1 SchuIG SH grundsätzlich die Schulträger der in den Kreisen 

liegenden öffentlichen Schulen. Die im Vertragsrubrum als Schulträger 

bezeichnete Körperschaft ist demnach in diesem Sinne Aufgabenträger der 
Schülerbeförderung.

(2) Gemäß der Entscheidung des Schulträgers, den Schülerinnen der in ihrer 

Zuständigkeit liegenden Schulen Schülerfahrkarten auszustellen, umfasst die 

Aufgabe der Schülerbeförderung den freiwilligen Aufgabenteilbereich des 

Schülerfahrkartenverfahrens. Hierzu gehören nach näherer Bestimmung durch 

§ 2 dieser Vereinbarung insbesondere die Antragsbearbeitung sowie die 

Ausgabe von Schülerfahrkarten und alle damit verbundenen Prozessschritte, 

mittels derer Schülerinnen die Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs 

(ÖPNV) zur Überwindung des Schulweges vom Wohnort zur Schule und zurück 
ermöglicht wird.
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§ 2 Aufgabenübertragung auf den Kreis

(1) Der Schulträger überträgt dem Kreis mit dieser Vereinbarung die ihnen bisher 

im Rahmen der Aufgabenträgerschaft für die Schülerbeförderung obliegende 

Teilaufgabe des Schülerfahrkartenverfahrens. Der Kreis nimmt diese 

Aufgabenübertragung an.

(2) Die übertragungsgegenständliche Aufgabe des Schülerfahrkartenverfahrens 

umfasst die Antragsbearbeitung sowie die Ausgabe von Schülerfahrkarten nach 

Maßgabe der damit verbundenen weiteren Prozessschritte gemäß 

nachfolgendem Absatz 3, die den Schülerinnen die Nutzung des öffentlichen 

Personennahverkehrs zur Überwindung des Schulweges vom Wohnsitz 

(Meldeadresse) zur Schule und zurück ermöglichen.

(3) Die Aufgabenübertragung umfasst folgende unter Einhaltung der 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen durchzuführenden Prozessschritte des 

Schülerfahrkartenverfahrens;

- Entgegennahme und Bearbeitung von Anträgen auf Gewährung einer

Schülerfahrkarte zur Nutzung des ÖPNV,

- Entscheidung über die Gewährung einer Schülerfahrkarte unter

Berücksichtigung der jeweils geltenden organisatorischen und rechtlichen 

Bestimmungen, insbesondere der Kreisschülerbeförderungssatzung und 

unter der Voraussetzung, dass es sich bei dem ÖPNV um die im Einzelfall 

zweckmäßigste Beförderungsart handelt. Die Entscheidungszuständigkeit 

des Kreises für die Gewährung umfasst das Recht zur Bescheidung des auf 

Gewährung gerichteten Antrages (Ablehnungs- oder Bewilligungsbescheid),

- Organisation der Fahrkartenerstellung und -ausgabe in Zusammenarbeit mit

den Schulen und dem erstellenden Dienstleister, den auszuwählen 

ebenfalls zukünftig dem Kreis obliegt,
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-Annahme und Verarbeitung von Schul- und Wohnortswechseln der 

antragsbewilligten Schülerinnen nebst Zuständigkeit für den 

entsprechenden Änderungsbescheid inkl. ggf. Geltendmachung und 

Durchsetzung entstehender Rückforderungen,

- Entgegennahme und Bearbeitung sowie erforderlichenfalls Bescheidung von

Ersatzfahrkartenanträgen nebst Erstellung von Zahlungsaufforderungen 

und Organisation der Ersatzfahrkartenausgabe,

-Abwicklung des Zahlungsverkehrs nebst Prüfung und Dokumentation des 

Geldeinganges und Durchführung des Mahnverfahrens in eigener 
Zuständigkeit,

- Zuständigkeit für Entgegennahme von Widersprüchen sowie die Bearbeitung

und Durchführung von Widerspruchsverfahren,

- Prüfung und Begleichung der monatlichen Fahrkartenrechnungen,

-Telefonische und schriftliche Auskunftserteilung zum 
Schülerfahrkartenverfahren.

(4) Die Aufgabe der Schülerbeförderung im Übrigen bleibt von dieser 

Aufgabenübertragung unberührt.

(5) Zuständige Behörde für die Aufgabe des Schülerfahrkartenverfahrens ist ab 
Aufgabenübergang der/die Landrät*in des Kreises.

(6) Eine weitere Übertragung der in § 2 Abs. (1-3) dieser Vereinbarung 

bezeichneten Aufgabe vom Kreis auf Dritte bzw. die Übertragung der 

Bearbeitungszuständigkeit dieser Aufgabe auf Dritte bedarf der Zustimmung 

des Schulträgers. Schulträger außerhalb des Kreises Herzogtum Lauenburg 

erklären bereits mit Abschluss dieser Vereinbarung die Zustimmung zur 

vollständigen oder teilweisen Weiterübertragung der Teilaufgabe des
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Schülerfahrkartenverfahrens vom Kreis auf den Kreis Herzogtum Lauenburg 

(vgl. Präambel).

§ 3 Kooperationsobliegenheiten des Schulträgers

(1) Der Schulträger trägt durch nachfolgend aufgeführte 

Kooperationsobliegenheiten gegenüber dem Kreis zu einer effizienten 

Aufgabenwahrnehmung im Bereich des Schülerfahrkartenverfahrens bei:

Der Schulträger gewährleistet über die in seiner Trägerschaft befindlichen 

Schulen

- den Abgleich der Antragsdaten der einzelnen Anträge mit den den Schulen

vorliegenden Informationen (insbesondere: Wird der/die Schüler*in aktuell 

oder zukünftig an der angegebenen Schule beschult? Sind die persönlichen 

Daten - Name, Vorname, Anschrift, Geburtsdatum, Klasse und 

Kontaktdaten der Eltern - korrekt?). Die Schulen übermitteln die Ergebnisse 

des Abgleiches sowie etwaige Korrektur-Anmeldungen über eine Online- 

Anwendung und gewährleisten während der Schulzeit und innerhalb der 

ersten und letzten Sommerferienwoche die Daten- bzw. 

Informationslieferungen binnen von fünf Werktagen nach Abgleichanfrage 

durch die zentrale Stelle des Kreises für das Antragsverfahren. Die 

vorgenannte Frist verlängert sich in angemessenem Rahmen im Fall von 

außergewöhnlichen Umständen, wie der Erkrankung des zuständigen 

Personals. In diesem Fall hat der Schulträger den Kreis hierauf unter 

Angabe der Gründe unverzüglich hinzuweisen.

- die Bereitstellung der aktuellen Unterrichtszeiten (Stundenplanzeiten) inkl. ggf.

weiterer in Anspruch genommener Betreuungsangebote unter Benennung 

der Zeiten, an denen Schülerinnen regulär zur Schule kommen und von 

der Schule gehen. Die Bereitstellung erfolgt über eine Online-Anwendung. 

Die Daten- bzw. Informationslieferung erfolgt auf Anfrage binnen von drei 

Werktagen.
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- die Erstellung einer Jahresabgleichliste der antragsbewilligten

Bestandsschülerinnen, die relevante Veränderungen (Schulabgang, 

Versetzung, Wohnortveränderung) anführt. Die Jahresabgleichliste wird 

über eine Online-Anwendung unaufgefordert bis zum Ende der ersten 

Ferienwoche in den Sommerferien zur Verfügung gestellt.

- die Ausgabe der Schülerfahrkarten an die Schülerinnen innerhalb von fünf

Werktagen nach Zustellung unter begleitender Einholung einer Unterschrift 

als Nachweis der Ausgabe auf einer gestellten Unterschriftenliste sowie der 

Versand dieser sowie der nicht ausgabefähigen Fahrkarten an die zentrale 

Stelle des Kreises.

(2) Der Schulträger gewährleistet auch ohne Anfrage durch den Kreis eine 

unverzügliche Mitteilung von für das Schülerfahrkartenverfahren relevanten 

Veränderungen bei personenbezogenen und sonstigen Informationen.

(3) Sollte der Schulträger die in Abs. (1-2) genannten Informationen nicht oder nicht 

in der vereinbarten Zeit zur Verfügung stellen, ist der Kreis berechtigt, den 

Schulträger zunächst unter angemessener Fristsetzung anzumahnen, die 

Informationen unverzüglich zu übermitteln. Erfolgt auch daraufhin keine 

Gewährung der Informationen in der gesetzten Frist und kann der Schulträger 

nicht nachweisen, dass dies nicht auf sein oder ihm zuzurechnendes 

Verschulden zurückzuführen ist, kann der Kreis für daraus entstehende 

Mehraufwendungen im Rahmen von Einzelfallermessen einen pauschalisierten 

Schadenersatz in Höhe von bis zu 5.000 Euro vom Schulträger geltend 

machen.

(4) Die Kooperationsobliegenheiten des Schulträgers gelten auch gegenüber

Dritten, wenn und soweit der Kreis Dritten die Aufgabe des

Schülerfahrkartenverfahrens oder die Durchführung dieser Aufgabe jeweils 

ganz oder teilweise überträgt. Dies gilt insbesondere für die Realisierung des in 

Abs. 1 der Präambel genannten Kooperationsvorhabens.
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§ 4 Personal- und Sachmittelausstattung, Kosten

(1) Eine der Aufgabenübertragung folgende Übertragung von Personal oder 

Sachmitteln von dem Schulträger auf den Kreis erfolgt nicht.

(2) Ein gesonderter Ausgleich der mit der Aufgabenübertragung sowie 

Aufgabendurchführung einhergehenden Verwaltungs- und Personalkosten des 

Kreises findet nicht statt.

(3) Die Kosten für den Einkauf von Fahrkarten im Rahmen des

Schülerfahrkartenverfahrens tragen Kreis und Schulträger im dem Verhältnis 

zueinander, das das Schulgesetz für die Kostenverteilung der 

Schülerbeförderung vorgibt (§ 114 Abs. 3 S. 1 SchuIG SH). Der Kreis kann 

nach eigenem Ermessen eine weitergehende Kostenübernahme festlegen.

(4) Die Berechtigung des Kreises zur Erhebung einer Kreisumlage nach den 

gesetzlichen Bestimmungen bleibt von dieser Vereinbarung unberührt.

§ 5 Vertragsdauer, Änderungen, Kündigungen

(1) Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Änderungen der Vereinbarung bedürfen der Schriftform.

(3) Die Vertragsparteien können die Vereinbarung schriftlich mit einer Frist von 

zwei Jahren zum Schuljahresende (jeweils 31.07.) ordentlich kündigen, wobei 

dies erstmals mit Wirkung zum 31.07.2026 (Mindestlaufzeit) erfolgen kann. Der 

einzelne Schulträger kann dieses ordentliche Kündigungsrecht durch form- und 

fristgerechte Erklärung gegenüber dem Kreis ausüben. Der Kreis kann dieses 

Kündigungsrecht entsprechend durch Erklärung gegenüber dem Schulträger 

ausüben, gegenüber dem die Kündigung wirksam werden soll. Das Recht zur 

Kündigung aus wichtigem Grund und § 127 Allgemeines Verwaltungsgesetz für
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das Land Schleswig-Holstein (LVwG SH) bleiben unberührt. Die 

einvernehmliche Aufhebung dieser Vereinbarung ist nicht ausgeschlossen.

§ 6 Inkrafttreten

(1) Die Vereinbarung tritt am 1.8.2022 in Kraft. Der Zeitpunkt des 

Aufgabenüberganges entspricht dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Vereinbarung nach S. 1.

(2) Sollten einzelne Bestimmungen oder Teile der Vereinbarung nichtig sein bzw. 

durch gesetzliche Neuregelung oder höchstrichterliche Rechtsprechung ganz 

oder teilweise unwirksam werden, so wird hierdurch die Wirksamkeit dieser 

Vereinbarung im Übrigen nicht berührt. Tritt ein solcher Fall ein, verständigen 

sich die Beteiligten hierzu unverzüglich über notwendige Neuerungen.

Elmshorn, den Heidgraben, den

Landrätin - Bürgermeister -

Elfi Heesch Ernst-Heinrich Jürgensen



Gemeinde Heidgraben

Beschlussvorlage

Erweiterung Grundschule Heidgraben, hier Einbau einer Lüftungsanlage

Sachverhalt:
Die Planungen für den Erweiterungsbau der Grundschule in Heidgraben befinden
sich momentan in der Entwurfsplanung. Das bedeutet, dass neben der Gebäude-
und räumlichen Planung jetzt auch die technische Gebäudeausrüstung (Heizung,
Lüftung, Elektro ...) in die Planung einbezogen wird.
Im letzten Planungsgespräch zum Erweiterungsbau der Grundschule hat sich die
Planungsgruppe u.a. mit dem Thema Lüftung beschäftigt. Herr Reinhard
(Objektplaner MoRe Architekten) hat anhand einer Übersicht die verschiedenen
Lüftungsmöglichkeiten vorgestellt. Die Übersicht ist der Vorlage als Anlage beigefügt.
Herr Herrmann-Trentepohl (Fachplaner für den Bereich Gebäudetechnik) weist in
dem Planungsgespräch darauf hin, dass er eine mechanische Belüftung von
Schulgebäuden für einen zeitgemäßen Schulbetrieb für unabdingbar hält.
Als Begründung führt er u.a.an:

- Der Grenzwert von 1.000 ppm CO² lässt sich mit einer freien Lüftung im
Schulalltag kaum einhalten. Die Einhaltung würde bedingen, dass ca. alle 20
Minuten eine Stoßlüftung (komplett geöffnete Fenster, nicht nur Kippstellung)
durchgeführt werden müsste. Nicht nur dass sich dieses störend auf den
Unterrichtsablauf auswirken könnte, auch Witterungsbedingt könnte dieses
ein Problem darstellen (Sturm/Regen/Winter). Mit einer mechanischen Lüftung
könnte für eine konstant gute Luftqualität gesorgt werden, da die Anlage über
eine CO² Kontrolle verfügt, sich im Bedarfsfall selbst regelt und dabei
witterungsunabhängig reagiert.

- Weiterhin könnte die mechanische Lüftung in den Sommermonaten für die
Nachauskühlung der Räumlichkeiten genutzt werden.

- Ein weiterer positiver Aspekt bei einer mechanischen Lüftung gegenüber einer
freien Lüftung ist die Wärmerückgewinnung. Beim freien Lüften entweicht sehr
viel Wärme (Energie) durch die geöffneten Fenster, die Räume kühlen aus
und müssen anschließend wieder aufgeheizt werden. Bei der mechanischen
Lüftung erfolgt eine Wärmerückgewinnung, so dass nur wenig Heizenergie
verbraucht wird.

Vorlage Nr.: 0981/2022/HD/BV

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 13.06.2022

Bearbeiter: Podschus AZ:

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus

Gemeindevertretung Heidgraben 27.06.2022 öffentlich
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Im Rahmen des Planungsgespräches hat sich die Planungsgruppe für den Einbau
einer zentralen mechanischen Lüftungsanlage ausgesprochen. Die
Gemeindevertretung wird gebeten, dieser Empfehlung zu folgen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Finanzierung:

Fördermittel durch Dritte:

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung beschließt für den Erweiterungsbau der Grundschule eine
zentrale mechanische Lüftung vorzusehen.

__________________
Bürgermeister Jürgensen

Anlagen: Gegenüberstellung Lüftungskonzepte
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Gemeinde Heidgraben

Beschlussvorlage

52.FNP-Änderung der Stadt Tornesch „Erweiterung Businesspark (Oha
II)„- Abwägung zur öffentlichen Auslegung, erneuter
Auslegungsbeschluss

Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung:
Die Gemeinden Heidgraben und Moorrege, sowie die Städte Uetersen und Tornesch
sind durch einen gemeinsamen Flächennutzungsplan verbunden.

Die Stadt Tornesch überplant derzeit eine Fläche nordöstlich der Autobahn A23,
nordwestlich der Ahrenloher Straße und südwestlich der Kreisstraße 21.

Die 52.Änderung des Flächennutzungsplans dient der Erweiterung des
Businessparks in Tornesch-Oha. Unternehmen, die auf Grund ihres Flächenbedarfs
und ihres hohen Verkehrsaufkommens nicht siedlungsachsennah untergebracht
werden können oder sollen, können hier Flächen zur Verfügung gestellt werden.
Nach der öffentlichen Auslegung wurden Änderungen am Planentwurf erforderlich,
die eine erneute Auslegung erfordern. Im Parallelverfahren zur Änderung des
Flächennutzungsplans wird der Bebauungsplan 105 aufgestellt. Der Vorlage
VO/22/642 der Stadt Tornesch sind hierzu weitere Informationen zu entnehmen.

Die Regularien zum gemeinsamen Flächennutzungsplan sehen grundsätzlich für die
Änderung des Flächennutzungsplanes gleichlautende Beschlüsse aller vier
beteiligten Kommunen vor. Lediglich bei Flächen, die kleiner als 5ha sind, entfällt
diese Erfordernis.
Aus diesem Grund bittet die Stadt Tornesch, um die Fassung eines gleichlautenden
Beschlusses für die Durchführung der 52. Änderung des Flächennutzungsplanes.

Vorlage Nr.: 0957/2022/HD/BV

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 14.04.2022

Bearbeiter: M. Müller AZ:

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus

Ausschuss für Umweltschutz und
Bauleitplanung, Kleingarten der Gemeinde
Heidgraben

05.05.2022 öffentlich

Gemeindevertretung Heidgraben 27.06.2022 öffentlich
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Finanzierung:
Entfällt

Fördermittel durch Dritte:
Entfällt

Beschlussvorschlag:
1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit abgegebenen Stellungnahmen
wurden gemäß den Vorschlägen der Verwaltung vom 08.03.2022 geprüft. Die
Zusammenstellung vom 08.03.2022 ist Bestandteil dieses Beschlusses. Die
Bürgermeisterin wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme
abgegeben haben, von diesem Ergebnis in Kenntnis zu setzen.

2. Der Entwurf und die Begründung zur 52.FNP-Änderung "Erweiterung
Businesspark (Oha II)" werden in den vorliegenden Fassungen gebilligt.

3. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs.2 BauGB
öffentlich auszulegen. Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange sind über die Auslegung zu benachrichtigen.

4. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 2 BauGB soll parallel zur Auslegung erfolgen.

__________________
Jürgensen
(Bürgermeister)

Anlagen:
Vorlage Beschluss erneute Auslegung
01 FP Planzeichnung
02b FP Begründung_Änd-modus
03 FP Abwägung 4(2)



VO/22/641
Beschlussvorlage
öffentlich

52.FNP-Änderung „Erweiterung Businesspark (Oha II)“ 
- Abwägung zur öffentlichen Auslegung, erneuter 

Auslegungsbeschluss

Organisationseinheit:

FD Stadtplanung und Umwelt
Datum

03.03.2022
Bearbeitung:

Henning Tams

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Bau- und Planungsausschuss (Entscheidung) 28.03.2022 Ö

Sachverhalt
Die 52.Änderung des Flächennutzungsplans dient der Erweiterung des 
Businessparks in Tornesch-Oha. Unternehmen, die auf Grund ihres Flächenbedarfs 
und ihres hohen Verkehrsaufkommens nicht siedlungsachsennah untergebracht 
werden können oder sollen, können hier Flächen zur Verfügung gestellt werden.
Nach der öffentlichen Auslegung wurden Änderungen am Planentwurf erforderlich, 
die eine erneute Auslegung erfordern. Im Parallelverfahren zur Änderung des 
Flächennutzungsplans wird der Bebauungsplan 105 aufgestellt. Der Vorlage 
VO/22/642 sind hierzu weitere Informationen zu entnehmen. 

Prüfung Umweltverträglichkeit

Kinder- und Jugendbeteiligung

Finanzielle Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen / Darstellung der Folgekosten 

Der Beschluss hat finanzielle Auswirkungen: ja x nein

Die Maßnahme/Aufgabe ist: vollständig eigenfinanziert
teilweise gegenfinanziert
vollständig gegenfinanziert

Auswirkungen auf den Stellenplan: Stellenmehrbedarf Stellenminderbedarf
höhere Dotierung Niedrigere Dotierung
Keine Auswirkungen

Es wurde eine Wirtschaftlichkeitsprüfung durchgeführt: ja nein
Es liegt eine Ausweitung oder eine Neuaufnahme einer 
Freiwilligen Leistung vor: ja nein
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Produkt/e:
2021 2022 2023 2024 2025 2026 ff.Erträge/Aufwendungen
in EUR

* Anzugeben bei Erträgen, ob Zuschüsse/Zuweisungen; Transfererträge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Erträge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschüsse/Zuweisungen oder sonstige 
Aufwendungen

Erträge*:
Aufwendungen*:
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

2019 2020 2021 2022 2023 2024 ff.Investition/Investitionsförderung
in EUR

Einzahlungen
Auszahlungen
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Erträge (z.B. Auflösung von Sonderposten)

  Abschreibungsaufwand
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Verpflichtungsermächtigungen
  davon noch zu veranschlagen:

2019 2020 2021 2022 2023 2024 ff.Folgeeinsparungen/-kosten
(indirekte Auswirkungen, ggf. sorgfältig zu schätzen) in EUR
* Anzugeben bei Erträgen, ob Zuschüsse/Zuweisungen; Transfererträge; Kostenerstattungen/Leistungsentgelte oder sonstige Erträge
* Anzugeben bei Aufwendungen, ob Personalaufwand; Sozialtransferaufwand; Sachaufwand; Zuschüsse/Zuweisungen oder sonstige 
Aufwendungen

Erträge*:
Aufwendungen*:
Saldo (E-A)

  davon noch zu veranschlagen:

Beschlussvorschlag

1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie der Öffentlichkeit abgegebenen Stellungnahmen wurden gemäß den 
Vorschlägen der Verwaltung vom 08.03.2022 geprüft. Die Zusammenstellung vom 
08.03.2022 ist Bestandteil dieses Beschlusses. Die Bürgermeisterin wird beauftragt, 
diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, von diesem Ergebnis in Kenntnis zu 
setzen.
 
2. Der Entwurf und die Begründung zur 52.FNP-Änderung "Erweiterung Businesspark (Oha 
II)" werden in den vorliegenden Fassungen gebilligt.
 
3. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs.2 BauGB öffentlich 
auszulegen. Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über 
die Auslegung zu benachrichtigen.
 
4. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 
BauGB soll parallel zur Auslegung erfolgen.

gez. Sabine Kählert
Bürgermeisterin 



Anlage/n
1 01 FP Planzeichnung

2 02b FP Begründung_Änd-modus

3 03 FP Abwägung 4(2)





1. Art der baulichen Nutzung
 (§ 5 Abs. 2 Nr.1  BauGB § 1 Abs. 1 und 2 BauNVO)

G

Gewerbliche Bauflächen

2. Grünflächen
 (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4  BauGB)

Grünflächen

4. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen
Geltungsbereichs der F-Planänd.
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Stadt Tornesch

52. Änderung des F-Plans
"Erweiterung Businesspark (Oha II)“

für das Gebiet nordöstlich der Autobahn A 23 in einer Tiefe von ca. 370 m und nordwestlich
der Ahrenloher Straße in einer Tiefe von ca. 720 m.

Auftraggeber:

Stadt Tornesch
- Der Bürgermeister -
Wittstocker Straße 7
25436 Tornesch

Auftragnehmer:

Kellerstraße 49  .  25462  Rellingen
Tel.: (04101) 852 15 72
Fax: (04101) 852 15 73
E-Mail: buero@dn-stadtplanung.de
Internet: www.dn-stadtplanung.de

Bearbeiter:

Dipl.-Ing. Anne Nachtmann
Dipl.-Ing. Dorle Danne

4 (1) BauGB 4 (2) BauGB 3 (2) BauGB § 4 a BauGB
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1 Lage und Umfang des Plangebietes, Allgemeines

Der ca. 26,4 ha große Änderungsbereich der 52. F-Planänderung liegt an der nordöstlichen
Stadtgebietsgrenze von Tornesch, nordwestlich der „Ahrenloher Straße“, nordöstlich der „Bun-
desautobahn A 23“ und südwestlich Kreisstraße 21 (ehemalige Bundesstraße B 5).

Der Änderungsbereich wird begrenzt:

· im Nordosten durch landwirtschaftlich genutzte Flächen an der Kreisstraße 21 (ehe-
malige Bundesstraße B 5),

· im Südosten durch die Ahrenloher Straße mit angrenzender Gewerbebebauung im
Sondergebiet OHA I,

· im Südwesten durch die Bundesautobahn A 23,
· im Nordwesten durch angrenzende landwirtschaftlich genutzten Flächen.

Im nördlichen Bereich wurde der Vorfluter zur Regelung der Oberflächenentwässerung in den
Änderungsbereich aufgenommen.

Zurzeit wird das Plangebiet überwiegend landwirtschaftlich genutzt.

An der Ahrenloher Straße wurde ein Wohnhaus in den Änderungsbereich einbezogen. Es han-
delt sich dabei um eine Wohnbebauung im Außenbereich, die im wirksamen F-Plan als land-
wirtschaftliche Fläche dargestellt ist und gem. Stellungnahme des Landesamtes für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR) vom 26.11.2019 den Schutzanspruch eines Dorf-
gebietes innehat. Die Wohnnutzung soll planerisch nicht forciert werden, so dass hier eine
gewerbliche Baufläche ausgewiesen wird. Die Wohnnutzung hat Bestandsschutz.

Abbildung 1 - Luftbild mit Änderungsbereich (ohne Maßstab)

Quelle: © google earth 2020
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Entlang der Grenze sowie innerhalb des Änderungsbereiches befinden sich Knicks, die zum
Teil in die Planung einfließen und zum Teil überplant und ausgeglichen werden.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die Immissionsschutzrechtlichen Rahmenbe-
dingungen gutachterlich geprüft und berücksichtigt werden.

2 Planungserfordernis, Planungsziel

Die Stadt Tornesch hat am 02.05.2018 beschlossen für ein ca. 26 ha großes Gebiet den Be-
bauungsplan Nr. 105 und die 52. Änderung des Flächennutzungsplanes aufzustellen.
Das neue Gewerbegebiet soll durch einen 1. Bauabschnitt kurzfristig und mittelfristig den Be-
darf an Gewerbeflächen sichern. Zu einem späteren Zeitpunkt sollen ggf. weitere gewerbliche
Bauflächen (insgesamt ca. 45 ha) nördlich vom Änderungsbereich entwickelt werden.

Durch die Aufstellung der 52. F-Planänderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Erweiterung des bestehenden Businesspark (Oha II) geschaffen werden.
Neben dem Planungsziel gewerbliche Bauflächen zu schaffen, sollen die zu erhaltenden
Knicks und anzulegenden Grünstrukturen als Grünfläche gem. § 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4
dargestellt werden.

Der Bebauungsplan Nr. 105 wird parallel aufgestellt.

2.1 Konzeption des Plangebietes

Der Änderunsbereich liegt im Außenbereich der Stadt Torensch, weit entfernt von den
innerstädtischen Siedlungsbereichen. Die hohe Lagegunst mit direktem Anschluss an die
Autobahn A 23 ist u.a. ausschlaggebendes Kriterium bei der Auswahl der Flächen gewesen.
Direkt gegenüber der Ahrenloher Straße ist bereits das Gebiet OHA 1 angesiedelt in dem
Sondergebiete vorrangig für Umwelttechnik und eine Feuerwehr verortet sind. Der Bereich
eignet sich durch seine Lage somit hervorragend für verkehrs- und flächenintensive gewerbli-
che Branchen, die auf die überregionale Verkehrsanbindung angewiesen sind und/oder nicht
siedlungsnah untergebracht werden können bzw. sollen.
Die Ansiedlung von arbeitsplatzintensiven Betrieben, die siedlungsnah und in guter Zuordnung
zum ÖPNV untergebracht werden sollen, wie z. B. Dienstleistungsgewerbe, kleinere Hand-
werksbetriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, sind jedoch nicht mit den Zielset-
zungen eines Gewerbegebietes von überregionaler Bedeutung in Einklang zu bringen, wes-
halb entsprechende Festsetzungen im B-Plan getroffen werden. und werden insofern ausge-
schlossen. Das Gleiche gilt für Wohnnutzungen und Einzelhandelsbetrieben.

Die Erschließung erfolgt über eine Anbindung an die Ahrenloher sStraße mit (temporärem)
Wendehammer. Später wird die Verkehrsfläche nach Norden auf die Erweiteungsflächen
führen. Der temporäre Wendehammer kann dann entfallen.

Entlang der Grenzen des Änderungsbereiches sollen die vorhandenen Knicks und Grünstruk-
turen weitestgehend erhalten bzw. aufgewertet werden. Im südlichen Bereich ist entlang der
A 23 ein Lärmschutzwall geplant. Diese Grünstrukturen sollen auch in der Planzeichnung der
52. F-Planänderung dargestellt werden.
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3 Rechtlicher Planungsrahmen

3.1 Regionalplan/Zielabweichung

Die Stadt Tornesch gehört zum Kreis Pinneberg im Planungsraum I / Schleswig-Holstein Süd.
Der Regionalplan stellt dar, dass Tornesch im Ordnungsraum um Hamburg liegt, in dem sich
die weitere Entwicklung des Ordnungskonzepts entlang von Siedlungsachsen vollziehen soll.

Abbildung 2 - Ausschnitt Regionalplan mit Änderungsbereich (ohne Maßstab)

Die Stadt Tornesch ist als Stadtrandkern II. Ordnung ausgewiesen. Zu den Stadtrandkernen
wird Folgendes ausgeführt: "Die zentralen Orte einschließlich der Stadtrandkerne sind
Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung. Sie sollen dieser Zielsetzung durch eine voraus-
schauende Bodenvorratspolitik und durch eine der zukünftigen Entwicklung angepasste Aus-
weisung von Wohnungs-, Gemeinbedarfs- und gewerblichen Bauflächen gerecht werden. (…)"
(5.1 Z (7)).

Die vorgesehene Fläche liegt außerhalb der Siedlungsachse und des Siedlungsgebiets. Sie
liegt jedoch nicht innerhalb von Regionalen Grünzügen oder Gebieten mit besonderer Erho-
lungseignung.

Zu Industrie und Gewerbeansiedlung werden im Regionalplan folgende grundsätzliche Aus-
sagen getroffen:
Auf der Achse Hamburg-Elmshorn soll eine starke wirtschaftliche und siedlungsmäßige Ent-
wicklung insbesondere in den Schwerpunkten außerhalb des Verdichtungsraums stattfinden.
Somit liegt die angestrebte Ausweisung des Gewerbegebietes den Zielen der Raumordnung
nur in Teilen entgegen.
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Die Stadt Tornesch führte daher ein Zielabweichungsverfahren1 durch, da die Fläche für die
Erweiterung der gewerblichen Nutzung am Standort „Oha II“ Flächen betrifft, die mit den im
Regionalplan dargestellten Zielen der Raumordnung zur Lage der Fläche außerhalb der Sied-
lungsachse nicht übereinstimmen.

Mit Schreiben vom 08.01.2020 (IV 621 - 59815/2019) bestätigt die Landesplanung, dass "die
Aufstellung der 52. Änderung des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes Nr. 105
der Stadt Tornesch unter Abweichung von Zielen der Raumordnung gemäß Ziffer 5.3 (6) des
Regionalplans für den Planungsraum I, Fortschreibung 1998 in Verbindung mit Ziffer 2.4.1 (3)
des Landesentwicklungsplans 2010 vertretbar [ist] und nicht die Grundzüge der Planung [be-
rührt]. […] Der Planbereich […] wird im Vorwege der Neuaufstellung des Regionalplans Ill als
Standort für ein Gewerbegebiet von überregionaler Bedeutung gemäß Ziffer 2.6 Abs. 4 Lan-
desentwicklungsplan 2010 festgelegt."

Zudem bestätigte das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
mit seiner Stellungnahme VII 204 vom 19.09.2019 , dass "der Kreis Pinneberg und die Stadt
Tornesch u.a. Teil der Regionalen Kooperation A23/B5 [sind]. In diesem Zusammenhang
wurde die betreffende Fläche in Tornesch bereits untersucht. Für die regionale Entwicklung
entlang der A23/B5 hat die Fläche bei der Untersuchung für das GEFEK Westküste die besten
Bewertungen des Kreises Pinneberg erhalten und wurde für eine Entwicklung empfohlen.

3.2 Flächennutzungsplan

Der Änderungsbereich ist im Flächennutzungsplan bisher als Fläche für die Landwirtschaft
ausgewiesen. Im südlichen Teilbereich verläuft eine Richtfunktrasse mit Höhenbeschränkun-
gen für bauliche Anlagen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung jedoch nicht bestätigt
wurde.

Zusätzlich sind die Anbauverbotszonen der BAB A 23 und der Landesstraße L 110 „Ahrenloher
Straße“ dargestellt.

Da Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden, soll der Flächennut-
zungsplan im Parallelverfahren zum 52. Mal geändert werden.

1 Vgl. Landschaftsplanerischer Fachbeitrag zum Zielabweichungsverfahren Antrag auf Zielabweichung,
Stadt Tornesch
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Abbildung 3 - Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)

Gemäß der Vereinbarung zum gemeinsamen Flächennutzungsplan sind bei der Neuauswei-
sung von Baugebietsflächen ab 5 ha gleichlautende Beschlüsse zur Aufstellung, Auslegung
und Feststellung von Flächennutzungsplanänderungen notwendig.

3.3 Bebauungsplan

Ein Bebauungsplan ist für den Bereich nicht vorhanden. Südöstlich grenzt der B-Plan Nr. 47
Sondergebiet „OHA I“ mit mehreren Änderungen an.
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Abbildung 4 - Ausschnitt angrenzender B-Plan Nr. 47 (ohne Maßstab)

4 Städtebauliche Darstellungen im F-Plan

Der Änderungsbereich der 52. Flächennutzungsplanänderung und der Geltungsbereiches für
den B-Plan 105 stimmen zum großen Teil überein. Im Flächennutzungsplan werden jedoch
keine Änderungen an der Ahrenloher Straße erforderlich, so dass diese Fläche nicht Teil der
F-Planänderung wird.

Wie im Kapitel 2 beschrieben, wird der Änderungsbereich im Flächennutzungsplan als ge-
werbliche Baufläche dargestellt (BauNVO). In der verbindlichen Bauleitplanung wird aus der
Darstellung ein Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO entwickelt.

Im Änderungsbereich befindet sich ein Bestandsgrundstück, das in B-Plan und in der F-
Planänderung als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen wird. Da das Grundstück umfas-
senden Gehölzbestand aufweist, soll es nicht bebaut werden. Die Bestandsnutzung genießt
Bestandsschutz.

An den Rändern des Gewerbegebietes und davon abgehend befinden sich Knicks, die erhal-
ten und geschützt werden sollen. Im nordwestlichen Bereich zwischen der gewerblichen Bau-
fläche und der Kreisstraße 21 ist der Vorfluter mit in den Änderungsbereich einbezogen wor-
den, um die Niederschlagswasserentsorgung planungsrechtlich abzusichern. Diese Flächen
werden im Flächennutzungsplan als Grünflächen dargestellt.  In der verbindlichen Bauleitpla-
nung werden die zu erhaltenden Knicks, aufgrund Ihrer Stellung als Biotop mit Maßnahmen-
flächen und entsprechenden textlichen Festsetzungen geschützt.

Im gleichen Umfang der gewerblichen Bauflächen und der Grünflächen entfallen Flächen für
die Landwirtschaft.

Weitere Darstellungen, insbesondere zum Maß der baulichen Nutzung sind nicht erforderlich,
da parallel der Bebauungsplan Nr. 105 aufgestellt wird.

B-Plan 105
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Die Richtfunktrasse der Telefonica und die Anbauverbotszonen der Landesstraße und der Au-
tobahn werden nachrichtlich dargestellt.

5 Immissionsschutz

LAIRMCONSULT GmbH. (Mai 2021). Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 105 in Tornesch.
Bargteheide

5.1 Übergreifende Gliederung in Tornesch

Im letzten Jahrhundert haben sich Torneschs Gewerbegebietsflächen schwerpunktmäßig ent-
lang der Bahntrasse bzw. von dort in nordöstliche Richtung des Stadtgebiets entwickelt. Dabei
bilden die Esinger Straße (L107) und die Bahntrasse sowie die Straßen „Großer und Kleiner
Moorweg“ die Haupterschließungsachsen der Gewerbegebiete. Die Gewerbegebietsentwick-
lung erfolgte in den letzten Jahrzehnten auf Basis des § 34 BauGB „Zulässigkeit von Bauvor-
haben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile“.

Für die Gewerbebetriebe im Stadtgebiet gilt in der Regel, dass sie aufgrund Ihrer Lage in gro-
ßen zusammenhängenden Gewerbegebieten, fernab von schutzbedürftigen Nutzungen keine
Einschränkungen hinsichtlich ihres Betriebes berücksichtigen müssen (z.B. die Betriebe nörd-
lich der Bahn/beidseitig Borstelweg).

Darüber hinaus gibt es einige Bebauungspläne (z.B. B-Plan Nr. 38 und Nr. 52 samt Änderun-
gen) im östlichen Übergangsbereich zur freien Landschaft, die durch angrenzende Wohnnut-
zungen anhand von entsprechenden Festsetzungen bezüglich der Gewerbelärmimmissionen
eingeschränkt wurden.

Des Weiteren sind gewerbliche Nutzungen in Misch- oder Sondergebieten nordöstlich der A
23 ansässig. Insgesamt verfügt die Stadt über rund 96 Hektar Gewerbegebietsfläche und ca.
63 ha Sondergebietsfläche davon ca. 34 ha im Businesspark Tornesch B-Plan Nr. 47).

Sofern Gewerbebetriebe im Innenbereich außerhalb der zentralen Bereiche von Bestandsge-
werbegebiet siedeln möchten, wird durch die kompakte Siedlungsstruktur, ein direktes Neben-
einander von Wohnen und Gewerbe unvermeidlich zu Komplikationen führen. Daher möchte
die Stadt neue Gewerbeflächen nördlich der Autobahn A 23 im Außenbereich ausweisen. So-
mit setzt sie sich auch mit der neuen Rechtsprechung und der Forderung nach Vorhandensein
von uneingeschränkten Gewerbegebieten auseinander.

Für die künftigen Gewerbegebietsentwicklungen/-ansiedlungen wird somit der B-Plan Nr. 105
Erweiterung Businesspark (Oha II)“ und die 52. Flächennutzungsplanänderung mit einer Flä-
che von ca. 26,6 6 Hektar aufgestellt.

Offensichtliche Planungskonflikte, die dem § 50 BImSchG widersprechen, sind nicht erkenn-
bar; das Plangebiet grenzt im südwestenwesten an die Autobahn, südöstlich an die Sonder-
gebiete OHA I und nordwestlich/nordöstlich an landwirtschaftliche Flächen mit zum Teil ge-
mischtgenutzten Bereichen an der Kreisstraße 21 (ehemalige Bundesstraße 5). Ein Wohnhaus
im Plangebiet selbst (Außenbereich) wird voraussichtlich bis dahin vom Vorhabenträger er-
worben und leergezogen sein.

Die Stadt möchte hier explizit für ein 6,8 ha großes Teilgebiet ein schalltechnisch uneinge-
schränktes Gewerbegebiet ausweisen. Ein somit in Teilen "eingeschränktes Gewerbegebiet"
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würde seiner allgemeinen Zweckbestimmung nach noch dem Typus eines Gewerbegebiets
(BVerwG, Beschluss vom 15. April 1987 -BVerwG 4 B 71.87) entsprechen.

Somit stehen mit dem B-Plan Nr. 105 und der 52. F-Planänderung im Stadtgebiet, Flächen für
schalltechnisch uneingeschränkte gewerbliche Neuansiedlungen zur Verfügung.

Damit wird ein System der baugebietsübergreifenden Gliederung der Gewerbegebiete instal-
liert (vgl. BVerwG, Urt. v. 07.12.2017, 4 CN 7/16).

Bezogen auf die obige  Erläuterung verfügt die Stadt Tornesch über sechs nach § 30 BauGB
festgesetzte Gewerbegebiete, darüber hinaus bestehen drei weitere Konglomerationen ge-
werblicher Nutzungen im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) sowie ein als Sondergebiet
nach § 30 BauGB festgesetzter Bereich mit gewerbegebietsähnlichen Nutzungen.
Mit den nach § 30 BauGB festgesetzten Gewerbegebieten wurden in fünf zum Schutz benach-
barter Wohnbebauung Einschränkungen der Lärmemissionen festgesetzt, ein Gewerbegebiet
wurde ohne Lärmkontingente bzw. Begrenzungen flächenbezogener Schallleistungspegel
ausgewiesen. Durch die Staffelung der Lärmemissionskontingente und den Verzicht deren
Festsetzung soll erreicht werden, dass sich lärmintensive Gewerbe oder Betriebsteile in Be-
reichen ansiedeln, die sich nicht in räumlicher Nähe zu schutzbedürftigen Wohnnutzungen
befinden.

Auflistung der Gewerbegebiete im unbeplanten Innenbereich:
· Esinger Str. (Papierfabrik)
· Hamburger Str./Altonaer Str.(Hawesko und Altonaer Wellpappenfabrik)
· Borstelweg-Kleiner Moorweg-Lindenweg

Auflistung der Gewerbegebiete oder gewerbegebietsähnlicher Sondergebiete mit Emissions-
beschränkungen:
· B-Plan 38 „GE Großer Moorweg“ (Hawesko)

o Festsetzung von 3 Emissionskontingenten LEK,nachts 47, 48 und 45
o Zu den Kontingenten können Richtungszuschlägen addiert werden

· B-Plan 47 „Businesspark Oha“ (gewerbegebietsähnliches Sondergebiet)
· B-Plan 52 „Westliche Großer Moorweg“ (HellermannTyton)

o Festsetzung von 4 Emissionskontingenten LEK,nachts 47, LEK,tags 57
o Zu den Kontingenten können Richtungszuschlägen addiert werden

· B-Plan 58 „Ahrenloher Str. – Kuhlenweg“
o Einschränkung des GEs auf Betriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören
o Festsetzung von flächenbezogenen Schalleistungspegeln von L = 58 dB(A)m²

tags und 43 dn(B)/m nachts
· B-Plan 60 „Ahrenloher Str. – Moorkamp“

o Festsetzung von einem Emissionskontingent LEK,nachts 47, 48 und 45
o Zu den Kontingenten können Richtungszuschlägen addiert werden

· B-Plan 96 „Zwischen Großer Moorweg, Schäferweg, Spritzloh und Brandskamp“ (Erweite-
rung HellermannTyton)

o Festsetzung von 5 Emissionskontingent LEK,tags alle 60, LEK,nachts 38, 40, 41, 41 und
46

o Zu den Kontingenten können Richtungszuschlägen addiert werden

Auflistung der Gewerbegebiete oder gewerbegebietsähnlicher Sondergebiete ohne Emissi-
onsbeschränkungen:



Begründung zur 52. F-Planänderung der Stadt Tornesch Seite 14

TOR18002_11014_Begründung_FP.docxTOR18002_11003_Begründung_FP.docx

- B-Plan 90 „Pinneberger Str. – Kreyhorn“

Abbildung 5 - Lageplan der Gewerbegebiete in Tornesch

Quelle: erstellt von der Stadt Tornesch am 28.03.2022

5.2 Gebietsinterne Gliederung

Trotz der Lage im Außenbereich möchte die Stadt auch eine innere Gliederung des
Änderungsbereiches vornehmen, die die nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen
berücksichtigt.

Die nächstgelegenen Wohnnutzungen stehen mit Ausnahme des Gebäudes im Änderungsbe-
reich, südlich der A 23/ östlich der Ahrenloher Straße und südlich der Kreisstraße 21 (Alte
Bundesstraße 5). Für diese Gebäude existieren keine rechtskräftigen Bebauungspläne. Auf-
grund der örtlichen Situation und der Wohnnutzung im Außenbereich wird von einem Schutz-
anspruch ausgegangen, der mit einem Mischgebiet oder Dorfgebiet vergleichbar ist.
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Die innere Konzeption bzw. das Nutzungskonzept des Gewerbegebietes sieht vor, dass Be-
triebe, die keine Nachtarbeit haben bzw. nachts leiser sind und ggf. kein Licht im Nachtzeit-
raum erzeugen, an den nördlichen Plangebietsrand in der Nähe der Wohnhäuser und nahe
den umgebenen Knicks verortet werden. Auch die in den Knicks lebenden Kleintiere und In-
sekten reagieren auf Störungen im Nachzeitraum. Betriebe mit Nachtarbeit bzw. Betriebe, die
im Nachtzeitraum lauter und heller sind, können sich entlang der Autobahn, abgerückt von der
Ahrenloher Straße ansiedeln. Dieser Bereich ist weniger von sensiblen Knickstrukturen umge-
ben als die restlichen Flächen. An der Ahrenloher Straße sind aufgrund des dort befindlichen
Knicks vornehmlich Stellplätze vorgesehen.

5.3 Schalltechnische Untersuchung
LAIRMCONSULT GmbH. (Mai 2021). Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 105 in Tornesch.
Bargteheide

Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 105 und der 52. F-Planän-
derung wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt und die Ergebnisse werden in den
Bebauungsplan eingearbeitet.

Die Stadt Tornesch beabsichtigt die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung
des Businessparks OHA I zu schaffen.
Die Ausweisung ist als gewerbliche Baufläche bzw. als Gewerbegebiet im B-Plan vorgesehen.

Der Änderungsbereich grenzt im Südosten an die Ahrenloher Straße (L 110) und im Südwes-
ten an die Bundesautobahn BAB 23. Südöstlich der Ahrenloher Straße befindet sich der be-
stehende Businesspark (Oha I) im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 47 und dessen
Änderungen.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurden die zu erwartenden schallschutz-
rechtlichen Auswirkungen des Vorhabens aufgezeigt und beurteilt.

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung anhand
der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1, „Schallschutz im Städtebau“,
wobei zwischen gewerblichem Lärm und Verkehrslärm unterschieden wird. Andererseits kann
sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Verkehrswegen an den Kriterien der
16. BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“) orientieren.

Die DIN 18005, Teil 1 verweist für die Beurteilung von gewerblichen Anlagen auf die TA Lärm,
so dass die Geräuschimmissionen aus Gewerbelärm auf Grundlage der TA Lärm beurteilt
werden.

5.2.15.3.1 Gewerbelärm
Zum Schutz der Nachbarschaft vor Gewerbelärm aus dem Plangebiet wurde für den Ände-
rungsbereich geprüft, ob der Planungsansatz für uneingeschränkte Gewerbegebiete gemäß
DIN 18005 von LW“ = 60/60 dB(A) tags/nachts zulässig ist.

Im Tageszeitraum werden mit den obigen Ansätzen an allen maßgeblichen Immissionsorten
die jeweilig geltenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm unter Berücksichtigung der Vorbe-
lastungen sicher eingehalten. Für den Nachtzeitraum ist zumindest für einen Teil der Flächen
jedoch eine städtebauliche Gliederung erforderlich.

Hierbei sind die Rechtssätze der jüngsten Rechtsprechung zur Emissionskontingentierung zu
beachten. Emissionskontingente können für ein Baugebiet nach § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
BauNVO festgesetzt werden, wenn es in einzelne Teilgebiete mit verschieden hohen Emissi-
onskontingente zerlegt wird. Zudem gilt für eine baugebietsübergreifende Gliederung nach
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obigen Absatz, dass neben dem emissionskontingentierten Gewerbegebiet noch (mindestens)
ein Gewerbegebiet vorhanden ist, in welchem keine Emissionsbeschränkungen gelten. Dies
ist im vorliegenden Fall gegeben.

Die maximal zulässigen Emissionskontingente für die einzelnen Flächen wurden so ermittelt,
dass die Anforderungen der TA Lärm unter Berücksichtigung der Vorbelastungen erfüllt wer-
den. Dabei wurden die benachbarten Sondergebietsflächen vom Businesspark Oha bei der
Ermittlung der Emissionskontingente als Vorbelastungen berücksichtigt.

Zum Schutz der umliegenden schützenswerten Nutzungen außerhalb des Gewerbegebiets
sind diese Emissionsbeschränkungen nachts für die zwei Teilflächen entsprechend im Bebau-
ungsplan festzusetzen.

Unter Berücksichtigung der Emissionsbeschränkungen wird im Prognose-Nullfall sowie im
Prognose-Planfall an allen Immissionsorten auch im Nachtzeitraum den Anforderungen der
TA Lärm entsprochen.

5.2.25.3.2 Verkehrslärm

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrslärm
berechnet. Dabei wurde der Straßenverkehrslärm aus den maßgeblichen Straßenabschnitten
berücksichtigt. Die Straßenverkehrsbelastungen und die maßgeblichen Lkw-Anteile für die
Bundesautobahn BAB 23 und die Ahrenloher Straße L 110 wurden einer aktuellen Zählung
der DEGES GmbH entnommen und auf den Prognosehorizont 2035/40 hochgerechnet (Hoch-
rechnungsfaktor 1,1). Basierend auf diesen Daten wurden die Verkehrsbelastungen für die
Kreisstraße 21 (Alte Bundesstraße 5) und die Straße Oha (K 21) abgeschätzt.

Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte auf Grundlage der Rechenregeln der RLS- 19.

Für die Auswirkungen aus dem F-Plan-induzierten Zusatzverkehr ist zusammenfassend fest-
zustellen, dass sich ausschließlich Zunahmen unterhalb der Wahrnehmbarkeitsschwelle von
1 dB(A) und deutlich unterhalb der Erheblichkeitsschwelle von 3 dB(A) ergeben.

An der Bebauung entlang der Ahrenloher Straße gegenüber der Autobahnauffahrten Tornesch
West zur BAB 23 ergeben sich Zunahmen von bis zu 0,4 dB(A) nachts. Damit wird hier der
Anhaltswert für Gesundheitsgefahr von 60 dB(A) nachts weitergehend überschritten.

Zum Schutz der von Pegelzunahmen betroffenen Bebauung und dadurch erstmalig oder wei-
tergehender Überschreitung der Anhaltswerte der Gesundheitsgefährdung sind Maßnahmen
zum Schallschutz zu prüfen. Hierzu wird seitens der Stadt Tornesch eine freiwillige Prüfung
und Umsetzung von passiven Lärmschutzmaßnahmen in Anlehnung an die Verkehrslärm-
schutzverordnung (16. BImSchV) zugesagt. Der durch die vorliegende Planung hervorgeru-
fene Konflikt kann somit rechtssicher gelöst werden.

Der Änderungsbereich wird bereits heute teilweise erheblich durch Verkehrslärm belastet, wo-
bei die Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1 als auch die Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV überschritten werden.

Gemäß Gutachten ergeben sich somit Anforderungen an den Schallschutz. Da im Flächen-
nutzungsplan keine Schallschutzfestsetzungen aufgenommen werden können wird für Details
auf die verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan 105) verwiesen.

Hinweis
Die DIN-Vorschrift 4109 Teil 1 und  Teil 2 (Januar 2018) können im Rahmen des Planaufstel-
lungsverfahrens bei der Verwaltung zur Einsicht eingesehen werden.
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6 Verkehrliche Erschließung

6.1 Verkehrsuntersuchung
(Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert, Teil A Okt. 2020 & Teil B Mai 2021)

Die Stadt Tornesch plant an der Anschlussstelle „Tornesch“ der Autobahn A 23 das Gewerbe-
gebiet Oha II. Die Erschließung soll von der L 110 aus erfolgen, wozu der Knotenpunkt L 110
/ Lise-Meitner-Allee vierarmig ausgebaut werden soll. Für die Knotenpunkte im Zuge der L 110
wurden Leistungsfähigkeitsberechnungen mit Prognosebelastungen 2035 durchgeführt. Hier
zeigte sich, dass für die Knotenpunkte an der Anschlussstelle „Tornesch“ keine ausreichende
Verkehrsqualität nachgewiesen werden kann. Daher wurde vereinbart, zunächst die vorhan-
dene Verkehrssituation zu untersuchen und mit den vorhandenen Programmen und den ge-
zählten Verkehrsbelastungen Leistungsfähigkeitsberechnungen nach HBS durchzuführen.

Als Ergebnis der Untersuchungen ist festzuhalten, dass beide Knotenpunkte an der An-
schlussstelle „Tornesch“ in der jeweiligen Spitzenzeit am Morgen bzw. am Nachmittag über-
lastet sind. Ein Ausbaubedarf ist daher bereits heute gegeben. Die Untersuchung ist Teil (An-
lage) der Begründung zum B-Plan 105.

Als Nächstes wurde überprüft, wie sich ein vierarmig Ausbau des Knotenpunktes L 110 / Lise-
Meitner-Allee auswirken würde. Aufbauend auf den zu erwartenden Belastungen zum Prog-
nosehorizont 2035 wurden für den Knotenpunkt Leistungsfähigkeitsberechnungen nach HBS
durchgeführt. Hier zeigte sich, dass der Knotenpunkt den zusätzlich zu erwartenden Verkehr
des Gewerbegebiets im Szenario 1 (20 ha) mit einer zufriedenstellenden Verkehrsqualität auf-
nehmen kann.

Für das zweite Szenario (40 ha GE) wurde in der Morgenspitze eine Überlastung des Knoten-
punktes ermittelt, da der Linksabbieger in Richtung GE Oha II den Geradeausverkehr in Rich-
tung A 23 kreuzen muss. Auch sind die erforderlichen Aufstelllängen auf dem geplanten Links-
abbiegestreifen im Zuge der L 110 aus Richtung A 23 nicht realisierbar.

Im Teil A der Untersuchung wurde festgestellt, dass für die Knotenpunkte an der Anschluss-
stelle „Tornesch“ bereits mit den Analysebelastungen keine ausreichende Verkehrsqualität
nachgewiesen werden kann. Ein Ausbaubedarf ist bereits heute gegeben. Der zusätzliche
Verkehr des geplanten Gewerbegebiets kann daher – zumindest in den Hauptverkehrszeiten
– von den Knotenpunkten nicht mehr aufgenommen werden. Eine zufriedenstellende Erschlie-
ßung des Gewerbegebiets ist daher erst möglich, wenn die AS „Tornesch“ entsprechend aus-
gebaut wird.

Auch der Knotenpunkt an der Lise-Meitner-Straße muss deutlich aufgeweitet werden, wenn
das Szenario 2 (40 ha GE) realisiert werden soll. Alternativ kann – in Abhängigkeit vom Ausbau
der AS „Tornesch“ – der Linksabbieger in Richtung GE Oha II oder der Geradeausverkehr in
Richtung A 23 auf zwei Fahrstreifen aufgeteilt werden. Die Querung der L 110 für den Fuß-
und Radverkehr sollte auf die Nordostseite des Knotenpunktes verlegt werden.

6.2 Innere Erschließung

Die Erschließung der gewerblichen Baufläche erfolgt über eine Anbindung an die
Ahrenloherstraße mit (temporärem) Wendehammer. Später, in einem zweiten Bauabschnitt,
wird die Verkehrsfläche nach Norden bis zur Kreisstraße 21 (Alte Bundesstraße 5) erweitert
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und auch die Erweiteungsflächen erschließen. Der temporäre Wendehammer kann dann
entfallen.
Die neue Planstraße orientiert sich an der des B-Plans Nr. 47. In der Verkehrsfläche sollen
neben der Fahrbahn auch Mulden, Bäume sowie ein Geh- und Radweg untergebracht werden.

Die westlich angrenzenden Flächen für die Landwirtschaft können ebenfalls über eine
öffentliche Verkehrsfläche erreicht werden.

Da die Planstraßen jedoch nicht als überörtliche oder örtliche Hauptverkehrsstraßen fungiert,
werden sie in der F-Planzeichnung nicht dargestellt.

6.3 ÖPNV

Das Plangebiet ist durch die HVV-Buslinien 6668 und 185 an das ÖPNV-Netz der Metropolre-
gion Hamburg angeschlossen. Die nächstgelegenen Haltestellen sind "Tornesch, Lise-Meit-
ner-Allee (Nord)“(Linie 6668) sowie „Ellerhoop, Oha“ (Linie 185) die das Plangebiet mit ihrem
gemäß Regionalem Nahverkehrsplan Kreis Pinneberg für diese Raumkategorie gültigen Bus-
Einzugsbereich von 600 m (Radius) erschließen. Es bestehen somit werktäglich mind. stünd-
liche Dienstverbindungen an die Bahnhöfe Tornesch, Elmshorn und Pinneberg sowie Ueter-
sen.
Benachbarte Orte sind für Radfahrer über Landes- und Kreisstraßen mit separat geführten
Radwegen erreichbar.

6.4 Hinweise

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus Referat Straßen-
bau gab im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung u.a. folgende Hinweise:

· Gemäß § 9 (1) Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 28.06.2007 (BGBl. Seite 1206) dürfen Hochbauten jeder Art sowie Aufschüttun-
gen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer Entfernung bis zu 40 m von der
Bundesautobahn A 23 (BAB A 23), gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahr-
bahn, nicht errichtet bzw. vorgenommen werden.
·Ø Die Lage des Lärmschutzwall wurde mit der Autobahn GmbH abgestimmt. Die Ab

· Die Anbauverbotszone ist in der Planzeichnung des Flächennutzungs- und Bebau-
ungsplanes mit Maßangabe (40 m) durchgängig entlang der BAB A 23 darzustellen.
·Ø Die Anbauverbotszone ist in der Planzeichnung gekennzeichnet worden.

· Gemäß § 29 (1 und 2) Straßen- und Wegegesetz (StrWG) des Landes Schleswig-Hol-
stein in der Fassung vom 25.11.2003 (GVOBl. Seite 631) dürfen außerhalb der zur
Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt Hoch-
bauten jeder Art sowie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer
Entfernung bis zu 20 m von der Landesstraße 110 (L 110), gemessen vom äußeren
Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, nicht errich-
tet bzw. vorgenommen werden.

· Die bauliche Gestaltung des Knotenpunktes Erschließungsstraße / L 110 / Lise-Meitner
Allee ist mit dem LBV.SH, Standort Itzehoe abzustimmen. Hierzu sind dem LBV.SH,
Standort Itzehoe entsprechende Detailplanunterlagen, bestehend aus Lageplan M
1:500, Höhenplan mit Entwässerungseinrichtungen, egelquerschnitt mit Deckenauf-
bauangaben, Markierungs- und Beschilderungsplan sowie Leistungsfähigkeitsnach-
weis des Knotenpunktes rechtzeitig vor Baubeginn in 3-facher Ausfertigung zur Prü-
fung und Genehmigung vorzulegen.
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· Alle baulichen Veränderungen an der L 110 sind mit dem LBV.SH, Standort Itzehoe
abzustimmen.

· Außerdem dürfen für den Straßenbaulastträger der Landesstraße keine zusätzlichen
Kosten entstehen. Etwaige entstehende Kosten für den Mehraufwand an Straßenun-
terhaltung (z. B. Lichtsignalanlagen, Linksabbiegespuren einschließlich der Ablösezah-
lungen) gehen nicht zu Lasten des Straßenbaulastträgers Land.

· Weiter direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zur BAB A 23 und zur freien Strecke der
L 110 nicht angelegt werden.

· Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrsteilnehmer
auf den Straßen des überörtlichen Verkehrs nicht erfolgt. Sie sind so auszubilden, dass
sie durch ihre Form, Farbe, Größe oder dem Ort und die Art der Anbringung nicht zu
Verwechslungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass geben oder deren
Wirkung beeinträchtigen können.

7 Ver- und Entsorgung

7.1 Strom, Gas, Trinkwasser, Telefon

Die Versorgung mit Strom, Gas, Trinkwasser und Löschwasser ist durch die Stadtwerke Tor-
nesch GmbH gesichert. Telefoneinrichtungen werden an das Ortsnetz der Deutschen Telekom
angeschlossen.

Um den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes zu gewährleisten, sollten die Ver- und
Entsorgungsträger rechtzeitig über die Bauausführungstermine unterrichtet werden. Ausrei-
chende Trassen für die Verlegung von Leitungen (Lehrrohre) sind in den privaten und öffentli-
chen Verkehrsflächen freizuhalten.

In den Gebäuden sollten von den Bauherren Leerrohre z.B. für Glasfaser vorgesehen werden.
Die Ver- und Entsorgungsträger benötigen im Erschließungsgebiet eine ungehinderte Nutzung
der künftigen Straßen und Wege. Verkehrsflächen, die ggf. nicht als öffentliche Verkehrswege
gewidmet werden, aber zur Erschließung der Grundstücke zur Verfügung stehen müssen, sind
ggf. mit Leitungsrecht / Dienstbarkeiten zu belasten.

Zudem sind bei Beginn von Tiefbauarbeiten und Planungen die aktuellen Bestandspläne durch
die ausführenden Firmen anzufordern.

Die Anpflanzung von Bäumen im Bereich von Leitungstrassen ist mit den zuständigen Ver-
und Entsorgungsträger abzustimmen, um später Schäden an den Versorgungsleitungen und
damit Versorgungsstörungen zu vermeiden. Das direkte Bepflanzen von Energietrassen sollte
grundsätzlich vermieden werden. Empfohlen werden hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen
das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-wesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere
Abschnitt 3, zu beachten.
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdi-
sche Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Es ist sicherzustellen,
dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Ver- und
Entsorgungsanlagen nicht behindert werden.
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Verkehrsflächen, die ggf. nicht als öffentliche Verkehrswege gewidmet werden, aber zur Er-
schließung der Grundstücke zur Verfügung stehen müssen, sind ggf. mit Leitungsrecht /
Dienstbarkeiten zu belasten.

7.2 Abfallentsorgung

Die Müllentsorgung wird vom Kreis Pinneberg durchgeführt.

Der Kreis Pinneberg bat darum, dass der § 16 der UW UVV Müllbeseitigung und die Rast 06
(EAE 85/95) beachtet wird (Ein Müllfahrzeug hat folgende Maße: 10,90 m lang, 3,60 m hoch,
2,50 m breit). Außerdem muss die Abfallentsorgung auch während der Bauphasen sicherge-
stellt sein.

Insbesondere sollten die Zufahrten, Kurven und Wendebereiche frei von baulichen Einrichtun-
gen (Schaltschränke, Lampen, etc.) und Bepflanzungen (Bäume und Sträucher) gehalten wer-
den.

Außerdem Dmuss die Abfallentsorgung muss auch während der Bauphasen sichergestellt
sein.

7.3 Löschwasser

Für den Löschwasser-Grundschutz sind ist die GemeindenStadt zuständig. Gewerbebetriebe
haben häufig einen höheren Löschwasserbedarf (96 m³/h oder 192 m³ über einen Zeitraum
von 2 Stunden).

7.4 Entwässerung
(dänekamp und partner beratende Ingenieure VBI, 2021)

Aufgrund der zu erwartenden hohen Versiegelungsrate (öffentliche und private Verkehrs- und
Hofflächen) ist nicht nur die ausreichende Regenwasserrückhaltung und schadlose Ableitung
des Niederschlagswassers für die Gewässer nachzuweisen, sondern auch der Überflutungs-
schutz sicherzustellen sowie eine Risikobetrachtung für noch stärkere Niederschläge durch-
zuführen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes für das Gewerbegebiet ist es da-
her erforderlich, zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Abflusses des anfallenden Nieder-
schlagswassers ein wasserwirtschaftliches Konzept zu erstellen. Die Stadt Tornesch hat daher
das Ingenieurbüro d+p dänekamp und partner Beratende Ingenieure VBI aus Pinneberg mit
der Erstellung des wasserwirtschaftlichen Konzeptes beauftragt. Das wasserwirtschaftliche
Konzept ist Teil (Anlage) der Begrünung des Bebauungsplanes Nr. 105.

Das wasserwirtschaftliche Konzept sieht vor, dass anfallende Niederschlagswasser aus dem
Bebauungsplangebiet Nr. 105 über Gräben und Rohrleitungen zu den Staueinrichtungen zu
führen. Die Staueinrichtungen bestehen aus zwei Staugräben und ein Regenrückhaltebecken,
die über ausgespiegelte Wasserstandshöhen miteinander gekoppelt sind.

Für die Einhaltung des zulässigen Drosselabflusses von QDr = 24,1 23,29 l/s ist die Herstellung
eines Drosselbauwerks mit einer aktiven, wasserstandsabhängigen Abflussteuerung vorgese-
hen.

Das erforderlichen Volumen von rund 5.0004.800 m³ für das maßgebende Bemessungsereig-
nis (T = 5 a) steht nach der Umsetzung der Planung zur Verfügung. Für die Sicherstellung
eines ausreichenden Überflutungsschutzes wird das erforderliche Stauvolumen für ein 30-
jährliches Niederschlagsereignis im Plangebiet hergestellt.
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Eine Ableitung des anfallenden Schmutzwassers in den Schmutzwassersammler der Ge-
meinde Ellerhoop ist aufgrund der zu geringen Kapazitäten des Sammlers gemäß Auskunft
des Abwasserzweckverbandes Südholstein nicht möglich. Daher wird das anfallende
Schmutzwasser aus den Gewerbeflächen in Freispiegelleitungen gesammelt und über ein
neues Schmutzwasserpumpwerk sowie eine rund 3.121 m lange, neu herzustellende
Schmutzwasserruckrohrleitung bis zu dem Kreisverkehr Ahrenloher Straße / Großer Moorweg
/ Moorkamp geführt und dort in das bestehende Schmutzwassernetz der Stadt Tornesch ab-
geleitet. Für das Schmutzwasserpumpwerk wird im Gewerbegebiet eine Versorgungsfläche
festgesetzt.
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Abbildung 6 - Übersichtsplan Regenwassersystem
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Abbildung 7 - Übersichtsplan Schmutzwasserableitung

Durch die in diesem im wasserwirtschaftlichen Konzept erarbeiteten wasserwirtschaftlichen
Maßnahmen ist gewährleistet, dass das aus dem Bebauungsplan Nr. 105 anfallende Oberflä-
chenwasser schadfrei abgeleitet werden kann.

Im Zuge der weiterführenden Entwurfsplanungen sind die in diesemim wasserwirtschaftlichen
Konzept entwickelten Entwässerungsmaßnahmen zu verfeinern und ggf. anzupassen sowie
bei den zuständigen Behörden zur Genehmigung einzureichen.

Die Untere Wasserbehörde gibt mit Stellungnahme vom 19.08.2021 zur Entwässerung fol-
gende Hinweise:

· Die wasserrechtlichen Zulassungen sind so rechtzeitig bei der unteren Wasserbehörde zu
beantragen, dass sie bei Baubeginn vorliegen. Folgende wasserrechtliche Zulassungen
sind bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen:

a. Grundwasserabsenkungen mit Einleitung des geförderten Wassers in Gewässer,
die im Zuge der Erschließung des B-Plans erforderlich werden.

b. Beseitigung bzw. die Entwidmung von Oberflächengewässern (einschließlich der
dafür erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen),

c. Bau der Regen-Rückhalteeinrichtungen,
d. Bau von Regenwasser-Behandlungsanlagen für die öffentlichen Verkehrsflächen

sowie
e. Einleitung des Wassers aus den Rückhalteanlagen in den Graben E 139 des Was-

serverbands Krückau (Einleitmenge gedrosselt auf ca. 24 l/s).

· Die geplanten Rückhalteeinrichtungen für das gesammelte Regenwasser sind vor Bebau-
ungsbeginn der Einzelgrundstücke fertigzustellen. So können sie auch für das abzulei-
tende Wasser aus eventuell erforderlichen Grundwasserabsenkungen genutzt werden.
Eine wasserbehördliche Erlaubnis ist dann für die Einleitung in die (offene) städtische Re-
genwasserkanalisation nicht erforderlich.



Begründung zur 52. F-Planänderung der Stadt Tornesch Seite 24

TOR18002_11014_Begründung_FP.docxTOR18002_11003_Begründung_FP.docx

· Da keine zentrale qualitative Behandlung vorgesehen ist, sind für die privaten Baugrund-
stücke jeweils eigene, dezentrale Reinigungsanlagen erforderlich. Diese sind von den pri-
vaten Eigentümern vor Anschluss an die städtische Regenwasserkanalisation bei der
Stadt Tornesch zu beantragen und von der Stadt zuzulassen. Eine Zulassung durch die
untere Wasserbehörde ist nicht erforderlich.

· Das von den öffentlichen Verkehrsflächen (Planstraße A) abfließende Niederschlagswas-
ser ist ebenfalls qualitativ zu behandeln. Die Behandlung muss den technischen Anforde-
rungen an die Behandlung von Niederschlagswasser aus Gewerbegebieten genügen.

8 Umweltbericht
Erstellt von LANDSCHAFT & PLAN, Margarita Borgmann-Voss, Dipl.-Ing. Landschaftsarchitektin BDLA, Hamburg,
März 2022

8.1 Einleitung

Für die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen besteht gemäß
§ 2 Abs. 4 BauGB die Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung, in der die voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet werden.

Die Belange des Umweltschutzes werden nach § 1 Abs. 6 Nummer 7 und § 1a BauGB geprüft.
Die im Rahmen der Umweltprüfung ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes
gemäß der Anlage 1 zum BauGB sind in einem Umweltbericht darzulegen. Dieser ist geson-
derter Teil der Planbegründung. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu be-
rücksichtigen.

Die Stadt Tornesch hat im Jahr 2018 die Behörden und Träger öffentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung betroffen sein könnte, im Rahmen der frühzeitigen Betei-
ligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB über die Planung unterrichtet und zur Äußerung im Hinblick auf
den Umfang und den Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert.

Zur 52. Änderung des Flächennutzungsplanes und zum Bebauungsplan Nr. 105 wurde eine
gemeinsame Umweltprüfung vorgenommen und ein gemeinsamer Umweltbericht erstellt. Die-
ser Umweltbericht entspricht der Bearbeitungstiefe und der Detaillierung der Maßstabsebene
eines Bebauungsplanes.

Wird eine Umweltprüfung für ein Plangebiet z. B. - wie hier - in einem Bebauungsplanverfahren
durchgeführt, soll die Umweltprüfung in einem zeitlich nachfolgend oder gleichzeitig durchge-
führten Bauleitplanverfahren auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen be-
schränkt werden (vgl. § 2 Abs. 4 Satz 5 BauGB). Zusätzliche oder andere erhebliche Umwelt-
auswirkungen liegen bei der 52. Flächennutzungsplanänderung nicht vor. Eine eigenständige
oder ergänzende Umweltprüfung ist deshalb nicht erforderlich.

8.1.1 Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele des Bauleitplanes

Das Plangebiet befindet sich am nordöstlichen Stadtrandgebiet von Tornesch. Das Gebiet ist
ca. 26,4 ha groß und dient der Entwicklung eines Gewerbegebietes zur Sicherung des Bedarfs
an Gewerbeflächen.



Begründung zur 52. F-Planänderung der Stadt Tornesch Seite 25

TOR18002_11014_Begründung_FP.docxTOR18002_11003_Begründung_FP.docx

Das Plangebiet wird im Nordosten durch die Kreisstraße 21 (ehemalige Bundesstraße B 5),
im Südosten durch die Ahrenloher Straße mit anschließender Gewerbebebauung, im Südwes-
ten durch die Bundesautobahn A 23 und im Nordwesten durch landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen begrenzt.

Das Plangebiet wird zurzeit über-
wiegend landwirtschaftlich ge-
nutzt. Entlang der Geltungsbe-
reichsgrenzen sowie innerhalb
des Plangebietes sind Knicks
vorhanden.
Im nördlichen Bereich wird der
Vorfluter zur Regelung der Ober-
flächenentwässerung mit einbe-
zogen.
Im südlichen Bereich befindet
sich die Einmündung der neuen
Planstraße in die Ahrenloher
Straße L 110 innerhalb des Plan-
geltungsbereichs.
Weiterhin liegt eine bestehende
Wohnnutzung an der Ahrenloher
Straße im Plangeltungsbereich.

Abbildung 8 - Lage im Raum

Die Umgebung ist durch den Gewerbepark OHA I im Südosten, landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen und Siedlungsflächen im Außenbereich geprägt. Die Abgrenzung des Plangebietes ist in
Abbildung 1 dargestellt.

Mit der 52. Änderung des Flächennutzungsplans sollen in dessen Geltungsbereich die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung eines Gewerbegebietes geschaffen
werden, das eine Erweiterung des bestehenden Businessparks (OHA I) darstellt. In einem
ersten Bauabschnitt soll kurz- und mittelfristig der Bedarf an Gewerbeflächen im Stadtgebiet
gesichert werden. Zu einem späteren Zeitpunkt sollen ggf. weitere gewerbliche Bauflächen
(insgesamt 45 ha) nördlich vom Geltungsbereich entwickelt werden. Das Gewerbegebiet soll
insbesondere auf verkehrs- und flächenintensive gewerbliche Branchen, die auf überregionale
Verkehrsanbindung angewiesen sind und / oder nicht siedlungsnah untergebracht werden
können ausgerichtet werden.
Ergänzend sollen Grünflächen mit Ausgleichs- und Regenrückhaltefunktionen ausgewiesen
werden. Die vorhandenen Knickstrukturen sollten weitgehend in das Planungskonzept inte-
griert und geschützt werden.

Zielsetzungen sind:
· Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung des bestehenden

Businesspark OHA I,
· Anbindung der neuen Gewerbeflächen über die vorhandenen Verkehrswege,
· Erhalt und Sicherung der randlichen Knickstrukturen,
· Sicherung von öffentlichen Grünflächen für die Regenrückhaltung und landschaftliche Ein-

bindung.
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8.1.2 Beschreibung der Darstellungen mit Angaben über Standorte, Art und Umfang der ge-
planten Vorhaben

Die 52. Änderung des Flächennutzungsplans sieht für die geplanten Nutzungen die Darstel-
lung einer Gewerblichen Baufläche sowie einer Fläche für die Landwirtschaft und von Grün-
flächen vor. Weiterhin wird die Anbauverbotszone entlang der Autobahn nachrichtlich darge-
stellt, ebenso wie die Richtfunkverbindung der Telefonica Germany & Co. OHG mit ihrem ma-
ximalen Schutzbereich.
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Abbildung 910 - Entwurf der 52. Änderung des Flächennutzungsplans
(Quelle: dn.stadtplanung, Stand 0203/2022)

Der gesamte Änderungsbereich für die 52. FNP-Änderung hat eine Größe von ca. 26,4 ha und
hat folgenden Flächenumfang:

Gewerbliche Bauflächen 19,0,64 ha
Grünflächen  7,26,74 ha
Fläche für die Landwirtschaft   0,2 ha
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8.1.3 Fachgesetzliche und fachplanerische Ziele des Umweltschutzes

Nachfolgend werden die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele
des Umweltschutzes dargestellt, die für die 52. Änderung des Flächennutzungsplanes von
Bedeutung sind, und die Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung be-
rücksichtigt wurden.

Fachgesetze

Schutzgut Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachge-
setzen Berücksichtigung

Mensch

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB: Berücksichtigung der all-
gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhältnisse
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der
Fassung vom 17. Mai 2013, zuletzt geändert am
24. September 2021, mit den entsprechenden Ver-
ordnungen: Einhaltung von Immissionsgrenzwer-
ten bestimmter Substanzen in der Luft
fachliche Normen der Verkehrslärmschutzverord-
nung (16. BImSchV) vom 12. Juni 1990, zuletzt ge-
ändert am 04. November 2020, der DIN 18005 Teil
1 „Schallschutz im Städtebau“ und der Techni-
schen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA
Lärm) vom 26. August 1998, geändert am 7. JUli
2021

· Erstellung einer Schalltechni-
schen Untersuchung und
Festsetzung von Schall-
schutzmaßnahmen sowie
Festlegung von Emissions-
kontingenten auf der verbindli-
chen Ebene des Bebauungs-
planes

· Errichtung eines Lärmschutz-
walls an der BAB A 23

Tiere und
Pflanzen

§ 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB: Bei der Aufstellung der
Bauleitpläne sind u. a. die Auswirkungen auf Tiere,
Pflanzen und die biologische Vielfalt zu berück-
sichtigen
§ 1 Absatz 2 und 3 BNatSchG: Zur dauerhaften Si-
cherung der biologischen Vielfalt sind lebensfähige
Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen ein-
schließlich ihrer Lebensstätten u.a. auch im Hin-
blick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaus-
halt zu erhalten; Tiere und Pflanzen sind als Be-
standteil des Naturhaushaltes in ihrer natürlichen
und historisch gewachsenen Artenvielfalt, in ihren
Lebensräumen sowie sonstigen Lebensbedingun-
gen zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und
ggf. wiederherzustellen
§ 1 Abs. 3 Nr. 5 BNatSchG: Wild lebende Tiere
und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie
ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick
auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu
erhalten
§ 44 BNatSchG: Regelungen zum besonderen Ar-
tenschutz, die für besonders und streng geschützte
Tier- und Pflanzenarten Zugriffsverbote in Bezug
auf eine Tötung von Individuen, eine Störung loka-
ler Populationen sowie eine Schädigung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten beinhalten

· Durchführung einer Biotopty-
penkartierung mit Erfassung
geschützter Biotope nach § 30
BNatSchG sowie von Arten-
schutzkartierungen / Potenzi-
alabschätzungen

· Ableitung von Erhaltungsgebo-
ten und Festsetzung von Maß-
nahmenflächen für Knicks und
Feldhecken auf der verbindli-
chen Ebene des Bebauungs-
planes

· Ausweisung von Grünflächen
· Begrünungs- und Pflanzmaß-

nahmen zur Neuschaffung von
Lebensräumen auf der ver-
bindlichen Ebene des Bebau-
ungsplanes

· Artenschutzrechtliche Vermei-
dungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen auf der verbindlichen
Ebene des Bebauungsplanes

· Festlegung von externen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnah-
men
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Schutzgut Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachge-
setzen Berücksichtigung

Boden /
Fläche

§ 1 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG: Zur dauerhaften Si-
cherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts sind insbesondere ... Böden so zu
erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt
erfüllen können; nicht mehr genutzte versiegelte
Flächen sind zu renaturieren oder, soweit eine Ent-
siegelung nicht möglich oder nicht zumutbar ist,
der natürlichen Entwicklung zu überlassen
§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB: Mit Grund und Boden
soll sparsam und schonend umgegangen werden;
dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen
die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde
insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von
Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnah-
men zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Boden-
versiegelungen auf das notwendige Maß zu be-
grenzen
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.
März 1998, zuletzt geändert am 25. Februar 2021:
Mit Grund und Boden ist sparsam umzugehen

· Reduzierung der Bodenversie-
gelung durch Ausweisung von
Grünflächen

· Festsetzung unversiegelter
Grundstücksanteile auf der
verbindlichen Ebene des Be-
bauungsplanes

· Festsetzung einer Dachbegrü-
nung auf der verbindlichen
Ebene des Bebauungsplanes

Wasser

§ 6 Abs. 1 Nr.1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
vom 31. Juli 2009, zuletzt geändert am 09. Juni
2021: Gewässer sind nachhaltig zu bewirtschaften
mit dem Ziel, ihre Funktions- und Leistungsfähig-
keit als Bestandteil des Naturhaushalts und als Le-
bensraum für Tiere und Pflanzen zu erhalten und
zu verbessern, insbesondere durch Schutz vor
nachteiligen Veränderungen von Gewässereigen-
schaften
§ 1 Abs. 3 Nr. 3 BNatSchG: Für den vorsorgenden
Grundwasserschutz sowie für einen ausgegliche-
nen Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch
Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege Sorge zu tragen
§ 47 Abs. 1 Nr.3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG):
Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass
ein guter mengenmäßiger und ein guter chemi-
scher Zustand erhalten oder erreicht werden.
§ 5 Absatz 1 WHG: Vorsorgepflicht, eine Vergrö-
ßerung und Beschleunigung des Wasserabflusses
zu vermeiden

· Erstellung einer wasserwirt-
schaftlichen Funktionsplanung
und Berücksichtigung einer Re-
genrückhaltung im Gebiet

· Einhaltung von Vorgaben für
eine gedrosselte Abgabe von
gesammelten Oberflächenwas-
ser aus dem Gebiet in das vor-
handene Gewässernetz

· Versickerung von Nieder-
schlagswasser in öffentlichen
Grünflächen

· Schaffung von Retentionsräu-
men durch Festsetzung einer
Dachbegrünung auf der ver-
bindlichen Ebene des Bebau-
ungsplanes

Klima /
Luft

§ 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG: Zur dauerhaften Si-
cherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts sind insbesondere Luft und Klima
auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbe-
sondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer
oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluf-
tentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen
§ 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB: Umweltbezogene Aus-
wirkungen auf den Menschen und seine Gesund-
heit sowie die Bevölkerung insgesamt sind zu be-
rücksichtigen.
§ 1 Absatz 5 BauGB: Bauleitpläne sollen auch in
Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz
dazu beitragen, die natürlichen Lebensgrundlagen
zu schützen und zu entwickeln

· Ausweisung von Grünflächen
· Erhaltungs- und Anpflanzge-

bote für Grünstrukturen auf
der verbindlichen Ebene des
Bebauungsplanes
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Schutzgut Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachge-
setzen Berücksichtigung

Landschaft
und Stadt-
bild

§ 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB: Bauleitpläne sollen dazu
beitragen, die städtebauliche Gestalt und das Orts-
und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und
zu entwickeln.
§ 1 Absatz 6 BNatSchG: Freiräume im besiedelten
und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer
Bestandteile wie Bäume und Gehölzstrukturen sind
zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichen-
dem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen

· Gliederung des Gewerbege-
bietes durch Grünflächen

· Erhaltungs- und Anpflanzge-
bote für Grünstrukturen auf
der verbindlichen Ebene des
Bebauungsplanes

· Festsetzung von gestaffelten
Höhen für Baukörper auf der
verbindlichen Ebene des Be-
bauungsplanes

Kultur- und
sonstige
Sachgüter

§ 1 Absatz 6 Nummer 5 BauGB: Zu berücksichti-
gende Belange der Baukultur, des Denkmalschut-
zes und der Denkmalpflege

· Archäologische Voruntersu-
chung

Fachplanungen

Der Regionalplan für den Planungsraum I, Schleswig-Holstein Süd (1998) stellt dar, dass
Tornesch im Ordnungsraum um Hamburg liegt, in dem sich die weitere Entwicklung des Ord-
nungskonzepts entlang von Siedlungsachsen vollziehen soll. Die Stadt Tornesch ist als Stadt-
randkern II. Ordnung ausgewiesen. In diesem Schwerpunkt der Siedlungsentwicklung sollen
u.a. neben Wohnbauflächen auch gewerbliche Bauflächen ausgewiesen werden. Gemäß der
Darstellung in der Karte zum Regionalplan I liegt das Plangebiet außerhalb von regionalen
Grünzügen und Gebieten mit besonderer Erholungseignung. Da der Gewerbestandort Oha II
Flächen betrifft, die nicht mit den im Regionalplan darstellten Zielen der Raumordnung zur
Lage der Fläche außerhalb der Siedlungsachse übereinstimmen, wurde im Vorfeld ein Zielab-
weichungsverfahren durchgeführt. Im Ergebnis wurde von der Landesplanung festgestellt,
dass der Planbereich im Vorwege der Neuaufstellung des Regionalplans III als ein Standort
für ein Gewerbegebiet von überregionaler Bedeutung entwickelt werden kann.

Der Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020) beinhaltet in Karte 1 keine
Darstellungen für das Plangebiet. Die südwestlich der Autobahn liegenden Wälder sind als
Gebiet mit besonderer Eignung zum Aufbau eines Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems
gekennzeichnet. Karte 2 stellt die südlich der Autobahn liegenden Landschaftsschutzgebiete
dar. Für das Plangebiet werden keine Aussagen getroffen. Die Karte 3 beinhaltet keine Dar-
stellungen für das Plangebiet. Teil der Waldflächen südwestlich der Autobahn und Bereiche
nördliche K 21 sind als klimasensitive Böden gekennzeichnet. Der vorliegenden Planung kann
seitens der Landschaftsrahmenplanung somit entsprochen werden.

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Tornesch wird das Plangebiet als Fläche für
die Landwirtschaft dargestellt. Im südlichen Teil verläuft eine Richtfunktrasse mit Höhenbe-
schränkungen für bauliche Anlagen, die jedoch im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der
Träger öffentlicher Belange nicht bestätigt wurde. Entlang der BAB A 23 und der Landesstraße
L 110 sind Anbauverbotszonen dargestellt. Da der B-Plan nicht aus dem Flächennutzungsplan
entwickelt werden kann, wird dieser im Parallelverfahren in der 52. Änderung geändert.

Der Landschaftsplan der Stadt Tornesch (Stand 1995) ist bereits gemäß den geänderten
Planungszielen fortgeschrieben worden (2018).

8.1.4 Fachgutachten

Für die 52. Flächennutzungsplanänderung Bebauungsplan lagen im Wesentlichen die folgen-
den umweltrelevanten Fachuntersuchungen, Gutachten und Planungsunterlagen vor:
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Umweltbezogene Gutachten:
· Verkehrstechnische Untersuchung zum geplanten Gewerbegebiet Oha II an der An-

schlussstelle Tornesch, Teil A: Analysefall (Oktober 2020), Teil B: Prognosefall (Mai
2021)

· Verkehrskonzept

· Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 105 (2021)

· Biotoptypenkartierung (2018, 2021)

· Artenschutzbericht zum B-Plan Nr. 105 (2021)

· Baugrundbeurteilung zum B-Plan Nr. 105 (2021)

· Bodengutachten

· Wasserwirtschaftliches Konzept (2022)

· Archäologische Voruntersuchung (2021)

Allgemein verfügbare Grundlagendaten:
· Landschaftsplan der Stadt Tornesch (1995, Fortschreibung 2018)

· Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III (2020)

· Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holstein

8.2  Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

8.2.1 Schutzgut Mensch

BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

Das Plangebiet hat derzeit keine Funktion für die gewerbliche Nutzung.
Mit einem bebauten Flurstück an der Ahrenloher Straße besteht eine untergeordnete Funktion
für die Wohnnutzung. Die vorhandene Wohnbebauung im Außenbereich an der Ahrenloher
Straße hat gemäß Stellungnahme des Landesamtes für Landwirtschaft, Umwelt und Ländliche
Räume (Technischer Umweltschutz, November 2020) den Schutzanspruch eines Dorfgebie-
tes.
Die nächst gelegenen Wohnnutzungen befinden sich südlich der A 23 / östlich der Ahrenloher
Straße und südlich der Kreisstraße 21. Aufgrund der örtlichen Situation und Lage im Außen-
bereich sind diese Wohnnutzungen mit dem Schutzanspruch eines Misch- oder Dorfgebietes
im Rahmen der Planung zu behandeln.
Die verkehrliche Erschließung des Planareals verläuft über Bundesautobahn BAB A 23 und
die Landesstraße L 110, Ahrenloher Straße, die die Städte Tornesch und Barmstedt miteinan-
der verbindet. Nördlich des geplanten Gewerbegebietes kreuzt die Kreisstraße K 21 die L 110.
Der Knotenpunkt BAB A 23 AS Tornesch – Lise-Meitner-Allee – Kreisstraße K 21 ist gemäß
Stellungnahme des Kreises Pinneberg, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit (Ok-
tober 2020) bereits stark belastet.
Das Plangebiet ist durch die HVV-Buslinien 6668 und 185 an das ÖPNV-Netz der Metropolre-
gion Hamburg angeschlossen. Die nächst gelegenen Haltestellen sind „Tornesch, Liese-Meit-
ner-Allee (Nord)“ (Linie 6668) sowie „Ellerhoop, Oha“ (Linie 185), die das Plangebiet mit ihrem
gemäß Regionalem Nahverkehrsplan Kreis Pinneberg für diese Raumkategorie gültigen Bus-
Einzugsbereich von 600 m (Radius) erschließen.
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Das Umfeld ist durch das bestehende Gewerbegebiet Oha I im Südosten geprägt, das durch
die L 110 und die Lise-Meitner-Straße erschlossen ist, sowie Splittersiedlungen und Einzelbe-
bauungen, u.a. an der L 110 Richtung Ellerhoop und nördlich der K 21.
Das Plangebiet liegt nicht im Einwirkungsbereich von Anlagen, die der Störfallverordnung un-
terliegen.
Im Rahmen der verkehrstechnischen Untersuchung wurde unter Berücksichtigung der Struk-
turentwicklung im Untersuchungsraum die Verkehrsprognose für den Planungshorizont 2035
fortgeschrieben und in einem zweiten Schritt das Verkehrsaufkommen des geplanten Gewer-
begebietes abgeschätzt (vgl. INGENIEURGEMEINSCHAFT DR.-ING. SCHUBERT 2020). Für den geplan-
ten vierarmigen Ausbau des Knotenpunkts zur Erschließung des Gewerbegebietes von der L
110 / Lise-Meitner-Allee konnten die durchgeführten Leitungsfähigkeitsberechnungen keine
ausreichende Verkehrsqualität nachweisen. Die im Jahr 2018 durchgeführten Verkehrszäh-
lungen für die Knotenpunkte L 110 / Anschlussrampe West, L 110 / Anschlussrampe Ost und
L 110 / Lise-Meitner-Allee ergaben Spitzenbelastungen am Morgen zwischen 7.00 und 8.00
Uhr bzw. zwischen 6.45 und 7.45 Uhr. Die Verkehrsmengen auf der L 110 erreichen in Rich-
tung A 23 eine Größenordnung von rd. 1.070 Kfz/H und in Richtung Tornesch von rd. 765
Kfz/h. In der Spitzenstunde am Nachmittag zwischen 16.30 und 17.30 Uhr liegt eine Belastung
von rd. 1.040 Kfz/h über die L 110 in Richtung Tornesch und rd. 760 Kfz/H in Richtung A 23
vor. Die Leistungsfähigkeitsberechnung mit Spitzenstundenbelastungen ergibt für den Knoten-
punkt L 110 / Anschlussrampe West die Stufe F für die Spitzenstunden am Morgen und am
Nachmittag, die unterste Qualitätsstufe anhand einer 6-stufigen Skala (A-gut bis F-sehr
schlecht). Insbesondere sind die mittleren Wartezahlen für den Linksabbieger (K5) aus Rich-
tung Tornesch in Richtung Anschlussrampe sehr groß. Für den Knotenpunkt L 110 / An-
schlussrampe Ost wurde die Qualitätsstufe C für die Spitzenstunde am Morgen und E für die
Spitzenstunde am Nachmittag, u.a. mit einer 90%-Rückstaulänge von 300 m ermittelt. Der
Knotenpunkt L 110 / Lise-Meitner-Allee hat die Qualitätsstufe E zur Belastungszeit am Morgen
und am Nachmittag. Auch die durchgeführten Leistungsfähigkeitsberechnungen mit 15-Minu-
ten-Intervallen kommen zu vergleichbaren Ergebnissen. Die durchgeführten Berechnungen für
eine Optimierung der Verkehrsabläufe zeigen, dass keine wesentliche Leistungssteigerung im
Bestand im Bereich des Knotenpunktes möglich ist. Insgesamt wurde ein Ausbaubedarf an-
hand der bestehenden Verkehrsbelastungen nachgewiesen.
Das Plangebiet selbst dient derzeit nicht der Erholungsnutzung. Die landwirtschaftlichen Wege
wie der Ellerhooper Weg können jedoch als Wegverbindungen in der Landschaft genutzt wer-
den.
Für den Bebauungsplan ist eine Lärmtechnische Untersuchung aufgestellt worden, um die zu
erwartenden schallschutzrechtlichen Auswirkungen des Vorhabens zu beurteilen und mögli-
che Konflikte darzustellen (vgl. LAIRM CONSULT GmbH 2021).
Im Plangebiet bestehen Vorbelastungen durch Verkehrslärm durch die Bundesautobahn A 23,
die Ahrenloher Straße (L 110), die Kreisstraße K 21 und die alte Bundesstraße B 5.

ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG

Das Gewerbegebiet dient der Sicherung der weiteren Gewerbeflächenentwicklung der Stadt
Tornesch, so dass die gewerbliche Funktion der Stadt gestärkt wird. Das Gewerbegebiet stellt
eine Erweiterung des bestehenden Businessparks Oha I dar und ist durch die Lagegunst an
der A 23 als überregionale Verkehrsanbindung geprägt. Insgesamt wird ein zusammenhän-
gendes Gewerbegebiet mit überregionaler Bedeutung weit außerhalb der innerstädtischen
Siedlungsbereiche entwickelt. Die Erschließung ist so konzipiert, dass in einem weiteren 2.
Bauabschnitt nach Norden eine Erweiterung um rd. 20 ha Fläche erfolgen kann.
Die bestehende Wohnnutzung im Außenbereich wird in der 52. Änderung des Flächennut-
zungsplans als gewerbliche BauflächeFläche für die Landwirtschaft dargestellt. Damit die Op-
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tion berücksichtigt, langfristig die Wohnnutzung aufzugeben und das Flurstück auch einer ge-
werblichen Nutzung zuzuführen. AufIn B-Plan und F-Planänderung der Ebene des Bebau-
ungsplanes erfolgt somit eine bestandsgemäße Sicherung durch Festsetzung einer Fläche für
die Landwirtschaft.
Die Wegeverbindung Ellerhooper Weg wird vom Gewerbe überplant und entfällt zukünftig.
Eine erhebliche Auswirkung auf die Erholungsnutzung ergibt sich aufgrund der untergeordne-
ten Bedeutung des Weges nicht. Die im Bebauungsplan festgesetzte Planstraße B verläuft
nördlich des Ellerhooper Weges und bindet auf der Westseite wieder an das landwirtschaftli-
che Wegenetz an. Damit wird wieder ein Straßen- und Wegenetz, das auch für die Erholungs-
nutzung genutzt werden kann, wieder hergestellt.
Verkehr

Im Rahmen der verkehrstechnischen Untersuchung, Teil B: Prognosefall ist das Verkehrsauf-
kommen anhand der zu erwartenden Beschäftigten für unterschiedliche Nutzungsarten wie
Logistik, Handwerk, büroorientierte Dienstleistungen ermittelt worden (vgl. INGENIEURGEMEIN-
SCHAFT DR.-ING. SCHUBERT 2020). Zur Abschätzung des Verkehrsaufkommens im geplanten Ge-
werbegebiet werden die Beschäftigtenverkehre mit 2,5 Wege je Beschäftigten, 80 - 90 % PKW-
Nutzung und 1,1 Beschäftigte je PKW angesetzt und ein Verkehrsaufkommen von rund 4.600
Pkw-Fahrten pro Tag ermittelt.
Unter dem Ansatz einer erhöhten Anzahl von Lkw-Fahrten bei Logistiknutzung wird eine
Mischkalkulation aus Produktion und Logistik mit einem Lkw-Aufkommen von 35 Lkw-Fahrten
pro Tag je ha Bruttobaulandfläche angesetzt, so dass sich ein Lkw-Verkehrsaufkommen von
1.400 Lkw-Fahrten pro Tag ergibt. Für die zu erwartenden Verkehrsbelastungen wird sowohl
das Szenario 1 der vorliegenden Gewerbeflächenentwicklung in einer Größenordnung von 20
ha für den B-Plan Tornesch 105 sowie das Szenario 2 mit einer zusätzlichen Erweiterungsop-
tion von 20 ha, d.h. insgesamt 40 ha Gewerbefläche berechnet. Für das Szenario 1 ergeben
sich 3.000 Kfz-Fahrten/24h, für das Szenario 2 6.000 Kfz-Fahrten/24 h. Im Ergebnis werden
die Quell- und Zielverkehre mit Spitzenstundenansätzen ermittelt. Es ergeben sich für das
Szenario 1 insgesamt für den Quellverkehr am Morgen 68 Kfz/h, für den Zielverkehr am Mor-
gen 240 Kfz/h, für den Quellverkehr am Nachmittag 215 Kfz/h und den Zielverkehr am Nach-
mittag 92 Kfz/h.
Die prognostizierten Verkehrsbelastungen für die L 110 betragen für das Szenario 1 des vor-
liegenden B-Planes Tornesch 105 mit 20 ha Gewerbegebiet 18.000 Kfz/24h, für die Anschluss-
rampen an der Autobahnanschlussstelle Tornesch 13.700 Kfz/24h und für die Lise-Meitner-
Allee 5.400 Kfz/24h.
Die durchgeführten Leistungsfähigkeitsberechnungen für einen ausgebauten Knotenpunkt mit
der Anbindung der Planstraße Oha II an den vorhandenen dreiarmigen Knotenpunkt durch
den Ausbau eines Linksabbiegers zeigt für das Szenario 1 die Qualitätsstufen C für die Spit-
zenbelastungen am Morgen und am Nachmittag. Der ausgebaute Knotenpunkt kann somit
den zusätzlich zu erwartenden Verkehr mit einer zufriedenstellenden Verkehrsqualität aufneh-
men und abwickeln.
Für das Szenario 2 ergibt sich dagegen in der Morgenspitze eine Überlastung des Knoten-
punktes, da der Linksabbieger in Richtung Gewerbegebiet Oha II den Geradeausverkehr in
Richtung A 23 kreuzen muss. Auch die erforderlichen Aufstelllängen auf dem geplanten Links-
abbiegestreifen im Zuge der L 110 aus Richtung A 23 sind nicht realisierbar. Für das Szenario
2 mit einer Erweiterungsoption des Gewerbegebietes Oha II nach Norden um weitere 20 ha
muss der Knotenpunkt an der Lise-Meitner-Straße deutlich aufgeweitet werden oder alternativ
der Linksabbieger in Richtung Oha II oder der Geradeausverkehr in Richtung A 23 auf zwei
Fahrstreifen aufgeteilt werden.
Lärm
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Zur Beurteilung der vom Verkehr auf öffentlichen Straßen in der Umgebung hervorgerufenen
Geräuschimmissionen wurden der Prognose-Nullfall und der Prognose-Planfall für maßgeben-
de Immissionsorte außerhalb des B-Plangeltungsbereichs für den Tages- und Nachtabschnitt
berechnet. Im Ergebnis ist aufgrund der vorliegenden Verkehrsbelastung auf den umliegenden
Straßen mit Zunahmen von bis zu 0,7 dB(A) tags und bis zu 0,8 dB(A) nachts nicht mit einer
erheblichen Zunahme des Verkehrslärms zu rechnen. Die durch den B-Plan induzierten Zu-
satzverkehre führen zu keiner beurteilungsrelevanten Veränderung vom Prognose-Nullfall
zum Prognose-Planfall. Die Zunahmen liegen sowohl unterhalb der Wahrnehmbarkeits-
schwelle von 1 dB(A) als auch deutlich unterhalb der Erheblichkeitsschwelle von 3 dB(A).
An einem Immissionsort gegenüber den Zu- und Abfahrten zur Autobahn an der Ahrenloher
Straße wird jedoch bereits im Prognose-Nullfall der Beurteilungspegel von 63 dB(A) erreicht
und damit der Anhaltswert der Gesundheitsgefahr überschritten. Zur Bewältigung des Lärm-
konflikts sollen seitens der Stadt Tornesch passive Schallschutzmaßnahmen geprüft und um-
gesetzt werden.
Insgesamt ergeben sich an den Baugrenzen im Plangebiet entlang der BAB A 23 Beurteilungs-
pegel von bis zu 74 dB(A) tags und 69 dB(A) nachts, so dass der Orientierungswert für Ge-
werbegebiete gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1 von 65 dB(A) tags überwiegend über-
schritten und der Wert von 55 dB(A) nachts nicht eingehalten wird, als auch die Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV überschritten werden. Als Lärmschutzmaßnahme wird entlang
der A 23 ein mindestens 4 m hoher bepflanzter Landschaftswall errichtet, so dass die Erdge-
schosszonen im Gewerbegebiet aktiv geschützt werden. Ergänzend werden passive Lärm-
schutzmaßnahmen sowie eine Festsetzung zum Schutz vor Verkehrslärm auf der verbindli-
chen Ebene des Bebauungsplanes vorgesehen.
Zum Schutz der Nachbarschaft vor Gewerbelärm aus dem Plangebiet wurde für den Plangel-
tungsbereich geprüft, ob der Planungsansatz für uneingeschränkte Gewerbegebiete gemäß
DIN 10995 von Lw = 60/60 dB(A) tags/nachts zulässig ist. Im Tageszeitraum würden hiermit
an allen maßgeblichen Immissionsorten die jeweilig geltenden Immissionsrichtwerte der TA
Lärm unter Berücksichtigung der Vorbelastungen sicher eingehalten. Für den Nachtzeitraum
ist zumindest für einen Teil der Flächen jedoch eine städtebauliche Gliederung erforderlich. In
der schalltechnischen Untersuchung sind daher die maximal zulässigen Emissionskontingente
ermittelt worden, die auch die Vorbelastungen durch die benachbarten Sondergebietsflächen
des Businessparks Oha I berücksichtigen. Die errechneten Emissionsbeschränkungen wer-
den zum Schutz der umliegenden Nutzungen außerhalb des Gewerbegebietes nachts in drei
Teilflächen entsprechend auf der Bebauungsplanebene festgesetzt. Unter Berücksichtigung
dieser Emissionsbeschränkungen wird im Prognose-Nullfall sowie im Prognose-Planfall an al-
len Immissionsorten auch im Nachtzeitraum den Anforderungen der TA Lärm entsprochen.
Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind nicht zu erwarten.

8.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen

BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

Biotoptypen

Eine örtliche Aufnahme der Biotop- und Nutzungstypen erfolgte am 06. September 2018. Die
Einstufung der Biotoptypen basiert auf der „Kartieranleitung und Biotoptypenschlüssel für die
Biotopkartierung Schleswig-Holstein“ (3. Fassung) (vgl. LANDESAMT FÜR LANDWIRTSCHAFT, UMWELT
UND LÄNDLICHE RÄUME SCHLESWIG-HOLSTEIN 2018) und wurde auf Plausibilität in Bezug auf den
aktuellen Kartierschlüssel aus 2021 überprüft. Die im Plangebiet verbreiteten Biotoptypen sind
in einem Bestandsplan (siehe Anlage) dargestellt.

Gehölze
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Die landwirtschaftlichen Flächen sind durch ein mäßig dichtes Netz aus Knicks und Feldhe-
cken gegliedert. Es sind typische Knicks, durchgewachsene / degenerierte Knicks, Knickwälle
ohne Gehölze und ebenerdige Feldhecken als Biotoptyp vorkommend.
Der Ellerhooper Weg, der als landwirtschaftlicher Feldweg von der Ahrenloher Straße in das
Plangebiet führt, wird abschnittsweise auf beiden Seiten von Knicks gesäumt und zeigt somit
eine redderartige Struktur. Die linearen Gehölzstrukturen nördlich des Ellerhooper Wegs sind
zum Teil als ebenerdige Hecke und zum Teil als Wallhecke (Knick) ausgebildet. Es sind grö-
ßere Lücken in diesem Abschnitt vorhanden. Der Knick setzt sich im Nordwesten des Weges
als degenerierter Knick und Knickwall ohne Gehölze fort. Südlich des Ellerhooper Weges feh-
len in großen Teil Gehölze. Lediglich im westlichen Abschnitt bildet ein dichter Knick mit einem
auf der Nordseite vorhandenen degenerierten, zu einer Baumreihe durchgewachsenen Knick
einen Redder.
Ein Knickabschnitt verläuft südöstlich des Ellerhooper Wegs nach Süden Richtung Autobahn
zwischen der Baumschulfläche und einer Ackerfläche. Der Knick weist zahlreiche Überhälter,
auf, hat jedoch nur eine mäßig dichte Strauchschicht.
Nördlich des Ellerhooper Weges werden die landwirtschaftlichen Flächen durch zwei Knicks
in Nordost - Südwest-Richtung unterteilt. Beide Knicks sind gut ausgebildet und dicht. Im west-
lichen Knick kommt eine höhere Anzahl an Überhältern vor.
Ein weiterer Knickabschnitt besteht in Teilen an der nordöstlichen Plangebietsgrenze. Der
Knick ist gut ausgebildet und besitzt einen stabilen Wall, eine dichte Strauchschicht und eine
hohe Anzahl an Überhältern.
Eine Feldhecke säumt den Weg an der südwestlichen Plangebietsgrenze, gegenüberliegend
besteht im nördlichen Teil ein Knick, so dass sich eine kleine Redderstruktur ergibt.
Ein durchgehender Knick besteht an der nördlichen Plangebietsgrenze. Der Knickwall liegt
außerhalb des Plangeltungsbereichs. Die zahlreichen Überhälter ragen aber mit Ihren Kronen
in das Plangebiet. An der nordöstlichen Plangebietsgrenze setzt sich der Knick in Form einer
Feldhecke aus Weißdorn fort, die innerhalb des Plangebietes liegt.
Weitere Feldheckenabschnitte säumen den Graben im Norden des Plangebietes.

Binnengewässer
Knickbegleitend sind vielfach Gräben vorhanden, die jedoch zum Kartierzeitpunkt im Septem-
ber 2018 (nach einem extrem trockenen Sommer) vollständig ausgetrocknet waren. Ein wei-
terer Graben bzw. Vorfluter (Verbandsgewässer E139) führt vom nördlichen Plangebietsrand
zur Kreisstraße K 21 nach Norden. In den Gräben fehlte entweder weitgehend die Vegetation
oder die Gräben waren mit ruderaler Vegetation bewachsen. Feuchtigkeitsangepasste Pflan-
zenarten sind in den Gräben überwiegend nicht verbreitet.

Acker- und Gartenbauflächen, Baumschulen und Grünland
Die landwirtschaftlichen Nutzflächen im Plangebiet stellen sich, abgesehen von einer artenar-
men Grasackerfläche nördlich des Wohngrundstückes flächig als Äcker und Baumschulflä-
chen dar.
Die Ackerflächen waren zum Kartierzeitpunkt im Jahr 2018 mit Mais bestellt.
Die südlich des Ellerhooper Weges liegende Baumschulfläche war mit Tagetes und anderen
Zwischensaaten eingesät, während die Baumschulfläche nördlich des Weges größtenteils
brach lag.
Ruderalfluren
Entlang der Wirtschaftswege und der Knicks haben sich in ungenutzten Bereichen kleinflächig
ruderale Säume (Ruderalfluren mittlerer bis frischer Standorte bzw. ruderale Grasfluren) ent-
wickelt. In der Artenzusammensetzung dominieren hier weit verbreitete „Allerweltsarten“ von
Stauden und Gräsern.
Biotoptypen im Zusammenhang mit baulichen Anlagen
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Zu den Siedlungsbiotopen gehört das bebaute Grundstück. in Form eines einzelnen Wohn-
hauses an der Ahrenloher Straße. Rückwärtig im Westen des bebauten Grundstücks befindet
sich ein strukturreicher, extensiv gepflegter Garten, zu dem auch ein größerer Folienteich ge-
hört.
Große Teile der Wirtschaftswege wie der Ellerhooper Weg sind teilversiegelt bzw. mit Schotter
und / oder als Erdweg ausgebildet.
Gefährdete / Geschützte Pflanzenarten

Es wurden keine gefährdeten Pflanzen im Rahmen der Kartierungen erfasst. Die meisten Ar-
ten sind weit verbreitet und ungefährdet.

Tierwelt / Artenschutz

Im Rahmen der gesonderten tierökologischen Untersuchungen in 2021 sind insgesamt sieben
Fledermausarten sicher erfasst worden. Darüber hinaus liegen unbestimmte Hinweise auf wei-
tere Arten vor. Alle Fledermausarten zählen zu den streng geschützten Arten nach § 7 Abs. 2
Nr. 14 BNatSchG und sind darüber hinaus Arten des Anhangs IV der FFH-RL. Im Plangebiet
befinden sich artenschutzrechtlich bedeutende Jagdgebiete für Zwergfledermaus, Breitflügel-
fledermaus und Großer Abendsegler, die sich auf die Knickstrukturen im Südwesten und Süd-
osten des Plangebietes sowie das bebaute Grundstück an der Ahrenloher Straße konzentrie-
ren. Darüber hinaus befinden sich im Planungsgebiet zwei artenschutzrechtlich bedeutende
Flugrouten / Flugstraßen von Braunem Langohr und Myotis spec. sowie eine nachgewiesene
Flugroute / Flugstraße der Zwergfledermaus. Weiterhin ist anzunehmen, dass sich entlang
aller Knickstrukturen im Plangebiet potenziell Flugrouten / Flugstraßen der Zwergfledermaus
befinden. Im Zuge der Höhlenbaumkartierung wurden insgesamt acht Bäume mit potenziell
quartiergeeigneten Höhlen, Rissen oder anderen Strukturen lokalisiert, die als Überhälter-
bäume in den Knicks verbreitet sind.
Aus der Gruppe der Brutvögel sind insgesamt 30 Arten konkret nachgewiesen werden; 13
weitere Arten können potenziell vorkommen. Die Knicks und Überhälter bieten einer Vielzahl
von Brutvögeln der Gilde der Gehölz- und der Bodenbrüter Versteck- und Brutmöglichkeiten.
Insgesamt treten auch eine ganze Reihe anspruchsvollerer Knick- und Offenlandvögel wie
etwa Wiesenschafstelze, Bluthänfling, Dorngrasmücke und Goldammer auf. Während der
Freilandbegehungen wurden im Plangebiet ferner regelmäßig jagende Mäusebussarde und
der Turmfalke beobachtet. Alle Brutvogelarten mit Ausnahme des Fasans (Neozoe) zählen zu
den nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG besonders geschützten Arten. Mäusebussard und
Turmfalke sind darüber hinaus auch gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG streng geschützt. Mit
dem Kuckuck kann eine Art der Vorwarnliste potenziell vorkommen. Der deutschlandweit ge-
fährdete Star ist eine weitere potenziell vorkommende Art, die als in Baumhöhlen brütender
Koloniebrüter charakterisiert ist. Die identifizierten Höhlenbäume können somit auch von den
Staren zum Brüten genutzt werden.
Das im Bereich des wohnbaulich genutzten Grundstücks an der Ahrenloher vorkommende
Stillgewässer stellt einen potenziellen Lebensraum für Amphibien dar. Das Verbandsgewässer
E139 führt zwar ganzjährig Wasser, da der Graben aber sehr tief eingeschnitten ist und sehr
steile Uferböschungen hat, ist es sehr unwahrscheinlich, dass hier Amphibien vorkommen. Die
weiteren im Plangebiet befindlichen Gräben entlang der Knickstrukturen fallen je nach Wetter-
lage immer wieder trocken und haben somit ein geringes Besiedlungspotenzial. Im angren-
zenden Umfeld sind keine weiteren Still- oder Fließgewässer vorhanden. Im Plangebiet kön-
nen grundsätzlich die Arten Erdkröte und Grasfrosch vorkommen. Weiterhin finden Kamm-
molch und Knoblauchkröte geeignete Habitate im Plangebiet vor. Das Stillgewässer auf dem
Privatgrundstück und die Knickstrukturen im Umfeld bieten für den Kammmolch, der Entfer-
nungen von ca. 150 m zwischen Laichgewässern und Sommer- / Winterlebensräumen über-
winden kann, einen geeigneten Lebensraum. Auch die Knoblauchkröte, die eutrophe Gewäs-
ser und landwirtschaftlich genutzte Flächen besiedelt und dabei Strecken von ca. 1.200 m
zurücklegen kann, ist eine potenzielle vorkommende Art im Plangebiet.
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Bei der Erfassung der Höhlenbäume wurde festgestellt, dass vier der acht Höhlenbäume ne-
ben potenziellen Fledermausquartieren auch Potenzial für die stark gefährdete Käferart Ere-
mit, eine Art des Anhangs IV der FFH-Richtlinie besitzen.
Für weitere im Artenschutzgutachten geprüfte Pflanzen-, Fisch-, Libellen-, Schmetterlings-,
Käfer-, Weichtier- und sonstige Säugetierarten des Anhangs II der FFH-Richtlinie bestehen
keine geeigneten Habitatstrukturen bzw. arealgeografische bekannte Vorkommen, so dass
eine Verbreitung im Plangebiet ausgeschlossen werden kann.
Schutzgebiete

Die typischen Knicks und Feldhecken im Plangebiet sind als geschützte Biotope nach § 30
BNatSchG i.V. mit § 21 LNatSchG klassifiziert.
Das Kompensationsflächenkataster des Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holstein
zeigt keine Kompensations- und Ökokontoflächen für das Plangebiet.
Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Flächen des landesweiten Biotopverbundsystems.
Südlich der BAB A 23 grenzt eine Nebenverbundachse an, die die kleinräumig gegliederte
Landschaft mit Moor- und Grünlandflächen beidseitig des Kanaldamms umfasst. Eine weitere
Nebenverbundachse führt von Norden kommend entlang eines Gewässers in etwa auf den
Kreuzungsbereich Kreisstraße K 21 / Ahrenloher Straße zu. Aufgrund der starken Zerschnei-
dungswirkung der Autobahntrasse und der Trasse der K21 ist eine Verbindung der Verbun-
dachsen nicht gegeben.
Im Plangebiet sind keine Natur- und Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen. Im Norden und
südlich der Autobahn und westlich der Ahrenloher Straße grenzt das Landschaftsschutzgebiet
„Moorige Feuchtgebiete“ LSG Nr. 8 (Verordnung vom 24.10.2015) an. Weiter südöstlich in
rund 650 m Entfernung befindet sich das Landschaftsschutzgebiet „LSG des Kreises Pinne-
berg“ (Verordnung vom 31.10.1969).
FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete sind im Plangebiet nicht ausgewiesen. In rund 700
m Entfernung südöstlich liegt das FFH-Gebiet „Staatsforst Rantzau östlich Tornesch“ (DE-
2224-305), das durch die Autobahntrasse und die Ahrenloher Straße vom Plangebiet getrennt
ist. Ziel für das 113 ha große Gebiet ist die Erhaltung alter, großflächiger, unzerschnittener und
typischer Buchen- / Eichen-Laubwaldgebiete mit naturnaher Bestands- und Altersstruktur. Der
Erhalt eines günstigen Erhaltungszustandes für die vorkommenden Lebensraumtypen
Hainsimsen-Buchenwald und Waldmeister-Buchenwald des Anhangs I der FFH-Richtlinie wird
durch die vorliegende Planung nicht beeinträchtigt. Eine Planungsrelevanz für die Bauleitpla-
nung besteht daher nicht.
Insgesamt ist das Plangebiet nur in einem sehr geringen Teil baulich vorgeprägt. Der überwie-
gende Teil des Plangebietes wird von landwirtschaftlich genutzten Biotoptypen mit einem ge-
ringen Wert für Arten und Lebensgemeinschaften eingenommen, die als Biotope von allge-
meiner Bedeutung zu bewerten sind. Auch die Straßenrandgräben und knickbegleitenden Grä-
ben stellen Biotope allgemeiner Bedeutung dar. Die Knick- und Heckenstrukturen im Gebiet
stellen wertvolle Lebensräume für Pflanzen und Tiere sowie den lokalen Biotopverbund dar.
Die Baum- und Gehölzstrukturen sind darüber hinaus Gliederungselemente und besitzen für
das Orts- und Landschaftsbild eine hohe Bedeutung. Die nach § 30 BNatSchG i.V. mit § 21
LNatSchG gesetzlich geschützten Knicks sind als Biotope und Landschaftsbestandteile mit
besonderer Bedeutung für den Naturschutz zu bewerten. Die Knicks mit alten Überhälterbäu-
men haben eine hohe Bedeutung für die artenschutzrechtlich relevante Gruppe der Fleder-
mäuse. Neben potenziellen Quartiersstrukturen sind die Knicks und Feldhecken Leitstrukturen
für Jagdflüge und in Teilen als wichtige Flugtrassen bewertet worden. Die landwirtschaftlich
genutzte Feldflur mit dem Knick- / Feldheckennetz bietet Lebensraum für eine relativ artenrei-
che Brutvogelgemeinschaft. Die in den Knicks kartierten Höhlenbäume können auch vom Star
als Koloniebrüter besiedelt werden. Darüber hinaus bieten einzelne Höhlenbäume auch ein
Potenzial für den Eremiten. Das Stillgewässer im Bereich des genutzten Grundstücks an der
Ahrenloher Straße ist potenzieller Lebensraum von Amphibien, u.a. von Kammmolch und
Knoblauchkröte.
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ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG

Mit Umsetzung der Planung sind Wert- und Funktionsverluste für die vorkommenden Biotop-
und Habitatstrukturen verbunden.
Die Neuplanung überlagert vollständig die landwirtschaftlich genutzten Flächen, die Baum-
schulflächen, Teile der Knicks, das Grabensystem und die Ruderalfluren sowie das gärtnerisch
genutzte Grundstück. Die Biotopverluste umfassen rd. 1,08 ha Einsaatgrünland, 11,63 ha In-
tensivacker, rd. 12,18 ha Baumschulfläche, in Teilen brach liegend und rd. 0,05 ha Ruderal-
fluren.
Gegenüber der Darstellung einer Fläche für die Landwirtschaft im geltenden Flächennutzungs-
plan werden somit durch die geplante gewerbliche Baufläche erheblich nachhaltige Auswir-
kungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen durch die Inanspruchnahme von Biotoptypen
mit geringer bis hoher Biotopwertigkeit hervorgerufen. Mit der Ausweisung des Gewerbege-
bietes wird auch in das geschützte Knick- und Feldheckennetz durch die Überbauung von vier
Knickabschnitten mit einer Länge von 633 m und einem Feldheckenabschnitt mit einer Länge
von 63,50 m, d.h. gesamt 696,50 m Länge eingegriffen. Davon betroffen sind auch fünf Bäume
mit potenziell quartiersgeeigneten Strukturen für Fledermäuse sowie den Star als Höhlenbrü-
ter. Zwei dieser 5 Bäume haben neben einer Bedeutung als Tagesversteck und potenzieller
Wochenstubeneignung auch ein Potenzial für eine Winterquartiersnutzung. Darüber hinaus
ergeben sich indirekte Beeinträchtigungen für die verbleibenden Knicks / Feldhecken durch den
Schattenwurf der neuen Gebäude sowie die Nutzungsintensivierung durch das Gewerbe und
die Erschließungsflächen und die teilweise Zerschneidung mit einer isolierten Lage im Gewer-
begebiet. Das Entwicklungspotenzial der Knicks als wertvolle Trittsteinelemente wird insgesamt
eingeschränkt. Auch die Verbundfunktion des Knicknetzes im übergeordneten Raum zwischen
der Landschaft nördlich der K 21 und der Wald- und Knicklandschaft südlich der BAB A 23 wird
mit der Gewerbegebietsausweisung unterbunden bzw. zerschnitten.
Mit dem Verlust von Knicks, Feldhecken, Gräben, Saumstrukturen und landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen gehen auch Lebensräume für allgemein verbreitete Arten aus den Gruppen
der Kleinsäuger, Insekten etc. verloren. Für Amphibienarten, die der Eingriffsregelung unter-
liegen, wie Erdkröte und Grasfrosch werden Sommer- und Winterlebensräume sowie Ausbrei-
tungskorridore entlang von Gräben und Gehölzstrukturen eingeschränkt. Insgesamt wird das
faunistische Besiedelungspotenzial gemindert.
Die Ausweisung von Grünflächen führt dagegen im Vergleich zum bestehenden Flächennut-
zungsplan mit einer Flächendarstellung für die Landwirtschaft zu keiner wesentlichen Ver-
schlechterung des Status Quo. Auf der verbindlichen Ebene des Bebauungsplanes werden
die Grünflächen in Teilen mit der Festsetzung einer Maßnahmenfläche überlagert und dienen
neben dem Erhalt von Knicks und Feldhecken auch der Entwicklung von extensiven Saum-
streifen, so dass positive Auswirkungen zu erwarten sind.
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist eine detaillierte Eingriffs- / Ausgleichsbilan-
zierung vorgenommen worden. Im Ergebnis können die erforderlichen Kompensationsbedarfe
nicht innerhalb des Plangeltungsbereichs abgedeckt werden, so dass externe Ausgleichsflä-
chen erforderlich werden.
Die durchgeführte artenschutzrechtliche Prüfung für die relevanten Artenschutzbelange nach
§ 44 BNatSchG hat gezeigt, dass für die Brutvogelgilde der Gehölzbrüter sowie für Fleder-
mäuse Ausgleichsmaßnahmen zur Neuschaffung von Ersatzlebensräumen und -quartieren
erforderlich sind, damit die ökologischen Lebensraumfunktionen weiterhin erfüllt sind. Darüber
hinaus ist das Netz an Fledermausflugstraßen wiederherzustellen und als Dunkelkorridor zu
gestalten. Für die betroffenen Amphibienarten Kammmolch und Knoblauchkröte ist ein Wan-
derkorridor vom Plangebiet in die angrenzende Feldflur anzulegen.
Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich von Umweltauswirkungen
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Die Erhaltung des Knick- und Feldheckennetzes an den Plangebietsrändern und innerhalb des
Plangebietes durch entsprechende Festsetzungsgebote und Grünflächenausweisungen auf
der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ist eine wesentliche Maßnahme zur Vermeidung
von Eingriffen. Ein großer Teil der geschützten Knicks und Feldhecken wird einschließlich
Randstreifen als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft festgesetzt.
Für die gewerbliche Baufläche werden in der verbindlichen Bauleitplanung differenzierte Be-
grünungsmaßnahmen vorgesehen, die der Neuschaffung von Biotop- und Vegetationsstruk-
turen mit Funktionen für den Artenschutz dienen. Dazu zählen die teilweise Begrünung von
Dächern, Fassadenbegrünung, die Begrünung von Stellplätzen durch Baumpflanzungen,
Baumpflanzungen auf den Grundstücken, jeweils bezogen auf einen bestimmten Grund-
stücksanteil, und im Straßenraum sowie die Verwendung einheimischer und standortgerechter
Laubgehölze und die Festsetzung von Mindestqualitäten für Baumpflanzungen.
Der entlang der Autobahn vorgesehene Lärmschutzwall ist flächendeckend mit standortge-
rechten Gehölzen zu bepflanzen.
Innerhalb der Grünflächen an der Ahrenloher Straße sind Anpflanzgebote vorgesehen, um für
Fledermäuse einen Dunkelkorridor zu erzielen und eine Leitstruktur im Wanderkorridor für Am-
phibien herzustellen.
Zu den artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen, die auf der Ebene des Bebauungs-
planes konkretisiert werden, zählen eine Bauzeitenregelung für Baufeldräumung / Bauarbeiten
zum Schutz von Brutvögeln / Fledermäusen, eine Besatzkontrolle der für Fledermäuse winter-
quartiersgeeigneten Bäume vor der Fällung, eine Besatzkontrolle der für den Eremiten geeig-
neten Bäume vor der Fällung, die Vermeidung von Baustellenbeleuchtungen und nächtlichen
Arbeiten und die Errichtung von temporären Amphibien-Schleusenzäunen.
Eine Maßnahme zum Ausgleich von Umweltauswirkungen ist die Neuanlage eines Knicks mit
einer Länge von 80 m auf der Südwestseite des Gewerbegebietes als Fortsetzung eines be-
stehenden Knicks innerhalb der dargestellten Grünfläche. Dazu wird im Bebauungsplan eine
Maßnahmenfläche überlagert und eine entsprechende Festsetzung getroffen.
Die zu leistenden Knick- und Baumersatzpflanzungen dienen auch als Lebensraumersatz für
die betroffene Brutvogelgilde der Gehölzbrüter. Als weitere artenschutzrechtliche Ausgleichs-
maßnahme sind vorgezogen Ersatzquartiere für den Verlust der potenziellen Bruthöhlen für
den Star und für den Verlust von Wochenstuben- und Winterquartier-geeigneten Höhlen für
Fledermäuse am Baumbestand in den verbleibenden Knicks zu installieren. Der Bebauungs-
plan trifft hierzu verbindliche Regelungen. Weiterhin ist ein Ersatz der als Fledermaus-Flug-
straße dienenden Knickstruktur am Ellerhooper Weg sowie der Anbindung an die nördliche
Knickstruktur als vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme herzustellen.
Dazu werden differenzierte Festsetzungen auf der Ebene des Bebauungsplanes wie Anpflan-
zungen, Nachpflanzungen lückiger Knickabschnitte und Regelungen zur Beleuchtung vorge-
sehen. Für den Verlust des uneingeschränkten Zugangs zu den terrestrischen Habitaten für
den Kammmolch und die Knoblauchkröte ist eine weitere vorgezogene artenschutzrechtliche
Ausgleichsmaßnahme geplant, die die Herstellung eines Wanderkorridors als Verbundachse
zwischen dem Laichgewässer und den landseitigen Sommer- und Lebensräumen für die po-
tenziell betroffenen Amphibienarten.
Die Erhaltungsgebote für Knicks und Feldhecken innerhalb von Maßnahmenflächen mit
Schutzstreifen für eine artenreiche Saumvegetation sowie die umfangreichen Begrünungs-
maßnahmen tragen insgesamt dazu bei, naturnahe Lebensräume für Pflanzen und Tiere zu
erhalten und neu zu entwickeln. Der Verbund von Knicks / Hecken, Saumstreifen und Bäume
im geplanten Gewerbegebiet kann als Trittstein- und Rückzugselement ökologische Teilaus-
gleichsfunktionen übernehmen und trägt zu einer ortstypischen Begrünung des Gewerbege-
bietes bei. In Wechselwirkung mit dem Landschaftsbild wird mit den im Bebauungsplan fest-
gesetzten Maßnahmen eine teilweise landschaftliche Einbindung der Neuplanung erreicht.



Begründung zur 52. F-Planänderung der Stadt Tornesch Seite 41

TOR18002_11014_Begründung_FP.docxTOR18002_11003_Begründung_FP.docx

Für das verbleibende Defizit werden auf der Ebene des Bebauungsplanes Maßnahmen fest-
gelegt, die eine vollständige Kompensation der Eingriffe herbeiführen, die mit der 52. FNP-
Änderung planerisch vorbereitet werden. Für das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind dies ex-
terne Ausgleichsmaßnahmen in Form von Knickersatzpflanzungen auf einer Länge von rd.
1.400 m im südwestlichen Stadtgebiet von Tornesch.

8.2.3 Schutzgut Boden

BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

Das Plangebiet ist derzeit überwiegend unversiegelt und durch offene Böden gekennzeichnet.
Im Bereich Wege sowie der vorhandenen Bebauung sind versiegelte und teilversiegelte Flä-
chen vorhanden. Aufgrund der vorhandenen Nutzung ist der Versiegelungsanteil des Plange-
bietes sehr gering und beträgt ca. 1 %.
Das Gelände des Plangebietes befindet sich auf einem Höhenniveau von rd. 12 bis 14 m NHN
und weist ein Gefälle von Süden nach Norden mit einem maximalen Höhenunterschied von
rd. 1,90 m auf.
Der geologische Aufbau ist überwiegend durch Schmelzwassersande über Lehm und Ton ge-
kennzeichnet. Im Randbereich zur Ahrenloher Straße sind Lehme anstehend.
Als Bodengesellschaft haben sich gemäß der Bodenkarte Schleswig-Holstein überwiegend
Podsole, im nördlichen und östlichen Randbereich auch Pseudogleye entwickelt. Die Abfrage
zur Bodenkarte 1:25.000 der Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Pinneberg zeigt ge-
mäß Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung (November 2020) die
Bodentypen Pseudogley, Pseudogley-Podsol und Podsol. Beim Pseudogley handelt es sich
um Böden aus Lehmsand über Lehm mit einer Deckschicht aus Hortisolen, die aus anthropo-
gen umgelagertem, natürlichem Sand über Geschiebedecksand mit tiefem Geschiebelehm,
stellenweise Geschiebemergel hervorgegangen sind. Die Grundwasserstufe wird mit 0:
Grundwasser tiefer 2 m unter Flur angegeben. Die Pseudogley-Podsole haben sich aus Flug-
sand bis Geschiebedecksand über sandiger Fließerde mit tiefem Geschiebelehm, stellenweise
Geschiebemergel entwickelt. Die Grundwasserstufe ist ebenfalls 0. Die Podsole stellen sich
als Böden aus Sand über Lehm dar. Es handelt sich um vergleyte Podsole aus Flugsand bis
Geschiebedecksand über tiefer sandiger Fließerde über sehr tiefen Geschiebelehm, stellen-
weise Geschiebemergel. Die Grundwasserstufe beträgt 5: Grundwasser zeiteilig bis 10 dm
unter Flur.
Die Böden sind gemäß dem Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holstein mittel bis
gering wasserdurchlässig. Die Pseudogleye können auch Staunässe aufweisen. Die Boden-
kundliche Feuchtestufe variiert zwischen schwach trocken bis mittel frisch, in Teilen auch stark
frisch. Es besteht eine mittlere bis geringe Nährstoffverfügbarkeit. Der Bodenwasseraustausch
wird mit mittel angegeben, so dass die Filterfunktion eine allgemeine Ausprägung hat. Die
natürliche Ertragsfähigkeit ist gering bis mittel.
Im Bereich der landwirtschaftlichen Nutzflächen ist von einem natürlichen Bodenaufbau aus-
zugehen. Die Bodentypen sind weder selten, noch unterliegen sie einem besonderen Schutz-
status.
Nähere Angaben zum Baugrund liegen aus den durchgeführten Baugrunderkundungen mit
insgesamt 48 Kleinrammbohrungen bis zu einer Tiefe von maximal 5 m unter Geländeoberflä-
che vor (vgl. GRUNDBAUINGENIEURE SCHNOOR + BRAUER GMBH & CO. KG 2021). Demnach sind die
Baugrundverhältnisse überwiegend durch Mutterböden mit anschließenden Geschiebeböden,
die von Sanden unterlagert sind, gekennzeichnet. Bei den gewachsenen Sanden handelt es
sich überwiegend um schluffige Fein-Mittelsande mit unterschiedlich hohen Fein- und Grob-
sandanteilen. Sämtliche Sande stellen einen gut tragfähigen Baugrund dar. Der Geschiebebo-
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den ist sandig und ausreichend tragfähig. Bei einem direkten Anschneiden der sandigen Ge-
schiebeböden durch die Gründungssohle wird allerdings ein lokaler Bodenaustausch erforder-
lich.
Den ökologischen Bodenfunktionen wird insgesamt eine allgemeine Leistungsfähigkeit im Be-
reich offener Böden zugeordnet, während die überbauten und versiegelten Böden ohne Funk-
tion für den Boden- und Bodenwasserhaushalt sind.
Für das Plangebiet liegen keine Informationen über schädliche Bodenveränderungen, Alt-
standorte und / oder Altablagerungen gemäß Stellungnahme der unteren Bodenschutzbe-
hörde des Kreises Pinneberg (November 2020) vor.
Im Ergebnis der durchgeführten Beprobungen des Oberbodens im Rahmen der Baugrundun-
tersuchung sind überwiegend keine Überschreitungen der Prüfwerte nach der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) festgestellt worden. In drei von 14 Mischproben
ist eine Parameter-Überschreitung für Quecksilber, Zink und PAK festgestellt worden.
Geotope und Geotop-Potenzialgebiete sind im Planungsraum nicht vorhanden.
Aufgrund der Bodenmerkmale und Nutzungen liegt im Bebauungsplangebiet eine allgemeine
Wertigkeit des Bodens hinsichtlich der Belange von Natur und Landschaft vor.

ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG

Gegenüber der wirksamen Darstellung des Flächennutzungsplanes als Fläche für die Land-
wirtschaft wird durch die Darstellung einer gewerblichen Baufläche eine Neuversiegelung her-
vorgerufen. Die Grünflächenausweisungen führen dagegen im Vergleich zur landwirtschaftlich
genutzten Fläche zu einer Extensivierung der Bodennutzung durch eine geringere Bodenbe-
arbeitung und den Verzicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinsatz. Gleichzeitig werden
in den Grünflächen, die u.a. auch der Regenrückhaltung dienen, offene Bodenflächen im Plan-
gebiet erhalten.
Die Neuversiegelung im Bereich der gewerblichen Baufläche stellt durch den Verlust der Bo-
denfunktionen eine erhebliche Umweltauswirkung für das Schutzgut Boden dar.
Im Rahmen der baubedingten Erschließungsarbeiten werden Bodenabgrabungen, Aufschüt-
tungen und das Einbringen von standortfremden Bodenmaterial für die neuen Nutzungen er-
forderlich. Entlang der Südseite des Plangebietes wird Boden für einen 20 m breiten Lärm-
schutzwall aufgeschüttet. Die vorhandene Geländegestalt im Plangebiet wird vollständig über-
formt und nivelliert sowie die natürliche Topographie aufgegeben. Der Oberboden wird im Vor-
feld der Baumaßnahmen fachgerecht abgetragen, zwischengelagert und soll in Teilen zur An-
lage der Grünflächen, des Knicks sowie zur Anlage des Lärmschutzwalls an der A 23 im Plan-
gebiet wiederverwendet werden. Zum Umgang mit dem überschüssigen Boden wird die Stadt
Tornesch im Rahmen der nachgeordneten Planung ein Bodenmanagement aufstellen. Die an-
stehenden Böden sind für die bauliche Nutzung nicht durchgehend geeignet, so dass für eine
ausreichende Bebaubarkeit (Frostsicherheit) ein Bodenaustausch und der Einbau einer trag-
fähigen Schicht mit frostfreien Material erforderlich werden.
Zur Erlangung einer ausreichenden Bebaubarkeit (Frostfreiheit) sind die organischen Unter-
böden zu entnehmen. In der Baugrundbeurteilung wird ausgeführt, dass die in Teilen anste-
henden weichen Geschiebeböden partiell durch ein Kiessandsubstrat in ca. 0,30 – 0,50 m
Mächtigkeit für die Bauwerksgründungen zu ersetzen sind. Auch für Verkehrsflächen innerhalb
des Gewerbegebietes, die annähernd in Höhenlage des vorhandenen Geländes geplant sind,
sind Baugrundverbesserungen vorzunehmen und ein frostfreier Oberbau in einer Stärke von
mindestens 0,60 m herzustellen. In den Fällen wo kein ausreichender Verdichtungsgrad erzielt
werden kann, sind zusätzlich Untergrundverbesserungen im Bereich angeschnittener Ge-
schiebeböden mit rd. 0,40 bis 0,50 m Kiessandbodenersatz einzubauen.
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Die geplanten Ver- und Entsorgungsleitungen befinden sich ausgehend von der Höhenlage
des Gebietes zwischen 1 bis 3 m unter Geländeoberfläche und somit innerhalb der gut tragfä-
higen Sande und Geschiebeböden. Zur Verlegung der Ver- und Entsorgungsleitungen sind bei
Anschnitt bindiger Böden unterhalb der Leitungen Stabilisierungspolster in Form einer Schot-
tertragschicht oder Betonrecyclingmaterial in mindestens 0,40 m Stärke einzubringen. Die Her-
stellung der Entwässerungsanlagen bedingt weitergehende Bodenabgrabungen.
Die Bodenarbeiten führen im Bereich von Baustelleneinrichtungsflächen, Bautrassen und Lei-
tungstrassen zu einer Verdichtung der anstehenden Böden. Auf der nachgeordneten Ebene
des Baugenehmigungsverfahrens auf Grundlage des verbindlichen B-Planes sind entspre-
chende bautechnische Ausführungen zu prüfen und festzulegen, um temporäre und dauer-
hafte Auswirkungen auf den Boden und den Bodenwasserhaushalt zu vermeiden. Es wird von
keinen Stoffein- oder Austrägen in den Bodenwasserhaushalt ausgegangen, die zu Belastun-
gen des Boden- und Wasserhaushaltes führen. Im Rahmen der Bestandsanalyse haben sich
keine Anhaltspunkte bzw. Hinweise auf bodengefährdende Stoffe ergeben. Weiterhin werden
zum einen keine umweltgefährdenden Stoffe bzw. Bauweisen eingesetzt, zum anderen sind
die einschlägigen Bestimmungen und technischen Vorschriften zum Boden- und Gewässer-
schutz einzuhalten.
Die Eingriffe in den Boden sind im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung bilanziert worden.
Im Ergebnis kann mit den Maßnahmen im Plangebiet kein vollständiger Ausgleich erzielt wer-
den.
Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich von Umweltauswirkungen
Die Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Umwelteinwirkungen umfassen die pla-
nerische Ebene mit den Regelungsmöglichkeiten bzw. Festsetzungen des Bebauungsplanes
und ergänzende Hinweise für ein nachhaltiges Bodenmanagement.
Zur Minimierung der Bodenversiegelung und zum Schutz des Bodenwasserhaushaltes wird
im Bebauungsplan eine Festsetzung getroffen, dass ebenerdige PKW-Stellplätze und die Feu-
erwehrumfahrten im wasser- und luftdurchlässigen Aufbau herzustellen sind. Der Abflussbei-
wert von 0,6 darf nicht überschritten werden. Die Pflegewege zu und an den Regenrückhalte-
räumen sind ebenfalls in wasser- und luftdurchlässigem sowie in vegetationsfähigem Aufbau
herzustellen.
Darüber hinaus bewirkt die festgesetzte Dachbegrünung eine Minderung für die Bodenversie-
gelung der neu zu errichtenden Baukörper.
Zur Herstellung von landschaftlich gestalteten Höhenangleichungen wird festgesetzt, dass Ge-
ländeübergänge zwischen Privatgrundstücken im Gewerbegebiet zu den Nachbargrundstü-
cken bzw. zu den öffentlichen Grün- und Verkehrsflächen ohne Niveauversprung in Form einer
Abböschung herzustellen sind. Die Geländeangleichung hat somit auf den Gewerbeflächen
und außerhalb der Maßnahmenflächen zu erfolgen, so dass diese Festsetzung in Wechsel-
wirkung zum Schutzgut Pflanzen / Tiere auch dem Knickschutz sowie dem Schutzgut Land-
schaftsbild dient.
Im Rahmen des nachgeordneten Baugenehmigungsverfahrens auf der Grundlage des B-Pla-
nes soll eine Bodenmanagementplanung aufgestellt werden
In Bezug auf die Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Boden ist festzuhal-
ten, dass die Festsetzungen des Bebauungsplanes für das Gewerbegebiet eine Überbauung
und Versiegelung von Flächen in einem Umfang von rd. 15,64 ha zulassen. Bei der Bemes-
sung des Versiegelungsumfanges wird der Flächenbedarf um Pflanzflächen, naturnahe Grün-
flächen und eine Dachbegrünung gemindert. Im Ergebnis verbleibt im Plangebiet ein Defizit
bzw. es ergibt sich Ausgleichserfordernis von rd. 3,25 ha für das Schutzgut Boden.
Der externe Ausgleich erfolgt in Flächen aus dem städtischen Ökokonto bzw. geeigneten Flä-
chen im Stadtgebiet von Tornesch.
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Unter Berücksichtigung der durchzuführenden internen und externen Ausgleichsmaßnahmen
ist von einer vollständigen Kompensation des Eingriffs auszugehen.

8.2.4 Schutzgut Fläche

BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

Das Plangebiet ist etwa 26,46 ha groß. Es handelt sich überwiegend um unbebaute Flächen.
Das Schutzgut Fläche hat somit eine Bedeutung durch unverbrauchte Flächenressourcen.

ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG

Das Plangebiet stellt zurzeit eine nur für landwirtschaftliche Zwecke genutzte Flächenres-
source da, so dass mit der Darstellung einer gewerblichen Baufläche eine Bodenversiegelung
und eine Nutzung vorhandener Ressourcen verbunden sind. Es ergeben sich erhebliche Aus-
wirkungen für das Schutzgut Fläche. Durch die Neunutzungen kommt es zu einer Inanspruch-
nahme von Flächen in einer Größenordnung von rd. 19,064 ha für das Gewerbegebiet.
Im Bereich der geplanten Grünflächendarstellungen in einem Umfang von rd. 6,747,2 ha und
der Fläche für die Landwirtschaft von rd. 0,2 ha werden dagegen unverbaute Flächen erhalten.

8.2.5 Schutzgut Wasser

BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

Oberflächengewässer sind im Plangebiet knickbegleitende und wegbegleitende Gräben.
Hauptvorfluter für das Gebiet und die angrenzenden Flächen ist der Verbandsgraben „E139“
des Wasserverbands Krückau.
Das Plangebiet befindet sich im Grundwasserkörper El13 „Krückau-Altmoränengeest Nord“
als oberer Hauptgrundwasserleiter. Die Schutzwirkung der Deckschichten hat überwiegend
eine ungünstige bis mittlere Funktion.
An der südlichen Grenze des Flurstücks16/1, zentral im Plangebiet am Ellerhooper Weg liegt
ein ca. 20 m tiefer Beregnungsbrunnen.
Gemäß der durchgeführten Baugrunduntersuchungen in den Jahren 2019 und 2021 wurden
die Wasserstände im Plangebiet zwischen 0,70 m und 3,50 m unter Geländeoberfläche ein-
gemessen. Der größte Abstand wird im Nordwesten des Plangebietes und der geringste Ab-
stand im Süden an der Autobahn festgestellt. Hierbei handelt es sich um von Schichten-, Stau-
und Sickerwasser überlagertes Grundwasser. Durch Niederschlagsereignisse ist mit Schwan-
kungen des Grundwassers um rd. 1,00 m sowie einem lokalen Aufstau bis in die Gelände-
oberfläche zu rechnen.
Eine Versickerung ist aufgrund der relativ undurchlässigen Bodenschichten und der angetrof-
fenen Wasserstände nicht möglich.
Wasserschutzgebiete, Gebiete mit Hochwasserschutzfunktion und Trinkwassergewinnungs-
gebiete sind im Planungsraum nicht vorhanden.

ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG
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Mit der Neuversiegelung in der dargestellten gewerblichen Baufläche wird der Bodenwasser-
haushalt im Vergleich zur Fläche für die Landwirtschaft negativ beeinflusst und es gehen bis-
her offene, versickerungsfähige Böden verloren. Darüber hinaus ist im zukünftigen Gewerbe-
gebiet t ein verstärkter Oberflächenwasserabfluss zu erwarten.
Im Bereich der Grünflächenausweisungen bleibt der Status Quo für das Schutzgut Wasser
dagegen weitgehend unverändert. In Teilen der Grünflächen werden Entwässerungsanlagen
für das geplante Gewerbegebiet angelegt.
Für die Verlegung der Ver- und Entsorgungsleitungen im Bereich sandiger Schichten sind bau-
bedingt je nach Höhenlage und Lage der Leitungen Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich.
Im Bereich der Sande können nach dem Baugrundgutachten kiesummantelte Kleinfilterbrun-
nen oder eingefräste kiesummantelte Horizontaldrainagen erforderlich werden. Im Bereich der
bindigen Böden kann die baubedingte Wasserhaltung durch offene Wasserhaltungen wie z.B.
Pumpensumpf und Drainagen erfolgen. Bei der Herstellung unterkellerter Gebäudeteile ist da-
von auszugehen, dass diese als wasserundurchlässige Wannenkonstruktionen trockenzuhal-
ten sind.
Aufgrund der hohen zu erwartenden Versiegelungsgrade im Plangebiet ist eine extreme Schä-
digung des naturnahen Wasserhaushaltes entsprechend dem Fall 3 in der anzuwendenden
Mengenbewirtschaftung nach dem geltenden Erlass "Wasserrechtliche Anforderungen zum
Umgang mit Regenwasser - Teil 1: Mengenbewirtschaftung (A-RW 1)“ (2019) gegeben. Für
eine nachhaltige Bewirtschaftung des Wasserhaushaltes ist ein wasserwirtschaftliches Kon-
zept erarbeitet worden, das in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde des Kreises Pin-
neberg die dementsprechenden Vorgaben beachtet (vgl. DÄNEKAMP UND PARTNER 2022).
Das geplante Entwässerungskonzept sieht vor, anfallende und auf den privaten Grundstücken
vorgereinigte Oberflächenwasser in die Außenbereiche des Plangebietes abzuleiten. Von hier
wird das Regenwasser über Rohrleitungen und Gräben bis zu zwei geplanten Staugräben am
nördlichen Rand und einem Regenrückhaltebecken im Nordwesten im Bereich der ausgewie-
senen Grünfläche weitergeleitet.
Bei Planungsumsetzung werden natürliche Gewässer innerhalb des Plangebietes überbaut
bzw. von ihrem natürlichen Einzugsgebiet abgeschnitten. Damit verlieren diese Gewässer ihre
Gewässereigenschaften. Insgesamt ist eine Gewässerstrecke von rund 345 m des knickbe-
gleitenden Grabens im Nordosten des Plangebietes betroffen, der zukünftig in Teilen innerhalb
einer Grünfläche liegt, aber im nördlichen / südlichen Teil durch das Gewerbegebebiet über-
baut wird. Darüber hinaus entfallen am Ellerhooper Weg der nördliche / südliche Wegeseiten-
graben mit einer Länge von gesamt 885 m.
Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich von Umweltauswirkungen
Auf der verbindlichen Ebene des Bebauungsplanes werden Maßnahmen zur Begrenzung der
Bodenversiegelung und zur Verzögerung des Wasserabflusses für die Baugebiete vorgese-
hen.
Für das Gewerbegebiet ist eine Dachbegrünung der Baukörper geplant. Die Begrünung der
Dachflächen trägt wesentlich durch Rückhaltung von Niederschlagswasser, Verdunstung und
Verminderung des Oberflächenwasserabflusses einen Teil zur Regenwasserbewirtschaftung,
zur Entlastung der Vorflut und somit zur Eingriffsminderung bei.
Ebenerdige PKW-Stellplätze und die Feuerwehrumfahrten sind im Gewerbegebiet im wasser-
und luftdurchlässigen Aufbau herzustellen (vgl. Kap. 8.2.3). Mit dieser Festsetzung wird die
Speicher- und Versickerungsfunktion des Bodens für Niederschlagswasser auch auf befestig-
ten Flächen zumindest teilweise erhalten.
Weiterhin werden durch die Ausweisung von Grünflächen Vegetationsflächen mit Rückhaltung
von Oberflächenwasser und Übernahme von Versickerungsleistungen erhalten.
Die Einleitung in das Verbandsgewässer E 139 erfolgt über ein Drosselbauwerk und eine rund
30 m lange Ablaufleitung. Erheblich negative Auswirkungen auf das Verbandsgewässer durch
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den vermehrten Wasserabfluss werden durch die Berücksichtigung einzuhaltender Vorgaben
für die Einleitmengen, die gedrosselte Einleitung und die vorgeschaltete Reinigung des Ober-
flächenwassers vermieden.
Für die entfallenden Gewässer ist ein Ausgleich zu schaffen, der u.a. durch die Anlage neuer
Gewässer, Ausgleich des verloren gegangenen Retentionsvolumens oder andere Ausgleichs-
maßnahmen erreicht werden kann. Eine mögliche Ausgleichsmaßnahme ist die naturnähere
Gestaltung des Verbandsgrabens E 139, gegebenenfalls auch mit der Flächenbereitstellung
für eine Retention von Hochwasserabflüssen.
Alternative Ausgleichsmöglichkeiten bestehen außerhalb des Plangebietes im Gebiet des Ge-
wässerverbandes im Bereich der Gemeinde Ellerhoop entlang des Gewässers E 139 (zwi-
schen Alter Bundesstraße und Mündung in die Krückau).
Insgesamt sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser bei Berück-
sichtigung der Maßnahmen des Entwässerungskonzeptes sowie der Neuanlage von Gräben
bzw. der naturnahen Gestaltung bestehender Gräben als Ausgleich zu erwarten.

8.2.6 Schutzgut Klima / Luft

BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

Die Klimamerkmale des Plangebiets sind durch ein Freilandklima gekennzeichnet. Die unbe-
bauten Vegetationsflächen und die Baum- / Gehölzbestände wirken sich günstig auf das Klein-
klima aus.
Hinsichtlich der Luftqualität liegen für die Stadt Tornesch keine planungsrelevanten Hinweise
auf besondere Situationen vor. Aufgrund der Lage an der Autobahn BAB A 23 und der Lan-
desstraße L 111 mit dem angrenzenden Gewerbegebiet Oha I besteht eine Grundbelastung
der Luft, auch für den städtischen Hintergrund durch Schadstoffe wie Stickstoffdioxid und Fein-
staub.

ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG

Die Flächennutzungsplanänderung mit Darstellung einer gewerblichen Baufläche bedingt eine
negative Veränderung des Lokalklimas durch die Zunahme versiegelter und aufheizbarer Flä-
chen.
In den dargestellten Grünflächen i.V.m. der Fläche für die Landwirtschaft ist dagegen von
einer kleinklimatisch günstigen Wirkung, insbesondere im Zusammenhang mit den hier in Tei-
len geplanten offenen Staugräben und dem Regenrückhaltebecken auszugehen.

Baubedingt ergeben sich temporäre Belastungen durch den Einsatz technischer Baugeräte
und -baumaschinen sowie durch den An- und Abtransport von Baumaterialien sowie Boden.

Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich von Umweltauswirkungen
Die auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung festgesetzten Erhaltungsgebote für Knicks
und Feldhecken einschließlich vegetationsbestandener Saumstreifen stellen eine wesentliche
Maßnahme zur Vermeidung von lokalklimatischen Belastungseffekten dar.
Darüber hinaus werden für die Neubebauung differenzierte Begrünungsmaßnahmen wie eine
extensive Dachbegrünung, Fassadenbegrünung, die Anpflanzungen von Bäumen auf den
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Grundstücken, im Straßenraum und auf Stellplatzanlagen, Bepflanzungen des Lärmschutz-
walls sowie Neuanlagen von Hecken und Gehölzstreifen festgesetzt. Damit werden negative
Auswirkungen auf das Kleinklima gemindert.
Die Maßnahmen leisten insgesamt einen Beitrag zur verminderten Aufheizung, Milderung von
Temperaturextremen, Luftanfeuchtung sowie zur Staubminderung und sind somit auch als
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen für das Schutzgut Luft zu bewerten. Gleichzeitig
werden klimatische Extremsituationen mit negativen Auswirkungen auf gesunde Arbeitsver-
hältnisse als Wechselwirkung für das Schutzgut Mensch gemindert.
Den Folgen des Klimaschutzes soll darüber hinaus durch eine nachhaltige bauliche Entwick-
lung entgegengewirkt werden. Dazu wird auf der Ebene des Bebauungsplanes geregelt, dass
im Gewerbegebiet bei der Errichtung von Gebäuden auf mindestens 50 % der Dachfläche
Anlagen für die Nutzung der Solar- und / oder Windenergie (z.B. Photovoltaik- oder Kleinwind-
anlagen) errichtet werden müssen. Weiterhin müssen im Gewerbegebiet Maßnahmen für die
Nutzung von Wärme und / oder Kälte aus Produktionsprozessen getroffen werden. Von dieser
Festsetzung kann befreit werden, wenn eine derartige Nutzung nicht wirtschaftlich erfolgen
kann. Die Nutzung von erneuerbaren Energien bzw. von Energie aus Produktionsprozessen
vermindert den Ausstoß von Treibhausgasemissionen im Vergleich zu herkömmlichen Ener-
gieformen.
Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Klima / Luft sind nicht zu erwarten.

8.2.7 Schutzgut Landschaftsbild

BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

Der Planungsraum liegt in der landwirtschaftlich genutzten Feldflur am Siedlungsrand von Tor-
nesch.
Im Plangebiet überwiegen landwirtschaftlich intensiv bestellte Nutzflächen wie Acker und Ein-
saatgrünland und Baumschulflächen, die durch ein Knicknetz gegliedert werden.
Der Knicks mit zahlreichen Überhältern an den Plangebietsrändern und im Gebiet sind Ele-
mente der landwirtschaftlich genutzten Kulturlandschaft und für die Gliederung des Land-
schaftsbildes von hoher Bedeutung. Sie bewirken eine kleinteilige Kammerung und Strukturie-
rung des Landschaftsbildes. Weiterhin sind die Baum- und Gehölzreihen an der Ahrenloher
Straße wichtige Landschaftselemente für die Durchgrünung des Straßenraums.
Mit der Autobahntrasse und den Zu- und Abfahrten, der Bundes- und Landestraße und insbe-
sondere dem vorhandenen Gewerbe- und Logistikzentrum OHA 1 im Südosten besteht eine
deutliche Vorbelastung und Siedlungsprägung.
Das nähere Umfeld stellt einen typischen Ausschnitt aus der landwirtschaftlich genutzten Kul-
turlandschaft mit einzelnen Siedlungsflächen dar.

ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG

Mit der 52. Änderung des Flächennutzungsplanes sind erhebliche Veränderungen des Land-
schaftsbildes zu erwarten. Die Darstellung einer gewerblichen Baufläche führt zur Aufgabe der
im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellten Fläche für die Landwirtschaft. Das bisher
landschaftlich geprägte Erscheinungsbild wird in ein baulich geprägtes, siedlungsbestimmtes
Bild umgewandelt.
Die Festsetzungen auf der Ebene des Bebauungsplanes ermöglichen gewerbliche Baukörper
mit Höhen von 15 bis 29 m, die sich deutlich im Orts- und Landschaftsbild abheben werden.
Aufgrund der regionalen Bedeutung bzw. Ausrichtung des Gewerbegebietes ist auch die Er-
richtung von Hochregallagern möglich. Die festgesetzte abweichende Bauweise führt dazu,
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dass von einer Beschränkung der Gebäudelänge auf 50 m als offene Bauweise verzichtet
wird, so dass großmaßstäbliche Baukörper entstehen können. Mit den unterschiedlichen Bau-
höhen wird im weitesten Sinne eine baulich gestaffelte Höhenwirkung erzielt.
Entlang der Autobahn ist die Aufschüttung eines Landschaftswalles vorgesehen. Aufgrund der
baulichen Vorprägung und der geplanten Bepflanzung des Walls ergeben sich hierdurch keine
erheblich negativen Auswirkungen.
Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich von Umweltauswirkungen
Die Sicherung der Knick- und Feldheckenstrukturen einschließlich Randstreifen an den Plan-
gebietsrändern und innerhalb des Gewerbegebietes auf der Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung trägt wesentlich zur landschaftlichen Einbindung des Gewerbegebietes bei. Mit dem
Erhalt dieser Gehölzstrukturen werden Landschafts- und Strukturelemente für die Durchgrü-
nung des Gewerbegebietes festgesetzt, die bereits aufgrund ihres Alters eine ortbildgliedernde
Funktion übernehmen können im Vergleich zu Neupflanzungen. Mit den mindestens 5 m und
bis 29 m breiten Saumstreifen werden im direkten Umfeld der Baum- und Gehölzstrukturen
weitere naturnahe Vegetationselemente geschaffen. Weiterhin trägt die Breite der Saumstrei-
fen auch dazu bei, dass die Knicks / Hecken als Landschaftselemente wirken können und nicht
durch die neuen Baukörper optisch zu stark bedrängt werden.
Darüber hinaus sind eine Abstafflung der Gebäudehöhen und eine Festsetzung von maxima-
len Gebäudehöhen als Höchstmaß vorgesehen, die zu den Rändern abfallen. Neben der damit
verbundenen Wirkung auf das Orts- und Landschaftsbild durch eine etwas in der Höhenent-
wicklung gegliederte Bebauungsstruktur kommt dies auch dem Erscheinungsbild der Knicks
entgegen, die somit ihre Wirkung für das Orts- und Landschaftsbild weiterhin entfalten können.
Die Baugrenzen im Bebauungsplan sind so festgesetzt, dass ein Mindestabstand von 70 m zu
den erhaltenden Knicks eingehalten wird, so dass die weitgehende Freistellung der Knicks in
ihrer Landschaftsbildwirkung unterstützt wird.
Die Grünfläche im Nordwesten des Plangebiets, die u.a. der Regenrückhaltung dient, die
Grünflächen im Norden mit zu erhaltenden Knicks und Feldhecken, die Grünflächen an der
Ahrenloher Straße mit Anpflanzgeboten sowie der zu bepflanzende Landschaftswall tragen zu
einer Grüngestaltung bei und bewirken einen landschaftlichen Übergang in die Umgebung.
Im Bebauungsplan wird weiterhin zur Einbindung der Neubebauung auf der Südwestseite und
im Übergang zur freien Landschaft ein neuer Knick einschließlich Randstreifen in einer Ge-
samtbreite von 18 m festgesetzt. Darüber hinaus sind Begrünungs- und Anpflanzmaßnahmen
und eine Fassadenbegrünung der Gewerbehallen festgesetzt (vgl. Kap. 8.2.2).
Mit den zu erhaltenden Knicks in Grünflächen mit breiten Saumstreifen, der Grünfläche für die
Regenwasserbewirtschaftung und den Baumpflanzungen wird insgesamt eine Durchgrünung
des Gewerbegebietes und Einbindung in das Landschafts- und Stadtbild erreicht. Die darge-
stellten Grünmaßnahmen können eine Neugestaltung des Orts- und Landschaftsbildes errei-
chen, die keine vollständige landschaftliche Einbindung bewirken, aber dennoch unter Berück-
sichtigung des Erhalts und der Neuentwicklung gebietstypischer Landschaftselemente und der
Schaffung vielgestaltiger Grünflächen im Übergang zur freien Landschaft eine ausreichende
Abschirmung und Eingrünung darstellen.

8.2.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES

Die überplante Fläche befindet sich gemäß Stellungnahme des Archäologischen Landesam-
tes (November 2020) größtenteils in einem archäologischen Interessensgebiet. Bei der über-
planten Fläche handelt es sich daher gem. § 12 Abs. 2 Nr. 6 DSchG um Stellen, von denen
bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befin-
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den. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäologi-
schen Landesamtes. Da jedoch zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verlauf
der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird, sind gem. § 14 DSchG archä-
ologische Untersuchungen erforderlich, die im Rahmen der Aufstellung des B-Planes durch-
geführt werden sind. Auf der überplanten Fläche sind im Mai 2021 in Absprache mit dem Pla-
nungsträger vom Archäologischen Landesamt Schleswig-Holstein Voruntersuchungen mit
Nachweis von mehreren relevanten archäologischen Befunden durchgeführt und abgeschlos-
sen worden. Im Ergebnis bestehen keine Bedenken gegenüber der Planungsumsetzung und
die Flächen können zur Bebauung freigegeben werden. durchgeführt worden.
Sonstige Bodendenkmale und bauliche Kulturdenkmale sind im Plangebiet und in der näheren
Umgebung nicht vorhanden.

ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG

Auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter entstehen keine erheblichen Auswirkungen.
Im Zuge der Planungsumsetzung gelten die Bestimmungen des § 15 DSchG. Wer Kulturdenk-
male entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der obe-
ren Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewäs-
sers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die
zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Ver-
pflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und
die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile
oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens
nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

8.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich nachteiliger Auswirkungen

Die Belange des Umweltschutzes sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung der
Bauleitpläne und in der Abwägung zu berücksichtigen. Im Besonderen sind auf der Grundlage
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gem. § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 21 Abs. 1
BNatSchG die Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft durch geplante Siedlungserwei-
terungen zu beurteilen und Aussagen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich zu
entwickeln.
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich werden auf der ver-
bindlichen Ebene des Bebauungsplanes Nr. 105 festgesetzt:

· Festsetzungen zum Erhalt der Knicks und Feldhecken einschließlich Knickrandstreifen /
Schutzstreifen als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft einschließlich der jeweiligen Pflegemaßnahmen

· Festsetzung zur Neuanlage eines Knicks einschließlich Knickrandstreifen als Fläche für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft

· Anpflanzgebote für Einzelbäume im Straßenraum der Planstraße A, für Baumpflanzungen
auf den Baugrundstücken und zur Stell- und Parkplatzbegrünung

· Anpflanzgebote für einen Gehölzstreifen und eine Laubgehölzhecke an der Ahrenloher
Straße

· Dachbegrünung

· Fassadenbegrünung
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· Begrünungsfestsetzung für unversiegelte Grundstücksanteile im Gewerbegebiet

· Begrünungsfestsetzung für den Lärmschutzwall

· Festsetzung öffentlicher Grünflächen

· Regelungen für eine offene Oberflächenentwässerung

· Lärmschutzfestsetzungen

· Externe Ausgleichsflächen für Knickersatzpflanzungen, Grabenneuanlagen bzw. Renatu-
rierung und Bodenextensivierung

Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange sind folgende Maßnahmen zu be-
achten bzw. werden festgesetzt:
· Bauzeitenregelung für Baufeldräumung / Bauarbeiten zum Schutz von Brutvögeln und Fle-

dermäusen

· Besatzkontrolle von winterquartiergeeigneten Bäumen für Fledermäuse und der für den
Eremiten geeigneten Höhlenbäume vor Fällung

· Vermeidung von Baustellenbeleuchtungen und nächtlichen Arbeiten

· Errichtung von temporären Amphibien-Schleusenzäunen

· Installation von Fledermauskästen als Ersatz Wochenstuben- und Winterquartiergeeigne-
ten Höhlen für Fledermäuse in betroffenen Höhlenbäumen

· Installation von Nistkästen für den Star als Ersatz für den Verlust von potenziellen Brut-
höhlen

· Ersatz der als Fledermausflugstraße dienenden Knickstruktur am Ellerhooper Weg sowie
der Anbindung an die nördliche Knickstruktur durch Schaffung einer durchgehenden Leit-
struktur und Ausgestaltung als Dunkelkorridor

· Maßnahmen zur Regelung der Beleuchtung zum Fledermaus- und Insektenschutz

· Ersatz für den Verlust des uneingeschränkten Zugangs zu den terrestrischen Habitaten für
den Kammmolch und die Knoblauchkröte durch Schaffung eines Wanderkorridors

8.4 Prognosen zur Entwicklung des Umweltzustandes

8.4.1 Entwicklung bei Durchführung der Planung

Die Durchführung der Planung entspricht dem Bedarf der gewerblichen Erweiterung des be-
stehenden Businessparks Oha 1 im Südosten sowie der Anfragen von ansiedelungswilligen
Betrieben. Mit dem geplanten Gewerbegebiet wird ein überregionales und großflächiges Ge-
werbegebiet mit Lagegunst an der Bundesautobahn A 23 entwickelt, mit der Option einer Er-
weiterung nach Norden, die bereits planerisch mit berücksichtigt wird. Die Funktion der Stadt
Tornesch als Stadtrandkern II. Ordnung im Umland von Hamburg und Wohn- und Arbeitsplatz-
standort wird insgesamt gestärkt. Gleichzeitig werden die Anforderungen an eine Durchgrü-
nung und landschaftliche Einbindung berücksichtigt.
Aufgrund der Neuversiegelung für das Schutzgut Boden, der Inanspruchnahme von Teilen des
geschützten Knick- und Feldheckennetzes für das Schutzgut Pflanzen / Tiere und dem Verlust
von Gräben werden mit der Planung kompensationspflichtige Eingriffe planerisch vorbereitet.

8.4.2 Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung
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Bei Nichtdurchführung der Planung könnte keine dem Bedarf entsprechende gewerbliche Wei-
terentwicklung an einem bereits baulich vorgeprägten Standort durch den Businesspark Oha
I erfolgen. Das Gebiet würde vermutlich weiterhin der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung
unterliegen. Eine wesentliche Veränderung des Status-Quo der Umwelt ist nicht zu erwarten.
Allerdings würde voraussichtlich nicht in einem größeren Umfang in das Knick- und Feldhe-
ckennetz eingegriffen sowie keine umfangreiche Neuversiegelung vorgenommen werden.

8.5 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten

Nachfolgend werden die in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten unter
Berücksichtigung der Ziele innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
dargestellt.
Die gewerbliche Entwicklung soll unter Berücksichtigung eines ausreichenden Schutzes für
die umgebenden Knick- und Feldheckenstrukturen erfolgen. Für die Erschließung besteht flä-
chensparend nur die Option über den bestehenden Knotenpunkt an der L 111. In einem ersten
Planungskonzept wurde daher eine Erschließung parallel zum Ellerhooper Weg mit Erhalt der
West-Ost ausgerichteten Knickstruktur und einer kleinteiligen Gewerbeflächenausweisung
vorgesehen. Im Planungsprozess zeigten sich jedoch konkrete Anfragen für großflächige Ge-
werbeflächenansiedlungen, so dass die Flächenzuschnitte im Sinne einer Angebotsplanung
u.a. für Logistikbetriebe optimiert worden sind.

8.6 Zusätzliche Angaben

8.6.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten Verfahren

Die wichtigsten Merkmale der im Rahmen der Umweltprüfung verwendeten technischen Ver-
fahren werden in den jeweiligen Fachgutachten bzw. bei den einzelnen Schutzgütern beschrie-
ben. Sie entsprechen dem gegenwärtigen Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfme-
thoden.
Die für die Umweltprüfung auf der Ebene der Flächennutzungsplanänderungs Bebauungs-
plans erforderlichen Erkenntnisse liegen vor, soweit sie nach Inhalt und Detaillierungsgrad
der Bauleitplanung s Bebauungsplans in angemessener Weise verlangt werden können.
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind nicht aufgetreten, insbesondere
liegen keine Kenntnislücken vor.

8.6.2 Beschreibung der Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen (Mo-
nitoring)

Die Überwachung der Umsetzung der naturschutzrechtlichen Festsetzungen soll durch die
Stadt Tornesch erstmalig nach Realisierung der Baumaßnahmen durch Ortsbesichtigung mit
Protokollerstellung erfolgen.

8.7 Allgemein verständliche Zusammenfassung

Zur Sicherung der gewerblichen Entwicklung in Tornesch und zur Erweiterung des bestehen-
des Businessparks Oha I im Südosten sollen mit der 52. Änderung des Flächennutzungspla-
nes die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. Parallel wird dazu der Be-
bauungsplans Nr. 105 aufgestellt.
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Das ca. 26,4 ha große Plangebiet befindet sich im nordöstlichen Stadtrandgebiet von Torne-
sch, nördlich der Bundesautoban BAB A 23 und westlich der Ahrenloher Straße (L 110).
Zurzeit wird das Plangebiet überwiegend landwirtschaftlich genutzt. An der Ahrenloher Straße
befindet sich eine Wohnnutzung im Außenbereich. Entlang der Geltungsbereichsgrenzen so-
wie innerhalb des Plangebietes befinden sich nach § 30 BNatSchG i.V. mit § 21 LNatSchG
geschützte Knicks und Feldhecken, die zum Teil in die verbindliche Bauleitplanung einfließen
und zum Teil überplant werden. Die Knicks und Feldhecken sind wertvolle Lebensraumele-
mente für Pflanzen und Tiere, für das Landschaftsbild von Bedeutung und Vernetzungsele-
mente im übergeordneten Raum. Darüber hinaus bestehen Überhälter mit potenziellen Quar-
tiersfunktionen für Fledermäuse, Höhlenbrüter und eine gefährdete Käferart. Im Zusammen-
hang mit der landwirtschaftlich genutzten Feldflur ist eine in Teilen anspruchsvolle Brutvogel-
gemeinschaft aus der Gilde der Gehölzbrüter vorkommend. Das Gewässer im Bereich der
Wohnnutzung an der Ahrenloher Straße ist als Laichgewässer für Amphibien von Bedeutung,
die durch Wanderungen in die Feldflur die Landhabitate aufsuchen. Die übrigen Schutzgüter
Boden, Wasser, Klima / Luft sind ohne besondere Ausprägung und Funktionen im Naturhaus-
halt. Das Schutzgut Landschaft ist durch den Übergang zur freien Landschaft gekennzeichnet.
Denkmalschutzbelange sind durch die Lage in einem archäologischen Vorbehaltsgebiet be-
troffen.
Im Ergebnis der Umweltprüfung sind erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter von Natur
und Landschaft zu erwarten. Durch die Ausweisung einer rd. 19,064 ha großen gewerblichen
Baufläche werden im Vergleich zur dargestellten Fläche für die Landwirtschaft im derzeit gül-
tigen Flächennutzungsplan Biotopverluste, Eingriffe in gesetzlich geschützte Knicks und Feld-
hecken, Neuversiegelungen des Bodens mit den entsprechenden Auswirkungen auf den Was-
serhaushalt sowie Überbauungen von Gräben hervorgerufen. Das Erscheinungsbild der land-
wirtschaftlich genutzten Kulturlandschaft wird vollständig verändert. Mit den Biotopverlusten
sind darüber hinaus auch erhebliche artenschutzrechtliche Konflikte verbunden.
Die geplanten Grünflächenausweisungen auf rd. 7,2 ha und die Darstellung der Fläche für die
Landwirtschaft auf rd. 60,742 ha tragen dagegen zum Erhalt von Naturhaushaltsfunktionen bei
und dienen der landschaftlichen Einbindung.
Im Umweltbericht sind die erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum
Ausgleich aufgezeigt worden. Die Maßnahmen werden auf der verbindlichen Ebene des Be-
bauungsplanes durch entsprechende Festsetzungen geregelt.

Zur Berücksichtigung des Artenschutzes werden detaillierte artenschutzrechtliche Vermei-
dungs- und Ausgleichsmaßnahmen aufgezeigt, die in Teilen als vorgezogene, sogenannte
CEF-Maßnahme umzusetzen sind. Auch hierzu trifft der Bebauungsplan die verbindlichen Re-
gelungen und Festsetzungen, so dass bei Berücksichtigung der Maßnahmen keine Tötungs-
und Schädigungsverbote nach § 44 BNatSchG eintreten werden.

Zum vollständigen Ausgleich der erheblichen Eingriffe durch Bodenversiegelung, Knick- und
Feldheckenverluste und Flächenverluste von Gräben sind ergänzende Maßnahmen außer-
halb des Plangebietes vorzusehen. Dazu zählen

· Knickersatzpflanzungen im Stadtgebiet Tornesch in der Gemarkung Esingen; die Ersatz-
pflanzungen stellen multifunktional auch den artenschutzrechtlichen Ausgleich für Brutvö-
gel her

· Grabenneuanlage bzw. naturnahe Gestaltung / Anlage von Retentionsbereichen (Hinweis:
Festlegung im weiteren Verfahren)

· Neuanlage naturnahes Biotop mit extensiver Bodennutzung (Hinweis: Festlegung im wei-
teren Verfahren, voraussichtlich Extensivgrünland in der Gemarkung Esingen in der
Pinnauniederung)
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Ver-
meidung, Minimierung und zum Ausgleich der erheblichen Umweltauswirkungen durch die
Gewerbegebietsentwicklung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten
sind.

9 Hinweise, Kennzeichnungen und nachrichtliche Über-
nahmen

9.1  Bundesautobahn A 23

Es wird auf das Fernstraßengesetz (FStrG) verwiesen.

U.a. dürfen in einer Entfernung bis 40 m (gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahr-
bahn) Hochbauten jeder Art sowie bauliche Anlagen nicht errichtet werden.

Ferner bedürfen in einer Entfernung bis 100 m (gemessen vom äußeren Rand der befestigten
Fahrbahn) Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen
der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde.

Anlagen der Außenwerbung stehen den Hochbauten gleich. Dies gilt entsprechend auch für
Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs. Der Träger der Straßenbaulast kann
Ausnahmen von dem Anbauverbot zulassen.

Weiterhin verweist die Autobahn GmbH darauf, dass alle Lichtquellen so abzuschirmen sind,
dass eine Blendung der Verkehrsteilnehmer auf den Straßen des überörtlichen Verkehrs nicht
erfolgt. Sie sind so auszubilden, dass sie durch ihre Form, Farbe, Größe oder dem Ort und die
Art der Anbringung nicht zu Verwechslungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass
geben oder deren Wirkung beeinträchtigen können.

9.2 Anbauverbotszone an der Landesstraße 110

Es wird auf das Straßen und Wegegesetz (StrWG) verwiesen.

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-
durchfahrt dürfen Hochbauten jeder Art an Landesstraßen in einer Entfernung bis zu 20 m
gemessen vom äußeren Rand der befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahr-
bahn, nicht errichtet werden. Genehmigungen für bauliche Anlagen dürfen in einer Entfernung
bis zu 40 m, von der Baugenehmigungsbehörde nur nach Zustimmung des Trägers der Stra-
ßenbaulast erteilt werden.

Anlagen der Außenwerbung stehen den Hochbauten gleich. Dies gilt entsprechend auch für
Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs. Der Träger der Straßenbaulast kann
Ausnahmen von dem Anbauverbot zulassen

9.3 Bauzeitenreglungen
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Zur Vermeidung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG dürfen alle Arbeiten
an Gehölzen und die Baufeldräumung gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG nur außerhalb der
Schonzeit, d. h. nur zwischen dem 01.10. und dem 28/29.02. ausgeführt werden. Abweichun-
gen von der Frist für geplante Eingriffe bedürfen der Zustimmung durch die Untere Natur-
schutzbehörde.

9.4 Schutz von Bäumen

Bei Bautätigkeiten gilt die DIN 18920 "Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegeta-
tionsflächen bei Baumaßnahmen" und die RAS-LP 4 "Schutz von Bäumen, Vegetationsflächen
und Tieren bei Baumaßnahmen" sowie die ZTV-Baumpflege (2006): Zusätzliche Technische
Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege. 5. Auflage, Forschungsgesellschaft
Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau, Bonn, 71 S
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9.5 Boden

Der anfallende Bodenaushub soll sofern geeignet im Plangebiet verbleiben und wiederver-
wendet werden (z.B. für neu zu errichtende Knicks oder Lärmschutzwälle). Nicht wieder ver-
bauter Erdaushub ist nach den geltenden Rechtsprechungen sachgerecht zu entsorgen.

9.6 Beregnungsbrunnen

An der südlichen Grenze des Flurstücks 16/1 liegt ein ca. 20 m tiefer Beregnungsbrunnen (s.
Kartenausschnitt). Für die damit verbundene Grundwasserentnahme wurde unter dem Az.:
423-363-19/I-12/39 eine wasserrechtliche Erlaubnisse erteilt. Dieser Sachverhalt ist bei der
weiteren Planung zu berücksichtigen.

Die Erlaubnis ist ggf. zu widerrufen und der Brunnen gem. den allgemein anerkannten Regeln
der Technik in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde zurückzubauen.

Abbildung 1011 - Lageplan Beregnungsbrunnen

9.7 Stellplatzsatzung

Es gilt die Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen sowie die Ab-
lösebeträge der Stadt Tornesch (Tornescher Stellplatzsatzung).

9.79.8 Richtfunktrasse

Im PIangebiet ist die Richtfunktrasse der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG gekennzeich-
net. die Fresnelzone der Richtfunkverbindung befindet sich in einem vertikalen Korridor zwi-
schen 33 m und 63 m über Grund.
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Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal über der Landschaft ver-
laufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 30 - 60m (einschließlich der Schutzbe-
reiche) vorstellen (abhängig von verschiedenen Parametern). Alle geplanten Konstruktionen
und notwendige Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrasse ragen.
Es muss daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen von min-
destens +/- 30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens +/-15m ein-
gehalten werden.

9.89.9 Zugrundeliegende Vorschriften

Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlass und DIN-
Vorschriften) können bei der Stadtverwaltung Tornesch Wittstocker Straße 7, 25436 Tornesch
eingesehen werden.

10 Boden, Altablagerungen und Altlasten

GSB Schnoor + Brauer. (Mai 2021). ERSCHLIEßUNG B-PLAN NR. 105 ERWEITERUNG BUSINESSPARK (OHA
II). Elmshorn.

In dem Erschließungsgebiet wurden rasterartig 48 Kleinrammbohrungen gem. DIN EN ISO
22475 Teil1 durch niedergebracht. Als Ergebnis Ergebnsi kann festgehalten werden, dass die
Baugrundverhältnisse im Gebiet überwiegend durch Mutterböden gekennzeichnet sind,
anschließend folgen Geschiebeböden und Sande.

Während der Bohrarbeiten wurden Wasserstände zw. 0,70 m und 3,50 m unter
Geländeoberfläche eingemessen. Hierbei handelt es sich um von Schichten-, Stau- und
Sickerwasser überlagertes Grundwasser.

Grundsätzlich sind somit Flachgründung üblicher Wohnhausbauten, Straßen und
Kanalbaumaßnahmen möglich. Partiell sind aufgeweichte Geschiebeböden zu sanieren.
Eine Detailbeurteilung der Einzelobjekte wird empfohlen.

Es wurden 14 Mischproben aus 2 bis 4 Sondierungen zusammengestellt und auf die Parame-
ter der BBodSchV untersucht. In 11 Mischproben werden die Vorsorgewerte der BBodSchV
eingehalten. In der Mischprobe MP 10 (BS-5 und BS13), MP 12 (BS3 und BS15) und MP 14
(BS1 und BS17) werden die Vorsorgewerte für Quecksilber, Zink und PAK Gesamt und BaP
überschritten.

Die Höhe der Überschreitungen der Vorsorgewerte löst innerhalb des Plangeltungsbereiches
keinen bodenschutzrechtlichen Regelungsbedarf aus.

Bei einer Entfernung dieser Oberböden aus dem Plangeltungsbereich müssen diese Werte
beachtet werden.

Weiterhin ist gem. Stellungnahme der unteren Bodenschutzbehörde, zur Sicherstellung eines
„Erschießungs- und baubegleitenden Bodenschutzes“ eine bodenkundliche Baubegleitung mit
der Planung, Umsetzung und Überwachung zu beauftragen, damit die Zerstörung der Boden-
horizontabfolgen so gering wie möglich bleibt und die Wiederherstellung von natürlichen Bo-
denfunktionen im Sinne des vorbeugenden Bodenschutzes erfolgen kann. Die Inhalte eines
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Konzeptes können der DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvor-
haben“ entnommen werden. Die in der DIN genannte Eingriffsfläche von 5.000 m² wird für
diesen Plangeltungsbereich deutlich überschritten.

Altablagerungen, Altlasten
Der unteren Bodenschutzbehörde liegen für den Änderungsbereich keine Informationen über
schädliche Bodenveränderung, Altstandorte und/ oder Altablagerungen vor. In der Luftbildzu-
sammenstellung ab 1968 ist außer dem Autobahnbau nur eine land- und baumschulerische
Nutzung zu erkennen. Daher wird zu diesem Zeitpunkt keine Untersuchung in Hinblick auf eine
Gefahrerforschung von der Stadt Tornesch gefordert.

Bodenaushub
Die untere Abfallentsorgungsbehörde gab zu bedenken, dass das Kreislaufwirtschaftsgesetz
- KrWG nicht für Boden am Ursprungsort (Böden in situ) gilt, einschließlich nicht ausgehobener
kontaminierter Böden und Bauwerke, die dauerhaft mit dem Grund und Boden verbunden sind.
Dies trifft auch für nicht kontaminiertes Bodenmaterial und andere natürlich vorkommende Ma-
terialien zu, die bei Bauarbeiten ausgehoben wurden, sofern sichergestellt ist, dass die Mate-
rialien in ihrem natürlichen Zustand an dem Ort, an dem sie ausgehoben wurden, für Bauzwe-
cke verwendet werden (§ 2 Nr. 10 und 11 KrWG).
Für Boden, der hingegen der externen Entsorgung übergeben werden soll, gilt Folgendes:
Rechtzeitig vor einer Entsorgung des Abfalls (hier: Bodenaushub) ist der geplante Entsor-
gungsweg (Verwertung oder Beseitigung) mit den dazugehörigen Dokumenten (Analysen
nach LAGA M20 1997 (LAGA Bauschutt), Probenahmeprotokolle etc.) der unteren Abfallent-
sorgungsbehörde des Kreises Pinneberg vorzulegen.

11 Denkmalschutz

Das Archäologische Landesamt wies im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung darauf hin, dass
sich die überplante Fläche großenteils in einem archäologischen Interessensgebiet befindet.
Bei der überplanten Fläche handelt es sich daher gem. § 12 (2) 6 DSchG um Stellen, von
denen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale
befinden. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäo-
logischen Landesamtes.

Denkmale sind gem. § 8 (1) DSchG unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste erfasst sind,
gesetzlich geschützt.

Mit Stellungnahme vom 10.08.2021 teilte das Archäologische Landesamt ergänzend mit, dass
auf der überplanten Fläche am 03.05.2021 – 26.05.2021 in Absprache mit dem Planungsträger
Voruntersuchungen mit Nachweis von mehreren relevanten archäologischen Befunden durch-
geführt und abgeschlossen wurden. Das Landesamt hat nunmehr keine Bedenken bezüglich
der Planumsetzung und gibt die Flächen zur Bebauung frei.

Das Archäologische Landesamt stimmt der vorliegenden Planung zu. Da jedoch zureichende
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal einge-
griffen werden wird, sind gem. § 14 DSchG archäologische Untersuchungen erforderlich.
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Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 DSchG die Kosten, die für die
Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation des
Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im Rahmen des
Zumutbaren zu tragen.

Abbildung 1112 - Auszug aus der archäologischen Landesaufnahme

Darüber hinaus verweist das Landesamt auf § 15 DSchG; Wer Kulturdenkmale entdeckt oder
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutz-
behörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentü-
mer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in
dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung
oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die
übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unver-
ändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen Von
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen
seit der Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingli-
che Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.
Die archäologischen Voruntersuchungen sowie eine nach den bisherigen Voruntersuchung
voraussichtlich erforderliche Hauptuntersuchung finden im Frühjahr 2021 und Sommer 2021
statt.
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12 Flächenbilanz

Die folgende Tabelle gibt die im Änderungsbereich dargestellten Flächen wieder.

Bezeichnung Fläche in ha

Gewerbliche Baufläche 20,419,0

Grünflächen 6,07,2
Fläche für die Landwirtschaft 0,2

    Änderungsbereich 26,4

   Stand:
25.05.202103.03.2022
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Diese Begründung wurde von der Ratsversammlung der Stadt Tornesch in ihrer Sitzung am
………….gebilligt.

Tornesch, den ………......

...............................................
Bürgermeisterin
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Stadt Tornesch, 52. F-Planänderung „Erweiterung Businesspark (Oha II)“
Beteiligung gem. §§ 4 Abs. 1, 3 Abs. 1 und 2 Abs. 2 BauGB

A. Weder Anregungen noch Hinweise äußerten folgende Beteiligte:

Beteiligter
1. Landesamt für Landwirtschaft und ländliche Räume, Untere Forstbehörde, Schreiben vom 07.07.2021
2. Gemeinde Kummerfeld über Amt Pinnau, Schreiben vom 13.07.2021
3. Gemeinde Prisdorf über Amt Pinnau, Schreiben vom 14.07.2021
4. Gemeinde Klein Nordende über Amt Elmshorn Land, Schreiben vom 16.07.2021
5. Gemeinde Seeth-Ekholt, über Amt Elmshorn Land Schreiben vom 16.07.2021
6. 50 Hertz; Transmission GmbH, Schreiben vom 22.07.2021
7. Hamburger Verkehrsverbund GmbH, (HVV), Schreiben vom 08.07.2021
8. Dataport, Hamburg, Schreiben vom 09.07.2021
9. Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, Schreiben vom 09.07.2021
10. AZV -Südholstein, Hetlingen, Schreiben vom 15.07.2021
11. Stadtwerke Tornesch, Schreiben vom 19.07.2021
12. Vodafone, Deutschland, Schreiben vom 12.08.2021
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B. Folgende Beteiligte äußerten Anregungen oder gaben Hinweise:

1. Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung, Schreiben vom 10.09.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Die Stadt Tornesch beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen
für ein ca. 26 ha großes Gewerbegebiet (Businesspark Oha II) nordöstlich der
Autobahn A23, nordwestlich der Ahrenloher Straße zu schaffen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu den o. g. Bauleitplanungen wie
folgt Stellung:
Zu den o. g. Bauleitplanungen wurde ein Zielabweichungsverfahren gemäß §
13 Absatz 1 Landesplanungsgesetz (LaplaG) in Verbindung mit § 6 Absatz 2
Raumordnungsgesetz (ROG) durchgeführt. Das Verfahren wurde mit Erlass
vom 08.01.2020 zum Abschluss gebracht. Es wurde festgestellt, dass die 52.
Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 105 der Stadt Tornesch unter Abweichung von den Zielen der Raum-
ordnung gemäß Ziffer 5.3 (6) des Regionalplans für den Planungsraum I, Fort-
schreibung 1998, in Verbindung mit Ziffer 2.4.1 (3) des Landesentwicklungs-
plans 2020 vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt sind.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Gemäß Tenor des Erlasses vom 08.01.2020 wurde ausdrücklich darauf hin-
gewiesen, dass das geplante Gewerbegebiet auf verkehrs- und flächeninten-
sive gewerbliche Branchen, die auf die überregionale Verkehrsanbindung an-
gewiesen sind und/oder nicht siedlungsnah untergebracht werden können,
auszurichten ist. Die Ansiedlung von arbeitsplatzintensiven Betrieben, die
siedlungsnah und in guter Zuordnung zum ÖPNV untergebracht werden sol-
len, wie z.B. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, stehen mit den Ziel-
setzungen eines überregionalen Gewerbegebietes nicht in Einklang.

Aus diesem Grund hat die Stadt die Zulässigkeit von Geschäfts-, Büro- und
Verwaltungsgebäude eingeschränkt.

Gegenüber den Ausnahmen hinsichtlich Geschäfts-, Büro- und Verwaltungs-
gebäuden gemäß den textlichen Festsetzungen Ziffer I.1.3 bestehen keine
grundsätzlichen Bedenken.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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1. Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung, Schreiben vom 10.09.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Eine grundsätzliche Zulassung von allgemeinen Dienstleistungsbetrieben und
(kleineren) Handwerksbetrieben, ist jedoch mit den Zielsetzungen eines über-
regionalen Gewerbegebietes nicht vereinbar.
Es wird um Überprüfung der textlichen Festsetzungen hinsichtlich der Zulas-
sung von allgemeinen Dienstleistungsbetrieben und Handwerksbetrieben ge-
beten. Gegebenenfalls ist durch weitere geeignete Maßnahmen sicherzustel-
len, dass der spezifische Charakter eines überregionalen Gewerbegebietes
gewahrt bleibt.

Der Äußerung wird in geänderter Form gefolgt.
Gem. LEP Kapitel 3.7 ist die Ansiedlung entsprechender gewerblicher Bran-
chen durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, beispielsweise durch die
Festsetzung einer den Verkehrsbedürfnissen entsprechenden inneren Er-
schließung, durch die Festsetzung der Grundstücksgrößen auf entsprechend
flächenintensive Betriebe sowie durch den Ausschluss von betriebsbeding-
tem Wohnen.
Im Plangebiet wurde analog dazu eine breite Verkehrsfläche festgesetzt, die
durch ihre Lage nur im Osten sehr große Grundstückszuschnitte begünstigt.
Weiterhin wurden diverse Nutzungen wie betriebsbedingtes Wohnen, sozi-
ale/kulturelle Einrichtungen, Einzelhandelsbetriebe etc. ausgeschlossen.
Auf die nebenstehende Anregung wird in der Art reagiert, dass eine Mindest-
grundstücksgröße von 8.000 m² eingeführt wird. Kleinere Handwerks- und
Dienstleistungsbetriebe sind damit nahezu ausgeschlossen. Die Mindest-
grundstücksgröße gilt jedoch nicht für Elektro-Ladestationen und Tankstellen
für nicht fossile Brennstoffe, z.B. Wasserstofftankstellen.
Auf den Ausschluss von Dienstleistungsbetrieben im Allgemeinen wird ver-
zichtet, da der Begriff nicht rechtlich sicher definiert ist und nicht klar ersicht-
lich ist, welche Betriebe unter diese Kategorie fallen oder ab welchen Krite-
rien ein produzierender Betrieben mit Dienstleistungselementen als Dienst-
leistungsbetrieb zählt. Die Stadt ist der Auffassung, dass sie mit der Ein-
schränkung zu Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäuden dem Umstand
bereits Rechnung getragen hat.

In diesem Zusammenhang wird zudem darauf hingewiesen, dass gemäß Ka-
pitel 2.6 Ziffer 6 LEP 2010 bzw. gemäß Kapitel 3.7 des Entwurfs der Fort-
schreibung des LEP bei der Festlegung von überregionalen Standorten für
Gewerbegebiete an Landesentwicklungsachsen der Einzelhandel gänzlich,
auch in untergeordneter Form (Ziffer I.1.2 der textlichen Festsetzungen), aus-
zuschließen ist.

Der Äußerung wird gefolgt.
Die Festsetzung zum Einzelhandel wird in der Form angepasst, dass Einzel-
handel ohne Ausnahmen ausgeschlossen wird.
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1. Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung, Schreiben vom 10.09.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Unter der Voraussetzung, dass dem spezifischen Charakter eines überregio-
nalen Gewerbegebietes durch geeignete Maßnahmen Rechnung getragen
wird, wird bestätigt, dass Ziele der Raumordnung den o. g. Bauleitplanungen
nicht entgegenstehen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumord-
nung und greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes
nicht vor. Eine Aussage über die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnah-
men ist mit dieser landesplanerischen Stellungnahme nicht verbunden.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

2. GAB Umwelt Service, Schreiben vom 09.07.2021 und 13.07.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Wir bitten Sie vorsorglich, bei einer Umsetzung von baulichen Maßnahmen
die für den Bereich der Abfallentsorgung maßgeblichen Vorschriften (UVV,
RAST EAE 85-95) zu beachten und insbesondere die Zufahrten, Kurven und
Wendebereiche frei von baulichen Einrichtungen (Schaltschränke, Lampen,
etc.) und Bepflanzungen (Bäume und Sträucher) zu halten.
Bitte beachten Sie, dass der temporär eingerichtete Wendehammer ein Min-
destradius von 25 Meter betragen sollte, sodass auch die größten nach
StVZO zugelassenen Fahrzeuge wenden können.

Die Äußerung ist bereits berücksichtigt.
In der Begründung sind bereits entsprechende Anmerkungen enthalten die
geringfügig ergänzt werden.
Der Wendehammer ist in der Planzeichnung nur als Darstellung ohne
Normcharakter enthalten und damit nicht bindend. Es ist jedoch bereits ein
Radius von 25 m eingezeichnet.

Stellungnahme ergänzt am 13.07.2021
zur obenstehenden Stellungnahme zum B-Plan 105, Gewerbepark Tornesch
möchten wir ergänzend die Empfehlung aussprechen, einen Anschluss- und
Benutzungszwang für Fernwärme einzuführen.

Der Äußerung wird gefolgt.
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3. Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, Obere Denkmalschutzbehörde, Schreiben vom 05.07.2021 und 10.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Unsere Stellungnahme vom 11.11.2020 wurde richtig in die Begründung der
52. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Begründung des Bebau-
ungsplanes Nr. 105 der Stadt Tornesch übernommen. Sie ist weiterhin gültig.
.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Schreiben vom 10.08.2021 Stadt Tornesch: 52. F-Planänderung und B-Plan
Nr. 105 Flächenfreigabe
Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein
auf der überplanten Fläche wurden am 03.05.2021 – 26.05.2021 in Abspra-
che mit dem Planungsträger vom Archäologischen Landesamt Schleswig-
Holstein Voruntersuchungen mit Nachweis von mehreren relevanten archäo-
logischen Befunden durchgeführt und abgeschlossen. Wir haben nunmehr
keine Bedenken bezüglich der Planumsetzung und können die Flächen zur
Bebauung freigeben.
Stellungnahme 11.11.2020
Die überplante Fläche befindet sich großenteils in einem archäologischen In-
teressengebiet. Bei der überplanten Fläche handelt es sich daher gem. § 12
(2) 6 DSchG um Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach zu
vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen
Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäologischen Lan-
desamtes.
Denkmale sind gem. § 8 (1) DSchG unabhängig davon, ob sie in der Denk-
malliste erfasst sind, gesetzlich geschützt. Wir stimmen der vorliegenden Pla-
nung zu. Da jedoch zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Ver-
lauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird, sind gem.
§ 14 DSchG archäologische Untersuchungen erforderlich.
Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 DSchG die Kos-
ten, die für die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung,
Bergung, Dokumentation des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Un-
tersuchungsergebnisse anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen.

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.
Die Äußerungen werden in die Begründung aufgenommen.
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3. Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, Obere Denkmalschutzbehörde, Schreiben vom 05.07.2021 und 10.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Untersuchungen zeitin-
tensiv sein können und eine Genehmigung möglichst frühzeitig eingeholt wer-
den sollte, damit keine Verzögerungen im sich daran anschließenden Pla-
nungs- oder Bauablauf entstehen.
Entsprechend sollte der Planungsträger sich frühzeitig mit dem Archäologi-
schen Landesamt in Verbindung setzen, um das weitere Vorgehen zu bespre-
chen.
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3. Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein, Obere Denkmalschutzbehörde, Schreiben vom 05.07.2021 und 10.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt
oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der
oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner
für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besit-
zer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt,
und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu
dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten
befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal
und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne
erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese
Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mittei-
lung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Boden-
beschaffenheit.

4. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit Team Verkehrslenkung vom 17.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Im Einvernehmen mit der Polizeidirektion Bad Segeberg, SG 3.1, und dem
Kreis Pinneberg, Team Tiefbau als Träger der Straßenbaulast für die Kreis-
straße 21, bestehen zum jetzigen Zeitpunkt keine grundsätzlichen Bedenken
gegen die Planungen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Auf die Stellungnahme 2020U00112 vom 20.10.2020 gem. § 4 (1) BauGB
wird vollumfänglich Bezug genommen; ibs. gilt dies für die Verträglichkeit der
Planungen in Bezug auf die bereits jetzt nur z.T. ausreichende Leistungsfä-
higkeit der Knotenpunkte L 110 / Anschlussrampen West / Ost der BAB 23
und L 110 / Lise-Meitner-Allee. Es wird davon ausgegangen, dass ein Ausbau
/ eine Anpassung der Knotenpunkte so erfolgt, dass ein möglichst ungehin-
derter Verkehrsfluss dauerhaft sichergestellt ist.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Knotenpunkte werden ggf. dem Bauleitplanverfahren zeitlich nachgeord-
net ausgebaut.
Die Stadt geht zum jetzigen Zeitpunkt davon aus, dass ein möglicher Kno-
tenausbau innerhalb des Flurstücks der Ahrenloher Straße sowie in den im
Plangebiet festgesetzten Verkehrsflächen erfolgen kann.
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4. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit Team Verkehrslenkung vom 17.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Die weiteren und ibs. die Detailplanungen sind laufend und zeitgerecht mit
dem FD Straßenbau und Verkehrssicherheit abzustimmen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme vom 20.10.2020
Gegen die 52. F-Planänderung und den B-Plan 105 bestehen im Einverneh-
men mit der Polizeidirektion Bad Segeberg, Sachgebiet 1.3, und dem FD Stra-
ßenbau und Verkehrssicherheit, Team Tiefbau, als Träger der Straßenbaulast
für die Kreisstraße 21 (ehem. Bundesstraße 5) keine grundsätzlichen Beden-
ken. Folgende Anregungen werden erhoben:

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Zunächst wird dringend angeraten, die Kreisstraße 21 durchgängig / konse-
quent als solche zu bezeichnen (bzw. "K 21"); dies sollte auch in allen korres-
pondierenden Unterlagen berücksichtigt werden. Der postalische Straßen-
name "Bundesstraße (5)" wurde vermutlich übernommen, da es sich früher
tatsächlich um die B 5 gehandelt hat; heute ist die Bezeichnung eher irrefüh-
rend, da die B 5 praktisch erst in Itzehoe beginnt.

Der Hinweis wird zum Teil berücksichtigt.
Die redaktionelle Änderung wird in die B-Planunterlagen übernommen. Für
die Gutachten kann dies nicht sichergestellt werden.

Diese Anregung ist nicht nur redaktionell zu verstehen, da bei den künftigen
Planungen der Kreis Pinneberg auch als Baulastträger zu involvieren ist, in-
sofern die straßenrechtlichen Belange der Kreisstraße 21 berührt sind. Dies
gilt auch in Bezug auf die avisierte Verkehrstechnische Untersuchung, die ne-
ben dem LBV / MfWAVTT dann eben auch mit dem Kreis Pinneberg abzu-
stimmen ist.
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4. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Straßenbau und Verkehrssicherheit Team Verkehrslenkung vom 17.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Seitens der Verkehrsbehörde wird davon ausgegangen, dass auch die Anbin-
dung an die L 110 (Ahrenloher Straße) im Rahmen einer Verkehrstechnischen
Untersuchung untersucht wird (geht aus den Unterlagen nicht eindeutig her-
vor). Es ist darauf hinzuweisen, dass der Knotenpunkt BAB 23 AS Tornesch
- Lise-Meitner-Allee - Kreisstraße 21 bereits heute stark belastet ist; die zu-
sätzliche verkehrliche Belastung durch den Anschluss des B-Plan-Gebietes
sollte entsprechend abgebildet, die Verträglichkeit der Planungen nachgewie-
sen werden.
In diesem Zusammenhang sollte auch die Einrichtung weiterer ÖPNV-
Haltestellen berücksichtigt werden, insofern diese nicht im Vorwege ausge-
schlossen werden können.
Je nach genauer Lage der Anbindung sollten ebenfalls Aussagen getroffen
werden, ob ggf. Konflikte mit Verkehren der AS Tornesch und / oder Lise-
Meitner-Allee zu erwarten sind bzw. wie Konflikte ausgeschlossen werden
könnten; dies gilt ibs. für den Fall, dass die Anbindung räumlich zwischen den
genannten Straßen liegen sollte (Ellerhooper Weg).
Die Detailplanungen sind rechtzeitig mit dem Fachdienst Straßenbau und Ver-
kehrssicherheit abzustimmen.

Die Hinweise werden dem Gutachten erstellenden Büro  weitergegeben.

5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Untere Bodenschutzbehörde:
Die Stadt Tornesch hat die 52.Änderung des F-Planes und die Aufstellung
des B-Planes Nr. 105 „Erweiterung Businesspark (Oha II)“ im Verfahrens-
schritt der Beteiligung TöB 4-2.

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.

Seit dem Scoping sind der unteren Bodenschutzbehörde keine Informationen
bekannt geworden, die ein Untersuchungserfordernis in Hinblick auf eine Ge-
fahrerforschung an die Stadt Tornesch auslösen.
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5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Im Auftrag der Stadtentwässerung der Stadt Tornesch wurden im Zusammen-
hang mit einer Baugrunduntersuchung 48 Sondierungen bis in eine Tiefe von
5 m gleichmäßig über den Plangeltungsbereich verteilt niedergebracht. Der
obere Bodenhorizont wurde als Mutterboden angesprochen es wurden 14
Mischproben aus 2 bis 4 Sondierungen zusammengestellt und auf die Para-
meter der BBodSchV untersucht. In 11 Mischproben werden die Vorsorge-
werte der BBodSchV eingehalten. In der Mischprobe MP 10 (BS-5 und BS13),
MP 12 (BS3 und BS15)  und MP 14 (BS1 und BS17) werden die Vorsorge-
werte für Quecksilber, Zink und PAK Gesamt und BaP überschritten.t
Die Höhe der Überschreitungen der Vorsorgewerte löst innerhalb des Plan-
geltungsbereiches keinen bodenschutzrechtlichen Regelungsbedarf aus.
Bei einer Entfernung dieser Oberböden aus dem Plangeltungsbereich müs-
sen diese Werte beachtet werden.

Ein Bodenmanagementkonzept, als Sachverhaltsermittlung und als Kontrol-
linstrument des städtischen Umweltmonitoring in Bezug auf den vorsorgen-
den Bodenschutz, ist kein Bestandteil der Abwägungsunterlagen. Der Be-
gründung ist zu entnehmen, dass zur Herstellung der Erschließung umfängli-
che Bodenbewegung für die Planerschließung notwendig werden.

Die Äußerung wird im Rahmen der Ausbauplanung berücksichtigt.
Die Stadt wird ein Bodenmanagementkonzept im Nachgang der Bauleitpla-
nung erstellen.
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5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Damit die die Zerstörung der Bodenhorizontabfolgen so gering wie möglich
bleibt und die Wiederherstellung von natürlichen Bodenfunktionen im Sinne
des vorbeugenden Bodenschutzes erfolgen kann, ist zur Sicherstellung eines
„Erschießungs- und baubegleitenden Bodenschutzes“ eine bodenkundliche
Baubegleitung mit der Planung, Umsetzung und Überwachung zu beauftra-
gen. Die Inhalte eines Konzeptes können der DIN 19639 „Bodenschutz bei
Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ entnommen werden. Die in der
DIN genannte Eingriffsfläche von 5000 m² wird für diesen Plangeltungsbe-
reich deutlich überschritten.

Die Äußerung wird im Rahmen nachgeordneter Planungsebenen wei-
tergehend geprüft.

In der Tabelle 4 „Eingriffsbilanzierung und Kompensationsbedarf Schutzgut
Boden“ sind Aspekte für den naturschutzrechtlichen Kompensationsbedarf
enthalten. Als wesentlicher Minderungsposten ist die Begrünung von Dach-
flächen in der Größenordnung von  52.416 m² aufgeführt. Inhaltlich soll diese
Dachbegrünung eine Substrathöhe von 12 cm erhalten und natürliche Boden-
funktionen (als Pflanzenstandort, Niederschlagswasseraufnahme und verzö-
gerte Abgabe, Verbesserung des Kleinklimas, u.a.) fungieren. Rechnerisch
sind dazu 52146m²  * 0,12 m = 6257 m³ Substrat erforderlich. Damit die so
beschriebenen Wirkungen in Hinblick auf die natürlichen Bodenfunktionen
auch Eintreten und dauerhaft erhalten werden können, sind aus Sicht der un-
teren Bodenschutzbehörde weitere Spezifikationen für die „Substratqualitä-
ten“ auszuführen. Die könnten auch Bestandteil des Bodenmanagements
werden.

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.
Der Hinweis wird in die Begründung des B-Plans eingearbeitet.

Folgendes gilt es u.a. zu verhindern: Substrate, die einen Nährstoffüber-
schuss enthalten, geben diesen über das von Dach laufende Niederschlags-
wasser ab. Sofern keine „Nährstoffrückhaltung- und/ oder Abbauleistung“ in
den  Regenrückhaltebecken erfolgt/  vorgesehen wird, ist mit dem so an Nähr-
stoffen angereicherten Niederschlagswasser eine Überdüngung der nachfol-
genden Gewässer unvermeidlich.
Weitere, sehr anschauliche Informationen sind auch im „Leitfaden vorsorgen-
der Bodenschutz“ auf der Webseite des Kreises Pinneberg zu finden.
http://kreis-pinneberg/pinneberg_media/Bodenschutzleitfaden-called_by-pinne-
berg15centum-original_page-5646-original_site-pinneberg-view_image-1.pdf
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5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

In der Praxis der Erschließung geht es immer um erhebliche Bodenbewegun-
gen und deren Verbringung aus dem Plangeltungsbereich. Hier entstehen
dann erhebliche Aufwendungen, wenn keine ausreichende Differenzierung
und Betrachtung von Verwertungsmöglichkeiten in Hinblick auf die Beauftra-
gung der Erschließung erfolgt sind. Dabei besteht dann oft eine Verwechse-
lung zwischen den bodenschutzrechtlichen Anforderungen und den Anforde-
rungen für eine Abfallverwertung/ -entsorgung.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Untere Wasserbehörde:
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht (Bereich Oberflächengewässer) wird der 52.
Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Tornesch zugestimmt. Was-
serrechtliche Voraussetzungen und Hinweise sind in der Stellungnahme der
unteren Wasserbehörde zum B-Plan 105 aufgeführt.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Hinweise aus der B-Plan-Stellungnahme wurden dem Entwässerungsin-
genieur weitergeleitet und in die Begründung zum B-Plan aufgenommen.

Untere Wasserbehörde - Grundwasser:
s. Stellungnahme zum B-Plan 105
An der südlichen Grenze des Flurstücks 16/1 liegt ein ca. 20 m tiefer Bereg-
nungsbrunnen (s. Kartenausschnitt). Für die damit verbundene Grundwasser-
entnahme wurde unter dem Az.: 423-363-19/I-12/39 eine wasserrechtliche
Erlaubnisse erteilt. Dieser Sachverhalt ist bei der weiteren Planung zu berück-
sichtigen. Die Erlaubnis, die auf die/den Grundstückseigentümer/in übergeht
ist anzupassen oder ggf. zu widerrufen. In diesem Fall ist der Brunnen gem.
den allgemein anerkannten Regeln der Technik in Abstimmung mit der UWB
zurückzubauen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Der Hinweis ist in der Begründung bereits enthalten.
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5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag
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5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Untere Naturschutzbehörde:
Stellungnahme wird in der 34. KW nachgereicht.

Stellungnahme aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege zum
B-Plan:
Durch den o.g. Bauleitplan werden die von mir wahrzunehmenden Belange
von Natur und Landschaft berührt.
Gegen die Darstellungen und Festsetzungen bestehen erhebliche Bedenken.
Im Rahmen des weiteren Verfahrens ist eine eindeutige Aussage zu treffen,
ob ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatSchG vorliegt, der ggf. einer Aus-
nahme gemäß § 45 BNatSchG bedarf.
Hierbei ist zunächst zu klären, ob es Hinweise auf artenschutzrechtlich rele-
vante Vorkommen gibt, d.h. gibt es besonders und/oder streng geschützte
Arten im Sinne von § 7 (2) BNatSchG.  Sollte dies der Fall sein, wären diese
Arten aktuell zu erfassen und zu bewerten. Gibt es keine Hinweise, ist eine
Potenzialabschätzung vorzunehmen.

Die Äußerung wird berücksichtigt.
Es wurde nur eine Stellungnahme der UNB für den B-Plan abgegeben.

Die Äußerung wird berücksichtigt.
Um den Vorschriften des besonderen Artenschutzes gem. § 44 (1)
BNatSchG Rechnung zu tragen, wurde das Büro BIOPLAN PARTG mit einer
artenschutzrechtlichen Potenzialanalyse und Kartierungen beauftragt, so
dass die maßgeblichen artenschutzrechtlichen Vorbehalte Eingang in wei-
tere Detailplanungen und Abstimmungen finden können. Die Ergebnisse der
Untersuchung werden in der Begründung kurz wiedergegeben und entspre-
chende Festsetzungen in den B-Plan eingearbeitet. Für Details wird auf das
Gutachten in der Anlage der Begründung verwiesen.

Die mit der Realisierung des Vorhabens verbundenen Knickverluste sind er-
heblich. Im Nordwestlichen Bereich des B-Planes ist die Planstraße B deshalb
so zu verlegen, dass die bestehende Knicklücke genutzt wird und der ge-
plante Knickdurchbruch vermieden wird.

Die Äußerung wird im Rahmen der B-Planaufstellung berücksichtigt.

Für die Beseitigung eines Knicks, der nach § 21 LNatSchG i.V. mit §
30BNatSchG eine besondere Bedeutung als Biotop hat und deshalb gesetz-
lich geschützt ist, muss bei der UNB ein Ausnahmeantrag gestellt werden.
Die erforderliche Ausnahme kann gemäß § 51 LNatSchG erteilt werden, wenn
sich dies mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ver-
einbaren lässt und auch keine sonstigen öffentlichen Belange entgegenste-
hen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Der Knickausgleich ist grundsätzlich außerhalb des B-Plan-Gebiets im Au-
ßenbereich als Verbund in der freien Landschaft zu erbringen. In Ausnahme-
fällen ist ein Ausgleich im B-Plan-Gebiet (als Verbundstruktur zum Außenbe-
reich oder zur Abgrenzung/Eingrünung) möglich. Voraussetzung für den Aus-
gleich im B-Plan-Gebiet ist, dass sowohl der Knick als auch der Knickschutz-
streifen in öffentlicher Hand verbleiben.
Damit ein Knick seine ökologische Funktion erfüllen kann, muss ein 5 m brei-
ter Streifen (gemessen ab Knickwallfuß) als öffentliche Grünfläche festgesetzt
werden und die Baugrenze muss mindestens 10 m vom Knickwallfuß entfernt
sein. Dies ist bei den beiden neu geplanten Knickabschnitten nicht der Fall.
Sie können somit nicht als Ausgleich fungieren.

Die Äußerung wird im Rahmen der B-Planaufstellung berücksichtigt.

Die Isolierung von Teilknicks durch Rodung, Zufahrten usw. führt zu Verlusten
bei den ökologischen Funktionen dieser Knicks, durch die ein zusätzlicher
Ausgleich auch für die verbleibenden, isolierten Restbestände notwendig wer-
den kann.

Die Äußerung wird im Rahmen der B-Planaufstellung berücksichtigt.

Die Zäune zwischen den Gewerbeflächen und den Maßnahmenflächen für
Knick- und Feldheckenschutz sollten bereits vor der Erschließung des Gebie-
tes installiert werden, um den Knickschutz in der Bauphase sicher zu stellen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Bei den Festsetzungen für die Pflanzungen von neuen Knicks ist zu ergänzen,
dass nur heimische Gehölze verwendet werden dürfen.
Bei den Knickschutzstreifen ist zu ergänzen, dass das Mahdgut zu entfernen
ist. Ebenfalls sollten im Bereich des geplanten Lärmschutzwalles nur heimi-
sche Gehölzarten verwendet werden. Flieder gehört nicht zu den heimischen
arten.

Die Äußerungen wird nicht berücksichtigt.
Die Knickpflege obliegt der Stadt. Diese wird für eine Fachgerechte Pflege
sorgen. Weitere Festsetzungen sind daher nicht erforderlich.

Die für den Eingriff erforderliche naturschutzrechtliche Kompensationsfläche
muss verbindlich benannt werden. Die Zuordnung des Ausgleichs aus einem
Ökokonto der Stadt ist nicht konkret genug. Vor der öffentlichen Auslegung
muss der Ausgleich konkret benannt werden. Der B-Plan kann ohne Nennung
der konkreten Ausgleichsmaßnahme nicht rechtswirksam werden.

Die Äußerung wird im Rahmen der B-Planaufstellung berücksichtigt.
Der Knickausgleich wird auf externen Flächen im Stadtgebiet Tornesch auf
den Flurstücken „Am Goldenen Stern“ sowie „Kleine Twiete“ umgesetzt. Der
Umweltbericht wird um entsprechende Darstellungen ergänzt.
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5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Falls Sie die erforderliche Kompensation über ein Ökokonto abwickeln wollen,
steht Ihnen hierfür u.a. die Ausgleichsagentur Schleswig-Holstein oder die
Landwirtschaftskammer zur Verfügung. Ansprechpartnerin bei der Aus-
gleichsagentur ist Frau Ojowski (0431 / 210 90 - 701 u-te.ojowski@aus-
gleichsagentur.de)
Ansprechpartnerin bei der Landwirtschaftskammer ist Frau Röhlig (04551
9598-48 hroehlig@lc-sh.de)
Die erforderliche Ausnahme für die Rodung von mehr als 700 m Knick, kann
nicht in Aussicht gestellt werden, wenn der Ausgleich nicht benannt wird.
Das wasserwirtschaftliche Konzept ist so zu überarbeiten, dass naturnahe
Gräben möglich sind. Bisher sieht es den Bau von geraden Entwässerungs-
gräben mit Regelprofilen vor.

Die Äußerung wird in Teilen berücksichtigt.
Bei den beiden Staugräben handelt es sich um wasserwirtschaftliche Anla-
gen. Unter Berücksichtigung des einzuhaltenden Abstands zur Planstraße
B und der erforderlichen Einschnittstiefen zur Erzielung des Rückhaltevolu-
mens ergibt sich für die Staugräben eine mittlere Breite von 7 bis 8 m, so
dass eine naturnahe Gestaltung nur bedingt möglich ist. Im wasserwirt-
schaftlichen Konzept ist ein leicht gewundener Sohlverlauf mit unterschiedli-
chen Sohlneigungen vorgesehen. Darüber hinaus können möglicherweise
noch lokale Aufweitungen und Verengungen im Sohlverlauf sowie die Her-
stellung von Blänken zur Ausführung kommen.
Da es sich um ein Konzept handelt, das nicht bindend ist, erfolgt keine Über-
arbeitung. Bindend ist die Festsetzung.

Gesundheitlicher Umweltschutz:
Ich habe keine Anregungen. Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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5. Kreis Pinneberg, der Landrat, Fachdienst Umwelt, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Untere Abfallentsorgungsbehörde:
Das Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG gilt nicht für Boden am Ursprungsort
(Böden in situ), einschließlich nicht ausgehobener kontaminierter Böden und
Bauwerke, die dauerhaft mit dem Grund und Boden verbunden sind.
Dies trifft auch für nicht kontaminiertes Bodenmaterial und andere natürlich
vorkommende Materialien zu, die bei Bauarbeiten ausgehoben wurden, so-
fern sichergestellt ist, dass die Materialien in ihrem natürlichen Zustand an
dem Ort, an dem sie ausgehoben wurden, für Bauzwecke verwendet werden
(§ 2 Nr. 10 und 11 KrWG).
Sofern hinsichtlich des Bodenaushubs ein Belassen bzw. ein Wiedereinbau
vor Ort aus rechtlichen Gründen möglich ist bestehen abfallrechtlich keine
Einwände.

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.
Die Hinweise werden in der Begründung ergänzt.

6. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus Referat Straßenbau, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Gegen die 52. Änderung des Flächennutzungsplanes und den Bebauungs-
plan Nr. 105 der Stadt Tornesch bestehen in verkehrlicher und straßenbauli-
cher Hinsicht keine Bedenken, wenn meine Stellungnahme Az.: VII 414-
553.71/2-56-048 vom 10.11.2020 vollinhaltlich berücksichtigt wird.
Die Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßenverkehrli-
chen Bereich nur auf Straßen des überörtlichen Verkehrs mit Ausnahme der
Bundesautobahnen und der Kreisstraßen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme vom 10.11.2020
Gegen die 52. Änderung des Flächennutzungsplanes und den Bebauungs-
plan Nr. 105 der Stadt Tornesch bestehen in verkehrlicher und straßenbauli-
cher Hinsicht keine Bedenken, wenn folgende Punkte berücksichtigt werden:

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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6. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus Referat Straßenbau, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

1. Gemäß § 9 (1) Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28.06.2007 (BGBl. Seite 1206) dürfen Hochbauten je-
der Art sowie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs in ei-
ner Entfernung bis zu 40 m von der Bundesautobahn A 23 (BAB A 23),
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet
bzw. vorgenommen werden.
Die Anbauverbotszone ist in der Planzeichnung des Flächennutzungs- und
Bebauungsplanes mit Maßangabe (40 m) durchgängig entlang der BAB A
23 darzustellen.

Die 1. und 2. Äußerung werden berücksichtigt.
Der Lärmschutzwall in der Anbauverbotszone wurde mit der Autobahn GmbH
abgestimmt.
Die Anbauverbotszonen der BAB und der Landesstraße wurden im B-Plan
gekennzeichnet. Baugrenzen werden ggf. abgerückt. In den textlichen Fest-
setzungen und der Begründung ist ein Hinweis auf die entsprechenden Ge-
setze enthalten.

2. Gemäß § 29 (1 und 2) Straßen- und Wegegesetz (StrWG) des Landes
Schleswig-Holstein in der Fassung vom 25.11.2003 (GVOBl. Seite 631)
dürfen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke be-
stimmten Teile der Ortsdurchfahrt Hochbauten jeder Art sowie Aufschüt-
tungen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer Entfernung bis zu 20
m von der Landesstraße 110 (L 110), gemessen vom äußeren Rand der
befestigten, für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, nicht er-
richtet bzw. vorgenommen werden.
Die Anbauverbotszone ist in der Planzeichnung des Flächennutzungs- und
Bebauungsplanes durchgängig entlang der L 110 darzustellen.
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6. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus Referat Straßenbau, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

3. Die aus dem Plangebiet resultierenden verkehrlichen Auswirkungen auf
die Knotenpunkte Lise-Meitner-Allee / L 110  sowie L 110 / Anschlussstelle
Tornesch (Auf- und Abfahrten) sind durch verkehrstechnische Untersu-
chungen nachzuweisen und dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr
Schleswig-Holstein (LBV.SH), Standort Itzehoe, Fachbereich 462 zur Prü-
fung vorzulegen.

Die Äußerung ist bereits berücksichtigt.
Für die Knotenpunkte im Zuge der L 110 wurden Leistungsfähigkeitsberech-
nungen mit Prognosebelastungen 2035 durchgeführt und die Ergebnisse in
der Begründung beschrieben. Ergebnis:

Der zusätzliche Verkehr des geplanten Gewerbegebiets kann zumindest in
den Hauptverkehrszeiten von den Knotenpunkten nicht mehr aufgenommen
werden. Eine zufriedenstellende Erschließung des Gewerbegebiets ist daher
erst möglich, wenn die AS „Tornesch“ entsprechend ausgebaut wird.

Auch der Knotenpunkt an der Lise-Meitner-Straße muss deutlich aufgeweitet
werden, wenn das Szenario 2 des Gutachtens (40 ha GE) realisiert werden
soll. Alternativ kann – in Abhängigkeit vom Ausbau der AS „Tornesch“ – der
Linksabbieger in Richtung GE Oha II oder der Geradeausverkehr in Richtung
A 23 auf zwei Fahrstreifen aufgeteilt werden. Die Querung der L 110 für den
Fuß- und Radverkehr sollte auf die Nordostseite des Knotenpunktes verlegt
werden.

Ein Ausbau erfolgt nach dem Bauleitplanverfahren, jedoch vor Umsetzung.
4. Die bauliche Gestaltung des Knotenpunktes Erschließungsstraße / L 110

/ Lise-MeitnerAllee ist mit dem LBV.SH, Standort Itzehoe abzustimmen.
Hierzu sind dem LBV.SH, Standort Itzehoe entsprechende Detailplanun-
terlagen, bestehend aus Lageplan M 1:500, Höhenplan mit Entwässe-
rungseinrichtungen, egelquerschnitt mit Deckenaufbauangaben, Markie-
rungs- und Beschilderungsplan sowie Leistungsfähigkeitsnachweis des
Knotenpunktes rechtzeitig vor Baubeginn in 3-facher Ausfertigung zur Prü-
fung und Genehmigung vorzulegen.
Im Rahmen dieser Planvorlage ist zu untersuchen, inwieweit die Signali-
sierung des Knotenpunktes erforderlich wird.

Die Äußerung wird im Rahmen der Ausbauplanung berücksichtig.
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6. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus Referat Straßenbau, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

5. Alle baulichen Veränderungen an der L 110 sind mit dem LBV.SH, Stand-
ort Itzehoe abzustimmen.
Außerdem dürfen für den Straßenbaulastträger der Landesstraße keine
zusätzlichen Kosten entstehen. Etwaige entstehende Kosten für den Mehr-
aufwand an Straßenunterhaltung (z. B. Lichtsignalanlagen, Linksabbiege-
spuren einschließlich der Ablösezahlungen) gehen nicht zu Lasten des
Straßenbaulastträgers Land.

Die Äußerung wird im Rahmen der Ausbauplanung berücksichtig.

6. Weiter direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zur BAB A 23 und zur freien
Strecke der L 110 nicht angelegt werden.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Erschließung der Gewerbegrundstücke erfolgt über die neue Planstraße.

7. Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrs-
teilnehmer auf den Straßen des überörtlichen Verkehrs nicht erfolgt. Sie
sind so auszubilden, dass sie durch ihre Form, Farbe, Größe oder dem Ort
und die Art der Anbringung nicht zu Verwechslungen mit Verkehrszeichen
und -einrichtungen Anlass geben oder deren Wirkung beeinträchtigen kön-
nen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
In die Begründung wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen.

Die Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßenverkehrli-
chen Bereich nur auf Straßen des überörtlichen Verkehrs mit Ausnahme der
Kreisstraßen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen

7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

zu dem o.a. Vorhaben bestehen aus der Sicht des Immissionsschutzes noch
rechtliche Bedenken in Bezug auf die vorgenommene Emissionskontingentie-
rung. Das LLUR hatte mit seiner letzten Stellungnahme vom 09.11.2020 ver-
sucht, die Problematik einer rechtlich abgesicherten Emissionskontingentie-
rung darzustellen und der Stadt empfohlen von einer Kontingentierung abzu-
sehen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen
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7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Mittlerweile gibt es eine neue Entscheidung des BVerwG zur Emissionskon-
tingentierung (Urteil vom 18.02.2021, Az.: 4 CN 5/19). Dort führt es unter RN
16 aus „Es ist aber Sache des Bundesgesetz- und -verordnungsgebers zu
entscheiden, ob er praktische Schwierigkeiten zum Anlass nimmt, eine an-
dere Ermächtigungsgrundlage für die Festsetzung von Lärmemissionskontin-
genten zu schaffen.“ Eine geplante Aufnahme in das Baulandmobilisierungs-
gesetz wurde aber von der Bundesregierung verworfen und auf das Fachrecht
verwiesen (BT-Drucksache 19/26023, Seite 11).
Nach Auffassung des LLUR erscheint es praktisch fast ausgeschlossen, die-
sen Anforderungen des BVerwG mit einer Emissionskontingentierung gerecht
zu werden. Ein Normenkontrollverfahren würde bei Erfolg nach den bisheri-
gen Rechtsprechungen regelmäßig zur Aufhebung des gesamten Plans füh-
ren. Nach Auffassung des LLUR geht die Stadt Tornesch ein rechtliches Ri-
siko ein wenn das städtebauliche Konzept nicht trägt, zumal wie mit Schreiben
vom 09.11.2020 ausgeführt keine planerische Notwendigkeit besteht.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Stadt bedankt sich für die Einschätzung. Nach Beratung mit dem zustän-
digen Schallingenieurbüro wird jedoch an der Lärmkontingentierung festge-
halten. Es wurden schutzbedürftige Nutzungen in der Nachbarschaft festge-
stellt, auf die die Stadt mit entsprechenden Festsetzungen reagieren muss..

Externe Kontingentierung aller Gewerbegebiete
Die Stadt Tornesch plant mit dem B-Plan 105 nun eine externe Kontingentie-
rung der Gewerbegebiete durchzuführen. Rechtsgrundlage für die Festset-
zung wäre nun § 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO und nicht wie beschrieben § 1 Abs.
4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO.

Der Hinweis wird berücksichtigt.

Punkt 5.1 der Begründung erläutert nachvollziehbar die Notwendigkeit und
die geplante Lage des Gewerbegebietes um den immissionsschutzrechtli-
chen Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG nachzukommen. Sie stellt je-
doch nicht die (erforderliche) externe Gliederung der Gewerbegebiete der
Stadt Tornesch dar. Nach den unter Beachtung der Rechtssätze des BVerwG
ergangenen obergerichtlichen Entscheidungen bedarf es hierfür ausschließ-
lich GE-Gebiete nach § 30 BauGB, Gebiete, die nach § 34 BauGB beurteilt
werden sowie Sondergebiete können keine Berücksichtigung finden.

Der Äußerung wird gefolgt.
Die Stadt hat die untenstehende Erläuterung erarbeitet. Diese wird in die Be-
gründung eingefügt.

Übergreifendes Konzept der externen Gliederung der Gewerbegebiete
in der Stadt Tornesch:
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7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Das BVerwG hat in seiner letzten Entscheidung (s.o.) die Anforderungen wei-
ter präzisiert: RN 26: „Für eine solche externe Gliederung reichte es indes.
nicht aus, wenn die Antragsgegnerin im maßgeblichen Zeitpunkt des Sat-
zungsbeschlusses über wenigstens ein festgesetztes Industriegebiet ver-
fügte, das mit keiner Geräuschkontingentierung belegt ist. Vielmehr muss die
gebietsübergreifende Gliederung auf einem darauf gerichteten planerischen
Willen der Gemeinde beruhen.“

Auflistung der Gewerbegebiete im unbeplanten Innenbereich:
- Esinger Str. (Papierfabrik)
- Hamburger Str./Altonaer Str.(Hawesko und Altonaer Wellpappenfabrik)
- Borstelweg-Kleiner Moorweg-Lindenweg

Auflistung der Gewerbegebiete oder gewerbegebietsähnlicher Sonderge-
biete mit Emissionsbeschränkungen:
- B-Plan 38 „GE Großer Moorweg“ (Hawesko)

o Festsetzung von 3 Emissionskontingenten LEK,nachts 47, 48 und 45
o Richtungszuschlägen für Kontingente

- B-Plan 47 „Businesspark Oha“ (gewerbegebietsähnliches Sondergebiet)
- B-Plan 52 „Westliche Großer Moorweg“ (HellermannTyton)

o Festsetzung von 4 Emissionskontingenten LEK,nachts 47, LEK,tags 57
o Richtungszuschlägen für Kontingente

- B-Plan 58 „Ahrenloher Str. – Kuhlenweg“
o Einschränkung des GEs auf Betriebe, die das Wohnen nicht we-

sentlich stören
o Festsetzung von flächenbezogenen Schalleistungspegeln von L

= 58 dB(A)m² tags und 43 dn(B)/m nachts
- B-Plan 60 „Ahrenloher Str. – Moorkamp“

o Festsetzung von einem Emissionskontingent LEK,nachts 47, 48 und
45

o Richtungszuschlägen für Kontingente
- B-Plan 96 „Zwischen Großer Moorweg, Schäferweg, Spritzloh und Brands-

kamp“ (Erweiterung HellermannTyton)
o Festsetzung von 5 Emissionskontingent LEK,tags alle 60, LEK,nachts

38, 40, 41, 41 und 46
o Richtungszuschlägen für Kontingente
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7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Auflistung der Gewerbegebiete oder gewerbegebietsähnlicher Sonderge-
biete ohne Emissionsbeschränkungen:
- B-Plan 90 „Pinneberger Str. – Kreyhorn“

Die Gebiete und ihre Lage zueinander wären zu nennen sowie konzeptionell
stimmig darstellen, warum und mit welchen Restriktionen diese zugelassen
wurden, so dass sich daraus eine übergreifende Gliederung aller GE-Gebiete
der Stadt Tornesch ergibt, also wo im Stadtgebiet schallintensive und wo we-
niger schallintensive Nutzungen zugelassen werden sollen oder wurden. Das
Ergebnis könnte aufgrund seiner Lage sein, dass gerade der B-Plan 105 für
die Zulassung schallintensiver Betriebe prädestiniert ist, und insofern derje-
nige ist, der keiner Emissionskontingente bedarf. Daher erschließt es sich
dem LLUR nicht, warum die Stadt Tornesch gerade dann eine solche noch
festsetzten möchte.
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7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Interne Kontingentierung des B-Plans 105
Der vorgenommene Vergleich auf Seite 17 der Begründung des angesetzten
Emissionskontingents von 55 dB(A)/m² mit einem leisen Gespräch ist insofern
nicht zutreffend als dass für das gesamt abgestrahlte Geräusch die Fläche
des Grundstücks zu berücksichtigen wäre. Bei einer angenommenen Grund-
stücksgröße von 3.000 m² ergäbe sich für 3000 x „leises Sprechen“ ein Schall-
leistungspegel von 90 dB(A), der dem Geräusch eines Verflüssigers einer Käl-
teanlage entspräche. Insofern empfiehlt das LLUR diesen Vergleich aus der
Begründung zu streichen.

Die Äußerung wird berücksichtigt.
Der Vergleich wird gestrichen.

Die Sachverständige führt in Ihrem Gutachten aus, dass die Kontingentierung
so vorgenommen wurde, dass die Vorgaben der TA Lärm eingehalten wür-
den; dafür habe man den Plangeltungsbereich in vier Teilflächen gegliedert.
Es handelt sich somit um eine rein technische Vorgehensweise.

Eine Aufteilung ohne städtebaulich relevante oder im Tatsächlichen wur-
zelnde Anknüpfung nach rein mathematischen Grundsätzen – nur zur Einhal-
tung des zulässigen Immissionswertes in der Nachbarschaft – ist jedoch nicht
zulässig.

Die Auffassung wird nicht geteilt.
Die Gesamt-Immissionen dürfen in der Regel nicht höher sein als die Immis-
sionsrichtwerte der TA Lärm. Als Anhalt gelten die schalltechnischen Orien-
tierungswerte nach Beiblatt 1 zu DIN 18005-1. Die Kontingentierung erfolgte
nicht nur aufgrund mathematischer Grundlagen, sondern in Anlehnung an
die vorhandenen und geplanten Grün- und Erschließungsstrukturen und ins-
besondere im Hinblick auf die schutzbedürftigen Nutzungen in Richtung Nor-
den, Osten und Süden.
Die vorgenommene Gliederung erfolgte unter Berücksichtigung des städte-
baulichen Immissionsschutzes für die Nutzungen außerhalb des Gewerbe-
gebietes. Somit erfolgte die Kontingentierung nicht rein mathematisch, son-
dern städtebaulich relevant und ist damit zulässig.
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7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Bei der vom Bundesverwaltungsgericht geforderten Gliederung ist auf ein
städtebauliches Konzept abzustellen. Die Strukturierung der Kontingente
nach Lage und Höhe ist jeweils zu begründen. Dabei ist der Anlageneigen-
schaft der BauNVO folgend auf den gesamten Betrieb abzustellen, so dass
folglich auf die Grundstücke abzustellen ist.

Eine vorhabenunabhängige Kontingentierung von Nutzungsoptionen ist der
Baunutzungsverordnung grundsätzlich fremd. So bleibt aufgrund des geplan-
ten Straßenverlaufes unklar, wie überhaupt Nutzer zur Emissionsteilfläche C
gelangen können.
Bei der vorgenommenen Kontingentierung wird somit nicht deutlich, dass sich
die Kontingente an der vorgesehenen Binnennutzungsstruktur des Gewerbe-
gebietes ausrichten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Kontingentierung erfolgte im vorliegenden Fall in Anlehnung an die vor-
handenen und geplanten Grün- und Erschließungsstrukturen sowie unter
entsprechender Rücksichtnahme auf die schutzbedürftige Nutzungen außer-
halb des Gewerbegebietes. Die Grenzen von Teilflächen beschränken sich
gemäß DIN 45691 dabei nicht nur auf Grundstücksgrenzen. Als Abgren-
zungsmöglichkeiten können auch die Grenzen des Gebietes, Bebauungs-
grenzen, Grenzen zwischen unterschiedlichen Nutzungen, Straßen, Wege
und Gewässer sowie Teilflächen einzelner Grundstücke oder mehrere zu-
sammenhängende Grundstücke gewählt werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, allerdings erfolgte die vorlie-
gende Kontingentierung nicht als Nutzungsoption, sondern aufgrund der
oben aufgeführten städtebaulichen Situation als Gliederung des Gebietes.
Verschiedene Emissionskontingente können auch von unterschiedlichen Be-
trieben/Anlagen genutzt werden. Unterschiedlich kontingentierte Teilflächen
eines Grundstückes können von einem Betrieb allein genutzt werden. Ent-
sprechend können demgegenüber auch eine große kontingentierte Fläche
von verschiedenen Betrieben/Anlagen verwendet werden, da sich die Ver-
wendung des Emissionskontingents nur auf die Betriebsgrundstücksfläche
(m²) bezieht.
Unabhängig von der Auffassung des Gutachterbüros oben, dem sich die
Stadt anschließt, möchte die Stadt ergänzen, dass es sich um einen Ange-
bots-B-Plan handelt. Zum jetzigen Zeitpunkt kann und muss noch nicht ge-
sagt werden, ob der südliche Bereich von einem oder zwei Gewerbetreiben-
den bebaut wird. Die Erschließung zum hinteren Gebiet C könnte auch über
eine Baulast, nachgeordnet zum B-Plan eingetragen werden. Die Stadt rea-
giert auf die Äußerung des LLURs jedoch in der Weise, dass ein Geh-, Fahr-
und Leitungsrecht zugunsten des Gebiets k – GE C festgesetzt wird, um die
Erschließung des südwestlichen Bereiches bereits im B-Plan zu sichern.
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7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Eine Unterteilung innerhalb eines Grundstücks wäre nicht zulässig.

Dieses hätte im Übrigen zur Folge, dass ein Betrieb für seine jeweilige Kon-
tingentteilfläche eine eigene Prognose zum Nachweis der Einhaltung führen
müsste.

Eine Übertragung von nicht genutzten Kontingenten auf andere Flächen ist
nicht zulässig, welches wie in der vorangegangenen Stellungnahme erläutert,
zu rein theoretischen Schallproblemen bei der Zulassung von Vorhaben füh-
ren kann.

Die Auffassung wird nicht geteilt.
Die Grenzen von Teilflächen beschränken sich gemäß DIN 45691 nicht nur
auf Grundstücksgrenzen. Als Abgrenzungsmöglichkeiten können auch die
Grenzen des Gebietes, Bebauungsgrenzen, Grenzen zwischen unterschied-
lichen Nutzungen, Straßen, Wege und Gewässer sowie Teilflächen einzelner
Grundstücke oder mehrere zusammenhängende Grundstücke gewählt wer-
den.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Geräuschkontingentierung bietet gerade gegenüber anderer planeri-
scher Schallschutzfestsetzungen den Vorteil, dass auf der Zulassungsebene
die Verträglichkeit eines Vorhabens aufgrund konkreter Lärmminderungs-
maßnahmen, Abschirmungen oder sonstiger Einzelfallumstände nachgewie-
sen werden kann. Sofern ein Gebiet gegliedert wird, muss der sich ansie-
delnde Betrieb für die Nutzungszeiten, in denen ein Emissionskontingent auf
einer Fläche liegt, eine eigene, zweistufige Prognose erstellen. Der Vorteil
eines solchen Vorgehens ist für den Betrieb durchaus darin zu sehen, dass
er bei Einhaltung des Emissionskontingents (zweistufiges Verfahren, Beur-
teilungspegel aus detaillierter Prognose kleiner/gleich der maximal zulässi-
gen Beurteilungspegelanteile) auf die Berücksichtigung von Vorbelastungen
verzichten kann. Dies stellt auch für den Betrieb eine Kostenreduktion dar.

Die Auffassung wird nicht geteilt.
Eine Übertragung von nicht genutzten Kontingenten auf andere Flächen ist
möglich, muss aber entsprechend grundbuchrechtlich abgesichert werden.
Gemäß dem Vorgehen der DIN 45691 erfolgt die Berechnung der Beurtei-
lungspegelanteile aus dem Kontingent in Abhängigkeit der Betriebsgrund-
stücksgröße. Die zulässigen Beurteilungspegelanteile stellen dann den zu-
lässigen Grenzwert für den Betrieb dar. Somit ist ein Nachweis für jeden ein-
zelnen Betrieb über die Betriebsgrundstücksgröße möglich, egal auf wieviel
verschiedenen Kontingentsausweisungen diese liegt.
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7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Die Stadt Tornesch plant im Übrigen das neue Gewerbegebiet nur für die Nut-
zungen zur Nachtzeit zu gliedern. Dieses hat zur Folge, dass theoretisch für
die Tagzeit der erste Betrieb den Immissionswert ausschöpfen kann, die
nachfolgenden dürften nur noch irrelevant sein. Für die Nachtzeit würde mit
der Kontingentierung zwar das Windhundprinzip ausgeschaltet werden, für
die Tagzeit bleibt es aber bestehen. Insofern könnten dann „laute“ Anlagen in
Richtung Wohnbebauung orientiert werden, eine Gliederung wäre somit nicht
vorgenommen worden. In der Konsequenz müsste dieses auch eine Gliede-
rung zur Tagzeit bedeuten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Für eine unbeschränkte gewerbliche Nutzung werden in der gutachterlichen
Praxis in Anlehnung an Ziff. 5.2.3. der DIN 18005-1 für ein Gewerbegebiet
flächenbezogene Schallleistungspegel von 60 dB(A)/m² tags und nachts zu-
grunde gelegt. Diese Werte werden nunmehr als Ansatz zur Auslegung der
Forderung des BVerwG nach einer unbeschränkten gewerblichen Tätigkeit
angesehen. Da das gesamte Gebiet tags mit diesen Ansätzen verträglich ist
und noch Spielräume bis zur Ausschöpfung der Immissionsrichtwerte an den
Immissionsorten verbleiben, wurde unter Beachtung des Gebotes der plane-
rischen Zurückhaltung auf eine explizite Festsetzung tags entsprechend ver-
zichtet.

Dem LLUR ist an einer rechtssicheren Aufstellung des Bebauungsplans ge-
legen, jedoch scheint die in Nr. 7.5 der DIN 18005 geforderte Gliederung des
Gewerbegebietes aufgrund einer unzureichenden Rechtsgrundlage nur
schwer umsetzbar. Hält die Stadt Tornesch an der Kontingentierung fest, so
wird empfohlen, ihr städtebauliches GE-Gliederungskonzept unter Beachtung
der oben genannten Aspekte zu präzisieren.

Die Auffassung wird nicht geteilt.
Aus dem oben genannten Gründen wird dem nicht gefolgt.

Zur Festsetzung I.8.1:
Die Sachverständige schlägt vor, den Nachweis der Kontingentierung abwei-
chend von der DIN 45691 unter Berücksichtigung der Bodendämpfung zu füh-
ren. Nach der DIN wird die Berechnung des Kontingentanteils nur unter Be-
rücksichtigung der Abstandsdämpfung durchgeführt. Will die Stadt Tornesch
davon abweichen, so müsste sie in der Festsetzung definieren, welche Bo-
dendämpfung anzusetzen ist, da jeder Sachverständige diesen Nachweis
führen dürfte und diese sich mit zunehmender Bebauung ändert.

Dem Hinweis wird gefolgt.
Das Nachweisverfahren bei der Berechnung der Bodendämpfung wird ent-
sprechend mit festgesetzt. Bei der Berechnung der Bodendämpfung wurde
das alternative Verfahren gemäß DIN 9613-2 verwendet.
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7. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Zum Ergebnis der Schallimmission durch Verkehrslärm im Plangebiet:
Im Ergebnis ihrer schalltechnischen Untersuchung stellt die Sachverständige
fest, dass mit einem zu erwartenden Beurteilungspegel von 74 dB(A) im Plan-
gebiet dieser oberhalb der Grenze der Gesundheitsgefährdung liegt und emp-
fiehlt nur passive Maßnahmen. Das Hineinplanen einer schutzbedürftigen Be-
bauung in einem Bereich, in dem die Grenzen der Gesundheitsgefährdung
überschritten werden, begegnet rechtlichen Bedenken. Da selbst in einem In-
dustriegebiet für Büroräume maximal 70 dB(A) zugelassen werden, sollten in
dem Bereich schutzbedürftige Räume im Sinne der DIN 4109 ausgeschlos-
sen oder auf die der Autobahn diametral abgewandten Seite gelegt werden.
In den Festsetzungen wäre daher eine gleichlautende Formulierung zur
Gebäudestellung bzw. Grundrissgestaltung aufzunehmen.

Der Äußerung wird nicht gefolgt.
Im vorliegenden Fall wurde auf die Prüfung eines aktiven Lärmschutzes ver-
zichtet, da aufgrund der möglichen Geschossigkeit von bis zu 15 m innerhalb
des Plangeltungsbereiches eine aktive Lärmschutzmaßnahme entsprechend
hoch ausfallen müsste, um einen entsprechenden Schallschutz sicherzustel-
len. Daher erfolgt der Schutz von Büronutzung im Plangebiet vor Verkehrs-
lärm durch passive Schallschutzmaßnahmen.
Der benannte Wert von 70 dB(A) für Industriegebiete beschreibt den gelten-
den Immissionsrichtwert der TA Lärm und bezieht sich auf den Gewerbelärm
und nicht auf den Verkehrslärm. Die Sanierungsgrenzwerte in einem Gewer-
begebiet liegen nach der Richtlinie für den Verkehrslärmschutz an Bundes-
fernstraßen in der Baulast des Bundes – VLärmSchR 97 bei 75 dB(A) am
Tage. Vorrangig sind in der Lärmsanierung zwar aktive Lärmschutzmaßnah-
men umzusetzen, es liegt jedoch im Rahmen der Abwägung auf aktiven
Lärmschutz zu verzichten, auch wenn im vorliegenden Fall durchaus hohe
Werte zu erwarten sind. Beurteilungspegel dieser Größenordnung können im
nachgeordneten Baugenehmigungs- oder Bauanzeigeverfahren zweifelsfrei
und sicher durch Umsetzung passiver Schallschutzmaßnahmen gelöst wer-
den.
Im vorliegenden Fall beziehen sich die Überschreitungen des Anhaltswertes
der Gesundheitsgefahr von 70 dB(A) tags auf einen etwa 45 m breiten Strei-
fen entlang der Bundesautobahn. Ob in diesem Bereich überhaupt Büronut-
zung entsteht, ist derzeit nicht abzuschätzen. Um ein Übermaß an Festset-
zungen zu vermeiden, wird daher auf die Festsetzung eines Ausschlusses
von Büroräumen bzw. der Zulässigkeit dieser nur auf die der Autobahn dia-
metral abgewandten Seite verzichtet.
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8.  NABU Schutzgebietsbetreuung, Haseldorf, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Gegen das Vorhaben den Businesspark Tornesch auf einer bisher überwie-
gend landwirtschaftlich genutzten Fläche von ca. 27 ha, angrenzend an die
A23 und der Kreisstraße 21 (ehemals Bundesstraße 5) zur Sicherung des Be-
darfs an Gewerbeflächen ein Gewerbegebiet (OHA II), angrenzend an das vor-
handene Gewerbegebiet (OHA I), zu entwickeln, bestehen seitens des NABU
Schleswig-Holstein keine wesentlichen Bedenken.
Durch die Aufstellung der 52. F-Planänderung und des Bebauungsplanes Nr.
105 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung des
bestehenden Businessparks geschaffen werden.

Die nachstehenden Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.

Der NABU begrüßt den weitestgehenden Erhalt und Schutz der Knicks entlang
der Grenzen des Änderungsbereiches und den Erhalt drei innerer Knicks (Teil-
stück) im GE1. Zur Ergänzung eines bestehenden Knicks wird darüber hinaus
im Südwesten ein Anpflanzgebot für einen neuen Knick festgesetzt. Maßnah-
menflächen mit einem Knicksaumstreifen von 10m bis 15,50m ermöglichen
eine artenreiche Gras- und Krautvegetation. Der Verbleib der Knicks im städti-
schen Eigentum und der dauerhafte Schutz ist zu befürworten! Die typischen
Knicks und Feldhecken im Plangebiet sind ja als geschützte Biotope nach §30
BNatSchG i.V. mit §21 LNatSchG klassifiziert. Sie stellen wertvolle Lebens-
räume für Pflanzen und Tiere dar und sind für den lokalen Biotopverbund wich-
tig. Auch die Vorgaben zur fachgerechten Pflege der Knicks in den Festsetzun-
gen zur Grünordnung sind vom NABU zu begrüßen!
Die für die Regenrückhaltung vorgesehenen Flächen im Norden des Plange-
bietes werden als öffentliche Grünflächen ausgewiesen.
Der NABU befürwortet auch die Grünfestsetzungen für Baumpflanzungen im
Straßenraum, auf den Baugrundstücken, im Bereich von Stell- und Parkplatz-
anlagen zur Durchgrünung des Gewerbegebietes und Neuschaffung von Le-
bensräumen, sowie die Festsetzung einer Dach- und Fassadenbegrünung und
die Begrünung der Lärmschutzanlage an der A23. All diese Maßnahmen die-
nen der Verbesserung des Kleinklimas (Beschattung, Schutz vor Überhitzung,
Staubbindung). Der NABU begrüßt auch die Kombinierung der Dachbegrü-
nung mit Anlagen zur Nutzung solarer Energie.
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8.  NABU Schutzgebietsbetreuung, Haseldorf, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Das Artenschutzgutachten zu Tierwelt/Artenschutz ist noch in Bearbeitung, da-
her kann ich hierzu keine Beurteilung abgeben. Ich erwarte allerdings keine
Tierarten mit besonderem Schutzstatus!

Die Äußerung wird berücksichtigt.
Das Artenschutzgutachten liegt nunmehr vor und wird im Rahmen der Betei-
ligung gem. § 4a Abs.3 BauGB verschickt.

Sicherzustellen ist auch die Durchführung der Rodung von Gehölzen außer-
halb der Brutzeit der Gehölzfreibrüter gem. § 27a LNatSchG zwischen dem 01.
Oktober und dem 28.2./29.2. des jeweiligen Folgejahres.

Die Äußerung wird berücksichtigt.
Eine Bauzeitenregelung ist in den textlichen Festsetzungen enthalten.

Auch die Festsetzung einer insektenfreundlichen Beleuchtung und sonstige
Regelungen zum Schutz der Fledermäuse ist natürlich zu befürworten!

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Der NABU bittet um weitere Beteiligung am Verfahren und würde gerne das
Artenschutzgutachten zu Tierwelt/Artenschutz einsehen.“

Die Äußerung wird berücksichtigt.

9.  Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, Schreiben vom 12.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH
gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht.
Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Un-
ternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unse-
rerseits derzeit nicht geplant.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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9.  Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, Schreiben vom 12.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Im Rahmen der Gigabitoffensive investiert Vodafone in die Versorgung des
Landes mit hochleistungsfähigen Breitbandanschlüssen und damit den Auf-
bau und die Verfügbarkeit von Netzen der nächsten Generation - Next Gene-
ration Access (NGA)- Netzen.
In Anbetracht der anstehenden Tiefbauarbeiten möchten wir hiermit unser In-
teresse an einer Mitverlegung von Leerrohren mit Glasfaserkabeln bekunden.
Um die Unternehmung bewerten zu können, benötigen wir Informationen hin-
sichtlich Potenzial und Kosten.
Deshalb bitten wir Sie uns Ihre Antwort per Mail an greenfield.gewerbe@vo-
dafone.com zu senden und uns mitzuteilen, ob hierfür von Ihrer Seite Kosten
anfallen würden. Für den Fall, dass ein Kostenbeitrag notwendig ist, bitten wir
um eine Preisangabe pro Meter mitverlegtes Leerrohr. Des Weiteren sind jeg-
liche Informationen über die geplante Ansiedlung von Unternehmen hilfreich
(zu bebauende Fläche, Anzahl Grundstücke, Anzahl Unternehmen, etc).
In Abhängigkeit von der Wirtschaftlichkeit der Glasfaserverlegung können wir
somit die Telekommunikations-Infrastruktur in Ihrer Gemeinde fit machen für
die Gigabit-Zukunft.
Wir freuen uns darüber, wenn Sie uns zudem einen Ansprechpartner mitteilen
würden, bei dem wir uns im Anschluss melden können.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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10. Deutsche Telekom Technik GmbH, Bayreuth, Richtfunktrassen Schreiben vom 06.07.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Derzeit betreiben in Oha keinen Richtfunk und haben daher keine Einwände
gegen das geplante neue Gewerbegebiet.
Die Telekom hat auch bei der Fa. Ericsson Services GmbH weitere Verbin-
dungen angemietet. Die Daten dieser Strecken stehen uns leider nicht zur
Verfügung.
Wir weisen darauf hin, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbindun-
gen des Telekom – Netzes gilt. Bitte beziehen Sie, falls nicht schon gesche-
hen, die Firma Ericsson Services GmbH, in Ihre Anfrage ein. Bitte richten Sie
diese Anfrage an:
Ericsson Services GmbH
Prinzenallee 21
40549 Düsseldorf
oder per Mail an
bauleitplanung@ericsson.com

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Fa. Ericsson Services wurde beteiligt.

11. Ericsson Services, GmbH, Richtfunktrassen Schreiben vom 07.07.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson be-
züglich ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben.
Bitte berücksichtigen Sie, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbin-
dungen des Ericsson – Netzes gilt.
Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Deutsche Telekom, in
Ihre Anfrage ein. Richten Sie diese Anfrage bitte an:
Deutsche Telekom Technik GmbH
Ziegelleite 2-4
95448 Bayreuth
richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de
Von weiteren Anfragen bitten wir abzusehen.

Die Deutsche Telekom Technik GmbH wurde beteiligt.
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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12. Deutsche Telekom Technik GmbH, Lübeck, Schreiben vom 09.07.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben vom 14.10.2020 Stellung
genommen und gegen die o.a. Planung keine Bedenken vorgebracht haben.
Diese Stellungnahme gilt unverändert weiter.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme vom 14.10.2020
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netz-
eigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deut-
sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnah-
men abzugeben.

Die nachfolgenden Hinweise werde zur Kenntnis genommen und im
Rahmen der Ausbauplanung weitergehend geprüft.
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12. Deutsche Telekom Technik GmbH, Lübeck, Schreiben vom 09.07.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:
Gegen die o.a. Planung haben wir keine Bedenken, weitere folgende Hin-
weise bitten wir aber zu beachten:
Generell gilt für zukünftige Baugebiete folgender Grundsatz: Die Telekom
prüft die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im Baugebiet. Je
nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauentscheidung
treffen.  Vor diesem Hintergrund behält sich die Telekom vor, bei einem be-
reits bestehenden oder geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen
anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten.
Die Versorgung der Bürger mit Universaldienstleistungen nach § 78 TKG wird
sichergestellt.
Im Fall eines Netzausbaus durch die Telekom, bitten wir aus wirtschaftlichen
Gründen sicherzustellen,
• dass für die hierfür evtl. erforderliche Glasfaserinfrastruktur in den Ge-

bäuden von den Bauherren Leerrohre vorzusehen sind, um dem politi-
schen Willen der Bundesregierung

• Rechnung zu tragen, allen Bundesbürgern den Zugang zu Telekommu-
nikationsinfrastruktur =>50 MB zu ermöglichen,

• dass für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungs-
gebiet eine ungehinderte und unentgeltliche Nutzung der künftigen Stra-
ßen und Wege möglich ist,

• dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten
der Telekom Deutschland GmbH eingeräumt und im Grundbuch einge-
tragen wird,

• dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung
der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tief-
baumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschlie-
ßungsträger erfolgt,

• dass Beginn und Ablauf der Erschließungs-/Baumaßnahmen im Bebau-
ungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der folgen-
den Adresse so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn,
schriftlich angezeigt werden:
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12. Deutsche Telekom Technik GmbH, Lübeck, Schreiben vom 09.07.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Deutsche Telekom Technik GmbH
PTI 11, Planungsanzeigen
Fackenburger Allee 31

           23554 Lübeck
Alternativ kann die Information gern auch als E-Mail zugesandt werden. Die
Adresse hat folgende Bezeichnung:
T-NL-N-PTI-11-Planungsanzeigen@telekom.de

13. Schleswig-Holstein Netz AG, Uetersen, Schreiben vom 06.07.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 105 und 52, Änderung des
Flächennutzungsplanes der Stadt Tornesch besteht aus Sicht der Schleswig-
Holstein-Netz keine grundsätzlichen Bedenken. Hinweis, die Schleswig-Hol-
stein-Netz ist in Tornesch der Dienstleister für die Stadtwerke Tornesch.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Bei der Erschließung des Bebauungsplanes ist die Verlegung von Strom und
Gasleitungen sowie Stellplätze für Transformatorenstationen mit zu berück-
sichtigen.

Die Äußerung ist bereits berücksichtigt.
Im Eingangsbereich wurde im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung an
der Planstraße A eine Versorgungsfläche festgesetzt.

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass sich im beplanten Bereich Versor-
gungsleitungen befinden.
Dies Bedarf bei Beginn von Tiefbauarbeiten sowie Planungen eine Anforde-
rung der aktuellen Bestandspläne durch die beteiligten Firmen und Planungs-
büros.

Die Äußerung ist im Rahmen der Ausbauplanung zu berücksichtigen.
In der Begründung ist ein Hinweis enthalten, dass vor der Planung/Umset-
zung die aktuellen Leitungspläne anzufordern sind.

Des Weiteren hat unsere Stellungnahme vom 11.10.2020 weiterhin ihre Gül-
tigkeit. (Anm. Stellungnahme identisch)
Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Stellungnahme vom 11.10.2020 ist gleichlautend mit der vom
06.07.2021.
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14. Telefonica O2, Richtfunk, Schreiben vom 06.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Aus Sicht der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschlä-
gigen raumordnerischen Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren
Planung zu berücksichtigen, um erhebliche Störungen bereits vorhandener
Telekommunikationslinien zu vermeiden:

· durch das Plangebiet führt eine Richtfunkverbindung hindurch
· die Fresnelzone der Richtfunkverbindung befindet sich in einem verti-

kalen Korridor zwischen 33 m und 63 m über Grund

Die Äußerung ist im Rahmen der Ausbauplanung zu berücksichtigen.
Die Richtfunktrasse ist bereits in der Planzeichnung gekennzeichnet und in
der Begründung erläutert.
Während der Bauarbeiten ist auf die Baukräne zu achten.

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefügt zur E-Mail ein digitales
Bild, welches den Verlauf unsere Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindung ver-
deutlichen sollen.

Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen
der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG. Das Plangebiet ist im Bild mit
einer dicken roten Linie eingezeichnet.
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14. Telefonica O2, Richtfunk, Schreiben vom 06.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Die Linien in Magenta und Rot haben für Sie keine Relevanz.
Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal über der
Landschaft verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 30-60m
(einschließlich der Schutzbereiche) vorstellen (abhängig von verschiedenen
Parametern). Bitte beachten Sie zur Veranschaulichung die beiliegende
Skizze mit Einzeichnung des Trassenverlaufes. Alle geplanten Konstruktio-
nen und notwendige Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrasse ragen.
Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der o.g. Richtfunktrasse in
die Vorplanung und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen
Flächennutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal und vertikal)
sind entsprechende Bauhöhenbeschränkungen s.o. festzusetzen, damit die
raumbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird.
Es muss daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richt-
funkstrahlen von mindestens +/- 30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur
Mittellinie von mindestens +/-15m eingehalten werden.

15. BUND Schleswig-Holstein, Kreisgruppe Pinneberg, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Der BUND SH stimmt der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht
zu. Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 06.11.2020 (siehe unten)

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Bebauungsplan Nr. 105
Der BUND SH stimmt dem Bebauungsplan Nr. 105 nicht zu. Wir verweisen auf
unsere Stellungnahme vom 06.11.2020. Sollte die Stadt Tornesch an der
Durchführung der Planabsichten festhalten, teilen wir, der BUND, hiermit un-
sere Anmerkungen und Bedenken mit:

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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15. BUND Schleswig-Holstein, Kreisgruppe Pinneberg, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Teil A Planzeichnung
In der Planzeichnung ist eingetragen „WD/Scho“, es fehlt die entsprechende
Zuordnung in der Erklärung. Ferner fehlt in der Erklärung die Darstellung zu
den roten Kreuzen aus der Planzeichnung.
In der Erklärung zur Planzeichnung ist eine Maßnahmenfläche 4 erwähnt, sie
fehlt in der Planzeichnung.
Südwestlich des Plangebietes innerhalb des Teilgebietes K-GED ist ein Knick-
durchbruch gekennzeichnet. Es wird weder hier noch in der Begründung deut-
lich, warum gerade dort ein Durchbruch notwendig wird. In dem Aufstellungs-
verfahren wurde an dieser Stelle ein Fußweg beschrieben, ist der entfallen?
Es wird nicht deutlich, ob die Bäume entlang des Ellerhooper Weges erhalten
bleiben. Gibt es eine entsprechende Festsetzung? Es ist unklar, ob die Gräben
erhalten bleiben (s.u. Knickersatzpflanzungen).

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und zum Teil Berück-
sichtigt.
Dies sind Eintragungen aus der Vermessungsgrundlage bzw. Hinweise, die
für die Bauleitplanung nicht relevant sind und entfernt werden.
Die Nummerierung der Maßnahmenfläche 4 wurde korrigiert.
Die Planung wurde dahingehend geändert, dass der Bereich zwischen Knick
und Ahrenloher Straße als Dunkelkorridor für Fledermäuse ausgebildet und
als Grünfläche festgesetzt wird. Der Fußweg ist daher nicht mehr erforder-
lich.
Die Bäume innerhalb der Gewerbefläche entfallen. Die Bäume innerhalb der
nordwestlichen Grünfläche bleiben bestehen. Der festgesetzte Wag am nord-
westlichen Rand ist eine Bestandsüberplanung. Die heute bereits beste-
hende Wegfläche wurde lediglich als Verkehrsfläche festgesetzt, ohne Er-
weiterung.

Aus Gründen der Eindeutigkeit sollten die Maßnahmenflächen (3), der Graben
an der der A23 und die Vorfluter mit Begleitbewuchs unterschiedlich benannt
werden.

Der Äußerung wird nicht gefolgt.
Auf den beiden Flächen werden nahezu die gleichen Festsetzungen getrof-
fen. Die Ziffer (3) dient nicht der Benennung der Flächen sondern ist eine
Zuordnungsnummer für die entsprechende Festsetzung.

Die Versorgungsfläche für Elektrizität ist in der Planzeichnung mitten in der
Grünfläche gekennzeichnet. Deren Einrichtung auf der Grünfläche und dicht
am Wohngrundstück ist kontraproduktiv, es gibt Konfliktpotenzial zu den an-
grenzenden Bäumen. Dazu kommt, dass der Kreuzungsbereich zum Gewerbe-
gebiet intensiv begrünt werden soll. Wir schlagen vor, einen Standort innerhalb
der gegenüberliegenden Gewerbeeinheit zu planen.

Der Äußerung wird gefolgt.
An den Zweckbestimmungen sind Zeiger, die auf die Versorgungsfläche deu-
ten. Diese werden nun auf das Gewerbegebiet gesetzt. An der Bedeutung
ändert sich jedoch nichts. Weiterhin wird darauf verwiesen, dass es sich um
eine Fläche für die Landwirtschaft handelt, nicht um eine Grünfläche.
Der Äußerung wird nicht gefolgt.
Die Versorgungsfläche ist 3 m von der Grundstücksgrenze entfernt. Weiter-
hin befindet sie sich außerhalb der Wurzelschutzbereiche der Bestands-
bäume. Konflikte werden daher nicht gesehen.
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15. BUND Schleswig-Holstein, Kreisgruppe Pinneberg, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Es fehlt die Darstellung der Versorgungsfläche für das Abwasserpumpwerk mit
seiner E-Versorgung, auch wenn das Pumpwerk unterirdisch geplant ist.

Der Äußerung wird gefolgt.
Für das Abwasserpumpwerk an der nordwestlichen GE-Grenze wird eine
Versorgungsfläche festgesetzt.

Teil B Text
II.1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Die vorgesehene Breite des beidseitigen Knickschutzstreifens ist zu schmal.
Näheres beschreiben wir zu 4.5 überbaubare Grundstücksflächen.
II.1.3 Knickpflegemaßnahme 1
Um eine artenreiche Fauna zu erhalten, sollte die Mahd regelmäßig entfernt
werden. Aus naturschutzfachlichen Gründen empfehlen wir die dauerhafte
Festlegung einer frühen Mahd im Juni und einer späteren im September.

Die Einschätzung wird nicht geteilt.
Die Knickschutzstreifen gehen über das im Kreis Pinneberg vorgeschrieben
Maß hinaus.

Der Empfehlung wird nicht gefolgt.
Die Knickpflege obliegt der Stadt. Diese wird für eine Fachgerechte Pflege
sorgen. Weitere Festsetzungen sind daher nicht erforderlich.

II.2.2 Baumpflanzungen auf den Baugrundstücken
Zum Schutz der Bäume sollte folgende Festsetzung mit aufgenommen werden:
• Im Kronenbereich sind Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze unzulässig.

Der Empfehlung wird gefolgt.

II.2.3 Stell- und Parkplatzbegrünung
Zum Schutz der Bäume sollte folgende Festsetzung mit aufgenommen werden:
• Die Pflanzinseln im Stellplatzbereich sind gegen ein Überfahren mit entspre-
chenden Materialien zu sichern
• Um die dauerhafte Wasserversorgung der Bäume sicher zu stellen, sollten
Baumrigolen eingesetzt werden.

Der Empfehlung wird gefolgt.

Der Empfehlung wird nicht gefolgt,
da die Grundstückseigentümer selbst für die Bewässerung sorgen müssen.
Es können auch andere Maßnahmen angewendet werden.
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II.3 Dachbegrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauBG, § 84 LBO)
Wir empfehlen den Substrataufbau der Dachbegrünung zu erhöhen. Bei 12 cm
Substrat ist die Aufnahme von Regenwasser und somit auch die Speicherung
nicht ausreichend gesichert. Für ein besseres Versickerungspotential der Dach-
begrünung und einer höheren Biotopwirkung sollte eine Substratschicht von
mind. 13-15 cm vorgesehen werden. Damit wird auch bei veränderten klimati-
schen Bedingungen eine längere Lebensdauer der Bepflanzung erreicht.

Der Empfehlung wird nicht gefolgt.
Die Stadt schätzt den Substrataufbau von 12 m als ausreichend ein.

II.4 Fassadenbegrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauBG, § 84 LBO)
Sogenannte hängende Gärten sind eine Methode der intensiven Eingrünung
von Gebäuden. Diese sind mit der vorgeschlagenen Festsetzung ausgeschlos-
sen. Wir empfehlen eine Formulierung, die diese (auch für später) nicht aus-
schließen.

Der Empfehlung wird gefolgt.
Es wird ergänzt, dass ausnahmsweise, mit Zustimmung der Stadt auch
gleichwertige Alternativen zulässig sind.

Begründung
4.5 Überbaubare Grundstücksflächen
In der Begründung wird beschrieben, dass die Baugrenzen entlang der Maß-
nahmenfläche um mind. 12 m von Knickfuß abgerückt werden soll. Gegenüber
der Planzeichnung gibt es aus unserer Sicht eine Diskrepanz. Von der Maß-
nahmenfläche 3 aus sind es lediglich 10 m zum Knickfuß, das ist zu schmal für
eine habitatgerechte Entwicklung und Erhalt des Bestandes. Ein Knickfuß be-
steht nicht nur aus den Gehölzen und Überhälter, er steht im Austausch mit der
Umgebung und benötigt daher eine ausreichend breite Fläche, u.a. für Insekten
und Kleintiere, für Vögel als Brut- und Lebensraum und für Fledermäuse auch
als Jagdrevier. Die vorgesehene Breite ist nicht großzügig bemessen, wie in
der Begründung formuliert, sondern naturschutzfachlich lediglich ein Mindest-
maß. Wir halten einen Mindestabstand von der Baugrenze von mindestens 15
m Breite zum Knickfuß für unabdingbar, s. auch die Tabelle Standraumplanung
unter Kopinga 1997, unter Umweltbericht/Schutzgut Pflanzen.

Die Äußerung ist damit hinfällig.
Die Maßnahmenfläche (3) war nicht für die Anlage eines Knicks vorgesehen
gewesen.
Die Planzeichnung wurde mittlerweile dahingehend geändert, dass auf die
Ausweisung dieser Maßnahmenfläche am Landschaftswall verzichtet.
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In der Begründung wird zu den Wurzelschutzbereichen an den Straßen folgen-
des ausgesagt:“ …gegen über den Straßenverkehrsflächen mind. 3 m einge-
halten. Die Baugrenze berücksichtig zudem im Bereich der Fläche für die Land-
wirtschaft die Wurzelschutzbereiche der dort befindlichen Bäume“. Das ist nicht
ausreichend, Wurzelschutzbereiche sind abhängig von der Baumgröße zu de-
finieren, für die Herstellung der Infrastruktur werden die Flächen ausgekoffert,
Leitungen gelegt und Untergrundmaterialien für den Straßenbau eingebracht.
Für eine vorhersehbare Stabilität und Leistungsfähigkeit der Bäume benötigen
diese in der Regel bei einer Größenordnung von bis zu 20 m Höhe einen Wur-
zelradius bis zu 15 m. Kleinere Bäume entsprechend geringer. Wir bezweifeln,
dass bei 3 m Breite Baugrenze/Baumstandort der Mindestabstand Grabung zu
Wurzelanlauf gem. DIN 18920 eingehalten werden kann. Die Anbauverbotszo-
nen werden im Bereich der Landestraße mit 20 m und bei der Autobahn A 23
mit 40 m angegeben, Bäume bekommen aber lediglich 3 m, im besten Fall 10
- 12m Abstand zur Bebauung?

Der Empfehlung wird nicht gefolgt.
Nach den anerkannten Regelwerken bemisst sich der Wurzelschutzbereich
aus Baumkronentraufe zuzüglich 1,50 m. Dem B-Plan obliegt es nicht, die
Regelwerke zu bewerten.
Der Entwurf wurde nach der Beteiligung geändert. Die UNB forderte, die
Planstraße B nach Norden in den Knickdurchbruch zu verlegen. Dadurch
sind Wurzelschutzbereiche von 4 Bäumen innerhalb von Maßnahmenflächen
betroffen. Auf die Einhaltung der anerkannten Regelwerke wird verwiesen.
Der Knick, obwohl er besteh bleibt, wird zum Teil ausgeglichen.

Wenn im Gebiet GE1 eine Baugrenze von 10 m an den Knick angeboten wird,
dann ist zu erwarten, dass die Bebauung auch bis zur Grenze erfolgen wird.
Dann wird aber zumindest im Norden des Plangebietes die Maßnahmenfläche
durch die Gebäude verschattet. Bei einer Gebäudehöhe von 15m liegt im April,
wenn die Bäume austreiben, die Länge der Verschattung bei ca. 18 Meter. Das
heißt, dass die geplanten Entfernungen von 12 m ab der Baugrenze zur Maß-
nahmenfläche hin, zumindest in den nördlichen und östlichen Bereichen nicht
ausreichend sind. Dort ist ein Mindestabstand von 15 m dringend erforderlich.

Der Empfehlung wird nicht gefolgt.
Auch wenn an die nördliche Baugrenze gebaut werden würde, so liegt diese
ca. 32 m vom Knickfuß und ca. 22 m von den größeren Baumkronen entfernt.
Es ist jedoch unwahrscheinlich, dass im nördlichen Bereich an die Baugrenze
gebaut wird, da auch Feuerwehrumfahrten, -Aufstellflächen und Stellplätze
eingeplant werden müssen.

Westlich der Baugrenze vom Gebiet k GE A zum RBB hin ist lediglich ein Ab-
stand von 13 m zu den Baumstämmen geplant? Auch hier sind zum Erhalt der
Gehölze die erforderlichen Wurzelschutzbereiche gem. DIN 18920 anhand der
Baumarten zu überprüfen.

Der Empfehlung wird nicht gefolgt.
Hier ist die Baumgrenze zwar näher am Knick gelegen, sie ist jedoch weiter
vom Knick entfernt als es die Maßgaben des Kreis Pinneberg vorschreiben.
Daher wird auf eine weitere Reduzierung verzichtet.
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4.6 Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen, Carports und Lagerflächen
Nebenanlagen und Stellplätze scheinen sehr großzügig geplant zu werden. Für
eine Verringerung der Flächenversiegelung durch die Stellplätze sollte eine
Parkpalette errichtet werden. So können PKW´s flächensparend geparkt wer-
den. Auch wenn Parkplätze versickerungsfähig geplant sind, ist es eine Boden-
versiegelung und Vernichtung von gewachsenem Böden.
Mit dem Energie- und Klimaschutzgesetzes des Landes Schleswig-Holstein
werden zur Erreichung der Klimaschutzziele bei der Neuerrichtung größerer
Parkplätze (mehr als 100 Stellplätze) – soweit sie dafür geeignet sind – die
gleichzeitige Installation von Photovoltaikanlagen auf solchen Flächen zum
Standard. Dem ist auch hier Rechnung zu tragen. Wir vom BUND-SH fordern
bereits bei kleineren Stellplatzflächen die Überdachung mit PV-Anlagen. Die
Wirtschaftlichkeit kann zudem bereits nach einigen Jahren erreicht werden.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der De-
tailplanungen weitergehend geprüft.
Es handelt sich um einen Angebots-B-Plan. Die Einzelheiten werden von den
Grundstückseigentümern geplant.

Eine Überdachung der Parkplätze hat einen größeren Einfluss auf die Was-
serhaushaltsbilanz zur Folge.

Über städtebauliche Verträge sollte die Stadt Tornesch ausreichende Fahr-
radabstellanlagen sichern, überdacht und mit Fahrradbügeln versehen. Sinn-
voll ist es, die Überdachung bei ausreichender Sonnenexposition als Photovol-
taik-Dach auszuführen und ggf. Ladevorrichtungen vorzusehen.

Es gilt die Satzung über die Herstellung notwendiger Stellplätze oder Gara-
gen sowie die Ablösebeträge der Stadt Tornesch (Tornescher Stellplatzsat-
zung). Weitere Reglungen sind daher nicht erforderlich.
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4.9 Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom,
Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien
Das neue Energiewende- und Klimaschutzgesetz enthält umfassende Ziele zur
Senkung der Treibhausgasemissionen im Land. So soll die Gesamtsumme der
Treibhausgasemissionen in Schleswig-Holstein bis zum Jahr 2030 um mindes-
tens 55 Prozent, bis zum Jahr 2040 um mindestens 70 Prozent und bis zum
Jahr 2050 um bis zu 95 Prozent im Vergleich zu den Gesamtemissionen des
Jahres 1990 verringert werden. Umso wichtiger werden Maßnahmen zum Kli-
maschutz, mit denen auch Firmen verpflichtend ihren Beitrag leisten.
Nun wird in diesem Kapitel die Verpflichtung gleichzeitig wieder aufgehoben,
wenn die Maßnahmen nicht wirtschaftlich sein sollten.
Wenn Betriebe, die sich im Plangebiet ansiedeln, die Nutzung von erneuerba-
ren Energien nicht wollen, kann der Passus mit dem Nachweis der Unwirt-
schaftlichkeit nachteilig für den Klimaschutz ausfallen.
Dabei sind Maßnahmen zum Klimaschutz mehr als notwendig, wir können es
uns schlichtweg nicht mehr leisten, endliche Energie zu ver(sch)wenden. Auch
wenn sie jetzt vermeintlich nicht wirtschaftlich sind, in einigen Jahren können
durch steigende Energiepreise andere ökonomische Voraussetzungen zu an-
deren Ergebnissen führen, doch dann kann es für zukunftsfähige Konzepte
über eine längere Zeit zu spät sein. Um Firmen zu motivieren, könnte die Stadt
Tornesch aktiv auf geeignete Fördermittel hinweisen oder mit den anzusiedeln-
den Unternehmen Pilotprojekte für Klimaschutzmaßnahmen initiieren. Die Op-
tion, zum Beispiel ein kaltes Nahwärmenetzt zu etablieren, sollte nicht durch
eine Formulierung, die missverstanden werden könnte, zunichte gemacht wer-
den!

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Aufhebung ist an die Zustimmung der Stadt gebunden, die im Einzelfall
prüfen wird, ob die Begründung für eine Ausnahme ausreichend ist.

Daher wurden umfangreiche Maßnahmen in den B-Plan aufgenommen
(Festsetzung von Gründächern, Photovoltaikanlagen, Maßnahmen für die
Nutzung von Wärme und/oder Kälte aus Produktionsprozessen, Schutzfest-
setzungen der Bestandsgehölze, Anpflanzfestsetzungen und Festsetzung
zur Durchlässigkeit des Bodens).
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5.1 Übergreifende Gliederung in Tornesch
Es fehlt der Nachweis der Betriebe, dass es keine andere Möglichkeit gibt, als
auf fruchtbarem Boden neu zu bauen. Unternehmen mit kleinem bis durch-
schnittlichem Platzbedarf können in anderen Gewebegebieten des Umlandes
noch Flächen finden oder ihre Flächen optimieren. Das bedingt in der Stadtpla-
nung den Wert von Landschaft, Boden und Wasser angesichts der Bedrohun-
gen durch Klimawandel und Verlust an Biodiversität, höher anzusetzen als bis-
her.

Die Äußerung wird nicht geteilt.
Dieser Nachweis ist im Bauleitplanverfahren nicht erforderlich. Es handelt
sich um einen Angebots-B-Plan. Die Gewerbetreibenden sind noch nicht ab-
schließend bekannt.
Da es sich jedoch um ein Gewerbegebiet von überregionaler Bedeutung han-
delt, dürfen sich nur verkehrs- und flächenintensive gewerbliche Branchen
ansiedeln, die auf die überregionale Verkehrsanbindung angewiesen sind
und/oder nicht siedlungsnah untergebracht werden können. Die Stadt hat bei
der Vergabe der Grundstücke darauf zu achten.
Hierfür werden entsprechende Festsetzungen getroffen (Ausschluss von di-
versen Nutzungen, und eine Mindestgrundstücksgröße).

5.2 Gebietsinterne Gliederung im B-Plan 105
In der Begründung wird folgendermaßen formuliert: Trotz der Lage im Außen-
bereich möchte die Stadt eine innere Gliederung des Plangebietes vornehmen,
die die nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen berücksichtigt. An-
schließend werden viele Formulierungen gebraucht, warum eventuell eine ge-
naue Gliederung nicht vorgenommen werden soll. Das halten wir für riskant.
Eine Kann-Bestimmung gewährt einen größeren Ermessensspielraum als eine
Soll-Vorschrift. Wir befürchten, dass durch die „Kann-Formulierungen“ die Plan-
absichten aufgeweicht werden und somit den Zielsetzungen des B-Planes zu-
widerlaufen.

Der Anregung wird nicht gefolgt.
Die Begründung hat erläuternden Charakter - warum die Festsetzungen ge-
troffen werden. Nur die Festsetzungen an sich haben bindenden Charakter -
diese müssen klar als Weisung formuliert sein. Daher sind die Formulierun-
gen für die Begründung ausreichend.
Weiterhin wird darauf verwiesen, dass es noch keine konkreten Planungen
gibt und die Stadt möglichst flexibel auf Interessenten reagieren möchte.
Das Nutzungskonzeptes wird daher nicht durch vorhabenbezogene B-Pläne
oder stark einschränkende Festsetzungen gesichert, sondern durch die
Festsetzung von schalltechnischen Einschränkungen, durch Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft so-
wie durch die Auswahl der Gewerbetreibenden beim Verkauf der Grundstü-
cke und ggf. städtebauliche Verträge.
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5.3.2 Verkehrslärm
Wir stellen uns die Frage, wie von der geplanten Straße ausgehend von der
Ahrenloher Straße zum Gewerbegebiet hin, die Lärmschutzmaßnahmen zur
angrenzenden Wohnbebauung umgesetzt werden sollen, wenn die Straßen-
führung unmittelbar am Grundstück vorbeiführt. Zudem dort noch die elektri-
sche Infrastruktur errichtet werden soll. Wie sind Lärmschutzmaßnahmen ge-
regelt zu Baulärm, den Bauzeitenregelungen oder einem endgültigen Fertig-
stellungstermin der Baumaßnahmen?

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Unter Berücksichtigung der Auswirkungen aus dem B-Plan-induzierten Zu-
satzverkehr sind zum Schutz der von Pegelzunahmen betroffenen Bebauung
und dadurch erstmalig oder weitergehender Überschreitung der Anhalts-
werte der Gesundheitsgefährdung Maßnahmen zum Schallschutz zu prüfen.
Eine Umsetzung erfolgt über passive Lärmschutzmaßnahmen. Der durch die
vorliegende Planung hervorgerufene Konflikt kann somit rechtssicher gelöst
werden.

6 Natur und Landschaft
Auch für diese Kapitel gelten unsere Aussagen unter4.5 Überbaubare Grund-
stücksflächen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Es wird auf die Abwägung zu 4.5 Überbaubare Grundstücksflächen verwie-
sen.

6.2 Artenschutz
Grundsätzliche Aussagen zum Artenschutz können wir erst nach der Vorlage
des artenschutzrechtlichen Gutachtens treffen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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6.2.2 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen – Beleuchtung
Ein Kapitel befasst sich mit den Lichtemissionen. Die Aussagen und Übernahme
der entsprechenden Festsetzungen dazu begrüßen wir sehr. Zum Schutz der
Insekten und Fledermäuse sollten auch die so genannten Skybeamer, eine als
einheitlich verstandene Werbeanlage mit einer Reichweite von mehreren hun-
dert Metern, aus dem Licht produzierenden Gerät und dem davon ausgehenden
Lichtstrahl, ausgeschlossen werden. Hier eine Zusammenstellung von umwelt-
verträglich beleuchteten Werbeanlagen

· Lichtwerbeanlagen mit weitreichender Sichtwirkung sollen grundsätzlich
im Zusammenhang mit der Nutzung der jeweiligen Grundstücksfläche /
des jeweiligen Betriebs stehen. Rein dekorative Beleuchtung ohne Wer-
beaussage sollen vermieden werden, sie sind als Anstrahlungen anzu-
sehen. Insbesondere sin die Vorgaben der Lichtimmissionsrichtlinie zu
befolgen.

· Anlagen mit schnell wechselndem und / oder bewegtem Licht sind un-
bedingt zu vermeiden.

· Selbstleuchtende Tafeln für reine Werbezwecke sollen eine maximale
Leuchtdichte von 50 cd/m² nicht überschreiten.

· Die Hintergründe (größte Flächenanteile) sollen in dunklen oder warmen
Tönen gehalten werden. Optimal ist eine helle Schrift auf dunklem Hin-
tergrund.

· Werbeanlagen (freistehend oder an Gebäuden) sollen mit ihrer Ober-
kante die Traufhöhe der Gebäude nicht überschreiten.

· Die Anlagen sollen spätestens eine Stunde nach Geschäftsschluss bis
eine Stunde vor Öffnung ausgeschaltet sein.

Grundsätzlich gilt: Die Entwässerungsgräben und Knicks zwischen den Grund-
stücken sollten als Flugrouten für Fledermäuse dunkel bleiben.

Die Äußerung wird zum Teil berücksichtigt.
Die Festsetzung zu den insektenfreundlichen Beleuchtung umfasst auch die
Skybeamer. In der Begründung wird darauf verwiesen.
Zudem sind in der Festsetzung II.1.11 (alt) bereits einige der hier aufgeführ-
ten Punkte enthalten. Diese wird von der Stadt Tornesch als ausreichend
angesehen.

Die Äußerung wird in anderer Form berücksichtigt.
Es wird den Empfehlungen des Artenschutzberichtes gefolgt und entspre-
chende Festsetzungen aufgenommen.
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6.5 Anpflanzung von Bäumen und sonstigen Bepflanzungen
• Für einen habitatgerechten Wuchs und den Erhalt der Bäume ist der rich-

tige Standort das ausschlaggebende Kriterium.
• Bei der Pflanzung der Bäume sollte für das Baumsubstrat die Kriterien des

Gütesiegels RAL G2250/7 beachtet werden.
• Um eine dauerhafte Wasserversorgung der Bäume sicher zu stellen, emp-

fehlen wir Baumrigolen einzusetzen.
• Für die Schaffung der lebenslangen Sicherung Wurzelraum/Standraum

sind die Kriterien nach Kopinga 1997 zu beachten:

Die Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen.
Es wird davon ausgegangen, dass besonders die Pflanzung städtischer
Bäume fachgerecht erfolgt. Die Äußerung wird jedoch als Empfehlung in die
Begründung aufgenommen.

• Für Arbeiten im Bereich der Wurzelschutzzonen ist eine ökologische Bau-
begleitung notwendig.

Siehe auch unsere Anmerkungen unter Teil B Text, ll2.2 u.3.
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8.2 Innere Erschließung
Geplant ist ein Gewerbegebiet, das vermutlich überwiegend mit LKWs angefah-
ren wird. Bei der Erschließung des Gebietes ist unbedingt darauf zu achten,
dass der Abstand von großkronigen Bäumen zu Aufliegern gewährleistet ist.
Leider ist immer wieder zu beobachten, dass Bäume zu dicht an den Straßen-
rand gepflanzt werden und Jahre später die natürlich gewachsene Baumkronen
für die LKW-Höhen geopfert werden müssen.
Damit die Versickerungsmulden nicht überfahren werden, sind auch die Kurven-
radien der Straßen entsprechend auszulegen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Stadt plant hochstämmige Bäume anzulegen. Sie hat im Gebiet OHA I
Erfahrungen gesammelt und wird diese nutzen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

9.4 Entwässerung
Aufgrund des hohen Versiegelungsgrades von über 80 % ist es sinnvoll, die
Stellplätze zu Gunsten einer Parkpalette umzuplanen. Die freigewordenen Flä-
chen sollten dann als Grünflächen, auch zur Versickerung geplant werden. Da-
von würde auch das Kleinklima innerhalb des Plangebietes positiv profitieren.
Den Betrieben sollten Baumrigolen, Zisternen und Regengärten nahe gelegt
werden, um die Niederschläge zu nutzen bzw. dezentral zu bewirtschaften.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Detail-
planungen weitergehend geprüft.
Es kann maximal eine Versieglung von 80 % erfolgen, wobei Stellplatzflä-
chen wasser- und luftdurchlässig anzulegen sind.
Weiterhin wird auf die Abwägung zum Punkt 4.6 verwiesen.

10 Umweltbericht
Schutzgut Mensch
In Bevern werden aktuell durch Infrastrukturmaßnahmen Risse in den anliegen-
den Häuser beobachtet. Welche Schutzmaßnahmen sind gegen die erwartba-
ren Emissionen aus den Bautätigkeiten wie Lärm oder Stäube für diesen B-Plan
vorgesehen?

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Detail-
planungen weitergehend geprüft.
Ggf. ist ein Beweissicherungsverfahren vom Erschließer im Rahmen des Er-
schließungsausbaus zu führen. Dies ist aber nicht Sache des B-Plans.

10.1.2 Beschreibung der Festsetzungen mit Angaben über Standorte, Art
und Umfang der geplanten Vorhaben
Wir haben Probleme, die Zahlen in diesem Abschnitt zu verifizieren: Im WW-
Konzept, S. 12 steht, dass es 4,03 ha Grünfläche und 2,47 Fläche für Wasser-
wirtschaft gibt. Das sind summa summarum keine 6,61 ha.
Bei der Straße mit 14 m Breite, davon je Seite 2,5 m für Bäume und Rigole plus
einseitig ein Fuß- und Radweg (1m) sollen es 9 m Breite sein. Müssten doch 10
sein?? Bitte die Berechnungen überprüfen und ggfs. berichtigen.
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10.1.4 Fachgutachten
Dass die entsprechenden Fachgutachten zum jetzigen Verfahrensstand noch
nicht vorliegen, ist eine großes Problem für Ehrenamtliche, die die umfangrei-
chen Planunterlagen jedes Mal neu bewerten müssen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Unterlagen werden mit den fehlenden Gutachten erneut ausgelegt.

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung
Bei einer Aufgabe der bestehenden Wohnnutzung sollte der Garten als erhal-
tenswert festgesetzt werden.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Wohnnutzung ist noch nicht aufgegeben. Dies wäre Sache einer 1. B-
Planänderung.

10.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen
Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes
Es besteht eine Diskrepanz zwischen den Aussagen aus der Abwägung zu un-
serer ersten Stellungnahme und den Aussagen des Umweltberichtes zur Natur-
schutzfunktion des Knicknetzes. Unsere Aussage, dass die vorhandenen
Knicks eine Biotopvernetzung innehaben, wurde in der Abwägung negiert, im
Umweltbericht aber genau das ausgesagt: Die Knick- und Heckenstrukturen im
Gebiet stellen wertvolle Lebensräume für Pflanzen und Tiere sowie den lokalen
Biotopverbund dar. Die Baum- und Gehölzstrukturen sind darüber hinaus Glie-
derungselemente und besitzen für das Orts- und Landschaftsbild eine hohe Be-
deutung. Die nach § 30 BNatSchG i.V. mit § 21 LNatSchG gesetzlich geschütz-
ten Knicks sind als Biotope und Landschaftsbestandteile mit besonderer Bedeu-
tung für den Naturschutz zu bewerten. Wir freuen uns, dass in der Zwischenzeit
unsere Auffassung der Wertigkeit geteilt wird, umso wichtiger sind jetzt die Maß-
nahmen zum Erhalt und zur Entwicklung der Habitate.

Der Äußerung wird bereits gefolgt.
Das Planungskonzept sieht in Abstimmung mit den technisch-funktionalen
Anforderungen an die geplanten Gewerbegebietsnutzung den weitreichen
Erhalt der Knickstrukturen vor. Für die Knicks werden Maßnahmenflächen
mit Knickschutzstreifen in einer ausreichenden Mindestbreite festgesetzt, so
dass das Knicknetz weiterhin ökologische Funktionen übernehmen kann.

Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Umweltauswirkungen
-siehe unsere Anmerkungen zu 4.5 und 6.

Siehe hierzu den Abwägung zu den Punkten 4.5 und 6.

Maßnahmen zur Regelung der Beleuchtung zum Fledermausschutz - Ar-
tenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen V2
s. zu. 6.2.2 Beleuchtung

Siehe hierzu die Abwägung zum Punkt 6.2.2.



TOR18002_13017_Abwägung 4(2)_FP.docx

Stadt Tornesch, 52. F-Planänd - Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit gem. §§ 4 (2), 3 (2) und 2 (2) BauGB: Abwägungsvorschlag 50

15. BUND Schleswig-Holstein, Kreisgruppe Pinneberg, Schreiben vom 19.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Eingriffs- und Ausgleichsmaßnahmen
Knickersatzpflanzungen
Aus der Beschreibung geht nicht eindeutig hervor, ob die Bäume und Gräben
am Ellerhooper Weg erhalten werden sollen. Nach den Aussagen im wasser-
wirtschaftlichen Konzept sollen sie jedoch überplant werden. Da gemäß der Be-
gründung die spätere Nutzung, Art und Größe der Betriebe und deren Flächen-
verbrauch noch nicht feststeht, macht es keinen Sinn, vorauseilend den Knick
mit den alten Eichen und die Gräben zu entfernen. Wenn später doch kleinteili-
gere Baugebiete entstehen, können Knick, Gehölze und Gräben erhalten wer-
den. Wert sind sie es in jedem Fall. Zumal hier das Argument der Arbeitsplätze
nicht greifen kann, da lt. Planunterlagen arbeitsintensive Betriebe ausgeschlos-
sen werden.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Bäume und Gräben innerhalb der Gewerbefläche entfallen. Die Bäume
und Gräben innerhalb der Grünfläche bleiben bestehen.
Die Stadt teilt die Einschätzung. Daher werden die Knicks erst beseitigt,
wenn die Flächen tatsächlich bebaut werden.

Bei der Überplanung der Gräben handelt es sich um eine Gewässerbaumaß-
nahme im Sinne des § 67 Wasserhaushaltsgesetz, die grundsätzlich planfest-
stellungsbedürftig ist. Daher ist für die überplanten Gräben eine UVP-
Vorprüfung durchzuführen.

Der Sachverhalt wird im Rahmen der Genehmigungsplanung geprüft.
Die Knickbegleitenden Gräben (an den Knicks innerhalb der Maßnahmenflä-
chen) bleiben erhalten, verlieren aber zum Teil Ihre Funktion.
Die entfallenen Gräben werden im Umweltbericht betrachtet. Für die Beseiti-
gung dieser ist eine eigene Genehmigung bei der Unteren Wasserbehörde
einzuholen.

Aus naturschutzfachlicher Sicht sollte der Ausgleich der Knicks und der Gräben
bereits vor Baubeginn durchgeführt werden. Im Einzelfall ist zu prüfen, ob es
sich um CEF-Maßnahmen handelt. Das Bundesamt für Naturschutz schreibt zu
der Regelung des § 44 Abs. 5 BNatSchG für Eingriffe und vorgezogene Maß-
nahmen: „Alle Maßnahmen mit Entwicklungszeiten von über 10 Jahren werden
als für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen ungeeignet erachtet. Dies schließt
jedoch nicht aus, dass diese Maßnahmen in Kombination mit anderen Maßnah-
men oder z.B. als Maßnahmen zur Gewährleistung des Erhaltungszustands der
Populationen einer Art im Rahmen von § 45 Abs. 7 BNatSchG noch geeignet
sein können.“
Für die Maßnahmen ist die Flächenverfügbarkeit nachzuweisen.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Stadt hat den Sachverhalt prüfen lassen. Es werden die Empfehlungen
und Maßnahmen aus dem Artenschutzgutachten übernommen.
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Beschreibung der Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswir-
kungen (Monitoring)
Die im Rahmen der Planrealisierung voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen und deren erforderlichen Maßnahmen sind zu beschreiben. Die Geneh-
migung sollte einen Termin enthalten, bis zu dem die Kompensationsmaßnah-
men fertigzustellen sind;
− z. B. 1 Jahr nach Inbetriebnahme,
− z. B. Umsetzung mit Beginn der Baumaßnahme / Berichtspflicht halbjährlich.
Es ist eine Erfolgskontrolle der Maßnahmen nach 5 und 10 Jahren erforderlich;
hierzu sind spezifische floristische und faunistische Erhebungen durchzuführen.

Dem Vorschlag wird zum Teil gefolgt.
Es wird eine Festsetzung ergänzt, dass die im B-Plan festgesetzten Pflanz-
gebote spätestens 1 Jahr nach Nutzungsfähigkeit der Grundstücke herzu-
richten sind.
Die Erfolgskontrolle erfolgt durch die Stadt Tornesch in von ihr festgelegten
Abständen.

Wir bitte um Zusendung des Abwägungsprotokolls Die Äußerung wird berücksichtigt.

52. Änderung Flächennutzungsplan Stellungnahme vom 06.11.2020
Der BUND SH stimmt der 41. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht zu.
Die angestrebten Änderungen im Plangebiet entsprechen nicht den Zielen des
Regionalplanes des Landes Schleswig-Holstein, des Landschaftsplanes und
des Flächennutzungsplanes der Stadt Tornesch. § 1 (4) BauGB besagt, dass
die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen sind und nicht um-
gekehrt.
Die Regionalpläne des Landes besagen, dass das Gebiet außerhalb der Ab-
grenzung der Siedlungsachsen und der Siedlungsräume liegt.

Abwägung der Stellungnahme vom 06.11.2020
Die Äußerung ist hinfällig.
Für den Planbereich der 52. Änderung des Flächennutzungsplanes und des
Bebauungsplanes Nr. 105 der Stadt Tornesch wurde im Vorwege ein Zielab-
weichungsverfahren durchgeführt. Gemäß Stellungnahme der Landespla-
nung vom 08.01.2020 wird in der der Neuaufstellung des Regionalplans Ill
dieser Standort als Standort für ein Gewerbegebiet von überregionaler Be-
deutung gemäß Ziffer 2.6 Abs. 4 Landesentwicklungsplan 2010 festgelegt.
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Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind besonders zu berücksichtigen:
· § 1 Abs. 7 (g) BauGB - Der Landschaftsplan der Stadt Tornesch weist

das Gebiet als Dauergrünland aus.
· Für den Flächennutzungsplan gilt der Bereich als Außenbereich, bzw.

er ist nicht mit der Zielsetzung einer Bebauung überplant.
· Gemäß § 1 Abs. 6 (1), Abs. 7 c BauGB muss der Schutz der Bewoh-

ner*innen vor schädlichen Emissionen oberste Priorität erlangen.
Schadstoffe, Feinstaub und Lärm sowie die dadurch auftretenden ge-
sundheitliche Gefährdungen werden in der vorliegenden Begründung
überhaupt nicht thematisiert. Der vom LLUR festgestellte Schutzan-
spruch des bestehenden Wohnhauses, gekennzeichnet als Dorfgebiet,
wird eklatant missachtet. Das Wohnhaus wird in seiner Ausprägung von
den Industrieanlagen „eingekesselt“, ein gesundes Wohnen wird so un-
möglich.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Der Flächennutzungsplan der Stadt Tornesch wird gemäß den genannten
Planungszielen parallel geändert. Der Landschaftsplan wurde bereits fortge-
schrieben (2018).
Im weiteren Verfahren wird eine schalltechnische Untersuchung erstellt. Der
Schutzanspruch der Wohnbebauung im Außenbereich entspricht dem eines
Dorfgebietes und muss eingehalten werden. Der Trennungsgrundsatz gem.
§ 51 BImSchG wäre somit gewahrt.
Insofern ist auch aus Sicht des LLUR – technischer Umweltschutz kein lärm-
technischer Konflikt erkennbar.
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· § 1 Abs. 7 (a) Im Plangebiet stehen Knicks und wertvolle Gehölzreihen,
die völlig überplant werden sollen (z.B. eine alte Weißdornhecke im
Nordosten, sie fehlt in den Planzeichnungen). Damit gehen gesetzlich
geschützte Biotope verloren, die zudem gegenüber eines Grünzuges
und eines Gebietes mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft
(Gebiet mit besonderer Bedeutung zum Aufbau eines Schutzgebietes
und Biotopverbundsystems) liegen. Das heißt, die Planung zerschnei-
det endgültig wichtige Achsen in Verbindung mit dem Biotopverbund
nördlich und östlich des Plangebietes. Zu Recht werden im Landschafts-
planerischen Fachbeitrag die Knickstrukturen im Gebiet als wesentliche
Trittsteinelemente hervorgehoben. Durch die Planung sind auch die an
der Bebauungsgrenze stehenden Knicks langfristig in ihrem Bestand
gefährdet. Der Schattenwurf der Gebäude (Hochregallager sind aus-
drücklich genannt) im nördlichen Bereich und der Nutzungsdruck durch
die Betriebe (Lagerung von Betriebsmittel, übertreten des Walls vor al-
lem am Stellplatz) werden die Knicks schädigen und sie können so ihren
Schutzstatus ohne einen adäquaten Ausgleich verlieren. In der Durch-
führungsbestimmung zum sogen. Knickerlass des Landes Schleswig-
Holstein wird ausdrücklich auf die besondere Schutzwürdigkeit von
wertvollen Knickstrukturen hingewiesen:

Sowohl bei einer Knickdichte von unter 80 m / ha als auch bei der Betrof-
fenheit alter und ökologisch hochwertiger Knicks soll keine Ausnahme er-
teilt werden. Eine weitere Verringerung des Knicknetzes durch die Besei-
tigung dieser Knicks ist landschaftsökologisch nicht mehr vertretbar.

Die Weißdornhecke wurde mittlerweile aufgenommen und als Maßnahmen-
fläche (in der verbindlichen Bauleitplanung) überplant.
Die durchgeführte Alternativenprüfung auf der Grundlage eines Gewerbeflä-
chenkonzeptes für die Landesentwicklungsachse A 23/B 5 und A 20 wird in
dem o.g. Antrag auf Zielabweichung beschrieben. Die Unterlagen waren Teil
der frühzeitigen Beteiligung. Zur Standortsuche wurden im Rahmen des
landschaftsökologischen Fachbeitrages die für die Natur und Landschaft re-
levanten Schutzgüter beurteilt (Landschaftsökologischer Fachbeitrag zur
Standortsuche für ein Gewerbegebiet in der Stadt Tornesch; S. 38). Das Mi-
nisterium für Energiewende, Landwirtschaft. Umwelt. Natur und Digitalisie-
rung  (MELUND) äußert sich in seiner Stellungnahme vom 24.10.2019 wie
folgt: Aus Sicht des überörtlichen Naturschutzes und der Landschaftspflege
bestehen keine grundsätzlichen Bedenken.
Die ca. 26 ha große und derzeit als landwirtschaftliche Nutzung ausgewie-
sene Fläche liegt östlich der A 23 außerhalb der Siedlungsachse und des
Siedlungsgebietes, jedoch nicht innerhalb von regionalen Grünzügen oder
innerhalb von naturschutzrecht/ich geschützten Gebieten. In ca. 2.000 Me-
tern Entfernung östlich vom Vorhabengebiet befindet sich das FFH—Gebiet
‘Himmelmoor, Kummerfelder Gehege und angrenzende Flächen. In ca. 700
Meter Entfernung südöstlich liegt das FFH-Gebiet ’Staatsforst Rantzau öst-
lich Tornesch‘. Das Vorhabengebiet liegt außerhalb des Biotopverbundsys-
tems. Vorhandene Knicks können als geschützte Biotope in die Planung in-
tegriert werden. In der mittelbaren Umgebung liegen Moor- und Anmoorbö-
den nach dem Dauergrünlanderhaltungsgesetz (westlich der Autobahn 23
und östlich des Gebietes). Somit sind insgesamt vorhabenbedingt geringe
Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten.

Die vorhandenen Knickstrukturen in den Randbereichen sollen weitestge-
hend geschützt werden und sind in der Planzeichnung als Grünflächen ent-
halten.
Für den Verlust von Knickstreifen muss adäquater Ersatz geschaffen wer-
den. Den Ausgleich bestimmt die Untere Naturschutzbehörde.
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
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Dem ist von uns nichts mehr hinzuzufügen.
• Landschaftsfenster: Wir in den vorherigen Stellungnahmen zum Business-

gebiet stimmen wir auch hier einer derart hohen Bebauung nicht zu. Die
geplante Gebäudehöhe von bis zu 29 m verändert das Landschaftsbild ei-
ner überwiegend dörflich geprägten Umgebung nachhaltig im negativen
Sinn. Die angedachte Eingrünung kann einen Eingriff in das Landschafts-
bild nicht minimieren.

Sollte die Stadt Tornesch an der Durchführung der Planabsichten festhalten,
teilen wir, der BUND, hiermit unsere Anmerkungen und Bedenken mit.

Die angeführten Auswirkungen des Vorhabens auf Natur und Landschaft
werden im Umweltbericht dargelegt. Im Rahmen der Umweltprüfung werden
verschiedene Maßnahmen aufgezeigt, die zur Vermeidung, Minderung und
zum Ausgleich von Beeinträchtigungen erforderlichen sind und durch ent-
sprechende Planausweisungen gesichert bzw. festgesetzt werden. Dazu
zählen beispielsweise der Erhalt der Knickstrukturen, ein insektenfreundli-
ches Beleuchtungskonzept zum Schutz der Fledermausfauna, ein grüner
Siedlungsrand im Übergang zur freien Landschaft und differenzierte Begrü-
nungsmaßnahmen (in der verbindlichen Bauleitplanung festgesetzt)
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Die Stadt Tornesch hält an den Planungsabsichten fest. Es besteht eine kon-
krete Nachfrage nach zusammenhängenden Gewerbeflächen mit direkter
Autobahnanbindung für Unternehmen mit überregionaler Bedeutung. Die
Stadt Tornesch verweist diesbezüglich auch auf Aussagen der Wirtschafts-
förderungs- und Entwicklungsgesellschaft des Kreises Pinneberg (WEP),
dass es an entsprechenden gewerblichen Flächen im Kreisgebiet des Krei-
ses Pinneberg mangele.
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

6 Immissionsschutz
Die für den B-Plan 47 ermittelten Schallpegelleistungen sind auf die 52. F-
Planänderung zu übertragen und zu bewerten. Es ist nicht nachvollziehbar, wa-
rum die Lärmimmissionen für die Wohnbebauung keine Relevanz besitzen, an-
dererseits dort aber keine Betriebsleiterwohnungen zugelassen werden sollen.
Es sind die Emissionen, die von dem zukünftigen Gewerbe ausgehen, auch für
die umliegende Wohnbebauung zu ermitteln und transparent darzustellen.

Im weiteren Verfahren wird eine schalltechnische Untersuchung erstellt.
Weiter oben wurde bereits auf das Thema eingegangen.
Die Äußerung wird berücksichtigt.
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7 Scoping / Ermittlungsumfang Umweltprüfung
Für die artenschutzrechtliche Potenzialanalyse ist das Gebiet während der
Brutzeit und einer Vegetationsperiode zu begehen, der Bestand zu ermitteln
und zu bewerten.  Es ist ein Bodenmanagementplan zu erstellen. Eine Entwäs-
serungsplanung ist unter besonderer Berücksichtigung von Starkregenereignis-
sen nachzuweisen. Die Versickerungsfähigkeit des Bodens ist zu überprüfen
und Handlungsoptionen zum Bodenschutz zu ermitteln und festzusetzen. Die
Verkehrssituation – auch bezüglich der Anbindung des Wohnhauses - ist zu
überprüfen und zu bewerten.

Im weiteren Verfahren werden zusätzlich zum Schallgutachten ein Arten-
schutzbericht, ein wasserwirtschaftliches Konzept mit A-RW1 – Prüfung, eine
Verkehrsprognose und ein Bodengutachten erstellt.
Ein Bodenmanagementkonzept wird im Rahmen der Ausbauplanung erstellt,
wenn genaue Aussagen zu den geplanten Gewerbebetrieben getroffen wer-
den können.
Die Äußerung wird berücksichtigt.

Eingriffs- und Ausgleichsmaßnahmen
Da es sich hier um die Entfernung mehrerer gesetzlich geschützter Knicks han-
delt, für die nicht mehr der Begriff Kleinvorhaben gilt, ist die Knickdichte gem.
der Durchführungsbestimmung zu ermitteln und zu bewerten. Die Knicks und
Gehölzreihen sind jeweils im Verhältnis von mind. 1:2 und in einem naturräum-
lichen und sachlichen Zusammenhang auszugleichen. Dabei ist der Ausgleich
bereits vor Baubeginn durchzuführen. Der Nachweis zum Standort und die Ver-
fügbarkeit der Fläche ist nachzuweisen.

Der Ausgleich erfolgt nach Maßgabe der zuständigen unteren Naturschutz-
behörde.
Die Äußerung wird in anderer Form berücksichtigt.

16. Die Autobahn GmbH, Schreiben vom 06.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Gemäß § 9 (1) und (2) des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) sind bauliche
Anlagen jeglicher Art in einem Abstand von bis zu 40 m vom Rand der befes-
tigten Fahrbahn (Anbauverbotszone) bei Autobahnen nicht zulässig. Im wei-
teren Abstand von 40 bis 100 m vom Rand der befestigten Fahrbahn (Anbau-
beschränkungszone) bedürfen sie der Zustimmung des Fernstraßenbundes-
amtes.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Auf den Sachverhalt wurde in den Hinweisen und der Begründung verwie-
sen.
Es hat eine Rücksprache mit der Autobahn GmbH stattgefunden. Sofern alle
kritischen Fragen, z.B. Entwässerung, beachtet wurden, kann sich die Be-
hörde mit der Planung des Lärmschutzwalls innerhalb der Anbauverbotszone
grundsätzlich anfreunden.
Die Abstimmung mit dem Fernstraßenbundesamt erfolgt im nächsten Betei-
ligungsschritt.
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Gemäß § 9 Abs. 3 FStrG sind bereits bei der Planung die geplanten baulichen
Anlagen in der Weise zu berücksichtigen, dass sie dergestalt beschaffen sind,
dass diese nicht die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs oder aber Maß-
nahmen der Ausbauabsichten oder der Straßenbaugestaltung beeinträchti-
gen. Insbesondere darf von den geplanten baulichen Anlagen keine Blend-
wirkung ausgehen. Diese dürfen außerdem keine ablenkende Wirkung für die
Verkehrsteilnehmer entfalten. Dies gilt auch für etwaigen betrieblichen Ver-
kehr auf den künftig entstehenden Gewerbeflächen.

Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
In der Begründung sind entsprechende Hinweise, damals noch vom Ministe-
rium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus enthalten.

Ebenfalls sind Anlagen der Außenwerbung sowie Beleuchtung in Ausrichtung
auf die Verkehrsteilnehmer der Bundesfernstraße A 23 in einer Entfernung
bis zu 40 m vom Rand der befestigten Fahrbahn grundsätzlich unzulässig; in
einer Entfernung von 40 bis 100 m vom Rand der befestigten Fahrbahn be-
dürfen sie – auch an der Stätte der Leistung – einer gesonderten Zustimmung
des Fernstraßen-Bundesamtes. Dies gilt auch für die Bauphase und in Bezug
auf die zum Bau und zur Unterhaltung der Anlagen eingesetzten Geräte und
Vorrichtungen.
Im Hinblick auf die Vorgaben aus § 9 Abs. 3 FStrG, § 33 StVO müssen Wer-
beanlagen derart beschaffen sein, dass Verkehrsteilnehmer nicht abgelenkt
werden und infolgedessen die Sicherheit im Verkehr gefährdet wird. Über die
Anbaubeschränkungszone des FStrG hinaus, d.h. auch in einem Abstand von
mehr als 100 m vom Rand der Fahrbahn. kann eine Werbeanlage nach der
straßenverkehrsrechtlichen Vorschrift des § 33 StVO (z.B. Pylon mit einer
Höhe von über 20 m und beweglicher Werbung) unzulässig sein.
Zulässig sind Werbeanlagen daher nur unter folgenden Voraussetzungen:
Die Werbung darf nur an der Stätte der Leistung (Betriebsstätte) angebracht
sein. Isoliert zu Werbezwecken errichtete oder aufgestellte Anlagen oder Wer-
beträger sind unzulässig. Die Werbung am Ort der Leistung muss so gestaltet
sein. dass eine längere Blickabwendung des Fahrzeugführers nicht erforder-
lich ist. Dies bedeutet insbesondere, dass die Werbung Folgendes gewähr-
leistet:
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16. Die Autobahn GmbH, Schreiben vom 06.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Sie ist nicht überdimensioniert, blendfrei, unbeweglich, in Sekundenbruchtei-
len erfassbar oder zur nur unterschwelligen Wahrnehmung geeignet. Die amt-
liche Beschilderung wird nicht beeinträchtigt. Die Anzahl der Werbeanlagen
sind auf ein Minimum begrenzt.
Unzulässig sind auch am Ort der Leistung (Betriebsstätte) insbesondere fol-
gende, auf den Autobahnverkehr einwirkende Werbeanlagen und Werbe-
maßnahmen:
- Prismenwendeanlagen
- Lauflichtbänder
- Rollbänder
- Filmwände
- statische Lichtstrahler Licht- und Laserkanonen und vergleichbare Einrich-
tungen
- Werbung mit Botschaften
- akustische Werbung
- luft- oder gasgefüllte Werbepuppen oder -ballons
An Streckenabschnitten, die eine erhöhte Aufmerksamkeit des Verkehrsteil-
nehmers erfordern (z.B. Verflechtungsbereiche an Abzweigungen schwierig
zu überblickendes Gelände, bekannte unfallauffällige Streckenabschnitte, Ab-
fahrten) ist es angezeigt, ausschließlich den unbeleuchteten Farbauftrag des
Firmennamens an der Außenwand des Firmengebäudes zuzulassen. Dies gilt
insbesondere, wenn der Abstand von der Autobahn 40 m nur unwesentlich
überschritten wird. Dies gilt hier insbesondere deswegen, weil von der Bau-
leitplanung auch eine Anschlussstelle zur BAB A 23 betroffen ist.
An Pylonen angebrachte Werbung ist nur am Ort der Leistung (Betriebsstätte)
und nur dann zulässig, wenn sie den zuvor beschriebenen Anforderungen
entspricht.
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16. Die Autobahn GmbH, Schreiben vom 06.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Über die Anbaubeschränkungszone des § 9 Abs. 2 FStrG hinaus, d.h. auch
in einem Abstand von mehr als 100 m vom Rand der befestigten Fahrbahn
muss eine Werbeanlage nach § 33 StVO so beschaffen sein, dass Verkehrs-
teilnehmer nicht in einer den Verkehr gefährdenden oder erschwerenden
Weise abgelenkt werden können.
Gegenüber dem Träger der Straßenbaulast für die Bundesfernstraße besteht
für das Bauvorhaben kein Anspruch auf Lärm- und sonstigen Immissions-
schutz. Dies gilt auch für den Fall der Zunahme des Verkehrsaufkommens.
Der Bauantragsteller hat selbst für entsprechenden Immissionsschutz zu sor-
gen.
Durch den Bau, das Bestehen sowie die Nutzung und Unterhaltung des Bau-
vorhabens darf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Bundes-
fernstraße A 23 nicht beeinträchtigt werden.
Die Bundesrepublik Deutschland – vertreten durch Die Autobahn GmbH des
Bundes – ist von Ansprüchen Dritter, die durch die Herstellung und Nutzung
des Bauvorhabens entstehen oder damit im Zusammenhang stehen, freizu-
halten.

17. Handwerkskammer Lübeck, Schreiben vom 05.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Nach Durchsicht der uns übersandten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass
in obiger Angelegenheit aus der Sicht der Handwerkskammer Lübeck keine
Bedenken vorgebracht werden, sofern die Belange der Handwerksbetriebe
berücksichtigt werden.
Sollten durch die Flächenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeinträchtigt
werden, wird sachgerechter Wertausgleich und frühzeitige Benachrichtigung
betroffener Betriebe erwartet.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.

Dies ist nicht Sache des B-Plans.
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C. Von der Öffentlichkeit wurde folgende Stellungnahme abgegeben

1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

F-Plan Begründung
Allgemeines
Es wird auf das Konfliktpotential zwischen Gewerbe und Wohnnutzung in un-
mittelbarer Nachbarschaft zueinander hingewiesen. Auch bei OHA II bleibt
dieser Konflikt, denn entlang der B 5, am Ellerhooper und Tornescher Oha
sowie an der Ahrenloher Straße gibt es Wohnnutzung. Die Lebensqualität der
Menschen ist schon jetzt durch Gewerbe und Verkehr stark beeinträchtigt.
Gärten lassen sich nicht nutzen, Gebäudesubstanz wird zerrüttet, der Wert
der Grundstücke ist aufgrund der „Lage“ desolat, die Gesundheit leidet. Wer
hat es vergeigt? Wer profitiert? Und wer zahlt?

Die Auffassung wird nicht geteilt.
Für die Wohnnutzungen in der Umgebung existieren keine rechtskräftigen
Bebauungspläne. Aufgrund der örtlichen Situation der Immissionsorte und
der Wohnnutzung im Außenbereich wird von einem Schutzanspruch ausge-
gangen der mit einem Mischgebiet vergleichbar ist.
Bezüglich des Schalls, der im B-Plangebiet ggf. erzeugt wird, ist zu sagen,
dass grundsätzlich der Trennungsgrundsatz gemäß § 50 BImSchG eingehal-
ten werden muss. Z.B. wäre ein Gewerbegebiete neben einem Wohngebiet
konfliktbelastet. Ein „Gewerbegebiet“, wie im Falle der B-Planänderung, ist
jedoch neben einem faktischen Mischgebiet grundsätzlich zulässig. Dabei
müssen die für die Gebiete jeweiligen zulässigen Lärmwerte eingehalten
werden.
Der Grundsatz der zweckmäßigen Zuordnung von verträglichen Nutzungen
ist ein wesentliches Element geordneter städtebaulicher Entwicklung und da-
mit ein elementares Prinzip städtebaulicher Planung. Dieses Prinzip Gewer-
begebiet neben einem Mischgebiet wird hier angewendet, um eine konflikt-
freie Abstufung gemäß dem BImSchG (Trennungsgrundsatz) zu schaffen.
Auf der Ebene der Baugenehmigungsplanung muss dann nachgewiesen
werden, dass die zulässigen Lärmwerte für ein Urbanes Gebiet eingehalten
werden.
Um dieses Nebeneinander von GE /MI näher zu untersuchen, wurde ein
Schallgutachten erstellt, dass die Geräuschimmissionen aus Gewerbelärm
aus den vorhandenen und geplanten gewerblich genutzten Grundstücken im
Bereich der angrenzenden vorhandenen schutzbedürftigen Nutzungen zu er-
mittelt und untersucht.
Hierfür wurden die im Lärmgutachten vorgeschlagenen Festsetzungen in den
B-Plan aufgenommen.
Im Ramen des Baugenehmigungsverfahrens wird ermittelt, ob Lärmschutz-
maßnahmen (z.B. Lärmschutzwand) auf der Gewerbefläche erforderlich
sind, wenn angrenzende Wohnnutzungen betroffen sein sollten.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

In den Ausführungen zu den Stadtrandkernen heißt es “… sie sollen dieser
Zielsetzung durch eine vorausschauende Bodenbevorratungspolitik und
durch eine der zukünftigen Entwicklung angepasste Ausweisung von Woh-
nungs-, Gemeinbedarfs- und gewerblichen Bauflächen gerecht werden.“  Vo-
rausschauend in diesen Zeiten heißt sicher nicht, in 150 Jahren entstandenen
fruchtbaren Boden zu vernichten, wenn durch den Klimawandel mit Wetter-
extremen und Infolge mit Missernten zu rechnen ist. Vorausschauend heißt
auch, in den natürlichen Wasserhaushalt so wenig wie möglich einzugreifen.
Hitzewellen und Wasserknappheit werden zunehmen.
Wir haben so viel Wohnraum und Gewerbefläche wie nie zuvor in Deutsch-
land– bei sinkenden Bevölkerungszahlen! Ich kann diesen Bauwahn nicht
nachvollziehen. Er ist in meinen Augen ein Verbrechen an nachfolgenden Ge-
nerationen.

Die Auffassung wird nicht geteilt.
Es gilt der planerische Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“.
Die Entscheidung, weitere Flächen für eine Siedlungserweiterung in An-
spruch zu nehmen, bedarf einer sorgfältigen Abwägung der verschiedenen
Belange. Der geltende Regionalplan (für den Planungsraum I, 1998) stellt die
Fläche als außerhalb der Siedlungsachse, jedoch auch außerhalb eines Re-
gionalen Grünzug liegend dar. Die Ausweisung eines Gewerbegebietes an
dieser Stelle widersprach daher den Zielen der Regionalplanung, ein sog.
„Zielabweichungsverfahren“ der Landesplanung wurde erforderlich. Dieses
wurde unter Würdigung verschiedenster Argumente und Beteiligung benach-
barter Kommunen bzw. Mittelzentren durchgeführt und hat die Zulässigkeit
eines Gewerbegebiets an diesem Standort unter Bedingungen bejaht.
[Zur Bauleitplanungen wurde ein Zielabweichungsverfahren gemäß § 13 Ab-
satz 1 Landesplanungsgesetz (LaplaG) in Verbindung mit § 6 Absatz 2
Raumordnungsgesetz (ROG) durchgeführt. Das Verfahren wurde mit Erlass
vom 08.01.2020 zum Abschluss gebracht. Es wurde festgestellt, dass die 52.
Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 105 der Stadt Tornesch unter Abweichung von den Zielen der Raum-
ordnung gemäß Ziffer 5.3 (6) des Regionalplans für den Planungsraum I,
Fortschreibung 1998, in Verbindung mit Ziffer 2.4.1 (3) des Landesentwick-
lungsplans 2020 vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt
sind.
Gemäß Tenor des Erlasses vom 08.01.2020 wurde weiterhin ausdrücklich
darauf hingewiesen, dass das geplante Gewerbegebiet auf verkehrs- und flä-
chenintensive gewerbliche Branchen, die auf die überregionale Verkehrsan-
bindung angewiesen sind und/oder nicht siedlungsnah untergebracht werden
können, auszurichten ist. Die Ansiedlung von arbeitsplatzintensiven Betrie-
ben, die siedlungsnah und in guter Zuordnung zum ÖPNV untergebracht
werden sollen, wie z.B. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, stehen
mit den Zielsetzungen eines überregionalen Gewerbegebietes nicht in Ein-
klang.]
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Die Stadt besitzt zudem Planungshoheit und hat die Aufgabe, Bebauungs-
pläne aufzustellen, „soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ord-
nung erforderlich ist“ (§ 1 (3) BauGB).
Die Stadt Tornesch ist als Stadtrandkern II. Ordnung ausgewiesen. "Die zent-
ralen Orte einschließlich der Stadtrandkerne sind Schwerpunkte der Sied-
lungsentwicklung. Sie sollen dieser Zielsetzung durch eine vorausschauende
Bodenvorratspolitik und durch eine der zukünftigen Entwicklung angepasste
Ausweisung von Wohnungs-, Gemeinbedarfs- und gewerblichen Bauflächen
gerecht werden. (…)" (5.1 Z (7)).
Weiter heißt es, "auf der Achse Hamburg-Elmshorn soll eine starke wirt-
schaftliche und siedlungsmäßige Entwicklung insbesondere in den Schwer-
punkten außerhalb des Verdichtungsraums stattfinden."
Die Stadt hat den konkreten Bedarf an Gewerbeflächen erkannt und im
Rahme des Zielabweichungsverfahrens in Form von Absichtserklärungen
zweier ansiedlungswilliger Unternehmen nachgewiesen. Durch die Gewer-
beflächenausweisung soll dem Gewerbeflächenbedarf im Kreis Pinneberg
an einem Standort  nachgekommen werden, der sich gem. des „Land-
schaftsökologischer Fachbeitrag zur Standortsuche für ein Gewerbegebiet in
der Stadt Tornesch“ (Büro Mordhorst, 2013) eignet.
Der Planbereich […] wurde im Vorwege der Neuaufstellung des Regional-
plans Ill als Standort für ein Gewerbegebiet von überregionaler Bedeutung
gemäß Ziffer 2.6 Abs. 4 Landesentwicklungsplan 2010 festgelegt."
Die Darstellung der Grundbelastung des Schutzgutes Klima / Luft erfolgt im
Umwelt Bericht

Planzeichnung
· Die Weißdornhecke ist mit (2) gekennzeichnet, sie müsste mit (4) gekenn-

zeichnet sein.

Die Äußerung wird berücksichtigt
Die Planzeichnung wird angepasst.

· Wenn der Fußweg durch den Knick von der „Parkfläche“ an der BAB-
Brücke nicht mehr aktueller Stand der Planung ist, sollte er aus dem Plan
entfernt werden.

Die Äußerung wird berücksichtigt
Die Planung wurde dahingehend geändert, dass der Bereich zwischen Knick
und Ahrenloher Straße als Dunkelkorridor für Fledermäuse ausgebildet und
als Grünfläche festgesetzt wird. Der Fußweg ist daher nicht mehr erforder-
lich.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Lärmemissionen
· Die Lärmemissionen im Bereich Oha/BAB sind schon jetzt gesundheitsge-

fährdend.
· So lobenswert es ist, Betriebe mit hohen zu erwartenden Lärm- und Licht-

Emissionen entlang der Autobahn ansiedeln zu wollen, wird dieser gute
Ansatz doch durch die zu erwartende Zunahme an Verkehrsbelastungen
konterkariert. Es ist zu erwarten, dass es – besonders bei stauendem Ver-
kehr auf der A 23 - zu mehr Verkehr auf der Alten B 5 kommt.

· Meine Nachbarn dort haben nach Umsetzung von Oha II nicht mehr die
Möglichkeit, dem Lärm auszuweichen. Sie sind in der Zange zwischen Ge-
werbegebiet und Straße.
Diesem besonderen Umstand sollte Aufmerksamkeit gezollt werden, auch
wenn es sich „nur“ um Bürger der Nachbargemeinde handelt.

· Bezüglich des Grundstücks Ahrenloher Straße 281 bin ich gespannt auf
die Idee, wie hier Lärmschutzwall und Baumschutz vereinbart werden sol-
len!

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen und z.T. berück-
sichtigt.

· Unter Berücksichtigung von Prognose-Verkehrsbelastungen ergeben sich
an der Bebauung entlang der Ahrenloher Straße bereits im Prognose-Null-
fall Beurteilungspegel aus Verkehrslärm im Bereich bzw. oberhalb der An-
haltswerte der Gesundheitsgefahr. Zum Schutz der durch den B-Plan-in-
duzierten Zusatzverkehr von Pegelzunahmen betroffenen Bebauung und
dadurch erstmalig oder weitergehender Überschreitung der Anhaltswerte
der Gesundheitsgefährdung sind Maßnahmen zum Schallschutz zu prü-
fen. Hierzu wird seitens der Stadt Tornesch eine freiwillige Prüfung und
Umsetzung von passiven Lärmschutzmaßnahmen in Anlehnung an die
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) zugesagt. Der durch die
vorliegende Planung hervorgerufene Konflikt kann somit rechtssicher ge-
löst werden. Zum Schutz vor Gewerbelärm wurden entsprechende Fest-
setzungen in Form von Emissionskontingenten getroffen.

· Hierfür wurde ein verkehrstechnisches Gutachten erstellt, dessen vorge-
schlagene Maßnahmen in der Begründung beschrieben werden.

· Für die betroffenen Bereiche in der Nachbarschaft wurde ein schalltechni-
sches Gutachten erstellt, dessen vorgeschlagene Maßnahmen in den B-
Plan eingearbeitet werden.

· Ggf. erforderliche Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Lärmschutzwand) müs-
sen auf der Gewerbefläche selbst und unter Berücksichtigung der festge-
setzten Baugrenzen erfolgen; dadurch wird der vorhandene Baumbestand
berücksichtigt.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Verkehrliche Erschließung
· In der letzten Abwägung wurde bestätigt, dass die Zufahrt zum Grundstück

Ahrenloher Straße 281 Bestandsschutz hat.
Derzeit ist es so, dass PKW-Fahrer von Tornesch kommend in die Abbie-
gespur des Gegenverkehrs fahren müssen, um auf das Grundstück einbie-
gen zu können. Dies ist nur möglich, weil vor dem Halt-Streifen der Abbie-
gespur noch genügend Platz für einen „Geisterfahrer“-PKW ist.
Wird wie geplant die Fuß- und Radquerung über die Ahrenloher Straße
nach Norden verlegt, muss der derzeitige Stand der Zufahrt zum Grund-
stück überdacht werden. Das Risiko, durch einen Abbiege-Unfall an der
(gerade mal eben so noch nicht überlasteten) Kreuzung Chaos auszulösen,
sollte so weit als möglich reduziert werden!

· Es ist abzustimmen, inwieweit das Grundstück Ahrenloher Straße
281durch das Sichtdreieck angeschnitten wird. ES WERDEN KEINE
BÄUME GEFÄLLT!

· In der Verkehrsprognose wird von 1,1 Personen je PKW ausgegangen.
Wenn geklärt ist, wie das Gewerbegebiet tatsächlich genutzt wird, wäre es
eine Option, die Betriebe zum gemeinsamen Nutzen eines Bedarfs-Taxis
für die Mitarbeiter:Innen zu motivieren, um den Anschluss an das Bahnnetz
komfortabler zu gestalten. Die Busverbindung ist nicht wirklich attraktiv.

Die Äußerung ist bereits berücksichtigt.
· Die Knotenpunkte werden ggf. dem Bauleitplanverfahren zeitlich nachge-

ordnet ausgebaut. Die Detailplanung erfolgt nicht im Bebauungsplanver-
fahren. Daher können noch keine genaueren Aussagen getroffen werden.

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.
· Die Baumstämme auf dem Privatgrundstück befinden sich außerhalb der

Sichtdreicke. Baumfällungen sind nicht erforderlich.
· Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen nachgeord-

neter Planungsebenen geprüft.
· Im Zuge der Entwicklung des Gewerbegebiets wird eine weitere Verbes-

serung der Busanbindung geprüft, hierbei wird angestrebt, mit den künfti-
gen dort ansässigen Unternehmen konkrete Lösungen im Sinne eines in-
tegrierten Mobilitätsmanagements zu erarbeiten.

Ver- und Entsorgung
An der südlichen Grundstücksgrenze Ahrenloher Straße 281 ist im Wurzelbe-
reich von Hecken und Obstbäumen eine Fläche für Abfallentsorgung, Abwas-
serbeseitigung, Ablagerungen bzw. Elektrizität und Abwasser vorgesehen.
Der Konen- und Wurzelbereich der Bäume ist bei deren Einrichtung und Be-
trieb unbedingt zu schützen!

Der Äußerung wird gefolgt.
Die Versorgungsfläche ist 3 m von der Grundstücksgrenze entfernt. Weiter-
hin befindet sie sich außerhalb der Wurzelschutzbereiche der Bestands-
bäume. Konflikte werden daher nicht gesehen.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Löschwasser
· In den Plänen sind ausdrücklich Hochregallager als mögliche Bebauung

genannt. Sind die Feuerwehren hinreichend ausgerüstet und geschult, ein
brennendes Hochregallager mit installierten PV-Elementen zu löschen?

· Wie steht es um den Wasserdruck?
· Ist der neue Ellerhooper Weg mit 3,50 Metern breit genug ausgelegt, um

trotz Bäumen von Löschfahrzeugen befahren zu werden?
· Wird es auch in diesem hinteren Bereich des Gewerbegebietes (vor Be-

bauung/ während der Bauphase) Hydranten geben?

Die Fragen sind nicht abwägungsrelevant.
· Die Ausbildung der Feuerwehr ist nicht Sache des B-Plans.
· Für den Löschwasser-Grundschutz ist die Stadt zuständig. Diese Lösch-

wasserversorgung wird gesichert. Die Dimensionierung des Löschwasser-
bedarfs ist vorhabenabhängig und wird im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens bestimmt; genügt das Trinkwasser-Leitungsnetz nicht
aus, werden als Auflage in der Baugenehmigung zusätzliche Löschwas-
sertanks von den Unternehmen gefordert.

· Bis zur Erschließung der Grundstücke ist der Weg in 6,50 m Breite auszu-
führen - halb Privat und halb öffentlich.

· Die genauen Standorte der Hydranten sind nicht im B-Planverfahren zu
klären.

Umweltbericht
· Unklarheit: “Im Westen parallel zum Moorweg befindet sich eine Stellplatz-

anlage des östlich ansässigen Gewerbegebiets.“
Es gibt keinen Moorweg im Bereich Oha. Was/ Wer ist gemeint?

· Bitte „Ahrenloher Weg“ durch „Ahrenloher Straße“ ersetzen.
· Passus zur möglichen Gewerblichen Nutzung des Grundstücks Ahrenloher

Straße 281 streichen (nur im F-Plan, im B-Plan fehlt dieser Satz).

Die Äußerung wird berücksichtigt.
· Der Umweltbericht wird korrigiert.
· Der Umweltbericht wird korrigiert.

Die Äußerung wird nicht berücksichtigt.
· Die Planung ist auf die Zukunft ausgerichtet. Daher erfolgt keine Strei-

chung.
Schutzgut Mensch
Zum Thema Lärm, Reifenabrieb, Abgase ließe sich hier viel sagen…
Hört ja eh keiner zu. Geht wohl im allgemeinen Lärm unter.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Es wird auf die Abwägung zum Trennungsgrundsatz verwiesen.

Biotope
Die Gräben, Knicks und Gehölze im Innenbereich bitte nicht im „vorauseilen-
den Gehorsam“ zerstören! Solange es noch keine konkreten Interessenten
gibt, besteht noch die Möglichkeit, dass diese Strukturen erhalten bleiben kön-
nen – und wenn es nur für Greenwashing ist. Es gibt wunderschöne, beeindru-
ckende Eichen mit mehr als doppelter Armspannweite Umfang in den Knicks.
Die sind unersetzlich!

Die Äußerung wird nachgeordnet zum B-Plan weitergehend geprüft..
Die Stadt teilt die Einschätzung. Daher werden die Knicks erst beseitigt,
wenn die Flächen tatsächlich bebaut werden.
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Schutzgut Tiere und Pflanzen
Unklarheit: Warum fehlt in der Tabelle der Biotoptypen ein Kürzel für „Baum“?

Die Fragen sind nicht abwägungsrelevant.
In der Biotopkartierung (Legende) sind aufgemessenen Bestandsbäume
und nicht mehr erhaltende Bäume erläutert.

Knickschutz
· 5 Meter Breite der Maßnahmenfläche ist für die Weißdornhecke zu wenig.

Sie müsste auf eine Gesamtbreite von > 10 Metern festgelegt werden, auch
wenn es dort keine mächtigen Überhälter gibt. Bei einer Gebäudehöhe von
15 Metern wird die Hecke eine massive Einschränkung durch Schattenwurf
erfahren, die weniger Blüte und damit Insektennahrung im Frühjahr bedeu-
tet.

· Gäbe es die Möglichkeit, die Hecke entlang der Ahrenloher Straße weiter
zu führen und sie an das Grundstück Ahrenloher Straße 281 anzuschließen
(Biotopverbund)?

Die Äußerung ist bereits berücksichtigt.
Die Maßnahmenfläche zum Schutz der Weißdornhecke ist mit 12,50 m be-
messen und sehr großzügig.

Dem Vorschlag wird gefolgt.
Das Grundstück 281 wurde als artenreicher Garten erkannt, um eine Ver-
netzung mit den Hecken im nördlichen Bereich zu erreichen, wird innerhalb
der Anbauverbotszone zur L110 eine 5 m breite öffentliche Grünfläche mit
einem Anpflanzgebot (Hecke) festgesetzt.

Blick auf die Weißdornhecke vom Grundstück Ahrenloher Straße 281 (das
weiß blühenden im Hintergrund). Die Hecke steht derzeit vollsonnig.
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· Die Faustformel „Kronenbereich gleich Wurzelbereich“ ist nicht unbedingt
anwendbar, um damit die Breite eines Schutzstreifens für Hecken und
Knicks zu bestimmen, da die Wuchsform der Wurzeln unterschiedlich sind
und Kronen oft (z.B. bei Obstbäumen) nicht ihre naturgemäße Ausdehnung
haben.

· Unklarheit: „Entlang der für den Knickschutz festgesetzten Maßnahmenflä-
chen sind die Baugrenzen …um mindestens 12 Meter vom Knickfuß abge-
rückt. …Die Baugrenzen halten jeweils einen Mindestabstand von 70 Me-
tern zu den bestehenden Knicks ein.“ Wie groß ist der Abstand nun wirk-
lich?

· Vor der Maht der Schutzstreifen sollte unbedingt Müll gesammelt werden,
bevor dieser zu Mikroplastik zerschreddert wird.

· Das Abfahren von Mähgut ist dem Mulchen vorzuziehen, um die Flächen
auszumagern.

Der Empfehlung wird nicht gefolgt.
· Nach den anerkannten Regelwerken bemisst sich der Wurzelschutzbe-

reich aus Baumkronentraufe zuzüglich 1,50 m. Dieser Abstand ist bei den
Grünflächen eingehalten.
Dem B-Plan obliegt es nicht, die Regelwerke zu bewerten.
Die Maßgaben des Kreises Pinneberg zum Schutz der Knicks werden im
B-Plan sogar übertroffen.
Der Entwurf wurde nach der Beteiligung geändert. Die UNB forderte, die
Planstraße B nach Norden in den Knickdurchbruch zu verlegen.
Dadurch sind Wurzelschutzbereiche von 4 Bäumen innerhalb von Maß-
nahmenflächen betroffen. Auf die Einhaltung der anerkannten Regel-
werke wird verwiesen. Der Knick, obwohl er besteh bleibt, wird zum Teil
ausgeglichen.

Der Äußerung wird berücksichtigt.
· Die Baugrenzen mit der höchstmöglichen Gebäudehöhe von 29 m halten

jeweils einen Mindestabstand von 70 m zu den bestehenden Knicks ein.
Der Umweltbericht wird angepasst.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
· Die Knickpflege obliegt der Stadt. Diese wird für eine fachgerechte Pflege

sorgen. Weitere Festsetzungen auf Bebauungsplanebene werden daher
als nicht erforderlich erachtet.
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Baumschutzmaßnahmen
· Für die großkronigen Obstbäume im Westen des Grundstücks Ahrenloher

Straße 281 ist ein Abstand von 4 Metern zur Baugrenze sicher zu wenig!

· Ausreichender Abstand ist auch einzuhalten bei der Anlage der Versor-
gungsfläche für Elektrizität und Abwasser (s.o.).

· Unklarheit: Warum ist am Wohngrundstück eine Fläche für Abwasser vor-
gesehen? Das Abwasserpumpwerk ist laut Plan weiter nördlich im Gebiet
angedacht.

Die Einschätzung wird nicht geteilt.
Die Baugrenze ist von den Wurzelschutzbereichen abgerückt.
Der Äußerung ist bereits berücksichtigt.
Die Versorgungsfläche ist 3 m von der Grundstücksgrenze entfernt. Weiter-
hin befindet sie sich außerhalb der Wurzelschutzbereiche der Bestands-
bäume. Konflikte werden daher nicht gesehen.
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Auf der Fläche kann eine Anlage für Abwasser verortet werden, muss aber
nicht.

Begrünungsmaßnahmen
· Angesichts der zu erwartenden Zunahme von Trockenperioden ist für

Bäume auf Stellplätzen der Einsatz von Baumrigolen sinnvoll.

· Zum Bewässern wäre Wasser aus Regenwasserzisternen der Verwendung
von Trinkwasser vorzuziehen.

· Im Straßenraum müssen die Pflanzgruben sorgfältig vorbereitet werden,
damit die Bäume bei dem geringen Versickerungsvermögen der Böden
nach starken Niederschlägen nicht über längere Zeit im Wasser stehen und
bei Trockenheit trotzdem genügen Feuchtigkeit aus dem Boden ziehen
können.
Wurzeln wachsen zu Kondenswasser, das sich unter Asphaltdecken bildet.
Dadurch wird der Asphalt angehoben und auf Dauer die Decke zerstört.
Dem lässt sich durch offene Beläge entgegenwirken (so wie beim Fuß- und
Radweg an der Ahrenloher Straße bei rel. jungen Bäumen zum Teil schon
umgesetzt).
Durch geeignete Materialien im Unterbau unter dem Asphalt und eine
durchlässige Deckschicht kann Wasser in den Boden eindringen bzw. dort
gespeichert werden. Die Wurzeln entwickeln sich dadurch gleichmäßiger.
Diese Maßnahmen erhöhen die Nutzungsdauer der Wege und die Lebens-
dauer der Bäume.

Der Empfehlung wird nicht gefolgt,
da die Grundstückseigentümer selbst für die Bewässerung sorgen müssen.
Es können auch andere Maßnahmen angewendet werden.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Aus-
bauplanung weitergehend geprüft.

Die Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen.
Es wird davon ausgegangen, dass besonders die Pflanzung städtischer
Bäume fachgerecht erfolgt.
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· Bei großkronigen Bäumen an der Straße auf rechtzeitigen Schnitt achten,
damit die Kronen sich von Jungend an gemäß den Ansprüchen der LKW-
Höhen entwickeln und nicht durch zu späten Schnitt große Wunden entste-
hen.

· Lärmschutzwände gibt es auch mit Sicht- bzw. Lichtfenstern/ transparenten
Abschnitten. Die sollte bei der Festlegung der Bepflanzung berücksichtigt
werden.

· Bei der Gestaltung der Grundstücksflächen spielt zunehmend die Integra-
tion von offenen Wasserflächen gestalterisch eine Rolle. Offene Wasser-
flächen sollten daher neben Vegetation zulässig sein (auch unter dem As-
pekt der Regenrückhaltung).

Die Empfehlung wird zur Kenntnis genommen.
Es wird davon ausgegangen, dass besonders die Pflanzung städtischer
Bäume fachgerecht erfolgt.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Aus-
bauplanung weitergehend geprüft.

Die Empfehlung wird zur Kenntnis genommen.
Wasserflächen sind zulässig.
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Boden
· S. 42 FP-Begründung:“ Für die Planungsumsetzung kann ein Boden-

schutzkonzept aufgestellt werden…“. Es MUSS ein Bodenschutzkonzept
aufgestellt werden!
Zerstörte Bodenstruktur lässt sich nicht wieder herstellen!
Um Bodenmaterial wieder sinnvoll einbringen zu können, ist eine Trennung
der Bodenqualitäten unabdingbar.
Es ist jedenfalls nicht vorauszusetzen, dass im Tiefbau Tätige die Sensibi-
lität und Fachkunde haben, um Bodenmanagement zu betreiben!

Ein Bodenmanagementkonzept wird im Rahmen der Ausbauplanung erstellt,
wenn genaue Aussagen zu den geplanten Gewerbebetrieben getroffen wer-
den können.
Die Äußerung wird berücksichtigt.

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung
Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung von Umweltauswirkungen
· Zu behaupten, dass die Begrünung der Dachflächen „wesentlich durch

Rückhaltung von Niederschlagswasser, Verdunstung und Verminderung
des Oberflächenwasserabflusses“ zur Eingriffsminderung beiträgt ist bei 12
cm Substrathöhe und ohne das es sich um Retentionsdächer handelt
schon sehr optimistisch.
Ebenso die Aussage: “Insgesamt sind keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen des Schutzgutes Wasser bei Berücksichtigung der Maßnahmen des
Entwässerungskonzeptes zu erwarten.“
Meiner Ansicht nach Schönfärberei.

Die Einschätzung wird nicht geteilt.
Gründächer, auch in 12 cm Aufbau, haben einen nachweisbaren Effekt auf
den Wasserhaushalt (Verdunstung).
Die Maßnahmen berücksichtigen auch den Ausgleich der Gräben, so dass
nach Umsetzung dieser und nach den Maßnahmen des wasserwirtschaftli-
chen Konzeptes zur Beseitigung des Oberflächenwassers keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.

Schutzgut Klima/ Luft
· „Aufgrund der Lage an der Autobahn A 23 und der Landesstraße L 111 mit

dem angrenzenden Gewerbegebiet Oha I wird von geringen Grundbelas-
tung der Luft … durch Schadstoffe … ausgegangen.“
Aha! Ahrenlohe ist also ein Luftkurort durch die Lage an Autobahn, Land-
straße und Gewebegebiet.
Und ich dachte immer, Wald, Wiesen Felder, Seeluft wären gut. Wie schön,
dass es hier auch eine Müllerverbrennung und den Fritten-Geruch von Bur-
ger King gibt. Da werde ich bestimmt 100 Jahre alt!

Die Darstellung der Grundbelastung des Schutzgutes Klima / Luft wird im
Umweltbericht redaktionell angepasst.
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· „Den Folgen des Klimaschutzes soll darüber hinaus durch eine nachhaltige
bauliche Entwicklung entgegengewirkt werden.“ – Ja, funktioniert: Den Fol-
gen des Klimaschutzes wird entgegengewirkt!
Das liegt auch an „Von dieser Festsetzung kann befreit werden, wen eine
derartige Nutzung nicht wirtschaftlich erfolgen kann.“ Also Wirtschaft vor
Klimaschutz. (S. 47, FP-Begründung)

· S. 48: „Mit den zu erhaltenden Knicks … und den Baumpflanzungen wird
insgesamt eine Durchgrünung … und Einbindung in das Landschafts- und
Stadtbild erreicht.“
Die Stadt ist weit weg. Das ist doch der Grund, warum die Landschaft hier
kaputt gemacht wird! Von einer Einbindung kann bei den Gebäudehöhen
nicht die Rede sein! Es passt besser zum Wahrheitsgehalt des nachfolgen-
den Text-Abschnitts, wenn ein „bestmöglich“ eingefügt wird.

Die Einschätzung wird nicht geteilt.
Auf die Planungshoheit der Stadt und auf das Ziel der Bauleitplanung wurde
bereits zu Beginn eingegangen.
Bezüglich des Klimaschutzes wurden in den B-Plan umfangreiche Maßnah-
men aufgenommen: Festsetzung von Gründächern, Photovoltaikanlagen,
Maßnahmen für die Nutzung von Wärme und/oder Kälte aus Produktionspro-
zessen, Schutzfestsetzungen der Bestandsgehölze, Anpflanzfestsetzungen
und Festsetzung zur Durchlässigkeit des Bodens.

Die Einschätzung wird nicht geteilt.
Die Standortwahl erfolgte in Folge des „Landschaftsökologischen Fachbei-
trags zur Standortsuche für ein Gewerbegebiet in der Stadt Tornesch“ (Büro
Mordhorst, 2013). Es wurde nach Möglichkeit versucht, die zu erwartenden
Eingriffe zu minimieren. Die Stadt hält daher an der Aussage im Umweltbe-
richt fest.
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Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes
· „Die Durchführung … entspricht dem Bedarf … sowie den Anfragen ...“.

Der Bedarf wäre nachzuweisen.
Fragen kostet nix!

Die Einschätzung wird nicht geteilt.
Der Bedarf ist im B-Planverfahren nicht nachzuweisen. Im Rahmen der vor-
bereitenden Bauleitplanung vorgeschalteten ZAV (Zielabweichungsverfah-
rens Regionalplanung) wurde der Bedarf nachgewiesen. Die Stadt (Pla-
nungshoheit) ermittelt den Bedarf und leitet gemäß der geordneten Entwick-
lung das Bauleitplanverfahren ein.

Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung
· „Eine wesentliche Veränderung des Status Quo der Umwelt ist nicht zu er-

warten.“
Da fehlen mir die Worte!
Nach dem Kauf der Baumschulflächen wurde Mais angebaut. Das war das
Ende der letzten Lerche hier im Umkreis. Die LETZTE Lerche!
Und Hasen gibt es seit Jahren nur noch gelegentlich als blutigen Matsch-
haufen auf der Straße zu sehen.
Wo ist denn da der Bezugsrahmen für das „Wesentlich“?
Es würde in Deutschland keine „wesentlich Veränderung des Status Quo
der Umwelt“ bringen, wenn Tornesch komplett verschwindet. Ehrlich! Es
würde nicht auffallen!

Die Einschätzung wird nicht geteilt.
Die Bauleitplanung umfasst den Ist-Zustand.

Beschreibung der Maßnahmen zu Überwachung der erheblichen Auswir-
kungen (Monitoring)
· Wenn das Gebiet nicht in einem Guss bebaut wird, wann soll die Begehung

dann erfolgen? Wie wird der Erfolg/ die Beibehaltung kontrolliert?
Monitoring ist die Überwachung von Vorgängen (-> über einen Zeitraum)
nicht Bestandaufnahme (-> Zustand zu einem Zeitpunkt)!

· S. 52: „Zusammenfassend ist festzustellen, dass … keine erheblichen
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. „Es wird nicht wahrer,
wenn man es wiederholt!
Steter Tropfen .. führt zu Klimawandel und Biodiversitätsverlust … und ir-
gendwann läuft das Fass über.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Das Monitoring obliegt der Stadt. Diese wird für eine sachgerechte Überwa-
chung sorgen. Die Begehung erfolgt üblicher Weise nach Realisierung der
Baumaßnahmen.

Die Einschätzung wird nicht geteilt.
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B-Plan
· In einen Gespräch mit Herrn Lutz vor einigen Jahren machte er die Aus-

sage, das Logistik für Oha II nicht in Frage käme, da dadurch zu wenig
Arbeitsplätze geschaffen werden würden. Jetzt wird die Ansiedlung von „ar-
beitsplatzintensiven Betrieben“ ausgeschlossen. Wie passt das zusam-
men?

Die Frage ist nicht abwägungsrelevant.
Zur Bauleitplanungen wurde ein Zielabweichungsverfahren gemäß § 13 Ab-
satz 1 Landesplanungsgesetz (LaplaG) in Verbindung mit § 6 Absatz 2
Raumordnungsgesetz (ROG) durchgeführt. Das Verfahren wurde mit Erlass
vom 08.01.2020 zum Abschluss gebracht. Es wurde festgestellt, dass die 52.
Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 105 der Stadt Tornesch unter Abweichung von den Zielen der Raum-
ordnung gemäß Ziffer 5.3 (6) des Regionalplans für den Planungsraum I,
Fortschreibung 1998, in Verbindung mit Ziffer 2.4.1 (3) des Landesentwick-
lungsplans 2020 vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt
sind.
Gemäß Tenor des Erlasses vom 08.01.2020 wurde weiterhin ausdrücklich
darauf hingewiesen, dass das geplante Gewerbegebiet auf verkehrs- und flä-
chenintensive gewerbliche Branchen, die auf die überregionale Verkehrsan-
bindung angewiesen sind und/oder nicht siedlungsnah untergebracht werden
können, auszurichten ist. Die Ansiedlung von arbeitsplatzintensiven Betrie-
ben, die siedlungsnah und in guter Zuordnung zum ÖPNV untergebracht
werden sollen, wie z.B. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, stehen
mit den Zielsetzungen eines überregionalen Gewerbegebietes nicht in Ein-
klang.

· Was bedeutet es z.B. für Erholungssuchende, wenn der neue Ellerhooper
Weg halb öffentlich, halb privat ausgebaut ist? Gibt es Nutzungseinschrän-
kungen?
Wer wäre z.B. für Beleuchtung, Räumdienst, Müllsammeln ... verantwort-
lich? Oder ergibt sich mehr eine Situation, die einem Feld-/ Wirtschaftsweg
vergleichbar wäre?

Die Äußerung wird im Rahmen der Ausbauplanung weitergehend ge-
prüft.
Detailplanungen sind nicht Sache des B-Plans.
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Ausschluss von Nutzungen
· Ergibt sich aus dem Ausschluss sozialer Zwecke, dass Betriebskindergär-

ten oder Kinderbetreuung in einer Kita, die ggf. von den Gewerbebetreiben
in Oha II initiiert wurde, nicht möglich wäre? Sind Betriebssporteinrichtun-
gen auch unzulässig?

Die Frage ist nicht abwägungsrelevant.
Das ist korrekt.
Es wird auf die Ausrichtung des Gebietes (keine arbeitsplatzintensiven Be-
trieben) verwiesen.

Maß der baulichen Nutzung
Die Höhenfestsetzungen beziehen auch Lüftungsanlagen etc. mit ein.
Bei Dachbegrünung müssen Photovoltaik-Module aufgeständert werden,
Klein-WKAs stehen je nach Typ auf Masten.
Wie ist das bei den Gebäudehöhen zu berücksichtigen? Hier wäre eine klä-
rende Formulierung nötig.

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen.
Die Nutzung von regenerativen Energien ist vorgeschrieben. Bei Planung
der Gebäude ist dieser Umstand zu beachten. Die Stadt hat sich dazu ent-
schieden, keine Überschreitung der Bauhöhen zuzulassen, da die Gebäu-
dehöhen bereits sehr großzügig sind.

WKAs auf dem Dach der Greenpeace-Zentrale in HH
(https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Greenpeace_Landesb%C3%BCro_
Deutschland,_Hamburg.JPG, abgefragt 19.08.2021, 14:20 Uhr)
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Gebietsinterne Gliederung im B-Plan 105
· GE 1 wird als zusammenhängendes Baufeld ausgewiesen. Wie hat man

sich die Bebauung nach den verschiedenen Lärm-Kontingentierungen
praktisch vorzustellen?

Die Frage ist nicht abwägungsrelevant.
Es handelt sich um einen Angebots-B-Plan. Die Einzelheiten werden von den
Grundstückseigentümern geplant. Die Grundstücksgrenzen könnten entlang
der Kontingentflächen ausgewiesen werden. Dies steht aber noch nicht fest.

Natur und Landschaft
· Unklar: Es heißt, es würden drei innere Knicks in GE 1 erhalten. Es handelt

sich dabei um das Knickstück entlang der Planstraße A, den Knick um die
angedachte Stellplatzfläche an der Ahrenloher Straße und …? Wo liegt der
dritte Knick?

Die Frage ist nicht abwägungsrelevant.
Ein weiterer befindet sich am künftigen Regenrückhaltebecken nordwestlich
des Gebiets k - GE A

Knickneuanpflanzungen
· Um die Neuanpflanzungen bewässern zu könne, sollte der Brunnen mög-

lichst lange erhalten bleiben.
Gerade bei Wällen läuft Niederschlagswasser oft schneller ab, als es im
Boden versickern kann. Eine möglichst einfach umzusetzende Bewässe-
rung erhöht die Erfolgsaussicht des Anwachsens der Neupflanzungen, weil
sie häufigeres Wässern ermöglicht. Hier wäre die Nutzung des Brunnens
hilfreich!

Die Äußerung wird in der Ausbauplanung weitergehend geprüft.

Pflege der Knicks
· Es wäre zu überlegen, ob man die Knicksaumstreifen im Gebiet mosaikar-

tig einmalig zu einem der Termine bei zweischürigen Wiesen mähen sollte,
um mehr Vielfalt zu schaffen (also Fläche 1 immer im Juli, benachbarte
Fläche 2 immer im September).
Aber bitte immer vorher den Müll sammeln!

Die Äußerungen wird zur Kenntnis genommen.
Die Knickpflege obliegt der Stadt. Diese wird für eine Fachgerechte Pflege
sorgen. Weitere Festsetzungen sind daher nicht erforderlich.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (4)
· Unklar: Da die Weißdornhecke in der Planzeichnung offenbar fehlerhaft mit

(2) gekennzeichnet ist, ist die Frage, wo die mehrfach erwähnte Knickneu-
anlage im östlichen Bereich des Plangebietes sein soll.

Die Äußerungen wird berücksichtigt.
Die Knickneuanlage befindet sich im Westen. Die Knickneuanlage im Osten
ist zugunsten der Weißdornhecke entfallen. Die Begründung korrigiert.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Stell- und Parkplatzbegrünung
· Es werden immer häufiger Parkplätze mit Photovoltaik-Dächern über-

spannt (Kombination Energieerzeugung und Beschattung). Diese Möglich-
keit wird durch die Festlegung auf großkronige Laubbäume ausgeschlos-
sen.
Bepflanzung und Photovoltaik ließen sich vereinbaren, wenn niedriger
wachsende Sträucher (2 Meter Höhe, z.B. Schwarze Johannisbeere) ge-
wählt werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Detail-
planungen weitergehend geprüft.
Es handelt sich um einen Angebots-B-Plan. Die Einzelheiten werden von den
Grundstückseigentümern geplant.
Die Stadt bevorzugt die Begrünung des Gewerbegebietes.

Ich habe den Artikel dazu leider nicht wieder gefunden, daher diese Fotos als
Anregung. (https://www.clickcon.eu, abgerufen 19.08.2021, 14:46 Uhr)

· Unklarheit: Die Vorschläge zur Begrünung von Lärmschutzwänden sind
wesentlich spärlicher als die Vorschläge zur Begrünung der Fassaden, ob-
wohl dieselben Pflanzen möglich wären. Gibt es dafür einen Grund?

Die Frage ist nicht abwägungsrelevant.
Die Stadt hält die Festsetzung für ausreichend.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Örtliche Bauvorschriften
· Beleuchtete Werbeanlagen sollten außerhalb der Geschäftszeiten grund-

sätzlich ausgeschaltet werden!
· Die Dachneigung bei Hauptgebäuden soll nicht > 20 ° sein. Der Optimale

Aufstellwinkel für PV-Module liegt jedoch in Deutschland bei 30-35°.

Die Äußerung ist bereits berücksichtigt.
Eine ähnliche Festsetzung ist m B-Plan enthalten.

Dem Vorschlag wird nicht gefolgt.
Die Stadt möchte den künftigen Gewerbetreibenden keine Vorschriften
diesbezüglich machen. Aufgeständerte PV-Anlagen sind ebenfalls möglich.

Aufschüttungen und Abgrabungen
· Der Bereich Oha ist „steinreich“. Es bietet sich an, bei den Baumaßnahmen

gefundene Steine für Abböschungen und Geländegestaltungen (Trocken-
steinbiotope oder an Ufern von Wasserflächen) einzusetzen. Evtl. kann je-
doch die Formulierung zum Schutz vor „Schottergärten“ missverstanden
werden, so dass dieser Einsatz natürlicher, ortstypischer Materialien unter-
bleibt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Detail-
planungen weitergehend geprüft.

Verkehrliche Erschließung
· Gibt es Überlegungen, wie der Anschluss der Erweiterungsflächen Oha II

im Norden an die Alte B 5erfolgen soll? Hintergrund der Frage ist, dass der
neue Ellerhooper Weg den Knick am Wendehammer durchschneidet. Das
wäre nicht nötig, wenn man die Planstraße gleich auf der anderen Seite
des Knicks entlang führt. Soll die Planstraße allerdings bei einer Erweite-
rung vom Wendehammer gerade aus verlängert werden, macht das keinen
Unterschied mehr, da dann ein Knickdurchbruch an anderer Stelle erfor-
derlich werden würde (so wie es jetzt geplant ist, endet der Wendehammer
an einer großen Auffahrt zur nördlich angrenzenden Fläche).

Die Frage ist nicht abwägungsrelevant.
Die Planstraße im B-Plan 105 wird bei Planung der Erweiterungsfläche
nach Norden erweitert.
Der Wendehammer wird nur temporär angelegt, bis die Straße erweitert
wird. Ein Durchbruch durch den nördlichen Knick muss immer erfolgen.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Alternative Routenplanung für die Planstraße, um den Knick zu schützen.
· Planstraße A soll von einem Geh- und Radweg flankiert werden, wie es

auch in Oha I der Fall ist. Leider ist bis heute trotz mehrere Hinweise eine
entsprechende Beschilderung des Weges in Oha I nicht erfolgt, so dass es
sich verkehrsrechtlich um einen reinen Fußweg handelt…

· Unklarheit: Wie soll die Kreuzung gestaltet werden? Auf welcher Seite der
Planstraße ist der Fuß- und Radweg vorgesehen?

Die Äußerung ist nicht abwägungsrelevant.
OHA I ist nicht Teil dieser Bauleitplanung.

Die Äußerung ist nicht abwägungsrelevant.
Wie bereits beschrieben, wird die Detailplanung nachgeordnet zum B-Plan
erstellt.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Entwässerung
Auch wenn Maßnahmen vorgesehen sind, dass Niederschlagswasser im Ge-
biet zu halten, wird es zu einem Rückgang der Grundwasser-Neubildungsrate
kommen.
Das Grundstück Ahrenloher Straße 281 verfügt über einen alten Hausbrunnen,
der noch immer (für die Gartenbewässerung) eingesetzt wird. Auch die Nach-
barn entlang der Alten Bundesstraße haben noch Hausbrunnen.
Es ist sicherzustellen, dass die Nutzung der Brunnen trotz Versiegelung und
das Ableiten der Niederschläge über das Verbandsgewässer in gewohntem
Maße möglich bleibt!

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen nachgeord-
neter Planungsschritte weitergehend geprüft.

B-Plan, Teil B
· Unklarheit: Wäre das Errichten von PV- oder Klein-Windkraftanlagen au-

ßerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche möglich?

Die Äußerung wird berücksichtigt.
Der B-Plan wird dahingehend geändert, dass Anlagen zur Nutzung erneuer-
barer Energien aus außerhalb der Baugrenzen zulässig sind.

Biotopbestand
· Die Kartierung der Bäume auf den Grundstück Ahrenloher Straße 281 weist

Fehler auf.
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Stadt hat von der Einwendenden eine Auflistung der Bäume erhalten
und wird diese in den Umweltbericht einarbeiten.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Schallgutachten
Für die Wohnnutzenden südlich entlang der Alten Bundesstraße gibt es nach
Umsetzung von Oha II keine Lärm-abgewandte Seite mehr.
Es ist mir unverständlich, wie mit zu duldenden Überschreitungen, fehlenden
Korrekturen und ausbleibender Berücksichtigung noch ein Schutzziel erreicht
werden könnte! Lärmgutachten verkommen so zur Farce!

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Mit einer schalltechnischen Untersuchung wurden die zu erwartenden schall-
schutzrechtlichen Auswirkungen des Vorhabens beurteilt und die möglichen
Konflikte dargestellt. Für die Bebauung sind in Bezug auf den B-Plan-indu-
zierten Zusatzverkehr nicht mit einer erheblichen Zunahme des öffentlichen
Straßenverkehrs zu rechnen, so dass sich durch den B-Plan-induzierten Zu-
satzverkehr vom Prognose-Nullfall zum Prognose-Planfall nicht beurteilungs-
relevant verändert.
Zum Schutz der angrenzenden Wohnbebauung vor Gewerbelärm sind ent-
sprechende Festsetzungen erfolgt.
Unter Berücksichtigung möglicher Bebauung innerhalb des Plangeltungsbe-
reiches sind zudem Verminderungen der Beurteilungspegel aus Verkehrs-
lärm an der bestehenden Bebauung südlich der Alten Bundesstraße 5 mög-
lich.
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1   Bürgerin ……………., Schreiben vom 20.08.2021
Zusammenfassung der Äußerung Abwägungsvorschlag

Wasserwirtschaftliches Konzept
· Die Böden im Einzugsbereich des Vorfluters sind ähnlich schlecht versicke-

rungsfähig wie die Böden im B-Planbereich.
Bei steigender Versiegelung im Einzugsbereich (auch in Ellerhoop wird ge-
baut) und zunehmenden Starkregenereignissen ist abzusehen, dass Land-
wirte und Gärtner entlang des Vorfluters die Leidtragenden von Über-
schwemmungen auf ihren Nutz- und Betriebsflächen sein werden. Wer pro-
fitiert? Wer zahlt?

· Es sind Staugräben entlang Knicks vorgesehen, die bislang keine Gräben
hatten.
Ich bin besorgt wegen möglicher Wurzelschädigungen beim Anlegen der
ca. 1,50 tiefen Gräben und die Auswirkungen von Staunässe auf die Wur-
zeln.

· Wie tief soll das geplante Rückhaltebecken sein?
· Unklarheit: Das Schmutzwasserpumpwerk liegt nach Zeichnung innerhalb

einer Maßnahmenfläche – ist das richtig? Es würde sich dann dabei um ein
(unterflur) Tiefbauwerk im Wurzelbereich handeln.

· Bezüglich der Details der Ableitung bin ich gespannt auf die konkreten Pla-
nungen. Grundsätzlich wären offene Ableitungen vorzuziehen.

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.
· Nach dem B-Planverfahren sind wasserrechtliche Genehmigungen erfor-

derlich. In dem Zusammenhang werden alle Voraussetzungen überprüft.
Zum jetzigen Zeitpunkt sieht die Stadt Tornesch keinen Hinderungs-
grund zur Umsetzung des wasserwirtschaftlichen Konzeptes.

· Der vorgesehene Staugraben hält einen ausreichenden Abstand zum
nördlichen Knick ein. In den Bereichen, wo der Graben bzw. die Ver-
kehrsfläche innerhalb der Schutzstreifen verlaufen muss, werden Aus-
gleichsmaßnahmen getroffen.

· Gem. wasserwirtschaftlichem Konzept :

· Die Zeichnung für die Lage des Schmutzwasserpumpwerk ist in einem
recht großen Maßstab gezeichnet. Tatsächlich liegt es an dem künftigen
landwirtschaftlichen Weg. Um es besser zu verorten, wird eine Versor-
gungsfläche im GE festgesetzt.

· Die Detailplanung klärt sich in der  wasserrechtlichen Genehmigung
Anregung für das Planungsbüro: es hätte die Arbeit mit dem Dokument sehr
vereinfacht, wenn die Pläne zu den textlichen Ausführungen im Anhang über
Seitenzahlen auffindbar gewesen wären.

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.





Gemeinde Heidgraben

Beschlussvorlage

Bebauungsplan Nr. 25 für eine Fläche westlich Pracherdamm entlang der
Bergstraße; hier: Aufstellungsbeschluss

Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung:
Die Bebauung entlang der Bergstraße nimmt derzeit am unbeplanten Innenbereich
teil. Sämtliche Bauvorhaben müssen sich demnach derzeit nach § 34 BauGB in die
Eigenart der näheren Umgebung einfügen. Das Einfügegebot sorgte bereits
mehrfach zu Diskussionen. Es wurde regelmäßig versucht, die Regelungen
weitestgehend auszureizen bzw. zu überschreiten.
Zudem sieht der gemeindliche Flächennutzungsplan westlich an die bestehende
Bebauung noch Flächen mit der Darstellung Wohnbaufläche vor. Diese befinden sich
jedoch momentan im Außenbereich der Gemeinde. Sie können daher derzeit keiner
Bebauung zugeführt werden. Diese beiden Problemlagen führten dazu, über die
Erforderlichkeit einer Bauleitplanung nachzudenken.

Zu der Frage der Überplanung fand ein erster Austausch mit der Planungsabteilung
des Kreises Pinneberg statt. Der Kreis Pinneberg kann sich eine Überplanung
entlang der Bergstraße vorstellen. Dem Kreis Pinneberg ist es jedoch wichtig, dass
sich die Planung beidseits der Bergstraße erstreckt und sich bis zum Pracherdamm
in östlicher Richtung erstreckt. Das Ausmaß der Planung wird durch die im
Flächennutzungsplan bereits als Wohnbaufläche ausgewiesene Fläche westlich
begrenzt.

Der Bebauungsplan kann dann zukünftig verbindlich die Bebauung entlang der
Bergstraße regeln. Dies führt zu eindeutigen Verhältnissen, die sicherlich großzügige
Baugrenzen vorsehen werden. Zudem wird die bereits angefragte bauliche
Entwicklung in westliche Richtung durch die Aufstellung des Bebauungsplanes
ermöglicht.

Vorlage Nr.: 0973/2022/HD/BV

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 23.05.2022

Bearbeiter: Wiese AZ:

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus

Ausschuss für Umweltschutz und
Bauleitplanung, Kleingarten der Gemeinde
Heidgraben

22.06.2022 öffentlich

Gemeindevertretung Heidgraben 27.06.2022 öffentlich
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Der Bebauungsplan kann im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB
aufgestellt werden. Es kann daher auf den Umweltbericht und die frühzeitige
Beteiligung verzichtet werden.

Finanzierung:
Eine etwaige Planung ist durch den Initiator zu finanzieren. Hierzu ist ein
Kostenübernahmevertrag zu schließen.

Fördermittel durch Dritte:
entfällt

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauleitplanung, Kleingarten empfiehlt / Die
Gemeindevertretung beschließt,
1. Für das Gebiet nördlich und südlich der Bergstraße sowie westlich des
Pracherdamms wird der Bebauungsplan Nr. 25 aufgestellt. Es werden folgende
Planungsziele verfolgt: Es soll eine Nachverdichtung sowie geringe Erweiterung der
Wohnbebauung stattfinden.
2. Der Aufstellungsbeschluss ist nach § 2 Abs. 1 S. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu
machen.
3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs soll ein Planungsbüro, mit der Beteiligung
der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange soll ein
Planungsbüro beauftragt werden.
4. Von der frühzeitigen Unterrichtung und der Erörterung wird nach § 13a BauGB
abgesehen.

____________________
Ernst-Heinrich Jürgensen

(Bürgermeister)

Anlagen: Lageplan, möglicher Plangeltungsbereich
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Gemeinde Heidgraben

Beschlussvorlage

Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 2022

Sachverhalt:
Gemäß § 5 der Haushaltssatzung der Gemeinde Heidgraben für das Haushaltsjahr
2022 ist der Bürgermeister verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens
halbjährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und
Auszahlungen und über die über- und außerplanmäßig eingegangenen
Verpflichtungen zu berichten. Für unerhebliche über- und außerplanmäßige
Aufwendungen und Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen bis zu einem
Betrag von 2.500,-- € kann der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 95 d
Gemeindeordnung erteilen. Die Genehmigung der Gemeindevertretung gilt in diesen
Fällen als erteilt.

Darüber hinaus können im Rahmen der Deckungsfähigkeit deckungsberechtigte
Ansätze zu Lasten der deckungspflichtigen Ansätze erhöht werden. Eine
Genehmigungspflicht ist auch hier solange nicht gegeben, wie der gesamte
Deckungskreis nicht überschritten wird. Nur darüber hinaus gehende über- und
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sowie
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der besonderen Genehmigung der
Gemeindevertretung.

Dieser Beschlussvorlage ist eine Zusammenstellung aller über- und
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen der Gemeinde Heidgraben
beigefügt. Darüber hinaus wird eine Deckungskreisübersicht vorgelegt.

Stellungnahme der Verwaltung:
Der Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personalwesen und die
Gemeindevertretung werden um Kenntnisnahme gebeten. Sofern eine
Genehmigungspflicht besteht, wird um Genehmigung der
Haushaltsüberschreitungen gebeten.

Vorlage Nr.: 0967/2022/HD/BV

Fachbereich: Finanzen Datum: 16.05.2022

Bearbeiter: Tronnier AZ:

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus

Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und
Personalwesen der Gemeinde Heidgraben

20.06.2022 öffentlich

Gemeindevertretung Heidgraben 27.06.2022 öffentlich
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Finanzierung:
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist vorläufig durch Minderausgaben in
anderen Bereichen sichergestellt.

Fördermittel durch Dritte:
Entfällt.

Beschlussvorschlag:
Die gemäß der Beschlussvorlage beigefügten Zusammenstellung der im
Haushaltsjahr 2022 geleisteten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und
Auszahlungen der Gemeinde Heidgraben werden zur Kenntnis genommen. Der
Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Personalwesen empfiehlt/Die
Gemeindevertretung beschließt, die genehmigungspflichtigen
Haushaltsüberschreitungen zu genehmigen.

__________________
Ernst-Heinrich Jürgensen
(Bürgermeister)

Anlagen:
Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen,
Deckungskreisübersicht
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0001: Gemeindeorgane   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 111000  42.200 0,00 42.200,00 0,00 0,00 15.721,09 0,00 26.478,91 

  
  
Summe Verfügbar 
 

26.478,91 

 

0002: Innere Verwaltungsangelegen- heiten   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 111100  63.500 0,00 63.500,00 0,00 0,00 13.732,48 2.120,80 47.646,72 

  
  
Summe Verfügbar 
 

47.646,72 

 

0003: Gebäudemanagement   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 111300  407.700 0,00 407.700,00 0,00 57.262,75 198.278,04 0,00 152.159,21 

  
  
Summe Verfügbar 
 

152.159,21 

 

0004: Liegenschaftsverwaltung   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 111310  900 0,00 900,00 0,00 0,00 1.759,40 0,00 -859,40 

  
  
Summe Verfügbar 
 

-859,40 

 

0005: Brandschutz   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 126000  80.800 0,00 80.800,00 0,00 0,00 30.664,90 0,00 50.135,10 

  
  
Summe Verfügbar 
 

50.135,10 

 

0006: Grundschule   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
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Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 211100  227.700 0,00 227.700,00 0,00 0,00 74.937,04 57,33 152.705,63 

  
  
Summe Verfügbar 
 

152.705,63 

 

0007: Schulkostenbeiträge   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 211100  19.500 0,00 19.500,00 0,00 0,00 6.543,73 0,00 12.956,27 

Summe 217000  175.000 0,00 175.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 175.000,00 

Summe 218000  200.000 0,00 200.000,00 0,00 0,00 161.686,41 0,00 38.313,59 

Summe 221000  12.000 0,00 12.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 12.000,00 

Summe   406.500 0,00 406.500,00 0,00 0,00 168.230,14 0,00 238.269,86 

  
  
Summe Verfügbar 
 

238.269,86 

 

0008: Mensa   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 243100  160.300 0,00 160.300,00 0,00 0,00 66.766,28 1.660,37 91.873,35 

  
  
Summe Verfügbar 
 

91.873,35 

 

0009: Bücherei   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 272000  20.600 0,00 20.600,00 0,00 0,00 7.269,15 0,00 13.330,85 

  
  
Summe Verfügbar 
 

13.330,85 

 

0010: Heimat- und sonstige Kultur- pflege   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 281000  6.000 0,00 6.000,00 0,00 0,00 3.848,64 0,00 2.151,36 

  
  
Summe Verfügbar 
 

2.151,36 

 

0011: Soziale Einrichtungen für Ältere   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
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Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 315100  11.700 0,00 11.700,00 0,00 0,00 2.590,63 0,00 9.109,37 

  
  
Summe Verfügbar 
 

9.109,37 

 

0012: Kinder- und Jugenderholung   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 362200  13.900 0,00 13.900,00 0,00 0,00 9,23 0,00 13.890,77 

  
  
Summe Verfügbar 
 

13.890,77 

 

0013: Tageseinrichtungen für Kinder   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 365000  1.903.300 0,00 1.903.300,00 0,00 0,00 679.921,24 0,00 1.223.378,76 

  
  
Summe Verfügbar 
 

1.223.378,76 

 

0014: Jugendzentren   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 366300  20.600 0,00 20.600,00 0,00 0,00 8.680,95 0,00 11.919,05 

  
  
Summe Verfügbar 
 

11.919,05 

 

0015: Eigene Sportstätten   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 424100  16.400 0,00 16.400,00 0,00 0,00 8.267,92 0,00 8.132,08 

  
  
Summe Verfügbar 
 

8.132,08 

 

0016: Wasserversorgung   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 533000  208.800 0,00 208.800,00 0,00 0,00 71.267,21 0,00 137.532,79 
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Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

  
  
Summe Verfügbar 
 

137.532,79 

 

0017: Abwasserbeseitigung   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 538000  246.200 0,00 246.200,00 0,00 0,00 205.505,55 0,00 40.694,45 

  
  
Summe Verfügbar 
 

40.694,45 

 

0018: Gemeindestraßen   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 541000  253.800 0,00 253.800,00 0,00 0,00 74.671,40 0,00 179.128,60 

  
  
Summe Verfügbar 
 

179.128,60 

 

0019: Öffentliche Gewässer / Wasserbauliche Anlagen   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 552000  20.300 0,00 20.300,00 0,00 0,00 7.576,93 0,00 12.723,07 

  
  
Summe Verfügbar 
 

12.723,07 

 

0020: Bauhof   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 573200  312.400 0,00 312.400,00 0,00 0,00 121.815,01 409,10 190.175,89 

  
  
Summe Verfügbar 
 

190.175,89 

 

0021: Umlagen   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 611000  2.042.900 0,00 2.042.900,00 0,00 0,00 1.287.436,19 0,00 755.463,81 

  
  
Summe Verfügbar 
 

755.463,81 
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0022: Zuschüsse   
Ergebnishaushalt 

 Deckungskreistyp: echte gegenseitige Deckung 
Berechtigung bei unechter Deckung: Summe der Mehreinzahlungen berechtigen... 

 
Konto Bezeichnung Ansatz Reste-VJ Gesamt Sperren Aufträge Angeordnet Vorm.AO Verfügbar 

Summe 126000  1.500 0,00 1.500,00 0,00 0,00 1.500,00 0,00 0,00 

Summe 262000  600 0,00 600,00 0,00 0,00 80,00 0,00 520,00 

Summe 281000  4.000 0,00 4.000,00 0,00 0,00 130,90 0,00 3.869,10 

Summe 331000  2.100 0,00 2.100,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.100,00 

Summe 421000  1.500 0,00 1.500,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.500,00 

Summe   9.700 0,00 9.700,00 0,00 0,00 1.710,90 0,00 7.989,10 

  
  
Summe Verfügbar 
 

7.989,10 





Haushaltsüberschreitungen Heidgraben 2022

Md. Schlüssel Bezeichnung Ansatz AO Verfügbar* Deckung Begründung zu genehmigen

bereits

genehmigt

noch zu

genehmigen

03 111100.54110000

Sonstige Personal- und 

Versorgungsaufwendungen 0,00 1.948,70 -1.948,70 0002 arbeitsmed. Betreuung - - -

03 111100.78310000

Auszahlungen aus dem Erwerb von 

beweglichen Sachen des Anlagevermögens 

oberhalb der Wertgrenze i.H.v. 1.000 Euro 0,00 2.646,56 -2.646,56 Tresor Gemeindebüro 2.646,56 0,00 2.646,56

03 111300.52310000 Mieten und Pachten 0,00 24.532,54 -24.532,54 0003

Miete Inventar 

MarktTreff / falsches 

PSK, Korrektur 

Dauerbeleg erst ab 

2023 möglich - - -

03 111310.52110000

Unterhaltung der Grundstücke und 

baulichen Anlagen 0,00 363,62 -363,62 0004 Baumkontrollen - - -

03 111310.52410000

Bewirtschaftung der Grundstücke und 

baulichen Anlagen 0,00 2.579,30 -2.579,30 Grundbesitzabgaben 2.579,30 - 2.579,30

03 111310.54410000 Steuern, Versicherungen, Schadenfälle 0,00 550,30 -550,30 0004

Unfallversicherung, 

Land- und 

Forstwirtschaft - - -

03 122100.52710000

Besondere Verwaltungs- und 

Betriebsaufwendungen 0,00 37,86 -37,86 Erste-Hilfe Material - - -

03 126000.50410000 Beihilfen, Unterstützungen und dgl. 0,00 1.003,09 -1.003,09 0005 Untersuchungen FW - - -

03 126000.54210000

Aufwendungen für ehrenamtliche und 

sonstige Tätigkeit 6.100,00 6.581,37 -481,37 0005 Verdienstausfälle FW - - -

03 126000.54290000

Sonstige Aufwendungen für die 

Inanspruchnahme von Rechten und 

Diensten 1.000,00 1.172,14 -172,14 0005

Zuarbeiten 

Sturmschäden - - -

03 126000.54410000 Steuern, Versicherungen, Schadenfälle 6.500,00 7.504,78 -1.004,78 0005

Ersatztürblatt, 

Versicherungs-schaden - - -

03 126000.54560000

Erstattung an sonstige öffentliche 

Sonderrechnungen 1.700,00 1.785,95 -85,95 0005 Kreisschlauchwäscherei - - -

03 211100.54290000

Sonstige Aufwendungen für die 

Inanspruchnahme von Rechten und 

Diensten 0,00 55,00 -55,00 0006

Mitgliedschaft 

Jugendherbergen, 

Friedrich Bödecker - - -

TOP Ö  11TOP Ö  11
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03 211100.78320000

Auszahlungen aus dem Erwerb von 

beweglichen Sachen des Anlagevermögens 

oberhalb der Wertgrenze i.H.v. 150 Euro 

und bis einschl. der Wertgrenze i.H.v. 1.000 

Euro 0,00 465,31 -465,31 Hebelschneider - - -

03 221000.50120000

Entgelte und dgl. - 

Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 0,00 700,00 -700,00

Wahrneuhmungs-

förderung - - -

03 243100.52310000 Mieten und Pachten 0,00 1.532,80 -1.532,80 0008 Miete TK, Dämpfer - - -

03 365000.78310000

Auszahlungen aus dem Erwerb von 

beweglichen Sachen des Anlagevermögens 

oberhalb der Wertgrenze i.H.v. 1.000 Euro 5.000,00 23.287,58 -18.287,58

Umweltbaum, 

Spendenmaßnahme 18.287,58 - 18.287,58

03 365000.78510000 Auszahlungen aus Hochbaumaßnahmen 0,00 403,47 -403,47 Prüfung Brandschutz - - -

03 366300.52910000

Aufwendungen für sonstige 

Dienstleistungen 200,00 690,14 -490,14 0014

Lehrmittel, 

Veranstaltungen 

Jugendzentrum - - -

03 424100.52410000

Bewirtschaftung der Grundstücke und 

baulichen Anlagen 0,00 1.132,61 -1.132,61 0015

Versicherung

Kunstrasenplatz - - -

03 533000.54310000 Geschäftsaufwendungen 0,00 6.854,41 -6.854,41 0016

Vergabeverfahren

Wasserkonzession - - -

03 538000.52410000

Bewirtschaftung der Grundstücke und 

baulichen Anlagen 0,00 5.579,48 -5.579,48 0017

Strom 

Abwasserbeseitigung - - -

03 538200.52210000

Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen 

Vermögens 0,00 393,30 -393,30 Splülung NW-Leitung - - -

03 541000.52410000

Bewirtschaftung der Grundstücke und 

baulichen Anlagen 0,00 20.173,45 -20.173,45 0018

Strom 

Straßenbeleuchtung - - -

03 541000.53130000 Zuweisungen an Zweckverbände 24.800,00 37.063,00 -12.263,00 0018 Umlage Wegeunterh. - - -

03 541000.54570000 Erstattungen an private Unternehmen 0,00 42,84 -42,84 wilder Müll - - -

03 573110.78310000

Auszahlungen aus dem Erwerb von 

beweglichen Sachen des Anlagevermögens 

oberhalb der Wertgrenze i.H.v. 1.000 Euro 0,00 125,49 -125,49

Zubehör Defi 

MarktTreff - - -

03 611000.53722000

Allgemeine Umlagen an 

Gemeinden/Gemeindeverbände 0,00 10.344,00 -10.344,00 0021

Abr. EST-Anteile 4. Qu. 

21 - - -

Summe -114.249,09 23.513,44 0,00 23.513,44
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